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Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Gesundheit (14. Ausschuss) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
– Drucksache 20/8105 – 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der hochschulischen Pflegeausbildung,  
zu Erleichterungen bei der Anerkennung ausländischer Abschlüsse in der Pflege 
und zur Änderung weiterer Vorschriften  
(Pflegestudiumstärkungsgesetz – PflStudStG) 

A. Problem 
Nach Ansicht der Bundesregierung kann das vorhandene Potenzial an Pflegestu-
dierenden mangels einer auskömmlichen Finanzierung des praktischen Teils der 
hochschulischen Pflegeausbildung derzeit nicht umfassend genutzt werden. Dies 
habe in Deutschland eine sehr geringe Akademiker-Quote in der Pflegeausbildung 
zur Folge. 

B. Lösung 
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht eine Reform des Pflegestudiums 
vor. Langfristiges Ziel sei es, das Pflegestudium neben der beruflichen Ausbil-
dung als eine attraktive Alternative für Menschen mit Hochschulzugangsberech-
tigung zu etablieren und den Anteil der Studierenden, wie vom Wissenschaftsrat 
empfohlen, auf 10 Prozent zu erhöhen. Nach dem Gesetzentwurf soll das Pflege-
studium künftig als duales Studium ausgestaltet werden. Ferner ist insbesondere 
vorgesehen, das Anerkennungsverfahren für Fachkräfte aus dem Ausland zu ver-
einheitlichen und zu vereinfachen. 

Annahme des Gesetzentwurfs in geänderter Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und AfD bei Stimmenthaltung der Fraktion 
DIE LINKE. 

C. Alternativen 
Ablehnung des Gesetzentwurfs. 
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Die durch dieses Gesetz entstehenden Kosten können laut Bundesregierung nicht 
genau beziffert werden, da unklar ist, wie viele Studierende zukünftig von den 
Regelungen betroffen sein werden. Bislang haben sich jährlich rund 500 Studie-
rende in einem primärqualifizierenden Studiengang nach dem Pflegeberufegesetz 
erstimmatrikuliert. Über alle Semester hinweg werden sich im Jahr 2023 damit 
rund 1 500 Studierende auf der bisherigen Grundlage in einer hochschulischen 
Pflegeausbildung befinden, ausgehend davon, dass das Studium mindestens drei 
Jahre dauert. Durch die Einführung einer Vergütung sowie der Refinanzierung 
der Kosten der Praxiseinsätze im Rahmen der hochschulischen Pflegeausbildung 
wird davon ausgegangen, dass die Studierendenzahlen zukünftig steigen werden. 
Für die nachfolgenden Berechnungen wird mit Blick auf die aktuellen Studien-
platzkapazitäten davon ausgegangen, dass sich im Jahr rund 3 000 Studierende 
über alle Semester hinweg in einer hochschulischen Pflegeausbildung werden be-
finden können, darunter rund 1 000 Studierende, die sich erstimmatrikuliert ha-
ben. Die hierdurch entstehenden Mehrkosten werden von den Kostenträgern des 
Ausbildungsfonds entsprechend ihrer prozentualen Verteilung nach § 33 Absatz 1 
des Pflegeberufegesetzes aufgebracht. 

Ausgehend von den gemeldeten Pauschalbudgets der Länder für das Jahr 2023 ist 
laut Bundesregierung von einem durchschnittlichen Pauschalbudget für die prak-
tische Ausbildung in Höhe von rund 8 600 Euro für jede Auszubildende bzw. für 
jeden Auszubildenden jährlich auszugehen. Der Median der vertraglich vorgese-
henen Ausbildungsvergütung von Auszubildenden zum Pflegefachmann bezie-
hungsweise zur Pflegefachfrau in Vollzeit in den drei Ausbildungsjahren liegt im 
ersten Ausbildungsjahr bei 1 166 Euro, im zweiten Ausbildungsjahr bei 1 227 
Euro, im dritten Ausbildungsjahr bei 1 333 Euro und im Durchschnitt aller drei 
Ausbildungsjahre bei rund 1 242 Euro. Die monatlichen Kosten der Ausbildungs-
vergütung (Arbeitgeber-Brutto) belaufen sich auf rund 1 515 Euro. Insgesamt ist 
folglich von jährlichen Kosten von rund 26 800 Euro für die Finanzierung des 
praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung, einschließlich der Zah-
lung einer Vergütung, je studierender Person auszugehen. Dabei erfolgt die Be-
rechnung unter der Annahme, dass sich die Kosten für den praktischen Teil der 
hochschulischen Pflegeausbildung trotz höherer Anforderungen an die Praxisan-
leitung im Pflegestudium in etwa auf gleichem Niveau der beruflichen Ausbil-
dung bewegen werden. Im Gegensatz zur beruflichen Ausbildung werden die 
Kosten der Ausbildungsvergütung für die hochschulische Pflegeausbildung ohne 
Anrechnung eines Wertschöpfungsanteils finanziert. 

Vorliegend wird von der Bundesregierung davon ausgegangen, dass durch die 
Steigerung der Attraktivität der hochschulischen Pflegeausbildung eine Vollaus-
lastung der Studienkapazitäten erreicht werden kann und so im ersten Jahr nach 
Inkrafttreten der Regelungen rund 1 500 Studierende eine auf Grundlage dieses 
Gesetzes ausgestaltete hochschulische Pflegeausbildung aufnehmen werden. 
Hierdurch würden im ersten Jahr nach Inkrafttreten Mehrkosten in Höhe von rund 
40 Millionen Euro entstehen. 

Ebenfalls zu berücksichtigen sind laut Bundesregierung die Kosten der Ausbil-
dungsvergütung der Studierenden, die ihr Pflegestudium auf der bisherigen 
Grundlage begonnen haben und fortsetzen können und im Rahmen einer Über-
gangsvorschrift einen Anspruch auf die Zahlung einer Ausbildungsvergütung er-
halten. Es wird davon ausgegangen, dass etwa 1 500 Studierende (Wintersemester 
2021/2022 bis einschließlich Wintersemester 2023/2024) ab dem 1. Januar 2024 
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unter die Übergangsregelung fallen. Hierdurch ist mit Mehrkosten in Höhe von 
rund 27 Millionen Euro zu rechnen. 

Hinzukommen noch Mehrkosten in Höhe eines Aufschlags von 3 Prozent für die 
Liquiditätsreserve sowie in Höhe von 0,6 Prozent für die Verwaltungskostenpau-
schale nach § 32 des Pflegeberufegesetzes. Damit ergeben sich für das erste Jahr 
nach Inkrafttreten der Regelungen Mehrkosten in Höhe von rund 69 Millionen 
Euro. 

Ausgehend von den aktuellen Studienplatzkapazitäten bei einer Vollauslastung 
und unabhängig von den Studierenden, die nach bisherigem Recht ihr Studium 
aufgenommen haben und in absehbarer Zeit exmatrikuliert sein werden, wird laut 
Bundesregierung davon ausgegangen, dass sich künftig über alle Semester hin-
weg bis 3 000 Studierende jährlich in einer auf Grundlage dieses Gesetzes ausge-
stalteten hochschulischen Pflegeausbildung befinden werden. Hierdurch entste-
hen Mehrkosten in Höhe von rund 83 Millionen Euro jährlich, einschließlich des 
Aufschlags für die Liquiditätsreserve und die Verwaltungskostenpauschale. 

Es ist laut Bundesregierung davon auszugehen, dass sich im Gegenzug eine Kos-
tenersparnis bei den Kosten der beruflichen Pflegeausbildung einstellt. Bisher hat 
sich ein großer Teil derjenigen Personen, die sich für eine Ausbildung in der 
Pflege interessieren und eine Hochschulzugangsberichtigung besitzen, vermutlich 
aufgrund der Zahlung einer Ausbildungsvergütung für die fachschulische Pflege-
ausbildung entschieden. Aufgrund der Zahlung einer Ausbildungsvergütung auch 
für die Studierenden wird es, ungeachtet einer grundsätzlichen Steigerung der 
Ausbildungszahlen, zu einer Verschiebung von Ausbildungszahlen zu Gunsten 
der hochschulischen Pflegeausbildung und zu Lasten der beruflichen Pflegeaus-
bildung kommen. Es wird davon ausgegangen, dass rund ein Drittel der Studie-
renden sich aufgrund der Ausbildungsvergütung für die hochschulische Pflege-
ausbildung statt für eine fachschulische Pflegeausbildung entschieden haben wer-
den. Ausgehend von den gemeldeten Pauschalbudgets der Länder für das Jahr 
2023 ist von einem durchschnittlichen Pauschalbudget für die praktische Ausbil-
dung in Höhe von rund 8 600 Euro und für den Unterricht in Höhe von 8 800 Euro 
für jede Auszubildende bzw. für jeden Auszubildenden jährlich auszugehen. Zu-
züglich der Ausbildungsvergütung bedeutet dies jährliche Kosten in Höhe von 
rund 36 000 Euro je Auszubildende bzw. je Auszubildenden. Über alle Semester 
hinweg werden sich rund 1 000 Studierende in einem Pflegestudium befinden, die 
sich gegen eine berufliche Pflegeausbildung entschieden haben. Dies bedeutet auf 
Seiten der beruflichen Pflegeausbildung eine Kostenersparnis von rund 37 Milli-
onen Euro, dies einschließlich des Aufschlags für die Liquiditätsreserve und die 
Verwaltungskostenpauschale. 

Sofern die Länder ihre Studienplatzkapazitäten ausbauen, kann laut Bundesregie-
rung davon ausgegangen werden, dass die Anzahl der Studierenden durch die 
neuen Regelungen zukünftig steigen wird. Der Wissenschaftsrat fordert zur Ver-
besserung der Pflegequalität einen Akademisierungsanteil von 10 bis 20 Prozent 
bezogen auf alle Auszubildenden eines Jahrgangs (Empfehlungen zu hochschuli-
schen Qualifikationen für das Gesundheitswesen – Drs. 2411-12). Gemessen an 
den durchschnittlichen Eintrittszahlen einer beruflichen Pflegeausbildung nach 
dem Pflegeberufegesetz von etwa 60 000 Auszubildenden wären das zukünftig 
mindestens 6 000 Studierende jährlich. 

D.1 Bund, Länder und Kommunen 

Der Bund ist als Beihilfeträger an den auf die zur Versorgung nach § 108 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) zugelassenen Krankenhäuser entfal-
lenden Kosten laut Bundesregierung in sehr geringem Umfang beteiligt. Im Üb-
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rigen ergeben sich für den Bund über die bereits im Zusammenhang mit dem Pfle-
geberufegesetz entstandenen Mehr- und Minderausgaben hinaus aus diesem Ge-
setz keine weiteren Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand. 

Auf Grundlage des vorgesehenen Landesanteils am Ausbildungsfonds in Höhe 
von 8,9446 Prozent entstehen den Ländern laut Bundesregierung ausgehend von 
3 000 Studierenden jährlich über alle Semester hinweg Mehrkosten in Höhe von 
rund 7,4 Millionen Euro. Dem steht eine Kostenersparnis in Höhe von rund 
3,3 Millionen Euro gegenüber, da davon auszugehen ist, dass sich über alle Se-
mester hinweg rund ein Drittel der Studierenden aufgrund der Ausbildungsvergü-
tung für die hochschulische Pflegeausbildung statt für eine fachschulische Pfle-
geausbildung entschieden haben. 

Darüber hinaus sind die Länder und Gemeinden als Beihilfeträger an den zur Ver-
sorgung nach § 108 SGB V zugelassenen Krankenhäuser entfallenden Kosten in 
sehr geringem Umfang beteiligt. 

D.2 Gesetzliche Krankenversicherung 

Gemäß § 33 Absatz 1 Nummer 1 des Pflegeberufegesetzes entfallen 57,2380 Pro-
zent des ermittelten Finanzierungsbedarfs auf die zur Versorgung nach 
§ 108 SGB V zugelassenen Krankenhäuser. Diese Kosten werden zu rund 85 Pro-
zent durch die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) refinanziert 
(WIAD/prognos, Forschungsgutachten zur Finanzierung eines neuen Pflegeberu-
fegesetzes (2013), Ergebnisbericht, S. 44). Ausgehend von 3 000 Studierenden 
jährlich über alle Semester hinweg ist mit Mehrkosten von rund 40,4 Millionen 
Euro zu rechnen. 

Es ist laut Bundesregierung davon auszugehen, dass sich im Gegenzug Kosten-
einsparungen bei der GKV für die Finanzierung der beruflichen Pflegeausbildung 
ergeben werden. Aufgrund der Zahlung einer Ausbildungsvergütung für die Stu-
dierenden wird es vermutlich zu einer Verschiebung von Ausbildungszahlen zu 
Gunsten der hochschulischen Pflegeausbildung kommen. Es wird davon ausge-
gangen, dass rund ein Drittel der Studierenden sich aufgrund der Ausbildungsver-
gütung für die hochschulische Pflegeausbildung statt für eine fachschulische Pfle-
geausbildung entscheiden werden. Über alle Semester hinweg werden sich rund 
1 000 Studierende in einem Pflegestudium befinden, die sich gegen eine berufli-
che Pflegeausbildung entschieden haben. Dies bedeutet auf Seiten der beruflichen 
Pflegeausbildung eine Kostenersparnis von rund 18 Millionen Euro für die GKV. 

D.3 Soziale Pflegeversicherung 

Durch den zu leistenden Direktbetrag von 3,6 Prozent ist ausgehend von 3 000 
Studierenden jährlich laut Bundesregierung über alle Semester hinweg mit Mehr-
kosten für die soziale Pflegeversicherung (SPV) in Höhe von rund 3 Millionen 
Euro zu rechnen. Gemindert werden diese Kosten durch die 10-prozentige Erstat-
tung durch die private Pflege-Pflichtversicherung. Insoweit verbleiben bei der so-
zialen Pflegeversicherung Belastungen in Höhe von rund 2,7 Millionen Euro. 

Darüber hinaus entstehen für die SPV laut Bundesregierung mittelbar weitere 
nicht genau bezifferbare Kosten. Gemäß § 33 Absatz 1 Nummer 2 des Pflegebe-
rufegesetzes entfallen 30,2174 Prozent des ermittelten Finanzierungsbedarfs auf 
die zur Versorgung nach § 71 Absatz 2 und § 72 Absatz 1 des Elften Buches So-
zialgesetzbuch (SGB XI) zugelassenen stationären Pflegeeinrichtungen sowie auf 
die zur Versorgung nach § 71 Absatz 1 und § 72 Absatz 1 SGB XI und nach 
§ 37 SGB V zugelassenen ambulanten Pflegeeinrichtungen. Ausgehend von 
3 000 Studierenden jährlich über alle Semester hinweg ist insofern für den Pfle-
gesektor mit Mehrkosten in Höhe von rund 25,1 Millionen Euro zu rechnen. Diese 
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werden überwiegend durch die Pflegebedürftigen in den ambulanten und statio-
nären Pflegeeinrichtungen über die Eigenanteile getragen. Aufgrund der Eigen-
anteilbegrenzung im Bereich der stationären Pflege entfällt davon ein nicht genau 
bezifferbarer Anteil im einstelligen Millionenbereich auf die SPV. Um Pflegebe-
dürftige vor Überforderung durch steigende Pflegekosten zu schützen, zahlt die 
Pflegeversicherung einen Leistungszuschlag zum pflegebedingten Eigenanteil der 
pflegebedürftigen Person, der mit der Dauer der vollstationären Pflege steigt. 

Es ist laut Bundesregierung davon auszugehen, dass sich im Gegenzug Kosten-
einsparungen bei der SPV für die Finanzierung der beruflichen Pflegeausbildung 
in Höhe eines nicht genau bezifferbaren Anteils im sechsstelligen Bereich ergeben 
werden. Aufgrund der Zahlung einer Ausbildungsvergütung für die Studierenden 
wird es vermutlich zu einer Verschiebung von Ausbildungszahlen zu Gunsten der 
hochschulischen Pflegeausbildung kommen. 

E. Erfüllungsaufwand 
Laut Bundesregierung führen die Regelungen dieses Gesetzes die bisherigen Re-
gelungen des Finanzierungssystems des Pflegeberufegesetzes sowie der Pflege-
berufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung fort. Auf diese Weise kann mit we-
nig Aufwand und in kurzer Zeit die Finanzierung des praktischen Teils des Pfle-
gestudiums erreicht werden. 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger (Studierende) entsteht laut Bundesregierung ein 
einmaliger Erfüllungsaufwand durch den Abschluss eines Ausbildungsvertrages 
mit dem Träger des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung von 
einer Stunde je Ausbildungsvertrag. Bei angenommenen 650 neuen Ausbildungs-
verträgen jährlich für die hochschulische Pflegeausbildung (berücksichtigt wer-
den nur diejenigen, die nicht ohnehin einen Ausbildungsvertrag für die berufliche 
Pflegeausbildung abgeschlossen hätten) entsteht ein Zeitaufwand von rund 650 
Stunden jährlich. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Verschiedene in diesem Gesetz vorgesehene Pflichten der Wirtschaft, wie bei-
spielsweise der Abschluss des Ausbildungsvertrages mit den Studierenden und 
die Zahlung der Ausbildungsvergütung durch den Träger des praktischen Teils 
der hochschulischen Pflegeausbildung, waren laut Bundesregierung bereits für 
die berufliche Pflegeausbildung nach dem Pflegeberufegesetz vorgesehen und be-
wirken daher keinen zusätzlichen Erfüllungsaufwand. 

Im Gesetz teilweise neu vorgesehene Pflichten für die Träger der hochschulischen 
Pflegeausbildung werden im Rahmen des bestehenden Finanzierungssystems 
über den Ausbildungsfonds refinanziert und bewirken daher laut Bundesregierung 
ebenfalls keinen zusätzlichen Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Über die bereits im Zusammenhang mit dem Pflegeberufegesetz entstandenen Bü-
rokratiekosten aus Informationspflichten für die Wirtschaft hinaus entsteht laut 
Bundesregierung durch dieses Gesetz kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 
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E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltung entsteht laut Bundesregierung kein zusätzlicher Erfüllungs-
aufwand, da die bereits bestehenden und gewachsenen Strukturen des Finanzie-
rungssystems für die berufliche Pflegeausbildung nach dem Pflegeberufegesetz 
genutzt werden können. 

Für die Wahlmöglichkeit einer genderneutralen Berufsbezeichnung entsteht der 
Verwaltung laut Bundesregierung ein nicht bezifferbarer Erfüllungsaufwand in 
sehr geringem Umfang. 

F. Weitere Kosten 
Von den auf die zur Versorgung nach § 108 SGB V zugelassenen Krankenhäuser 
entfallenden Kosten in Höhe von 57,2380 Prozent am Gesamtfinanzierungsbedarf 
werden laut Bundesregierung rund 11 Prozent durch die private Krankenversiche-
rung refinanziert (WIAD/prognos, Forschungsgutachten zur Finanzierung eines 
neuen Pflegeberufegesetzes (2013), Ergebnisbericht, S. 44). Hierdurch ist laut 
Bundesregierung ausgehend von 3 000 Studierenden jährlich über alle Semester 
hinweg mit Mehrkosten in Höhe von rund 5,2 Millionen Euro zu rechnen. 

Auf die Pflegebedürftigen in den ambulanten und stationären Pflegeeinrichtungen 
entfällt ein Anteil an den Mehrkosten in Höhe von rund 25,1 Millionen Euro. Ge-
mäß § 33 Absatz 1 Nummer 2 des Pflegeberufegesetzes entfallen 30,2174 Pro-
zent des ermittelten Finanzierungsbedarfs auf die zur Versorgung nach § 71 Ab-
satz 2 und § 72 Absatz 1 SGB XI zugelassenen stationären Pflegeeinrichtungen 
sowie auf die zur Versorgung nach § 71 Absatz 1 und § 72 Absatz 1 SGB XI und 
nach § 37 SGB V zugelassenen ambulanten Pflegeeinrichtungen. Ausgehend von 
3 000 Studierenden jährlich über alle Semester hinweg ist laut Bundesregierung 
insofern im Ausgleichsfonds mit Mehrkosten in Höhe von rund 25,1 Millionen 
Euro zu rechnen. Diese werden überwiegend durch die Pflegebedürftigen in den 
ambulanten und stationären Pflegeeinrichtungen über die Eigenanteile getragen. 
Aufgrund der Eigenanteilbegrenzung im Bereich der stationären Pflege entfällt 
davon ein geringer und nicht genau bezifferbarer Anteil in der Größenordnung 
eines einstelligen Millionenbetrags auf die SPV. Um Pflegebedürftige vor Über-
forderung durch steigende Pflegekosten zu schützen, zahlt die Pflegeversicherung 
einen Leistungszuschlag zum pflegebedingten Eigenanteil der pflegebedürftigen 
Person, der mit der Dauer der vollstationären Pflege steigt. Ebenfalls entfällt ein 
geringer und nicht genau bezifferbarer Anteil auf die Sozialhilfeträger. 

Es ist laut Bundesregierung davon auszugehen, dass sich im Gegenzug Kosten-
einsparungen bei den Pflegebedürftigen für die Finanzierung der beruflichen Pfle-
geausbildung ergeben werden. Aufgrund der Zahlung einer Ausbildungsvergü-
tung für die Studierenden wird es vermutlich zu einer Verschiebung von Ausbil-
dungszahlen zu Gunsten der hochschulischen Pflegeausbildung kommen. Es wird 
davon ausgegangen, dass rund ein Drittel der Studierenden sich aufgrund der Aus-
bildungsvergütung für die hochschulische Pflegeausbildung und gegen eine fach-
schulische Pflegeausbildung entscheiden werden. Über alle Semester hinweg 
werden sich rund 1 000 Studierende in einem Pflegestudium befinden, die sich 
gegen eine berufliche Pflegeausbildung entschieden haben. Dies bedeutet auf Sei-
ten der Pflegebedürftigen eine Kostenersparnis von rund 11,2 Millionen Euro. 

Für die private Pflege-Pflichtversicherung ergeben sich laut Bundesregierung 
durch ihre 10-prozentige Beteiligung an den Kosten der Direktzahlung der SPV 
geschätzte Mehrkosten in Höhe von rund 300 000 Euro. 
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Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau sind laut Bundesregie-
rung wegen des geringen Umfangs der finanziellen Auswirkungen im Verhältnis 
zum Bruttoinlandsprodukt nicht zu erwarten. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 20/8105 in der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Berlin, den 18. Oktober 2023 

Der Ausschuss für Gesundheit 

Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
Stellvertretende Vorsitzende 

 
 

 
 

Bettina Müller 
Berichterstatterin 

Emmi Zeulner 
Berichterstatterin 

Kordula Schulz-Asche 
Berichterstatterin 

Jens Teutrine 
Berichterstatter 

Martin Sichert 
Berichterstatter 

Ates Gürpinar 
Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Stärkung der hochschulischen Pflegeausbildung,  
zu Erleichterungen bei der Anerkennung ausländischer Abschlüsse in der Pflege  
und zur Änderung weiterer Vorschriften (Pflegestudiumstärkungsgesetz – PflStudStG) 
– Drucksache 20/8105 – 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheit (14. Ausschuss) 

Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung 
der hochschulischen Pflegeausbildung, 

zu Erleichterungen bei der Anerken-
nung ausländischer Abschlüsse in der 
Pflege und zur Änderung weiterer Vor-

schriften 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung 
der hochschulischen Pflegeausbildung, 

zu Erleichterungen bei der Anerken-
nung ausländischer Abschlüsse in der 
Pflege und zur Änderung weiterer Vor-

schriften 

(Pflegestudiumstärkungsgesetz – 
PflStudStG) 

(Pflegestudiumstärkungsgesetz – 
PflStudStG) 

Vom ... Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

I n h a l t s ü b e r s i c h t  I n h a l t s ü b e r s i c h t  

Artikel 1 Änderung des Pflegeberufegesetzes Artikel 1 u n v e r ä n d e r t  

Artikel 2 Weitere Änderung des Pflegeberufege-
setzes 

Artikel 2 u n v e r ä n d e r t  

 Artikel 2a Weitere Änderung des Pflegeberufege-
setzes zum 1. Januar 2025 

Artikel 3 Änderung der Pflegeberufe-Ausbil-
dungsfinanzierungsverordnung 

Artikel 3 u n v e r ä n d e r t  

 Artikel 3a Weitere Änderung der Pflegeberufe-
Ausbildungsfinanzierungsverordnung 
zum 1. Januar 2025 

Artikel 4 Änderung der Pflegeberufe-Ausbil-
dungs- und -Prüfungsverordnung 

Artikel 4 u n v e r ä n d e r t  

 Artikel 4a Weitere Änderung der Pflegeberufe-
Ausbildungs- und -Prüfungsverord-
nung zum 1. Januar 2025 

Artikel 5 Änderung des Hebammengesetzes Artikel 5 u n v e r ä n d e r t  

Artikel 6 Änderung der Studien- und Prüfungsver-
ordnung für Hebammen 

Artikel 6 u n v e r ä n d e r t  

Artikel 7 Änderung des MT-Berufe-Gesetzes Artikel 7 u n v e r ä n d e r t  
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Artikel 8 Änderung der MT-Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung 

Artikel 8 u n v e r ä n d e r t  

 Artikel 8a Änderung des Dritten Buches Sozialge-
setzbuch 

 Artikel 8b Änderung des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch 

 Artikel 8c Weitere Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Artikel 8d Weitere Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Artikel 8e Weitere Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Artikel 8f Weitere Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Artikel 8g Weitere Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Artikel 8h Weitere Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Artikel 8i Weitere Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Artikel 8j Weitere Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Artikel 8k Änderung des Sechsten Buches Sozial-
gesetzbuch 

 Artikel 8l Änderung des Elften Buches Sozialge-
setzbuch 

 Artikel 8m Weitere Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Artikel 8n Weitere Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Artikel 8o Weitere Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Artikel 8p Weitere Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Artikel 8q Weitere Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Artikel 8r Weitere Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Artikel 8s Weitere Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch 
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 Artikel 8t Weitere Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Artikel 8u Änderung des Sozialgesetzbuches 
Vierzehntes Buch 

 Artikel 8v Änderung des Infektionsschutzgeset-
zes 

 Artikel 8w Änderung des Pflegeunterstützungs- 
und -entlastungsgesetzes 

 Artikel 8x Änderung des Krankenhausfinanzie-
rungsgesetzes 

 Artikel 8y Änderung des DRK-Gesetzes 

 Artikel 8z Änderung des Grundstoffüberwa-
chungsgesetzes 

 Artikel 8z1 Änderung des Gesetzes über den Beruf 
des Logopäden 

 Artikel 8z2 Änderung des Ergotherapeutengeset-
zes 

 Artikel 8z3 Änderung des Masseur- und Physio-
therapeutengesetzes 

 Artikel 8z4 Änderung der Apothekenbetriebsord-
nung 

 Artikel 8z5 Änderung der Pflegepersonalunter-
grenzen-Verordnung 

 Artikel 8z6 Änderung der Anästhesietechnische- 
und Operationstechnische-Assisten-
ten-Ausbildungs- und -Prüfungsver-
ordnung 

Artikel 9 Inkrafttreten Artikel 9 u n v e r ä n d e r t  
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Artikel 1 Artikel 1 

Änderung des Pflegeberufegesetzes u n v e r ä n d e r t  

Das Pflegeberufegesetz vom 17. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2581), das zuletzt durch Artikel 9a des Ge-
setzes vom 11. Juli 2021 (BGBl. I S. 2754) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:  

a) Nach der Angabe zu § 38 werden die folgen-
den Angaben eingefügt: 

 

„§ 38a Träger des praktischen Teils der 
hochschulischen Pflegeausbildung 

 

§ 38b Ausbildungsvertrag zur hochschu-
lischen Pflegeausbildung“. 

 

b) Nach der Angabe zu § 39 wird folgende An-
gabe eingefügt: 

 

„§ 39a Finanzierung der hochschulischen 
Pflegeausbildung“. 

 

c) Nach der Angabe zu § 66a werden die fol-
genden Angaben eingefügt:  

 

„§ 66b Übergangsvorschriften und Zah-
lung einer Vergütung für begon-
nene hochschulische Pflegeausbil-
dungen nach Teil 3 dieses Gesetzes 
in der am 31. Dezember 2023 gel-
tenden Fassung 

 

§ 66c Überleitung von begonnenen hoch-
schulischen Pflegeausbildungen 
nach Teil 3 dieses Gesetzes in der 
am 31. Dezember 2023 geltenden 
Fassung“. 

 

2. In § 26 Absatz 1 wird die Angabe „Teil 2“ durch 
die Wörter „den Teilen 2 und 5“ ersetzt. 

 

3. § 27 wird wie folgt geändert:  

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Pflegebe-
rufsausbildung“ durch das Wort „Ausbil-
dung“ ersetzt. 

 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt:  

„(3) Zu den Kosten der Ausbildung ge-
hören auch die Kosten der zusätzlichen Aus-
bildung nach § 14.“ 
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4. § 29 Absatz 5 Satz 3 wird wie folgt gefasst:  

„Diese Erklärungen können auch nur für die Fi-
nanzierung der Träger der praktischen Ausbil-
dung, die Finanzierung der Pflegeschulen oder die 
Finanzierung der zusätzlichen Ausbildung nach 
§ 14, auch in Verbindung mit § 37 Absatz 5, ab-
gegeben werden.“ 

 

5. § 30 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

„Die zuständige Behörde des Landes, die Landes-
krankenhausgesellschaft, die Vereinigungen der 
Träger der ambulanten oder stationären Pflegeein-
richtungen im Land, die Landesverbände der 
Kranken- und Pflegekassen sowie der Landesaus-
schuss des Verbandes der privaten Krankenversi-
cherung legen durch gemeinsame Vereinbarun-
gen Pauschalen zu den Kosten der praktischen 
Ausbildung einschließlich der Kosten für die zu-
sätzliche Ausbildung nach § 14, auch in Verbin-
dung mit § 37 Absatz 5, fest; sie können jeweils 
gesonderte Pauschalen festlegen.“  

 

6. § 32 Absatz 2 Satz 2 wird durch die folgenden 
Sätze ersetzt: 

 

„Die Verwaltungskostenpauschale wird dem Be-
trag nach Absatz 1 als Aufschlag hinzugerechnet. 
Sie wird beim Finanzierungsbedarf und im Aus-
gleichsfonds gesondert ausgewiesen.“  

 

7. In § 33 Absatz 6 Satz 2 wird nach dem Wort 
„sind“ ein Komma und werden die Wörter „oder 
Einzelheiten zur Abweichung von dem Zeitpunkt 
der Einzahlung einschließlich der Möglichkeit 
von anteiligen Einzahlungen nach Absatz 1 Num-
mer 3, sofern die Liquidität des Ausgleichfonds 
zum Zeitpunkt der Auszahlung der Ausgleichszu-
weisung im entsprechenden Finanzierungszeit-
raum weiterhin sichergestellt ist“ eingefügt. 

 

8. In § 34 Absatz 2 wird das Wort „leitet“ durch das 
Wort „hat“ und das Wort „weiter“ durch das Wort 
„weiterzuleiten“ ersetzt. 

 

9. § 38 wird wie folgt geändert:  

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Es“ die Wörter „ist ein duales Studium und“ 
eingefügt.  
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b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:  

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt: 

 

„Sie werden auf der Grundlage eines 
Ausbildungsplans durchgeführt, der 
vom Träger des praktischen Teils der 
hochschulischen Pflegeausbildung 
nach § 38a nach den Maßgaben der 
Hochschule für jede studierende Person 
zu erstellen ist.“ 

 

bb) In dem neuen Satz 3 werden nach dem 
Wort „Einrichtungen“ die Wörter „im 
Umfang von mindestens 10 Prozent der 
während eines Einsatzes zu leistenden 
praktischen Ausbildungszeit“ einge-
fügt. 

 

c) Absatz 4 Satz 2 wird durch die folgenden 
Sätze ersetzt:  

 

„Sie schließt einen Kooperationsvertrag mit 
einem Träger des praktischen Teils der hoch-
schulischen Ausbildung nach § 38a, um die 
Durchführung der Praxiseinsätze sicherzu-
stellen. Die Hochschule prüft, ob der Ausbil-
dungsplan für den praktischen Teil den An-
forderungen des modularen Curriculums ent-
spricht. Ist dies nicht der Fall, ist der Träger 
des praktischen Teils der hochschulischen 
Ausbildung nach § 38a verpflichtet, den 
Ausbildungsplan so anzupassen, dass er dem 
modularen Curriculum entspricht.“ 

 

10. Nach § 38 werden die folgenden §§ 38a und 38b 
eingefügt: 

 

„§ 38a 

 

Träger des praktischen Teils der hochschulischen 
Pflegeausbildung 

 

(1) Der Träger des praktischen Teils der 
hochschulischen Pflegeausbildung übernimmt auf 
Grundlage des mit der Hochschule getroffenen 
Kooperationsvertrags die Verantwortung für die 
Organisation und Durchführung der Praxisein-
sätze. Er hat über Vereinbarungen mit den weite-
ren, am praktischen Teil der hochschulischen 
Pflegeausbildung beteiligten Einrichtungen zu ge-
währleisten, dass die Praxiseinsätze auf Grund-
lage des Ausbildungsplans zeitlich und sachlich 
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gegliedert so durchgeführt werden können, dass 
das Ausbildungsziel in der vorgesehenen Zeit er-
reicht werden kann. 

(2) Träger des praktischen Teils der hoch-
schulischen Pflegeausbildung im Sinne von Ab-
satz 1 können ausschließlich Einrichtungen nach 
§ 7 Absatz 1 sein, 

 

1. die eine Hochschule selbst betreiben oder  

2. die mit mindestens einer Hochschule einen 
Kooperationsvertrag über die Durchführung 
der theoretischen und praktischen Lehrver-
anstaltungen geschlossen haben. 

 

(3) Die Aufgaben des Trägers des prakti-
schen Teils der hochschulischen Pflegeausbil-
dung nach Absatz 1 können von einer Hochschule 
wahrgenommen werden, wenn Trägeridentität be-
steht oder soweit der Träger des praktischen Teils 
der hochschulischen Pflegeausbildung die Wahr-
nehmung der Aufgaben durch Vertrag mit der 
Hochschule auf diese übertragen hat. Die Hoch-
schule kann für die Aufgaben nach Satz 1 auch 
zum Abschluss des Ausbildungsvertrages nach 
§ 38b für den Träger des praktischen Teils der 
hochschulischen Pflegeausbildung bevollmäch-
tigt werden. 

 

§ 38b 

 

Ausbildungsvertrag zur hochschulischen Pflege-
ausbildung 

 

(1) Zwischen dem Träger des praktischen 
Teils der hochschulischen Pflegeausbildung und 
der oder dem Studierenden wird ein Ausbildungs-
vertrag zur hochschulischen Pflegeausbildung 
über die sich aus dem akkreditierten Studien-
gangskonzept ergebende gesamte Dauer der hoch-
schulischen Pflegeausbildung geschlossen. Die 
Vorschriften von Teil 2 Abschnitt 2 finden mit der 
Maßgabe entsprechend Anwendung, dass der 
Ausbildungsvertrag zur hochschulischen Pflege-
ausbildung erst wirksam wird, wenn die oder der 
Studierende dem Träger des praktischen Teils der 
hochschulischen Pflegeausbildung eine schriftli-
che oder elektronische Studienplatzzusage einer 
Hochschule, mit der der Träger des praktischen 
Teils der hochschulischen Pflegeausbildung einen 
Kooperationsvertrag nach § 38 Absatz 4 Satz 2 
abgeschlossen hat, vorlegt. 
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(2) Der Träger des praktischen Teils der 
hochschulischen Pflegeausbildung hat der oder 
dem Studierenden während der gesamten Dauer 
des Vertragsverhältnisses eine angemessene mo-
natliche Vergütung zu zahlen. 

 

(3) Studierende sind während der gesamten 
Dauer des Vertragsverhältnisses Arbeitnehmer im 
Sinne von § 5 des Betriebsverfassungsgesetzes 
oder von § 4 des Bundespersonalvertretungsge-
setzes des Trägers des praktischen Teils der hoch-
schulischen Pflegeausbildung.“ 

 

11. § 39 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:   

„Die Überprüfung der Kompetenzen nach § 5, 
nach § 37 und erforderlichenfalls nach § 14 er-
folgt nach Absatz 1 Satz 2 im Rahmen von Mo-
dulprüfungen.“ 

 

12. Nach § 39 wird folgender § 39a eingefügt:  

„§ 39a 

 

Finanzierung der hochschulischen Pflegeausbil-
dung 

 

(1) Mit dem Ziel,   

1. bundesweit die hochschulische Pflegeausbil-
dung zu stärken, 

 

2. eine ausreichende Zahl hochschulisch quali-
fizierter Pflegefachfrauen und Pflegefach-
männer auszubilden, 

 

3. Nachteile im Wettbewerb zwischen ausbil-
denden und nicht ausbildenden Einrichtun-
gen zu vermeiden, 

 

4. die Ausbildung in kleineren und mittleren 
Einrichtungen zu stärken und 

 

5. wirtschaftliche Ausbildungsstrukturen zu 
gewährleisten, 

 

werden die Kosten der Ausbildungsvergütung und 
des praktischen Teils der hochschulischen Pflege-
ausbildung einschließlich der Kosten der Praxis-
anleitung durch Ausgleichsfonds nach Maßgabe 
der Absätze 2 und 3 finanziert. Nicht zu den Kos-
ten des praktischen Teils der hochschulischen 
Pflegeausbildung gehören Investitionskosten im 
Sinne von § 27 Absatz 1 Satz 4. 

 

(2) Die für die Kosten der Lehrveranstal-
tungen einschließlich der Betriebskosten der 
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Hochschulen und die Kosten der Praxisbegleitung 
geltenden Regelungen bleiben unberührt; eine Fi-
nanzierung über die Ausgleichsfonds erfolgt inso-
weit nicht. 

(3) Die Finanzierung durch Ausgleichs-
fonds erfolgt in entsprechender Anwendung von 
§ 26 Absatz 2 bis 7 sowie der §§ 28 bis 36. An die 
Stelle der Mehrkosten der Ausbildungsvergütung 
treten die Kosten der Ausbildungsvergütung. An 
die Stelle des Trägers der praktischen Ausbildung 
tritt der Träger des praktischen Teils der hoch-
schulischen Pflegeausbildung. An die Stelle der 
Kosten der praktischen Ausbildung treten die 
Kosten des praktischen Teils der hochschulischen 
Pflegeausbildung. 

 

(4) Die vorstehenden Bestimmungen gel-
ten auch in den Fällen des § 14 in Verbindung mit 
§ 37 Absatz 5.“ 

 

13. § 55 Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

a) In Satz 1 wird die Angabe „§ 59 Absatz 1,“ 
durch die Wörter „§ 39a Absatz 3 oder § 59 
Absatz 1, jeweils“ ersetzt. 

 

b) Satz 2 wird wie folgt geändert:  

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:   

„1. die Träger der praktischen Aus-
bildung, die Träger des prakti-
schen Teils der hochschulischen 
Pflegeausbildung, die jeweils 
weiteren an der Ausbildung be-
teiligten Einrichtungen sowie die 
Pflegeschulen,“. 

 

bb) In Nummer 2 werden nach den Wörtern 
„in der“ die Wörter „beruflichen oder 
hochschulischen“ eingefügt. 

 

14. § 56 Absatz 3 wird wie folgt geändert:  

a) In dem Satzteil vor der Aufzählung werden 
nach der Angabe „Teil 5“ die Wörter „sowie 
der hochschulischen Pflegeausbildung nach 
§ 39a“ eingefügt. 

 

b) In Nummer 1 wird die Angabe „nach § 27“ 
durch die Wörter „nach den §§ 27 und 39a“ 
ersetzt. 
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c) In Nummer 2 werden nach den Wörtern „den 
§§ 29 bis 31“ die Wörter „sowie der Mög-
lichkeit von Schätzungen durch die zustän-
dige Stelle“ eingefügt. 

 

d) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:  

„3. die Aufbringung des Finanzierungsbe-
darfs einschließlich der Höhe der Ver-
waltungskostenpauschale nach § 32 
Absatz 2 sowie der Zahl- und Umlage-
verfahren nach § 33 Absatz 2 bis 7,“. 

 

e) In dem Satzteil nach der Aufzählung werden 
nach den Wörtern „Finanzierung der berufli-
chen“ die Wörter „und hochschulischen“ 
eingefügt. 

 

15. Nach § 66a werden die folgenden §§ 66b und 66c 
eingefügt: 

 

„§ 66b 

 

Übergangsvorschriften und Zahlung einer Vergü-
tung für begonnene hochschulische Pflegeausbil-
dungen nach Teil 3 dieses Gesetzes in der am 31. 

Dezember 2023 geltenden Fassung 

 

(1) Eine hochschulische Pflegeausbildung, 
die auf Grundlage von Teil 3 dieses Gesetzes in 
der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung be-
gonnen wurde, kann bis zum 31. Dezember 2028 
auf dieser Grundlage abgeschlossen werden.  

 

(2) Eine studierende Person, die eine hoch-
schulische Pflegeausbildung auf Grundlage von 
Teil 3 dieses Gesetzes in der am 31. Dezember 
2023 geltenden Fassung begonnen hat und gemäß 
Absatz 1 fortsetzt, hat gegenüber der Einrichtung 
nach § 7 Absatz 1, bei der der überwiegende Teil 
ihrer Praxiseinsätze stattfindet, einen Anspruch 
auf Abschluss eines schriftlichen Vertrages für die 
sich aus dem akkreditierten Studiengangskonzept 
ergebende weitere Dauer der hochschulischen 
Pflegeausbildung. Durch den Vertrag wird die 
Einrichtung nach Satz 1 zur Zahlung einer ange-
messenen Vergütung an die studierende Person 
verpflichtet. 

 

(3) Der Vertrag nach Absatz 2 muss min-
destens Folgendes enthalten: 

 

1. den Beginn des Vertragsverhältnisses und 
den Zeitpunkt, zu dem das Vertragsverhält-
nis endet, 
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2. Vereinbarungen über Zahlung und Höhe ei-
ner angemessenen Vergütung für die ge-
samte weitere Dauer der hochschulischen 
Pflegeausbildung einschließlich des Um-
fangs etwaiger Sachbezüge, 

 

3. die Voraussetzungen, unter denen der Ver-
trag gekündigt werden kann, einschließlich 
eines Hinweises auf die Möglichkeit der 
Vertragsverlängerung entsprechend § 21 
Absatz 2, 

 

4. einen in allgemeiner Form gehaltenen Hin-
weis auf die dem Vertrag gegebenenfalls zu-
grunde liegenden tariflichen Bestimmungen, 
Betriebs- oder Dienstvereinbarungen. 

 

§ 16 Absatz 3 bis 5, § 17, auch in Verbindung mit 
§ 37 Absatz 3, § 19 Absatz 2 und 3 sowie die 
§§ 21 bis 25 gelten entsprechend. Studierende 
Personen nach Absatz 2 stehen den zur Berufsaus-
bildung Beschäftigten im Sinne sozialversiche-
rungsrechtlicher Bestimmungen gleich. 

 

(4) Die durch die Zahlung einer nach Ab-
satz 2 Satz 2 vertraglich vereinbarten Vergütung 
entstehenden Kosten der Einrichtung nach § 7 
Absatz 1, bei der der überwiegende Teil der Pra-
xiseinsätze der studierenden Person stattfindet, 
werden im Finanzierungsverfahren nach § 39a be-
rücksichtigt. 

 

§ 66c 

 

Überleitung von begonnenen hochschulischen 
Pflegeausbildungen nach Teil 3 dieses Gesetzes 
in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung 

 

Die Möglichkeit der Überleitung bereits auf 
Grundlage von Teil 3 dieses Gesetzes in der am 
31. Dezember 2023 geltenden Fassung begonne-
ner hochschulischer Pflegeausbildungen in eine 
hochschulische Pflegeausbildung auf Grundlage 
von Teil 3 dieses Gesetzes in der geltenden Fas-
sung bleibt unberührt. Das Nähere regeln die Län-
der.“ 
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Artikel 2 Artikel 2 

Weitere Änderung des Pflegeberufegesetzes Weitere Änderung des Pflegeberufegesetzes 

Das Pflegeberufegesetz, das zuletzt durch Arti-
kel 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

Das Pflegeberufegesetz, das zuletzt durch Arti-
kel 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 1. u n v e r ä n d e r t  

a) Die Angabe zur § 41 wird wie folgt gefasst:  

„§ 41 Gleichwertigkeit entsprechender 
Ausbildungen“. 

 

b) Nach der Angabe zu § 48 werden die folgen-
den Angaben eingefügt: 

 

„Abschnitt 2a 
 

Partielle Berufsausübung 
 

§ 48a Erlaubnis zur partiellen Berufsaus-
übung 

 

§ 48b Dienstleistungserbringung im Rah-
men einer partiellen Berufsaus-
übung“. 

 

c) Nach der Angabe zu § 64 wird folgende An-
gabe eingefügt: 

 

„§ 64a Anspruch auf die Wahl einer ande-
ren Berufsbezeichnung“. 

 

d) Die Angabe zu der Anlage wird aufgehoben.  

 1a. § 1 wird wie folgt geändert: 

 a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestri-
chen. 

 b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

 1b. In § 4 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 wird je-
weils die Angabe „§ 1 Absatz 1“ durch die An-
gabe „§ 1“ ersetzt. 

2. In § 5 Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort „inter-
kulturellen“ ein Komma und das Wort „digitalen“ 
eingefügt. 

2. u n v e r ä n d e r t  
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 2a. Dem § 6 Absatz 3 wird folgender Satz ange-
fügt: 

 „Auf der Grundlage einer Genehmigung der 
zuständigen Behörde kann ein geringer Anteil 
eines jeden Einsatzes der praktischen Ausbil-
dung durch praktische Lerneinheiten an der 
Pflegeschule ersetzt werden.“ 

3. § 7 Absatz 6 wird wie folgt geändert: 3. u n v e r ä n d e r t  

a) In dem Wortlaut werden die Wörter „bei der 
zuständigen Stelle nach § 26 Absatz 4“ ge-
strichen. 

 

b) Folgender Satz wird angefügt:  

„Die Ombudsstelle kann bei der zuständigen 
Stelle nach § 26 Absatz 4 eingerichtet wer-
den.“ 

 

4. In § 10 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Auszubildenden“ die Wörter „schriftlich oder 
elektronisch“ eingefügt. 

4. u n v e r ä n d e r t  

 4a. In § 14 Absatz 7 Satz 1 wird die Angabe „§ 1 
Absatz 1“ durch die Angabe „§ 1“ ersetzt. 

5. § 16 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 5. u n v e r ä n d e r t  

a) In Nummer 10 werden nach dem Wort 
„kann“ die Wörter „, einschließlich eines 
Hinweises auf die Möglichkeit der Vertrags-
verlängerung nach § 21 Absatz 2“ eingefügt 
und wird das Wort „und“ gestrichen. 

 

b) In Nummer 11 wird der Punkt am Ende 
durch das Wort „und“ ersetzt. 

 

c) Folgende Nummer 12 wird angefügt:  

„12. die Form des Ausbildungsnachweises 
nach § 17 Satz 2 Nummer 3.“ 

 

6. In § 17 Satz 2 Nummer 3 werden nach dem Wort 
„schriftlichen“ die Wörter „oder elektronischen“ 
eingefügt. 

6. u n v e r ä n d e r t  

 6a. § 38 Absatz 3 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

 „Auf der Grundlage einer Genehmigung der 
zuständigen Behörde kann ein geringer Anteil 
eines jeden Praxiseinsatzes durch praktische 
Lerneinheiten an der Hochschule ersetzt wer-
den.“ 
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7. § 40 wird wie folgt geändert: 7. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Die zuständige Behörde kann bei der Prü-
fung der Gleichwertigkeit des Ausbildungs-
standes vorhandene Informationen über die 
Berufsqualifikation der antragstellenden 
Person, insbesondere in Form von Muster-
gutachten der Gutachtenstelle für Gesund-
heitsberufe, berücksichtigen.“ 

„Die zuständige Behörde soll bei der Prü-
fung der Gleichwertigkeit des Ausbildungs-
standes vorhandene Informationen über die 
Berufsqualifikation der antragstellenden 
Person, insbesondere in Form von Muster-
gutachten der Gutachtenstelle für Gesund-
heitsberufe, berücksichtigen.“ 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a ein-
gefügt: 

b) u n v e r ä n d e r t  

„(3a) Verzichtet die antragstellende Per-
son endgültig auf die Prüfung der Gleichwer-
tigkeit des Ausbildungsstandes durch die zu-
ständige Stelle, ist ein gleichwertiger Kennt-
nisstand nachzuweisen. Absatz 3 Satz 2 und 
3 gelten entsprechend. Die antragstellende 
Person ist über die Rechtsfolgen des Ver-
zichts nach Satz 1 und die Wahlmöglichkei-
ten nach Absatz 3 Satz 3 aufzuklären.“ 

 

8. § 41 wird wie folgt geändert: 8. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: a) u n v e r ä n d e r t  

„§ 41 

 

Gleichwertigkeit entsprechender Ausbildun-
gen“. 

 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Für Personen, die eine Erlaubnis 
nach § 1 Absatz 1 beantragen, gilt die Vo-
raussetzung des § 2 Nummer 1 als erfüllt, 
wenn aus einem Europäischen Berufsaus-
weis oder aus einem in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum oder der 
Schweiz erworbenen Ausbildungsnachweis 
hervorgeht, dass die antragstellende Person 
eine Pflegeausbildung, die den Mindestan-
forderungen des Artikels 31 in Verbindung 
mit dem Anhang V Nummer 5.2.1. der 
Richtlinie 2005/36/EG entspricht, erworben 
hat und dies durch Vorlage eines im Anhang 
V Nummer 5.2.2. der Richtlinie 2005/36/EG 
aufgeführten und nach dem dort genannten 
Stichtag ausgestellten Ausbildungsnachweis 

„(1) Für Personen, die eine Erlaubnis 
nach § 1 beantragen, gilt die Voraussetzung 
des § 2 Nummer 1 als erfüllt, wenn aus ei-
nem Europäischen Berufsausweis oder aus 
einem in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum oder der Schweiz er-
worbenen Ausbildungsnachweis hervorgeht, 
dass die antragstellende Person eine Pflege-
ausbildung, die den Mindestanforderungen 
des Artikels 31 in Verbindung mit dem An-
hang V Nummer 5.2.1. der Richtlinie 
2005/36/EG entspricht, erworben hat und 
dies durch Vorlage eines im Anhang V Num-
mer 5.2.2. der Richtlinie 2005/36/EG aufge-
führten und nach dem dort genannten Stich-
tag ausgestellten Ausbildungsnachweis eines 
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eines der übrigen Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union nachweist. Satz 1 gilt ent-
sprechend für im Anhang V Nummer 5.2.2. 
der Richtlinie 2005/36/EG aufgeführte und 
nach dem 31. Dezember 1992 ausgestellte 
Ausbildungsnachweise eines anderen Ver-
tragsstaates des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz. 
Gleichwertig zu den in Satz 1 genannten 
Ausbildungsnachweisen sind nach einem der 
im Anhang V Nummer 5.2.2. der Richtlinie 
2005/36/EG aufgeführten Stichtage von den 
übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union oder anderen Vertragsstaaten des Ab-
kommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder der Schweiz ausgestellte 
Ausbildungsnachweise der Pflegefachfrau 
oder des Pflegefachmanns, die den für den 
betreffenden Staat im Anhang V Num-
mer 5.2.2. der Richtlinie 2005/36/EG aufge-
führten Bezeichnungen nicht entsprechen, 
aber mit einer Bescheinigung der zuständi-
gen Behörde oder Stelle des Staates darüber 
vorgelegt werden, dass sie eine Ausbildung 
abschließen, die den Mindestanforderungen 
des Artikels 31 in Verbindung mit dem An-
hang V Nummer 5.2.1. der Richtlinie 
2005/36/EG entspricht und den für diesen 
Staat im Anhang V Nummer 5.2.2. der 
Richtlinie 2005/36/EG genannten Nachwei-
sen gleichsteht. Inhaber eines bulgarischen 
Befähigungsnachweises für den Beruf des 
„фелдшер“ („Feldscher“) haben keinen An-
spruch auf Anerkennung ihres beruflichen 
Befähigungsnachweises in anderen Mit-
gliedstaaten im Rahmen dieses Absatzes. 
Der Anhang V Nummer 5.2.2. der Richtlinie 
2005/36/EG findet im Rahmen dieses Geset-
zes in seiner jeweils geltenden Fassung An-
wendung.“ 

der übrigen Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union nachweist. Satz 1 gilt entspre-
chend für im Anhang V Nummer 5.2.2. der 
Richtlinie 2005/36/EG aufgeführte und nach 
dem 31. Dezember 1992 ausgestellte Ausbil-
dungsnachweise eines anderen Vertragsstaa-
tes des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder der Schweiz. Gleich-
wertig zu den in Satz 1 genannten Ausbil-
dungsnachweisen sind nach einem der im 
Anhang V Nummer 5.2.2. der Richtlinie 
2005/36/EG aufgeführten Stichtage von den 
übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union oder anderen Vertragsstaaten des Ab-
kommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder der Schweiz ausgestellte 
Ausbildungsnachweise der Pflegefachfrau 
oder des Pflegefachmanns, die den für den 
betreffenden Staat im Anhang V Num-
mer 5.2.2. der Richtlinie 2005/36/EG aufge-
führten Bezeichnungen nicht entsprechen, 
aber mit einer Bescheinigung der zuständi-
gen Behörde oder Stelle des Staates darüber 
vorgelegt werden, dass sie eine Ausbildung 
abschließen, die den Mindestanforderungen 
des Artikels 31 in Verbindung mit dem An-
hang V Nummer 5.2.1. der Richtlinie 
2005/36/EG entspricht und den für diesen 
Staat im Anhang V Nummer 5.2.2. der 
Richtlinie 2005/36/EG genannten Nachwei-
sen gleichsteht. Inhaber eines bulgarischen 
Befähigungsnachweises für den Beruf des 
„фелдшер“ („Feldscher“) haben keinen An-
spruch auf Anerkennung ihres beruflichen 
Befähigungsnachweises in anderen Mit-
gliedstaaten im Rahmen dieses Absatzes. 
Der Anhang V Nummer 5.2.2. der Richtlinie 
2005/36/EG findet im Rahmen dieses Geset-
zes in seiner jeweils geltenden Fassung An-
wendung.“ 

c) In Absatz 2 Satz 1 und 4, Absatz 3 Satz 1 
und Absatz 4 Nummer 1 und 2 werden je-
weils nach den Wörtern „Europäischen Wirt-
schaftsraum“ die Wörter „oder der Schweiz“ 
eingefügt. 

c) In Absatz 2 Satz 1 und 4 und Absatz 3 Satz 1 
werden jeweils nach den Wörtern „Europäi-
schen Wirtschaftsraum“ die Wörter „oder 
der Schweiz“ eingefügt. 

 d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 aa) In Nummer 1 wird die Angabe „§ 1 
Absatz 1“ durch die Angabe „§ 1“ er-
setzt und werden nach den Wörtern 
„Europäischen Wirtschaftsraum“ 
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die Wörter „oder der Schweiz“ einge-
fügt. 

 bb) In Nummer 2 werden nach den Wör-
tern „Europäischen Wirtschafts-
raum“ die Wörter „oder der 
Schweiz“ eingefügt. 

9. § 42 wird wie folgt geändert: 9. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 wird nach der 
Angabe „25. Juni 1991“ ein Komma und 
werden die Wörter „im Falle Kroatiens vor 
dem 8. Oktober 1991“ eingefügt. 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

 aa) In dem Satzteil vor der Aufzählung 
wird die Angabe „§ 1 Absatz 1“ 
durch die Angabe „§ 1“ ersetzt. 

 bb) In Nummer 3 wird nach der Angabe 
„25. Juni 1991“ ein Komma und wer-
den die Wörter „im Falle Kroatiens 
vor dem 8. Oktober 1991“ eingefügt. 

 b) In den Absätzen 2 und 3 Satz 1 wird je-
weils die Angabe „§ 1 Absatz 1“ durch die 
Angabe „§ 1“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „der 
Anlage zu diesem Gesetz“ durch die Wörter 
„Anhang V Nummer 5.2.2. der Richtlinie 
2005/36/EG“ ersetzt. 

c) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „§ 1 
Absatz 1“ durch die Angabe „§ 1“ und 
werden die Wörter „der Anlage zu diesem 
Gesetz“ durch die Wörter „Anhang V Num-
mer 5.2.2. der Richtlinie 2005/36/EG“ er-
setzt. 

10. § 44 wird wie folgt geändert: 10. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union, eines Vertragsstaates 
des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die zur 
Ausübung des Berufes der Pflegefachfrau 
oder des Pflegefachmanns in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union, ei-
nem anderen Vertragsstaat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes oder der Schweiz auf-
grund einer nach deutschen Rechtsvorschrif-
ten abgeschlossenen Ausbildung oder auf-
grund eines den Anforderungen des § 41 Ab-
satz 1 entsprechenden Ausbildungsnachwei-
ses berechtigt sind und in einem dieser Staa-
ten rechtmäßig niedergelassen sind, dürfen 
als dienstleistungserbringende Personen im 

„Staatsangehörige eines Mitgliedstaa-
tes der Europäischen Union, eines Ver-
tragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum oder der 
Schweiz, die zur Ausübung des Berufes 
der Pflegefachfrau oder des Pflegefach-
manns in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union, einem ande-
ren Vertragsstaat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes oder der Schweiz 
aufgrund einer nach deutschen Rechts-
vorschriften abgeschlossenen Ausbil-
dung oder aufgrund eines den Anforde-
rungen des § 41 Absatz 1 entsprechen-
den Ausbildungsnachweises berechtigt 
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Sinne des Artikels 57 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. 
C 326 vom 26.10.2012, S. 47) vorüberge-
hend und gelegentlich ihren Beruf im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes ausüben.“ 

sind und in einem dieser Staaten recht-
mäßig niedergelassen sind, dürfen als 
dienstleistungserbringende Personen 
im Sinne des Artikels 57 des Vertrages 
über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (ABl. C 202 vom 7.6.2016, S. 1) 
vorübergehend und gelegentlich ihren 
Beruf im Geltungsbereich dieses Geset-
zes ausüben.“ 

 bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 1 Ab-
satz 1“ durch die Angabe „§ 1“ er-
setzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: b) u n v e r ä n d e r t  

„Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union, eines Vertragsstaates 
des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die zur 
Ausübung des Berufes der Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflegerin oder des Gesund-
heits- und Kinderkrankenpflegers oder der 
Altenpflegerin oder des Altenpflegers in ei-
nem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union, einem anderen Vertragsstaat des Eu-
ropäischen Wirtschaftsraumes oder der 
Schweiz aufgrund einer nach deutschen 
Rechtsvorschriften abgeschlossenen Ausbil-
dung oder aufgrund eines den Anforderun-
gen des § 41 Absatz 2 entsprechenden Aus-
bildungsnachweises berechtigt sind und 

 

1. in einem dieser Staaten rechtmäßig nie-
dergelassen sind oder, 

 

2. wenn der Beruf der Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflegerin oder des Ge-
sundheits- und Kinderkrankenpflegers 
oder der Altenpflegerin oder des Alten-
pflegers oder die Ausbildung zu diesem 
Beruf im Niederlassungsstaat nicht reg-
lementiert ist, diesen Beruf während der 
vorhergehenden zehn Jahre mindestens 
ein Jahr in einem oder in mehreren die-
ser Staaten rechtmäßig ausgeübt haben, 

 

dürfen als dienstleistungserbringende Perso-
nen im Sinne des Artikels 57 des Vertrages 
über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union vorübergehend und gelegentlich ihren 
Beruf im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
ausüben.“ 
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c) In Absatz 4 wird das Wort „Berufserlaubnis“ 
durch die Wörter „Erlaubnis zum Führen der 
Berufsbezeichnung“ ersetzt. 

c) u n v e r ä n d e r t  

 10a. In § 45 wird die Angabe „§ 1 Absatz 1“ durch 
die Angabe „§ 1“ ersetzt. 

11. In § 47 Satz 1 werden jeweils nach den Wörtern 
„Europäischen Wirtschaftsraum“ die Wörter 
„oder der Schweiz“ eingefügt. 

11. In § 47 Satz 1 werden jeweils nach den Wörtern 
„Europäischen Wirtschaftsraum“ die Wörter 
„oder der Schweiz“ eingefügt und wird die An-
gabe „§ 1 Absatz 1“ durch die Angabe „§ 1“ er-
setzt. 

12. In § 48 Absatz 3 werden nach den Wörtern „Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum“ die Wörter „oder 
der Schweiz“ eingefügt. 

12. u n v e r ä n d e r t  

13. Nach § 48 wird folgender Abschnitt 2a eingefügt: 13. Nach § 48 wird folgender Abschnitt 2a eingefügt: 

„Abschnitt 2a „Abschnitt 2a 

Partielle Berufsausübung Partielle Berufsausübung 

§ 48a § 48a 

Erlaubnis zur partiellen Berufsausübung Erlaubnis zur partiellen Berufsausübung 

(1) Eine Erlaubnis zur partiellen Berufsaus-
übung ist auf Antrag zu erteilen, wenn 

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. die antragstellende Person ohne Einschrän-
kung qualifiziert ist, in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union, in einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum oder in 
der Schweiz eine berufliche Tätigkeit auszu-
üben, die der Tätigkeit eines Berufs nach die-
sem Gesetz nur partiell entspricht, 

 

2. die Unterschiede zwischen der in einem an-
deren Mitgliedstaat der Europäischen Union, 
in einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschafts-
raum oder der Schweiz rechtmäßig ausgeüb-
ten beruflichen Tätigkeit und den Tätigkei-
ten, die unter denjenigen in diesem Gesetz 
geregelten Beruf, für den eine Erlaubnis zur 
partiellen Berufsausübung angestrebt wird, 
fallen, so wesentlich sind, dass die Anwen-
dung von Anpassungsmaßnahmen nach § 40 
Absatz 3 der Anforderung an die antragstel-
lende Person gleichkäme, die vollständige 
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Ausbildung nach diesem Gesetz zu absolvie-
ren, 

3. die rechtmäßig ausgeübte berufliche Tätig-
keit nach Nummer 1 eine oder mehrere der 
vorbehaltenen Tätigkeiten nach § 4 umfasst 
und 

 

4. die Voraussetzungen nach § 2 Nummer 2 bis 
4 vorliegen. 

 

(2) Eine Erlaubnis zur partiellen Berufsaus-
übung darf nicht erteilt werden, wenn 

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. der Patientenschutz oder der Schutz der öf-
fentlichen Gesundheit der Erteilung entge-
gensteht oder 

 

2. eine automatische Anerkennung der Berufs-
qualifikation möglich ist. 

 

(3) Eine Erlaubnis zur partiellen Berufsaus-
übung ist auf die Tätigkeiten zu beschränken, in 
denen die antragstellende Person eine Qualifika-
tion nach Absatz 1 Nummer 1 und 3 nachgewie-
sen hat. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die berufliche Tätigkeit wird unter der 
Berufsbezeichnung des Staates, in dem die Quali-
fikation nach Absatz 1 Nummer 1 erworben 
wurde, ausgeübt und mit dem Hinweis auf  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. den Namen dieses Staates und  

2. die Tätigkeit, auf die die Erlaubnis zur parti-
ellen Berufsausübung beschränkt ist.  

 

(5) Personen mit einer Erlaubnis zur parti-
ellen Berufsausübung haben im Umfang dieser 
Erlaubnis die gleichen Rechte und Pflichten wie 
eine Person mit einer Erlaubnis zum Führen der 
Berufsbezeichnung nach § 1 Absatz 1. Sie dürfen 
insbesondere eine oder mehrere vorbehaltene Tä-
tigkeiten nach § 4 ausüben, soweit sie in den Um-
fang der Erlaubnis zur partiellen Berufsausübung 
fallen. 

(5) Personen mit einer Erlaubnis zur parti-
ellen Berufsausübung haben im Umfang dieser 
Erlaubnis die gleichen Rechte und Pflichten wie 
eine Person mit einer Erlaubnis zum Führen der 
Berufsbezeichnung nach § 1. Sie dürfen insbeson-
dere eine oder mehrere vorbehaltene Tätigkeiten 
nach § 4 ausüben, soweit sie in den Umfang der 
Erlaubnis zur partiellen Berufsausübung fallen. 

(6) § 3 gilt für die Erlaubnis zur partiellen 
Berufsausübung entsprechend. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

§ 48b § 48b 

Dienstleistungserbringung im Rahmen einer par-
tiellen Berufsausübung 

Dienstleistungserbringung im Rahmen einer par-
tiellen Berufsausübung 

(1) Für die Erbringung von vorübergehen-
den und gelegentlichen Dienstleistungen im Sinne 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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von Artikel 57 des Vertrages über die Arbeits-
weise der Europäischen Union im Rahmen einer 
partiellen Berufsausübung bedarf es einer Geneh-
migung durch die zuständige Behörde. Die Ge-
nehmigung wird auf Antrag erteilt, wenn: 

1. die antragstellende Person eine Staatsange-
hörige oder ein Staatsangehöriger eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Union, eines 
Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum oder der 
Schweiz ist, 

 

2. die antragstellende Person in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union, in ei-
nem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder in der Schweiz zur Ausübung des Be-
rufs, dessen Tätigkeit der Tätigkeit in einem 
der Berufe nach diesem Gesetz nur partiell 
entspricht, rechtmäßig niedergelassen ist und 

 

a) dieser Beruf in diesem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union, in diesem Ver-
tragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum oder in 
der Schweiz reglementiert ist oder 

 

b) dieser Beruf in diesem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union, in diesem Ver-
tragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum oder in 
der Schweiz nicht reglementiert ist und 
die antragstellende Person diesen Beruf 
während der vorhergehenden zehn 
Jahre mindestens ein Jahr lang in einem 
oder in mehreren Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union, in einem oder 
mehreren Vertragsstaaten des Abkom-
mens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder in der Schweiz recht-
mäßig ausgeübt hat, und 

 

3. die Voraussetzungen nach § 48a Absatz 1 
Nummer 1 bis 4 vorliegen. 

 

(2) Personen mit einer Genehmigung zur 
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer par-
tiellen Berufsausübung haben beim Erbringen der 
Dienstleistung in Deutschland im Umfang dieser 
Genehmigung die gleichen Rechte und Pflichten 
wie eine Person mit einer Erlaubnis zum Führen 
der Berufsbezeichnung nach § 1 Absatz 1. Sie 
dürfen insbesondere eine oder mehrere vorbehal-
tene Tätigkeiten nach § 4 ausüben, soweit sie in 

(2) Personen mit einer Genehmigung zur 
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer par-
tiellen Berufsausübung haben beim Erbringen der 
Dienstleistung in Deutschland im Umfang dieser 
Genehmigung die gleichen Rechte und Pflichten 
wie eine Person mit einer Erlaubnis zum Führen 
der Berufsbezeichnung nach § 1. Sie dürfen ins-
besondere eine oder mehrere vorbehaltene Tätig-
keiten nach § 4 ausüben, soweit sie in den Umfang 
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den Umfang der Genehmigung zur Dienstleis-
tungserbringung im Rahmen einer partiellen Be-
rufsausübung fallen. 

der Genehmigung zur Dienstleistungserbringung 
im Rahmen einer partiellen Berufsausübung fal-
len. 

(3) Die §§ 3, 44 Absatz 3 und 4, § 46 Ab-
satz 1, 2 und 4, § 48 Absatz 1 und 2, § 48a Ab-
satz 2 Nummer 1, Absatz 3 und 4, § 50 Absatz 1 
und 2 sowie § 51 gelten entsprechend.“ 

(3) u n v e r ä n d e r t  

 13a. In § 51 Absatz 1 Nummer 1 und § 52 Absatz 1 
wird jeweils die Angabe „§ 1 Absatz 1“ durch 
die Angabe „§ 1“ ersetzt. 

14. Nach § 52 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a ein-
gefügt: 

14. u n v e r ä n d e r t  

„(1a) Die Entscheidung nach § 48a trifft die 
zuständige Behörde des Landes, in dem die parti-
elle Berufsausübung vorgenommen werden soll. 
Die Entscheidung nach § 48b trifft die zuständige 
Behörde des Landes, in dem die Dienstleistung er-
bracht werden soll oder erbracht worden ist.“ 

 

15. In § 54 wird nach dem Wort „sowie“ das Wort 
„auch“ eingefügt. 

15. u n v e r ä n d e r t  

16. In § 55 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„anzuordnen“ die Wörter „und das Verfahren zur 
Ermittlung und Erhebung der Daten nach § 62 zu 
regeln“ eingefügt. 

16. u n v e r ä n d e r t  

17. § 56 wird wie folgt geändert: 17. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend und das 
Bundesministerium für Gesundheit 
werden ermächtigt, gemeinsam durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates in einer Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung Folgendes zu re-
geln: 

„Das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend und das 
Bundesministerium für Gesundheit 
werden ermächtigt, gemeinsam durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates in einer Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung Folgendes zu re-
geln: 

1. die Mindestanforderungen an die 
Ausbildung nach den Teilen 2, 3 
und 5, einschließlich der Zwi-
schenprüfung nach § 6 Absatz 5, 
die Berücksichtigung digitaler 
Lehrformate sowie genderspezifi-
sche Kompetenzvermittlung, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. das Nähere über die staatliche Prü-
fung nach § 2 Nummer 1, auch in 
Verbindung mit § 58 Absatz 3, 

2. das Nähere über die staatliche Prü-
fung nach § 2 Nummer 1, auch in 
Verbindung mit § 58 Absatz 3, 
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oder nach § 14 Absatz 6 in Verbin-
dung mit § 2 Nummer 1 oder nach 
§ 14 Absatz 7 in Verbindung mit 
§ 2 Nummer 1, jeweils auch in 
Verbindung mit § 58 Absatz 3 und 
§ 59 Absatz 1, einschließlich der 
Prüfung nach § 39, auch in Ver-
bindung mit § 37 Absatz 5, hierzu 
zählen insbesondere jeweils die 
konkrete Anzahl der prüfenden 
Personen in der jeweiligen Prü-
fungssituation, die Voraussetzun-
gen zum Bestehen der Prüfung, die 
Rolle der oder des Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses und die 
Urkunde für die Erlaubnis nach 
§ 1 Absatz 1 oder § 58 Absatz 1 
oder Absatz 2, 

oder nach § 14 Absatz 6 in Verbin-
dung mit § 2 Nummer 1 oder nach 
§ 14 Absatz 7 in Verbindung mit 
§ 2 Nummer 1, jeweils auch in 
Verbindung mit § 58 Absatz 3 und 
§ 59 Absatz 1, einschließlich der 
Prüfung nach § 39, auch in Ver-
bindung mit § 37 Absatz 5, hierzu 
zählen insbesondere jeweils die 
konkrete Anzahl der prüfenden 
Personen in der jeweiligen Prü-
fungssituation, die Voraussetzun-
gen zum Bestehen der Prüfung, die 
Rolle der oder des Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses und die 
Urkunde für die Erlaubnis nach 
§ 1 oder § 58 Absatz 1 oder Ab-
satz 2, 

3. das Nähere zur Gliederung und 
Durchführung der praktischen 
Ausbildung nach § 6 Absatz 3, 
einschließlich der Anrechnung 
von im Ausland durchgeführten 
Einsätzen, und über die Koopera-
tionsvereinbarungen nach § 6 Ab-
satz 4, auch in Verbindung mit 
§ 59 Absatz 1, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. das Nähere zur Errichtung, Zu-
sammensetzung, Aufwandsent-
schädigung und Konkretisierung 
der Aufgaben der Fachkommis-
sion nach § 53, auch in Verbin-
dung mit § 59 Absatz 1, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. das Nähere zu den Aufgaben der 
Geschäftsstelle nach § 53, auch in 
Verbindung mit § 59 Absatz 1, 
und 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. das Nähere zu den Aufgaben des 
Bundesinstituts für Berufsbildung 
nach § 54, auch in Verbindung mit 
§ 59 Absatz 1.“ 

6. u n v e r ä n d e r t  

bb) Die Sätze 2 bis 5 werden aufgehoben. bb) u n v e r ä n d e r t  

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: b) u n v e r ä n d e r t  

„(2) In der Rechtsverordnung nach Ab-
satz 1 ist für Inhaberinnen und Inhaber von 
Ausbildungsnachweisen, die eine Erlaubnis 
nach § 2 in Verbindung mit den §§ 40, 41 
oder 42 beantragen, Folgendes zu regeln: 
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1. das Verfahren bei der Prüfung der Vo-
raussetzungen des § 2 Nummer 2 und 3, 
insbesondere die Vorlage der von der 
antragstellenden Person vorzulegenden 
Nachweise und die Ermittlung durch 
die zuständige Behörde entsprechend 
Artikel 50 Absatz 1 bis 3 in Verbindung 
mit Anhang VII der Richtlinie 
2005/36/EG, 

 

2. die Pflicht von Inhaberinnen und Inha-
bern von Ausbildungsnachweisen, nach 
Maßgabe des Artikels 52 Absatz 1 der 
Richtlinie 2005/36/EG die Berufsbe-
zeichnung des Aufnahmemitgliedstaa-
tes zu führen und deren etwaige Abkür-
zung zu verwenden, 

 

3. die Fristen für die Erteilung der Erlaub-
nis, 

 

4. die Regelungen zur Durchführung und 
zum Inhalt der Anpassungsmaßnahmen 
nach § 40 Absatz 3 Satz 2 und § 41 Ab-
satz 2 Satz 4 und Absatz 3 Satz 2, das 
Nähere zu den Prüfungen, zur konkre-
ten Anzahl der prüfenden Personen in 
der jeweiligen Prüfungssituation, zum 
Bestehen der Prüfung und zur Rolle der 
oder des Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses und 

 

5. das Verfahren bei der Ausstellung eines 
Europäischen Berufsausweises. 

 

Zudem ist in der Rechtsverordnung nach Ab-
satz 1 das Verfahren über die Voraussetzun-
gen zur Dienstleistungserbringung gemäß 
den §§ 44 bis 48 zu regeln.“ 

 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a ein-
gefügt: 

c) u n v e r ä n d e r t  

„(2a) In der Rechtsverordnung nach Ab-
satz 1 ist für Berufsangehörige, die einen 
Antrag nach § 48a oder nach § 48b stellen, 
Folgendes zu regeln: 

 

1. das Verfahren und das Nähere zu den 
Voraussetzungen der partiellen Berufs-
ausübung, insbesondere 

 

a) die Fristen für die Erteilung der 
Erlaubnis zur partiellen Berufsaus-
übung nach § 48a, 
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b) das Verfahren bei der Prüfung der 
Voraussetzungen des § 48a, insbe-
sondere die von der antragstellen-
den Person vorzulegenden Nach-
weise und die Ermittlung durch die 
zuständige Behörde entsprechend 
Artikel 50 Absatz 1 bis 3a in Ver-
bindung mit Anhang VII der 
Richtlinie 2005/36/EG, 

 

c) die Urkunde für die Erlaubnis zur 
partiellen Berufsausübung nach 
§ 48a und 

 

2. das Verfahren und das Nähere zu den 
Voraussetzungen der Dienstleistungs-
erbringung im Rahmen einer partiellen 
Berufsausübung.“ 

 

 17a. In § 57 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe 
„§ 1 Absatz 1“ durch die Angabe „§ 1“ ersetzt. 

 17b. In § 64 Satz 2 und 3 werden jeweils die Wörter 
„§ 1 Absatz 1 Satz 1“ durch die Angabe „§ 1 
Satz 1“ ersetzt. 

18. Nach § 64 wird folgender § 64a eingefügt: 18. Nach § 64 wird folgender § 64a eingefügt: 

„§ 64a „§ 64a 

Anspruch auf die Wahl einer anderen Berufsbe-
zeichnung 

Anspruch auf die Wahl einer anderen Berufsbe-
zeichnung 

(1) Wer die Voraussetzungen der Erlaubnis 
zum Führen der Berufsbezeichnung „Pflegefach-
frau“ oder „Pflegefachmann“ erfüllt, kann statt 
dieser die Erlaubnis zum Führen der Berufsbe-
zeichnung „Pflegefachperson“ beantragen. Die 
die Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 betreffenden Vor-
schriften sind entsprechend anzuwenden. Ist eine 
Urkunde für die Erlaubnis zum Führen der Be-
rufsbezeichnung „Pflegefachfrau“ oder „Pflege-
fachmann“ bereits ausgestellt worden, ist diese 
auf die neue Berufsbezeichnung abzuändern. 

(1) Wer die Voraussetzungen der Erlaubnis 
zum Führen der Berufsbezeichnung „Pflegefach-
frau“ oder „Pflegefachmann“ erfüllt, kann statt 
dieser die Erlaubnis zum Führen der Berufsbe-
zeichnung „Pflegefachperson“ beantragen. Die 
die Erlaubnis nach § 1 betreffenden Vorschriften 
sind entsprechend anzuwenden. Ist eine Urkunde 
für die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeich-
nung „Pflegefachfrau“ oder „Pflegefachmann“ 
bereits ausgestellt worden, ist diese auf die neue 
Berufsbezeichnung abzuändern. 

(2) Wer die Voraussetzungen der Erlaubnis 
zum Führen der Berufsbezeichnung „Altenpflege-
rin“ oder „Altenpfleger“ erfüllt, kann statt dieser 
die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung 
„Altenpflegefachperson“ beantragen. Die die Er-
laubnis nach § 1 Absatz 1 betreffenden Vorschrif-
ten sind entsprechend anzuwenden. Ist eine Ur-
kunde für die Erlaubnis zum Führen der Berufs-

(2) Wer die Voraussetzungen der Erlaubnis 
zum Führen der Berufsbezeichnung „Altenpflege-
rin“ oder „Altenpfleger“ erfüllt, kann statt dieser 
die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung 
„Altenpflegefachperson“ beantragen. Die die Er-
laubnis nach § 1 betreffenden Vorschriften sind 
entsprechend anzuwenden. Ist eine Urkunde für 
die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung 
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bezeichnung „Altenpflegerin“ oder „Altenpfle-
ger“ bereits ausgestellt worden, ist diese auf die 
neue Berufsbezeichnung abzuändern. 

„Altenpflegerin“ oder „Altenpfleger“ bereits aus-
gestellt worden, ist diese auf die neue Berufsbe-
zeichnung abzuändern. 

(3) Wer die Voraussetzungen der Erlaubnis 
zum Führen der Berufsbezeichnung „Gesund-
heits- und Kinderkrankenpflegerin“ oder „Ge-
sundheits- und Kinderkrankenpfleger“ erfüllt, 
kann statt dieser die Erlaubnis zum Führen der Be-
rufsbezeichnung „Gesundheits- und Kinderkran-
kenpflegefachperson“ beantragen. Die die Erlaub-
nis nach § 1 Absatz 1 betreffenden Vorschriften 
sind entsprechend anzuwenden. Ist eine Urkunde 
für die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeich-
nung „Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin“ 
oder „Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger“ 
bereits ausgestellt worden, ist diese auf die neue 
Berufsbezeichnung abzuändern. 

(3) Wer die Voraussetzungen der Erlaubnis 
zum Führen der Berufsbezeichnung „Gesund-
heits- und Kinderkrankenpflegerin“ oder „Ge-
sundheits- und Kinderkrankenpfleger“ erfüllt, 
kann statt dieser die Erlaubnis zum Führen der Be-
rufsbezeichnung „Gesundheits- und Kinderkran-
kenpflegefachperson“ beantragen. Die die Erlaub-
nis nach § 1 betreffenden Vorschriften sind ent-
sprechend anzuwenden. Ist eine Urkunde für die 
Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung 
„Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin“ oder 
„Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger“ bereits 
ausgestellt worden, ist diese auf die neue Berufs-
bezeichnung abzuändern. 

(4) Wer die Voraussetzungen der Erlaubnis 
zum Führen der Berufsbezeichnung „Gesund-
heits- und Krankenpflegerin“ oder „Gesundheits- 
und Krankenpfleger“ erfüllt, kann statt dieser die 
Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung 
„Gesundheits- und Krankenpflegefachperson“ be-
antragen. Die die Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 be-
treffenden Vorschriften sind entsprechend anzu-
wenden. Ist eine Urkunde für die Erlaubnis zum 
Führen der Berufsbezeichnung „Gesundheits- und 
Krankenpflegerin“ oder „Gesundheits- und Kran-
kenpfleger“ bereits ausgestellt worden, ist diese 
auf die neue Berufsbezeichnung abzuändern.“ 

(4) Wer die Voraussetzungen der Erlaubnis 
zum Führen der Berufsbezeichnung „Gesund-
heits- und Krankenpflegerin“ oder „Gesundheits- 
und Krankenpfleger“ erfüllt, kann statt dieser die 
Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung 
„Gesundheits- und Krankenpflegefachperson“ be-
antragen. Die die Erlaubnis nach § 1 betreffenden 
Vorschriften sind entsprechend anzuwenden. Ist 
eine Urkunde für die Erlaubnis zum Führen der 
Berufsbezeichnung „Gesundheits- und Kranken-
pflegerin“ oder „Gesundheits- und Krankenpfle-
ger“ bereits ausgestellt worden, ist diese auf die 
neue Berufsbezeichnung abzuändern.“ 

19. In § 66a Absatz 2 werden nach den Wörtern „Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum“ die Wörter „oder 
der Schweiz“ eingefügt. 

19. u n v e r ä n d e r t  

20. Die Anlage wird aufgehoben. 20. u n v e r ä n d e r t  
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Artikel 2a 

 Weitere Änderung des Pflegeberufegesetzes zum 
1. Januar 2025 

 Das Pflegeberufegesetz, das zuletzt durch Arti-
kel 2 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

 a) Die Angabe zu § 66c wird wie folgt ge-
fasst: 

 „§ 66c Übergangsvorschrift für be-
gonnene hochschulische 
Pflegeausbildungen nach 
Teil 3 dieses Gesetzes in der 
am 31. Dezember 2024 gel-
tenden Fassung“. 

 b) Nach der Angabe zu § 66c werden die fol-
genden Angaben eingefügt: 

 „§ 66d Überleitung von begonne-
nen hochschulischen Pflege-
ausbildungen nach Teil 3 
dieses Gesetzes in der am 
31. Dezember 2023 oder in 
der am 31. Dezember 2024 
geltenden Fassung 

 § 66e Übergangsvorschrift für 
Personen, die bereits über 
eine Erlaubnis zum Führen 
der Berufsbezeichnung 
nach § 1 Satz 2 verfügen“. 

 2. § 37 wird wie folgt geändert: 

 a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz ange-
fügt: 

 „Sie vermittelt zusätzlich die zur eigenver-
antwortlichen und selbständigen Aus-
übung von erweiterten heilkundlichen Tä-
tigkeiten erforderlichen fachlichen und 
personalen Kompetenzen auf wissen-
schaftlicher Grundlage und Methodik in 
den Bereichen diabetische Stoffwechsel-
lage, chronische Wunden und Demenz.“ 
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 b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

 aa) In Nummer 4 wird das Wort „und“ 
am Ende durch ein Komma ersetzt. 

 bb) In Nummer 5 wird der Punkt am 
Ende durch ein Komma ersetzt. 

 cc) Die folgenden Nummern 6 bis 9 wer-
den angefügt: 

 „6. zur selbständigen und eigen-
verantwortlichen Übernahme 
von erweiterten heilkundlichen 
Tätigkeiten in den in Absatz 2 
Satz 2 genannten Bereichen in 
Pflege- und Therapieprozessen 
auch bei hochkomplexen Pfle-
gebedarfen von Menschen aller 
Altersstufen unter Einbezug 
von deren Bezugspersonen und 
in Zusammenarbeit mit den be-
handelnden Ärztinnen und 
Ärzten,  

 7. zur Integration der eigenver-
antwortlich und selbständig 
ausgeübten erweiterten heil-
kundlichen Aufgaben in den in 
Absatz 2 Satz 2 genannten Be-
reichen in den Pflege- und The-
rapieprozess aus einer pflegeri-
schen Perspektive sowie dazu, 
die so gewonnenen Erkennt-
nisse im interprofessionellen 
Team argumentativ zu vertre-
ten und die subjektiven Vor-
stellungen zu diesen Aufgaben 
zu reflektieren, 

 8. zur Verabreichung von Infusi-
onstherapie und Injektionen 
sowie zur Verordnung von und 
Versorgung mit Medizinpro-
dukten und Hilfsmitteln in den 
in Absatz 2 Satz 2 genannten 
Bereichen und  

 9. zur Auseinandersetzung mit ei-
nem professionellen Berufs- 
und Rollenverständnis in Be-
zug auf die selbständige und ei-
genverantwortliche Ausübung 
erweiterter heilkundlicher Tä-



 

Drucksache 20/8901 – 36 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode 
 
 

Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

tigkeiten sowie den damit zu-
sammenhängenden fachlichen, 
wirtschaftlichen, rechtlichen 
und ethischen Fragestellungen, 
die sich aus dem Anspruch ei-
ner prozesshaften Bearbeitung 
und einer am zu pflegenden 
Menschen ausgerichteten 
Pflege ergeben.“ 

 3. § 66c wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 66c 

 Übergangsvorschrift für begonnene hochschu-
lische Pflegeausbildungen nach Teil 3 dieses 

Gesetzes in der am 31. Dezember 2024 gelten-
den Fassung  

 Eine hochschulische Pflegeausbildung, die 
auf Grundlage von Teil 3 dieses Gesetzes in der 
am 31. Dezember 2024 geltenden Fassung be-
gonnen wurde, kann bis zum 31. Dezember 
2029 auf dieser Grundlage abgeschlossen wer-
den.“ 

 4. Nach § 66c werden die folgenden §§ 66d und 
66e eingefügt: 

 

„§ 66d 

 Überleitung von begonnenen hochschulischen 
Pflegeausbildungen nach Teil 3 dieses Geset-
zes in der am 31. Dezember 2023 oder in der 

am 31. Dezember 2024 geltenden Fassung 

 Die Möglichkeit der Überleitung bereits 
auf Grundlage von Teil 3 dieses Gesetzes in der 
am 31. Dezember 2023 oder in der am 31. De-
zember 2024 geltenden Fassung begonnener 
hochschulischer Pflegeausbildungen in eine 
hochschulische Pflegeausbildung auf Grund-
lage von Teil 3 dieses Gesetzes in der geltenden 
Fassung bleibt unberührt. Das Nähere regeln 
die Länder. 
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§ 66e 

 Übergangsvorschrift für Personen, die bereits 
über eine Erlaubnis zum Führen der Berufs-

bezeichnung nach § 1 Satz 2 verfügen 

 Personen, die bereits über eine Erlaubnis 
zum Führen der Berufsbezeichnung nach § 1 
Satz 2 verfügen, können die für eine erweiterte 
heilkundliche Tätigkeit nach § 37 Absatz 2 
Satz 2 erforderlichen Kompetenzen ebenfalls 
erwerben. In diesem Fall finden für den geson-
derten Erwerb von erweiterten heilkundlichen 
Kompetenzen nach § 37 Absatz 2 Satz 2 die 
Vorschriften von Teil 3 dieses Gesetzes in der 
geltenden Fassung entsprechend Anwendung. 
Die erworbenen erweiterten heilkundlichen 
Kompetenzen werden zum Ende des Studien-
angebots staatlich geprüft.“ 

Artikel 3 Artikel 3 

Änderung der Pflegeberufe-
Ausbildungsfinanzierungsverordnung 

Änderung der Pflegeberufe-
Ausbildungsfinanzierungsverordnung 

Die Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsver-
ordnung vom 2. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1622) wird 
wie folgt geändert: 

Die Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsver-
ordnung vom 2. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1622) wird 
wie folgt geändert: 

1. In der Bezeichnung werden die Wörter „berufli-
chen Ausbildung“ durch das Wort „Ausbildun-
gen“ ersetzt.  

1. u n v e r ä n d e r t  

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t  

a) In der Angabe zu Teil 1 werden nach dem 
Wort „beruflichen“ die Wörter „und der 
hochschulischen“ eingefügt. 

 

b) Nach der Angabe zu § 27 wird folgende An-
gabe eingefügt: 

 

„§ 27a Datenverarbeitung nach § 62 des 
Pflegeberufegesetzes“. 

 

c) In der Angabe zu Anlage 1 wird nach dem 
Wort „ohne“ das Wort „die“ eingefügt und 
werden die Wörter „nach § 27 Absatz 1 
Satz 1 des Pflegeberufegesetzes und ohne 
die Kosten der Ausbildungsvergütung nach 
§ 39a Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes“ 
angefügt. 
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3. In der Überschrift von Teil 1 werden nach dem 
Wort „beruflichen“ die Wörter „und der hoch-
schulischen“ eingefügt. 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. § 1 wird wie folgt geändert: 4. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: a) u n v e r ä n d e r t  

„(4) Träger der praktischen Ausbildung 
im Sinne dieser Verordnung sind Träger der 
praktischen Ausbildung nach § 8 Absatz 2 
des Pflegeberufegesetzes und Träger des 
praktischen Teils der hochschulischen Pfle-
geausbildung nach § 38a Absatz 2 des Pfle-
geberufegesetzes, soweit im Folgenden nicht 
etwas anderes bestimmt ist.“ 

 

b) Die folgenden Absätze 6 bis 9 werden ange-
fügt: 

b) Die folgenden Absätze 6 bis 10 werden an-
gefügt: 

„(6) Pflegeausbildung im Sinne dieser 
Verordnung bezeichnet die berufliche Aus-
bildung nach Teil 2 des Pflegeberufegesetzes 
sowie die hochschulische Pflegeausbildung 
nach Teil 3 des Pflegeberufegesetzes, soweit 
im Folgenden nicht etwas anderes bestimmt 
ist. 

„(6) Pflegeausbildung im Sinne dieser 
Verordnung bezeichnet die berufliche Aus-
bildung nach Teil 2 des Pflegeberufegesetzes 
auch in Verbindung mit Teil 5 des Pflege-
berufegesetzes sowie die hochschulische 
Pflegeausbildung nach Teil 3 des Pflegebe-
rufegesetzes, jeweils einschließlich der zu-
sätzlichen Ausbildung nach § 14 des Pfle-
geberufegesetzes, soweit im Folgenden 
nicht etwas anderes bestimmt ist. 

(7) Ausbildungskosten im Sinne die-
ser Verordnung sind die Kosten der berufli-
chen Pflegeausbildung nach § 27 des Pflege-
berufegesetzes sowie die Kosten des prakti-
schen Teils der hochschulischen Pflegeaus-
bildung nach § 39a des Pflegeberufegeset-
zes, soweit im Folgenden nicht etwas ande-
res bestimmt ist. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Ausbildungsvergütung im Sinne 
dieser Verordnung bezeichnet die Ausbil-
dungsvergütung nach § 19 des Pflegeberufe-
gesetzes, nach § 38b Absatz 1 Satz 2 in Ver-
bindung mit § 19 des Pflegeberufegesetzes 
sowie nach § 66c des Pflegeberufegesetzes, 
soweit im Folgenden nicht etwas anderes be-
stimmt ist. 

(8) Ausbildungsvergütung im Sinne 
dieser Verordnung bezeichnet die Ausbil-
dungsvergütung nach § 19 des Pflegeberufe-
gesetzes, nach § 38b Absatz 1 Satz 2 in Ver-
bindung mit § 19 des Pflegeberufegesetzes 
sowie nach § 66b des Pflegeberufegesetzes, 
soweit im Folgenden nicht etwas anderes be-
stimmt ist. 

(9) Ausbildungsverhältnis im Sinne 
dieser Verordnung ist das durch den Ausbil-
dungsvertrag begründete Verhältnis zwi-
schen einer oder einem Auszubildenden und 
dem Träger der praktischen Ausbildung.“ 

(9) Ausbildungsverhältnis im Sinne 
dieser Verordnung ist das durch den Ausbil-
dungsvertrag begründete Verhältnis zwi-
schen einer oder einem Auszubildenden und 
dem Träger der praktischen Ausbildung. 
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 (10) Auszubildende im Sinne dieser 
Verordnung sind Auszubildende der be-
ruflichen Ausbildung nach Teil 2 des Pfle-
geberufegesetzes sowie studierende Perso-
nen der hochschulischen Pflegeausbil-
dung nach Teil 3 des Pflegeberufegesetzes, 
soweit im Folgenden nicht etwas anderes 
bestimmt ist.“ 

5. § 3 wird wie folgt geändert: 5. u n v e r ä n d e r t  

a) In Absatz 1 werden die Wörter „nach § 27 
des Pflegeberufegesetzes“ gestrichen und 
wird das Wort „Kosten“ durch das Wort 
„Ausbildungskosten“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden jeweils die Wörter 
„Ausbildung nach dem Pflegeberufegesetz“ 
durch das Wort „Pflegeausbildung“ ersetzt. 

 

c) In Absatz 5 werden nach den Wörtern „nach 
§ 31 des Pflegeberufegesetzes“ die Wörter „, 
jeweils auch in Verbindung mit § 39a Ab-
satz 3 des Pflegeberufegesetzes,“ eingefügt 
und werden die Wörter „Kosten der Pflege-
ausbildung“ durch das Wort „Ausbildungs-
kosten“ ersetzt. 

 

6. In § 4 Absatz 1 werden nach den Wörtern „nach 
§ 30 des Pflegeberufegesetzes“ die Wörter „, auch 
in Verbindung mit § 39a Absatz 3 des Pflegeberu-
fegesetzes,“ eingefügt. 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. § 5 wird wie folgt geändert: 7. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt 
gefasst: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt 
gefasst: 

„2. die Zahl der voraussichtlichen Ausbil-
dungsverhältnisse differenziert nach 
beruflicher und hochschulischer Pfle-
geausbildung oder die voraussichtli-
chen Schülerzahlen im Finanzierungs-
zeitraum,“. 

„2. die Zahl der voraussichtlichen Ausbil-
dungsverhältnisse im Finanzierungs-
zeitraum differenziert nach berufli-
cher und hochschulischer Pflegeaus-
bildung, einschließlich der Angabe, 
inwieweit diese jeweils eine zusätzli-
che Ausbildung nach § 14 Absatz 1 
bis 6 des Pflegeberufegesetzes um-
fasst, sowie nach einer Qualifikation 
nach § 14 Absatz 7 des Pflegeberufe-
gesetzes oder, im Fall der Pflege-
schulen, die voraussichtlichen Schü-
lerzahlen im Finanzierungszeitraum 
differenziert nach beruflicher Pfle-
geausbildung (einschließlich der 
Angabe, inwieweit diese eine zusätz-
liche Ausbildung nach § 14 Absatz 1 
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bis 6 des Pflegeberufegesetzes um-
fasst) und nach einer Qualifikation 
nach § 14 Absatz 7 des Pflegeberufe-
gesetzes,“. 

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Ausbil-
dung“ die Wörter „nach § 8 Absatz 2 des 
Pflegeberufegesetzes“ eingefügt. 

b) u n v e r ä n d e r t  

8. Nach § 9 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a ein-
gefügt: 

8. § 9 wird wie folgt geändert: 

 a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a 
eingefügt: 

  

„(1a) Die zuständige Stelle berechnet die 
Verwaltungs- und Vollstreckungskosten nach 
§ 32 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes so, dass 
im Ausgleichsfonds für den Finanzierungszeit-
raum erneut 0,6 Prozent der Summe aller Ausbil-
dungsbudgets als Verwaltungskostenpauschale 
zur Verfügung stehen. Ergeben sich aus der Rech-
nungslegung der zuständigen Stelle nach § 20 
über einen Zeitraum von drei Finanzierungszeit-
räumen Mehr- oder Minderausgaben bei der Ver-
waltungskostenpauschale, die über oder unter 0,6 
Prozent der Summe aller Ausbildungsbudgets lie-
gen, so kann dies im nächstmöglichen Finanzie-
rungszeitraum berücksichtigt werden, jedoch 
nicht mehr als 0,1 Prozentpunkte bei den Mehr-
ausgaben und nicht weniger als 0,2 Prozentpunkte 
bei den Minderausgaben.“ 

„(1a) u n v e r ä n d e r t  

 b) In Absatz 3 werden die Wörter „zum 
15. September“ durch die Wörter „spätes-
tens zum 31. Oktober“ ersetzt. 

9. Dem § 11 wird folgender Absatz 5 angefügt: 9. § 11 wird wie folgt geändert: 

 a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:  

 „(3) Die stationären Pflegeeinrich-
tungen teilen der zuständigen Stelle bis 
zum 15. Juni des Festsetzungsjahres zu-
sätzlich die Gesamtzahl der Pflegeplätze 
sowie die Belegungstage für die jeweilige 
Einrichtung nach der aktuell gültigen 
Vergütungsvereinbarung mit.“ 

 b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Teilt eine stationäre oder ambulante 
Pflegeeinrichtung der zuständigen Stelle die An-
gaben nach den Absätzen 2 bis 4 nicht, nicht frist-
gemäß, fehlerhaft oder unvollständig mit, fordert 

„(5) u n v e r ä n d e r t   
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die zuständige Stelle die Pflegeeinrichtung mit ei-
ner Frist von zwei Wochen zur Nachmeldung auf. 
Nach Ablauf der Frist kann die zuständige Stelle 
diese Angaben durch eine Schätzung ersetzen. 
Die Länder können weitere, darüber hinausge-
hende Anforderungen an die Schätzbefugnis nach 
Satz 1 festlegen.“ 

 9a. § 12 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

 „(2) Der auf die einzelne stationäre Ein-
richtung entfallende Anteil an dem nach Ab-
satz 1 für den stationären Sektor ermittelten 
Betrag bemisst sich nach dem Verhältnis ihrer 
Belegungstage nach der Vergütungsvereinba-
rung zur Gesamtzahl der Belegungstage aller 
Vergütungsvereinbarungen in diesem Sektor.“ 

10. Dem § 13 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 10. u n v e r ä n d e r t  

„Im Fall des § 33 Absatz 6 Satz 2 des Pflegeberu-
fegesetzes kann der Zeitpunkt der Einzahlung der 
Länder, einschließlich der Möglichkeit von antei-
ligen Einzahlungen, abweichend von Satz 1 ver-
einbart werden.“ 

 

 10a. Dem § 17 Absatz 2 wird folgender Satz ange-
fügt: 

 „Ein Ausgleich entfällt, wenn der Differenzbe-
trag dadurch entstanden ist, dass die Einrich-
tung von der Erhebung des Ausbildungszu-
schlags abgesehen hat, obwohl ihr eine Erhe-
bung möglich gewesen wäre.“ 

11. In § 19 Absatz 1 werden die Wörter „nach § 8 des 
Pflegeberufegesetzes“ gestrichen. 

11. u n v e r ä n d e r t  

12. § 21 wird wie folgt geändert: 12. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „berufli-
chen“ die Wörter „und der hochschulischen“ 
eingefügt. 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „beruflichen 
Ausbildung in der Pflege“ durch das Wort 
„Pflegeausbildung“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter 
„Teil 2 und Teil 5“ durch die Wörter „den 
Teilen 2, 3 und 5“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter 
„Ausbildung nach Teil 2 und Teil 5 des 
Pflegeberufegesetzes“ durch das Wort 
„Pflegeausbildung“ ersetzt. 

13. § 22 wird wie folgt geändert: 13. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt.  

aa) u n v e r ä n d e r t  
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bb) Folgende Nummer 3 wird angefügt: bb) Folgende Nummer 3 wird angefügt: 

„3. Art der durchgeführten Ausbil-
dung beim Träger der prakti-
schen Ausbildung nach den Tei-
len 2, 3 und 5.“ 

„3. Art der durchgeführten Pflege-
ausbildung.“ 

b) Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt geändert: b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In dem Satzteil vor Buchstabe a wird 
die Angabe „Teil 2“ durch die Wörter 
„den Teilen 2, 3“ ersetzt. 

aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

 aaa) In dem Satzteil vor Buch-
stabe a werden die Wörter 
„sich in der Ausbildung nach 
Teil 2 oder Teil 5 des Pflege-
berufegesetzes“ durch die 
Wörter „in der Pflegeausbil-
dung“ ersetzt. 

 bbb) In Buchstabe f wird das Wort 
„und“ durch ein Komma er-
setzt und werden nach dem 
Wort „Pflegeschule“ die 
Wörter „oder der besuchten 
Hochschule samt Studien-
gang“ eingefügt. 

 ccc) Folgender Buchstabe g wird 
angefügt: 

 „g) die Art der Pflegeaus-
bildung differenziert 
nach beruflicher und 
hochschulischer Pflege-
ausbildung, einschließ-
lich der Angabe, inwie-
weit diese jeweils eine 
zusätzliche Ausbildung 
nach § 14 Absatz 1 bis 6 
des Pflegeberufegeset-
zes umfasst, sowie nach 
einer Qualifikation 
nach § 14 Absatz 7 des 
Pflegeberufegesetzes,.“ 

bb) In Buchstabe f wird das Wort „und“ 
durch ein Komma ersetzt und werden 
nach dem Wort „Pflegeschule“ die 
Wörter „und der besuchten Hochschule 
samt Studiengang“ eingefügt. 

bb) In Nummer 2 werden nach dem Wort 
„Abschlusses“ die Wörter „(kein Ab-
schluss, Abschluss nach § 1 des Pfle-
geberufegesetzes, Abschluss nach 
§ 58 Absatz 1 des Pflegeberufegeset-
zes, Abschluss nach § 58 Absatz 2 des 
Pflegeberufegesetzes oder Abschluss 
nach § 39 Absatz 1 des Pflegeberufe-
gesetzes, jeweils einschließlich der 
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Angabe, inwieweit der Abschluss eine 
zusätzliche Ausbildung nach § 14 Ab-
satz 1 bis 6 des Pflegeberufegesetzes 
umfasst, sowie Abschluss mit einer 
Qualifikation nach § 14 Absatz 7 des 
Pflegeberufegesetzes)“ eingefügt. 

cc) Folgender Buchstabe g wird angefügt: cc) u n v e r ä n d e r t  

„g) Art der Ausbildung nach den Tei-
len 2, 3 oder 5,“. 

 

14. Nach § 27 wird folgender § 27a eingefügt: 14. Nach § 27 wird folgender § 27a eingefügt: 

„§ 27a „§ 27a 

Datenverarbeitung nach § 62 des Pflegeberufege-
setzes 

Datenverarbeitung nach § 62 des Pflegeberufege-
setzes 

Die zuständigen Stellen nach § 26 Absatz 4 
des Pflegeberufegesetzes erheben die Angaben 
nach § 62 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes zum 
Zweck der Evaluierung nach § 62 Absatz 1 des 
Pflegeberufegesetzes. Die Daten zur Wahl des 
Vertiefungseinsatzes als auch zur Ausübung des 
Wahlrechts nach § 59 Absatz 2 oder 3 des Pflege-
berufegesetzes werden für jede Auszubildende 
und für jeden Auszubildenden mit Abschluss der 
jeweiligen Ausbildung für das laufende Kalender-
jahr (Berichtsjahr) erhoben. Diese Daten werden 
bis zum 15. Februar des auf das Berichtsjahr fol-
genden Jahres an das Bundesministerium für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bun-
desministerium für Gesundheit übermittelt, erst-
mals zum 15. Februar 2024.“ 

Die zuständigen Stellen nach § 26 Absatz 4 
des Pflegeberufegesetzes erheben die Angaben 
nach § 62 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes zum 
Zweck der Evaluierung nach § 62 Absatz 1 des 
Pflegeberufegesetzes. Die Daten zur Wahl des 
Vertiefungseinsatzes als auch zur Ausübung des 
Wahlrechts nach § 59 Absatz 2 oder 3 des Pflege-
berufegesetzes werden für jede Auszubildende 
und für jeden Auszubildenden mit Abschluss der 
jeweiligen Ausbildung für das laufende Kalender-
jahr (Berichtsjahr) erhoben. Diese Daten werden 
über die statistischen Landesämter bis zum 2. 
Mai des auf das Berichtsjahr folgenden Jahres an 
das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend und das Bundesministerium 
für Gesundheit übermittelt, erstmals zum 2. Mai 
2024.“ 

15. Die Anlage 1 (zu § 3 Absatz 1, § 4 Absatz 1) wird 
wie folgt geändert: 

15. Die Anlage 1 (zu § 3 Absatz 1, § 4 Absatz 1) wird 
wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird nach dem Wort 
„ohne“ das Wort „die“ eingefügt und werden 
die Wörter „nach § 27 Absatz 1 Satz 1 des 
Pflegeberufegesetzes und ohne die Kosten 
der Ausbildungsvergütung nach § 39a Ab-
satz 1 des Pflegeberufegesetzes“ angefügt. 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) In dem Text vor der Tabelle werden die Wör-
ter „und nach Teil 5“ durch die Wörter „, 
nach den Teilen 3 und 5“ ersetzt. 

b) In dem Text vor der Tabelle werden die Wör-
ter „nach Teil 2 Abschnitt 3 und nach Teil 
5 des Pflegeberufegesetzes“ durch die Wör-
ter „der Pflegeausbildung“ ersetzt. 

c) In der Tabelle wird in Abschnitt B. Num-
mer 1.2 in der zweiten Spalte die Angabe 

c) u n v e r ä n d e r t  
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„§ 8“ durch die Wörter „den §§ 8 und 38a“ 
ersetzt. 

16. Anlage 2 (zu § 5 Absatz 1 Nummer 1) Abschnitt 
I. Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

16. Anlage 2 (zu § 5 Absatz 1 Nummer 1) wird wie 
folgt geändert: 

 a) Abschnitt I. wird wie folgt geändert: 

 aa) In Nummer 3 werden vor dem 
Komma am Ende die Wörter „sowie 
der besuchten Pflegeschule mit Ad-
resse oder Hochschule mit Adresse 
samt Studiengang“ eingefügt. 

 bb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

 „4.  die jeweilige Art der Ausbil-
dung, in der sich die Personen 
befinden, differenziert nach be-
ruflicher und hochschulischer 
Pflegeausbildung, einschließ-
lich der Angabe, inwieweit 
diese jeweils eine zusätzliche 
Ausbildung nach § 14 Absatz 1 
bis 6 des Pflegeberufegesetzes 
umfasst, sowie nach einer Qua-
lifikation nach § 14 Absatz 7 
des Pflegeberufegesetzes,“. 

 cc) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

 „5. für Träger der praktischen Aus-
bildung nach § 8 Absatz 2 des 
Pflegeberufegesetzes die Mehr-
kosten der Ausbildungsvergü-
tung nach § 27 des Pflegeberufe-
gesetzes je Auszubildender oder 
Auszubildendem, aufgeschlüs-
selt nach Monaten,“. 

 dd) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

 „6. Zeitpunkt des Abschlusses der 
Ausbildung einschließlich der 
Art (kein Abschluss, Abschluss 
nach § 1 des Pflegeberufegeset-
zes, Abschluss nach § 58 Ab-
satz 1 des Pflegeberufegesetzes, 
Abschluss nach § 58 Absatz 2 
des Pflegeberufegesetzes oder 
Abschluss nach § 39 Absatz 1 
des Pflegeberufegesetzes, jeweils 
einschließlich der Angabe, in-
wieweit der Abschluss eine zu-
sätzliche Ausbildung nach § 14 
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Absatz 1 bis 6 des Pflegeberufe-
gesetzes umfasst, sowie Ab-
schluss mit einer Qualifikation 
nach § 14 Absatz 7 des Pflegebe-
rufegesetzes) und“. 

 ee) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

 „7. die für den Finanzierungszeit-
raum vertraglich vorgesehene 
Ausbildungsvergütung je Per-
son differenziert nach berufli-
cher und hochschulischer Pfle-
geausbildung sowie nach einer 
Qualifikation nach § 14 Ab-
satz 7 des Pflegeberufegesetzes, 
und den jeweiligen Arbeitge-
berbruttobetrag.“ 

„5. für Träger der praktischen Ausbildung nach 
§ 8 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes die 
Mehrkosten der Ausbildungsvergütung 
nach § 27 des Pflegeberufegesetzes je Aus-
zubildender oder Auszubildendem, aufge-
schlüsselt nach Monaten,“. 

5. entfällt 

 b) Abschnitt II. wird wie folgt geändert: 

 aa) In Nummer 2 werden vor dem 
Komma am Ende die Wörter „, ein-
schließlich des Trägers der prakti-
schen Ausbildung mit Adresse“ ein-
gefügt. 

 bb) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

 „3. Anzahl der Fälle der Durchfüh-
rung einer zusätzlichen Ausbil-
dung nach § 14 Absatz 1 bis 6 
des Pflegeberufegesetzes oder ei-
ner Qualifikation nach § 14 Ab-
satz 7 des Pflegeberufegeset-
zes,“. 

 

Artikel 3a 

 Weitere Änderung der Pflegeberufe-
Ausbildungsfinanzierungsverordnung zum 1. 

Januar 2025 

 Die Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungs-
verordnung, die zuletzt durch Artikel 3 dieses Ge-
setzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
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 1. In § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 werden die 
Wörter „sowie nach einer Qualifikation nach 
§ 14 Absatz 7 des Pflegeberufegesetzes oder“ 
durch die Wörter „sowie nach einer Qualifika-
tion nach § 14 Absatz 7 des Pflegeberufegeset-
zes und nach einer Qualifikation nach § 66e des 
Pflegeberufegesetzes, oder“ ersetzt. 

 2. § 22 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 a) In Nummer 1 Buchstabe g werden nach 
den Wörtern „sowie nach einer Qualifika-
tion nach § 14 Absatz 7 des Pflegeberufe-
gesetzes“ die Wörter „und nach einer 
Qualifikation nach § 66e des Pflegeberu-
fegesetzes“ eingefügt. 

 b) In Nummer 2 werden nach den Wörtern 
„Abschluss mit einer Qualifikation nach 
§ 14 Absatz 7 des Pflegeberufegesetzes“ 
die Wörter „und Abschluss mit einer Qua-
lifikation nach § 66e des Pflegeberufege-
setzes“ eingefügt. 

 3. Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

 a) Abschnitt I. wird wie folgt geändert: 

 aa) In Nummer 4 werden nach den Wör-
tern „sowie nach einer Qualifikation 
nach § 14 Absatz 7 des Pflegeberufe-
gesetzes“ die Wörter „und nach einer 
Qualifikation nach § 66e des Pflege-
berufegesetzes“ eingefügt. 

 bb) In Nummer 6 werden nach den Wör-
tern „Abschluss mit einer Qualifika-
tion nach § 14 Absatz 7 des Pflegebe-
rufegesetzes“ die Wörter „und Ab-
schluss mit einer Qualifikation nach 
§ 66e des Pflegeberufegesetzes“ ein-
gefügt. 

 cc) In Nummer 7 werden nach den Wör-
tern „sowie nach einer Qualifikation 
nach § 14 Absatz 7 des Pflegeberufe-
gesetzes“ die Wörter „und nach einer 
Qualifikation nach § 66e des Pflege-
berufegesetzes“ eingefügt. 

 b) In Abschnitt II Nummer 3 werden nach 
den Wörtern „oder einer Qualifikation 
nach § 14 Absatz 7 des Pflegeberufegeset-
zes“ die Wörter „und einer Qualifikation 
nach § 66e des Pflegeberufegesetzes“ ein-
gefügt. 
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Artikel 4 Artikel 4 

Änderung der Pflegeberufe-Ausbildungs- 
und -Prüfungsverordnung 

Änderung der Pflegeberufe-Ausbildungs- 
und -Prüfungsverordnung 

Die Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungs-
verordnung vom 2. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1572), 
die durch Artikel 10 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1018) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

Die Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungs-
verordnung vom 2. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1572), 
die durch Artikel 10 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1018) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 43 wird folgende An-
gabe eingefügt: 

a) u n v e r ä n d e r t  

„§ 43a Erforderliche Unterlagen“.  

b) Nach der Angabe zu § 45 wird folgende An-
gabe eingefügt: 

b) u n v e r ä n d e r t  

„§ 45a Inhalt und Durchführung der 
Kenntnisprüfung nach § 40 Ab-
satz 3 Satz 2 des Pflegeberufege-
setzes als anwendungsorientierte 
Parcoursprüfung“. 

 

c) Der Angabe zu § 48 werden die Wörter 
„oder der Schweiz“ angefügt. 

c) u n v e r ä n d e r t  

d) Der Angabe zu § 49 werden die Wörter 
„oder der Schweiz“ angefügt. 

d) u n v e r ä n d e r t  

e) Nach der Angabe zu § 49 werden die folgen-
den Angaben eingefügt: 

e) u n v e r ä n d e r t  

„Abschnitt 2a 
 

Verfahren zur Erteilung der Erlaubnis zur 

partiellen Berufsausübung nach § 48a des 

Pflegeberufegesetzes 

 

§ 49a Frist der Behörde für die Bestäti-
gung des Antragseingangs 

 

§ 49b Erforderliche Unterlagen  

§ 49c Frist der Behörde für die Entschei-
dung über den Antrag 

 

§ 49d Erlaubnisurkunde  
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Abschnitt 2b 
 

Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung 

zur Dienstleistungserbringung im Rahmen 

einer partiellen Berufsausübung 

 

§ 49e Erforderliche Unterlagen“.  

 f) Die Angabe zu Anlage 10 wird wie folgt 
gefasst:  

 „Anlage 10 (zu § 45 Absatz 9, § 45a Ab-
satz 9)“. 

f) Nach der Angabe zu Anlage 12 wird fol-
gende Angabe eingefügt: 

g) u n v e r ä n d e r t  

„Anlage 12a Urkunde über die Erlaubnis 
zur partiellen Berufsausübung“. 

 

 h) Die Angabe zu Anlage 14 wird gestrichen. 

 1a. In § 1 Absatz 6 wird die Angabe „§ 1 Absatz 1“ 
durch die Angabe „§ 1“ ersetzt. 

2. Dem § 2 wird folgender Absatz 4 angefügt: 2. u n v e r ä n d e r t  

„(4) Lehrformate, die selbstgesteuertes Ler-
nen oder E-Learning beinhalten, können als päda-
gogische Hilfsmittel bei der Konzeption des theo-
retischen und praktischen Unterrichts in einem an-
gemessenen Umfang berücksichtigt werden. Die 
Teilnahme an Lehrformaten nach Satz 1 ist von 
den Auszubildenden gegenüber der Schule nach-
zuweisen. Das Nähere regeln die Länder.“ 

 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Auszubildenden“ die Wörter „schriftlich 
oder elektronisch“ eingefügt. 

a0) Dem Absatz 1 wird folgender Satz ange-
fügt: 

 „Stellt der Träger der praktischen Ausbil-
dung bei der zuständigen Behörde einen 
Antrag auf Erteilung der Genehmigung 
nach § 6 Absatz 3 Satz 5 des Pflegeberufe-
gesetzes, legt er in einem Konzept dar, 
dass das Ziel des jeweiligen Praxiseinsat-
zes, insbesondere das Ziel, als Mitglied ei-
nes Pflegeteams in unmittelbarem Kon-
takt mit zu pflegenden Menschen zu ler-
nen, durch den beantragten Umfang der 
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Ersetzung durch praktische Lerneinhei-
ten an der Pflegeschule nicht gefährdet 
wird.“ 

a) In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Auszubildenden“ die Wörter „schriftlich 
oder elektronisch“ eingefügt. 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: b) u n v e r ä n d e r t  

„(6) Die zuständige Behörde kann au-
ßerhalb des Geltungsbereichs des Pflegebe-
rufegesetzes absolvierte Teile der prakti-
schen Ausbildung im Umfang ihrer Gleich-
wertigkeit auf die Dauer der Einsätze nach 
Absatz 3 Satz 2 und 3 anrechnen. Der Um-
fang der Anrechnung darf nicht mehr als 25 
Prozent der Stunden des jeweiligen Einsatzes 
betragen; dies gilt nicht für die weiteren 
Einsätze und Stunden zur freien Verteilung 
nach Anlage 7 Abschnitt VI. Nummer 1 und 
2. Der Umfang der Anrechnung darf insge-
samt nicht mehr als 10 Prozent der Gesamt-
summe der Stunden der praktischen Ausbil-
dung betragen. Das Erreichen des Ausbil-
dungsziels darf durch die Anrechnung nicht 
gefährdet werden.“ 

 

4. Dem § 4 wird folgender Absatz 4 angefügt: 4. § 4 wird wie folgt geändert: 

 a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 1 
Absatz 1“ durch die Angabe „§ 1“ ersetzt. 

 b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Lehrformate, die selbstgesteuertes Ler-
nen oder E-Learning beinhalten, können als päda-
gogische Hilfsmittel bei der Konzeption der Qua-
lifikationsmaßnahmen nach Absatz 3 Satz 1 in an-
gemessenem Umfang berücksichtigt werden. Eine 
vollständig digitale Durchführung ist unbeschadet 
der Voraussetzungen von Satz 1 nur für die be-
rufspädagogische Fortbildung zulässig. Die Teil-
nahme an digitalen Lehrformaten ist vom Anbie-
ter der Qualifikationsmaßnahme festzustellen. 
Das Nähere regeln die Länder.“ 

„(4) Lehrformate, die selbstgesteuertes 
Lernen oder E-Learning beinhalten, können 
als pädagogische Hilfsmittel bei der Kon-
zeption der Qualifikationsmaßnahmen nach 
Absatz 3 Satz 1 in angemessenem Umfang 
berücksichtigt werden. Eine vollständig di-
gitale Durchführung ist unbeschadet der Vo-
raussetzungen von Satz 1 nur für die konti-
nuierliche, insbesondere berufspädagogi-
sche Fortbildung zulässig. Die Teilnahme an 
digitalen Lehrformaten ist vom Anbieter der 
Qualifikationsmaßnahme festzustellen. Das 
Nähere regeln die Länder.“ 

5. § 10 wird wie folgt geändert: 5. u n v e r ä n d e r t  

a) In Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 werden die 
Wörter „in der Einrichtung tätig ist“ durch 
die Wörter „in der Einrichtung tätig sein 
soll“ ersetzt. 
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b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:  

„(4) Die oder der Vorsitzende ist be-
rechtigt, an allen Teilen der Prüfung teilzu-
nehmen; ihr oder ihm steht kein Fragerecht 
zu. Eine Verpflichtung zur Anwesenheit be-
steht nicht.“ 

 

6. In § 11 Absatz 2 Nummer 2 werden nach dem 
Wort „schriftlich“ die Wörter „oder elektronisch“ 
eingefügt. 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. § 14 wird wie folgt geändert: 7. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird wie folgt geändert: a) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „mindestens“ 
gestrichen. 

aa) u n v e r ä n d e r t  

bb) Satz 2 wird durch die folgenden Sätze 
ersetzt:  

bb) Satz 2 wird durch die folgenden Sätze 
ersetzt: 

„Aus den Noten der Fachprüferinnen 
und Fachprüfer für jede Aufsichtsarbeit 
bildet die oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses die Note für die ein-
zelne Aufsichtsarbeit als das arithmeti-
sche Mittel. Aus den Noten der drei 
Aufsichtsarbeiten bildet die oder der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
die Prüfungsnote für den schriftlichen 
Teil der Prüfung als das arithmetische 
Mittel. Die Berechnung der Noten nach 
den Sätzen 2 und 3 erfolgt auf zwei 
Stellen nach dem Komma ohne Run-
dung. Dem berechneten Zahlenwert ist 
die entsprechende Note nach § 17 zuzu-
ordnen.“ 

„Aus den Noten der Fachprüferinnen 
und Fachprüfer für jede Aufsichtsarbeit 
bildet die oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses die Note für die ein-
zelne Aufsichtsarbeit als das arithmeti-
sche Mittel. Aus den Noten der drei 
Aufsichtsarbeiten bildet die oder der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
die Prüfungsnote für den schriftlichen 
Teil der Prüfung als das arithmetische 
Mittel. Die Berechnung der Noten nach 
den Sätzen 2 und 3 erfolgt auf zwei 
Stellen nach dem Komma ohne Run-
dung.“ 

b) Absatz 7 wird wie folgt geändert: b) u n v e r ä n d e r t  

aa) In dem Wortlaut werden die Wörter 
„dem arithmetischen Mittel“ gestrichen 
und werden die Wörter „Noten der Auf-
sichtsarbeiten“ durch das Wort „Prü-
fungsnote“ ersetzt. 

 

bb) Die folgenden Sätze werden angefügt:   

„Die Berechnung der Gesamtnote er-
folgt auf zwei Stellen nach dem Komma 
ohne Rundung. Dem berechneten Zah-
lenwert ist die entsprechende Note nach 
§ 17 zuzuordnen.“ 
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8. § 15 wird wie folgt geändert: 8. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt geändert: a) u n v e r ä n d e r t  

aa) In Satz 1 wird das Wort „mindestens“ 
gestrichen. 

 

bb) Satz 2 wird aufgehoben.  

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:  b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:  

„(5) Aus den Noten der Fachprüferin-
nen und Fachprüfer für die in der Prüfung er-
brachte Leistung bildet die oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses die Prü-
fungsnote für den mündlichen Teil der Prü-
fung als das arithmetische Mittel. Die Be-
rechnung der Prüfungsnote erfolgt auf zwei 
Stellen nach dem Komma ohne Rundung. 
Dem berechneten Zahlenwert ist die entspre-
chende Note nach § 17 zuzuordnen.“ 

„(5) Aus den Noten der Fachprüferin-
nen und Fachprüfer für die in der Prüfung er-
brachte Leistung bildet die oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses die Prü-
fungsnote für den mündlichen Teil der Prü-
fung als das arithmetische Mittel. Die Be-
rechnung der Prüfungsnote erfolgt auf zwei 
Stellen nach dem Komma ohne Rundung.“ 

c) Dem Absatz 7 werden die folgenden Sätze 
angefügt:  

c) u n v e r ä n d e r t  

„Die Berechnung der Gesamtnote erfolgt auf 
zwei Stellen nach dem Komma ohne Run-
dung. Dem berechneten Zahlenwert ist die 
entsprechende Note nach § 17 zuzuordnen.“ 

 

9. § 16 wird wie folgt geändert: 9. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 6 wird wie folgt geändert: a) u n v e r ä n d e r t  

aa) In Satz 1 wird das Wort „mindestens“ 
gestrichen. 

 

bb) Satz 2 wird aufgehoben.   

b) Absatz 7 wird wie folgt gefasst:  b) Absatz 7 wird wie folgt gefasst:  

„(7) Aus den Noten der Fachprüferin-
nen und Fachprüfer für die in der Prüfung er-
brachte Leistung bildet die oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses die Prü-
fungsnote für den praktischen Teil der Prü-
fung als das arithmetische Mittel. Die Be-
rechnung der Prüfungsnote erfolgt auf zwei 
Stellen nach dem Komma ohne Rundung. 
Dem berechneten Zahlenwert ist die entspre-
chende Note nach § 17 zuzuordnen.“ 

„(7) Aus den Noten der Fachprüferin-
nen und Fachprüfer für die in der Prüfung er-
brachte Leistung bildet die oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses die Prü-
fungsnote für den praktischen Teil der Prü-
fung als das arithmetische Mittel. Die Be-
rechnung der Prüfungsnote erfolgt auf zwei 
Stellen nach dem Komma ohne Rundung.“ 

c) Dem Absatz 9 werden die folgenden Sätze 
angefügt:  

c) u n v e r ä n d e r t  

„Die Berechnung der Gesamtnote erfolgt auf 
zwei Stellen nach dem Komma ohne Run-
dung. Dem berechneten Zahlenwert ist die 
entsprechende Note nach § 17 zuzuordnen.“ 
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10. In § 20 Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „amtsärzt-
lichen“ durch das Wort „qualifizierten“ ersetzt. 

10. u n v e r ä n d e r t  

11. § 24 Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 11. u n v e r ä n d e r t  

„Für die Prüfung sind zwei Fachprüferinnen oder 
Fachprüfer vorzusehen, von denen es sich bei ei-
ner Person um eine ärztliche Fachprüferin oder ei-
nen ärztlichen Fachprüfer gemäß Absatz 1 han-
delt.“ 

 

12. § 30 wird wie folgt geändert: 12. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: a) u n v e r ä n d e r t  

„Die Berücksichtigung des Selbststudiums 
ist bei der Konzeption der Lehrveranstaltun-
gen in angemessenem Umfang zulässig.“ 

 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a ein-
gefügt: 

b) u n v e r ä n d e r t  

„(3a) Lehrformate, die selbstgesteuertes 
Lernen oder E-Learning beinhalten, können 
als pädagogische Hilfsmittel bei der Konzep-
tion der theoretischen und praktischen Lehr-
veranstaltungen in einem angemessenen 
Umfang berücksichtigt werden.“ 

 

c) In Absatz 5 werden die Wörter „§ 38 Ab-
satz 3 Satz 4“ durch die Wörter „§ 38 Ab-
satz 3 Satz 5“ ersetzt. 

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

 „(5) Stellt die Hochschule bei der zu-
ständigen Behörde einen Antrag auf Er-
teilung der Genehmigung nach § 38 Ab-
satz 3 Satz 5 des Pflegeberufegesetzes, legt 
sie in einem Konzept dar, dass das Ziel des 
jeweiligen Praxiseinsatzes, insbesondere 
das Ziel, als Mitglied eines Pflegeteams in 
unmittelbarem Kontakt mit zu pflegenden 
Menschen zu lernen, durch den beantrag-
ten Umfang der Ersetzung von Praxisein-
sätzen durch praktische Lerneinheiten an 
der Hochschule nicht gefährdet wird.“ 

13. § 31 wird wie folgt geändert: 13. u n v e r ä n d e r t  

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:  

„Die Hochschule schließt für die Durchfüh-
rung der Praxiseinsätze einen schriftlichen 
Kooperationsvertrag mit einer Einrichtung 
nach § 7 Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes 
als Träger des praktischen Teils der hoch-
schulischen Pflegeausbildung und stellt da-
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rin sicher, dass die im Umfang von mindes-
tens 10 Prozent der während eines Praxisein-
satzes zu leistenden praktischen Ausbil-
dungszeit zu gewährleisende Praxisanleitung 
entsprechend den Vorgaben des modularen 
Curriculums der Hochschule durchgeführt 
wird.“ 

b) Absatz 2 Satz 2 wird durch die folgenden 
Sätze ersetzt: 

 

„Sie regelt über den Kooperationsvertrag mit 
dem Träger des praktischen Teils der hoch-
schulischen Pflegeausbildung die Durchfüh-
rung der Praxisbegleitung in den Einrichtun-
gen und die Zusammenarbeit mit den Praxis-
anleiterinnen und Praxisanleitern. Die an der 
praktischen Ausbildung beteiligten Einrich-
tungen unterstützen die Hochschule bei der 
Durchführung der Praxisbegleitung.“ 

 

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt:  

„(4) § 3 Absatz 6 gilt entsprechend.“  

14. Dem § 32 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:  14. u n v e r ä n d e r t  

„Die Prüfungen nach den §§ 35 bis 37 sollen zum 
Ende des Studiums erfolgen.“ 

 

15. § 33 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:  15. § 33 wird wie folgt geändert: 

 a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 1 
Absatz 1“ durch die Angabe „§ 1“ ersetzt. 

 b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Die Vorsitzenden sind jeweils berech-
tigt, an allen Teilen der Prüfung teilzunehmen; 
ihnen steht kein Fragerecht zu. Eine Verpflich-
tung zur Anwesenheit besteht nicht.“ 

„(5) u n v e r ä n d e r t  

16. § 35 wird wie folgt geändert: 16. u n v e r ä n d e r t  

a) Absatz 6 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 wird das Wort „mindestens“ 
gestrichen. 

 

bb) Satz 2 wird durch die folgenden Sätze 
ersetzt:  

 

„Aus den Noten der Prüferinnen oder 
Prüfer für jede Aufsichtsarbeit bilden 
die Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses die Note für die einzelne Auf-
sichtsarbeit als das arithmetische Mit-
tel. Aus den Noten der drei Aufsichtsar-
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beiten bilden die Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses die Prüfungsnote für 
den schriftlichen Teil der staatlichen 
Prüfung als das arithmetische Mittel. 
Die Berechnung der Noten nach den 
Sätzen 2 und 3 erfolgt auf zwei Stellen 
nach dem Komma ohne Rundung. Dem 
berechneten Zahlenwert ist die entspre-
chende Note nach § 17 zuzuordnen.“ 

b) Absatz 8 wird wie folgt gefasst:  

„(8) Soweit die Module im Curriculum 
hinsichtlich des Arbeitsaufwandes unter-
schiedlich gewichtet sind, ist dies abwei-
chend von Absatz 6 im Hinblick auf die Bil-
dung des arithmetischen Mittels bei der Er-
mittlung der Prüfungsnote für den schriftli-
chen Teil der staatlichen Prüfung nach Ab-
satz 6 zu berücksichtigen.“ 

 

17. § 36 wird wie folgt geändert: 17. u n v e r ä n d e r t  

a) Absatz 5 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 wird das Wort „mindestens“ 
gestrichen. 

 

bb) Satz 2 wird aufgehoben.  

b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:   

„(6) Aus den Noten der Prüferinnen 
oder Prüfer für die in einem Modul erbrachte 
Leistung bilden die Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses die Prüfungsnote für den 
mündlichen Teil der staatlichen Prüfung als 
das arithmetische Mittel. Sofern mehrere 
Module für den mündlichen Teil der Prüfung 
festgelegt wurden, bilden die Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses aus den einzelnen 
Noten der Module die Prüfungsnote für den 
mündlichen Teil der staatlichen Prüfung als 
das arithmetische Mittel. Die Berechnung 
der Prüfungsnote erfolgt auf zwei Stellen 
nach dem Komma ohne Rundung. Dem be-
rechneten Zahlenwert ist die entsprechende 
Note nach § 17 zuzuordnen.“ 

 

18. § 37 wird wie folgt geändert: 18. u n v e r ä n d e r t  

a) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „der 
praktischen Ausbildung den Vertiefungsein-
satz nach § 6 Absatz 3 Satz 2“ durch die 
Wörter „der Praxiseinsätze den Vertiefungs-
einsatz nach § 38 Absatz 3 Satz 1“ ersetzt. 

 



 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 55 – Drucksache 20/8901 
 
 

Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 wird das Wort „mindestens“ 
gestrichen. 

 

bb) Satz 2 wird aufgehoben.  

c) Absatz 7 wird wie folgt gefasst:   

„(7) Aus den Noten der Prüferinnen 
oder Prüfer für die in der Prüfung erbrachte 
Leistung bilden die Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses die Prüfungsnote für den 
praktischen Teil der staatlichen Prüfung als 
das arithmetische Mittel. Die Berechnung 
der Prüfungsnote erfolgt auf zwei Stellen 
nach dem Komma ohne Rundung. Dem be-
rechneten Zahlenwert ist die entsprechende 
Note nach § 17 zuzuordnen.“ 

 

 18a. In § 40 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 1 
Absatz 1“ durch die Angabe „§ 1“ ersetzt. 

 18b. § 42 wird wie folgt geändert: 

 a) In Satz 1 werden die Wörter „§ 1 Absatz 1 
Satz 1“ durch die Angabe „§ 1 Satz 1“ und 
werden die Wörter „§ 1 Absatz 1 Satz 2“ 
durch die Angabe „§ 1 Satz 2“ ersetzt. 

 b) Satz 2 wird aufgehoben. 

19. Dem § 43 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 19. § 43 wird wie folgt geändert: 

 a) In Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe 
„§ 1 Absatz 1“ durch die Angabe „§ 1“ er-
setzt. 

 b) Dem Absatz 4 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Wenn die antragstellende Person über eine au-
ßerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes und 
außerhalb eines Mitgliedstaats der Europäischen 
Union oder eines anderen Vertragsstaates des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum oder der Schweiz erworbene abgeschlossene 
Ausbildung verfügt, kann die Behörde von Satz 2 
Nummer 3 und 4 abweichen.“ 

u n v e r ä n d e r t  
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20. Nach § 43 wird folgender § 43a eingefügt: 20. Nach § 43 wird folgender § 43a eingefügt: 

„§ 43a „§ 43a 

Erforderliche Unterlagen Erforderliche Unterlagen 

(1) Personen, die die Erlaubnis zum Führen 
der Berufsbezeichnung nach § 1 des Pflegeberu-
fegesetzes auf Grund einer außerhalb des Gel-
tungsbereichs des Pflegeberufegesetzes erworbe-
nen Berufsqualifikation beantragen, haben dem 
Antrag folgende Unterlagen beizufügen: 

(1) Personen, die die Erlaubnis zum Führen 
der Berufsbezeichnung nach § 1 des Pflegeberu-
fegesetzes auf Grund einer außerhalb des Gel-
tungsbereichs des Pflegeberufegesetzes erworbe-
nen Berufsqualifikation beantragen, haben dem 
Antrag folgende Unterlagen beizufügen: 

1. eine tabellarische Aufstellung der absolvier-
ten Ausbildungsgänge und der ausgeübten 
Erwerbstätigkeit in deutscher Sprache, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. einen Identitätsnachweis, 2. u n v e r ä n d e r t  

3. eine Bescheinigung über die erworbene 
Berufsqualifikation und die Ausbildungs-
nachweise, die den Erwerb dieser Berufsqua-
lifikation belegen, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. sofern vorhanden, eine Bescheinigung über 
die erworbene Berufserfahrung oder Nach-
weise über Kenntnisse und Fähigkeiten, die 
durch lebenslanges Lernen erworben worden 
sind, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. eine Erklärung, dass bisher noch kein Antrag 
auf Feststellung der Gleichwertigkeit gestellt 
wurde, und 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. einen Nachweis über die Kenntnisse der 
deutschen Sprache der antragstellenden Per-
son. 

6. sofern vorhanden, einen Nachweis über die 
Kenntnisse der deutschen Sprache der an-
tragstellenden Person. 

Für den Fall, dass die außerhalb des Geltungsbe-
reichs des Pflegeberufegesetzes erworbene 
Berufsqualifikation der automatischen Anerken-
nung unterliegt, sind die in § 41 Absatz 1 des Pfle-
geberufegesetzes genannten Nachweise und Be-
scheinigungen oder solche Nachweise vorzule-
gen, die geeignet sind, die in § 41 Absatz 1 des 
Pflegeberufegesetzes genannten Voraussetzungen 
zu belegen. 

Für den Fall, dass die außerhalb des Geltungsbe-
reichs des Pflegeberufegesetzes erworbene 
Berufsqualifikation der automatischen Anerken-
nung unterliegt, sind die in § 41 Absatz 1 des Pfle-
geberufegesetzes genannten Nachweise und Be-
scheinigungen oder solche Nachweise vorzule-
gen, die geeignet sind, die in § 41 Absatz 1 des 
Pflegeberufegesetzes genannten Voraussetzungen 
zu belegen. 

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 bis 4 und Satz 2 sind der zuständigen 
Behörde in Form von Abschriften vorzulegen 
oder elektronisch zu übermitteln. Von den Unter-
lagen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 und 
Satz 2 sind Übersetzungen in deutscher Sprache 
vorzulegen. Darüber hinaus kann die zuständige 

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 bis 4 und Satz 2 sind der zuständigen 
Behörde in Form von Abschriften vorzulegen 
oder elektronisch zu übermitteln. Von den Unter-
lagen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 und 
Satz 2 sind Übersetzungen in deutscher Sprache 
vorzulegen. Darüber hinaus kann die zuständige 
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Behörde von allen nachgereichten Unterlagen 
Übersetzungen in deutscher Sprache verlangen. 
Die Übersetzungen sind von einer öffentlich be-
stellten oder beeidigten Dolmetscherin oder Über-
setzerin oder einem öffentlich bestellten oder be-
eidigten Dolmetscher oder Übersetzer erstellen zu 
lassen. 

Behörde von allen nachgereichten Unterlagen 
Übersetzungen in deutscher Sprache verlangen. 
Die Übersetzungen sind von einer öffentlich be-
stellten oder beeidigten Übersetzerin oder einem 
öffentlich bestellten oder beeidigten Übersetzer 
erstellen zu lassen. 

(3) Die zuständige Behörde kann abwei-
chend von Absatz 2 eine andere Form für die vor-
zulegenden Dokumente zulassen. Sie kann auf die 
Übersetzung der Unterlagen in deutscher Sprache 
verzichten sowie eine Übersetzung der Unterla-
gen in englischer Sprache zulassen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die zuständige Behörde kann die an-
tragstellende Person auffordern, innerhalb einer 
angemessenen Frist Informationen zum Inhalt und 
zur Dauer der im Ausland absolvierten Berufsbil-
dung sowie zu sonstigen Berufsqualifikationen 
vorzulegen, soweit dies zur Bewertung der Vo-
raussetzungen für die automatische Anerkennung 
einer Berufsqualifikation nach § 41 Absatz 1 des 
Pflegeberufegesetzes oder zur Bewertung der Vo-
raussetzungen nach § 40 Absatz 2 und 3 des Pfle-
geberufegesetzes erforderlich ist. Soweit die Aus-
bildung in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union, in einem Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder in 
der Schweiz absolviert wurde, kann sich die zu-
ständige Behörde an die zuständige Stelle des 
Ausbildungsstaats wenden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Bestehen begründete Zweifel an der 
Echtheit oder der inhaltlichen Richtigkeit der vor-
gelegten Unterlagen, kann die zuständige Behörde 
die antragstellende Person auffordern, innerhalb 
einer angemessenen Frist Originale, beglaubigte 
Abschriften oder weitere geeignete Unterlagen 
vorzulegen. Bei Unterlagen, die in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union, einem Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder in der Schweiz ausgestellt 
oder anerkannt wurden, kann sich die zuständige 
Behörde im Fall begründeter Zweifel an der Echt-
heit der Unterlagen sowohl an die zuständige 
Stelle des Ausbildungs- oder Anerkennungsstaats 
wenden als auch die antragstellende Person auf-
fordern, beglaubigte Abschriften vorzulegen. 
Eine solche Aufforderung hemmt nicht den Frist-
lauf nach § 43 Absatz 3. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Die antragstellende Person hat durch 
geeignete Unterlagen darzulegen, im Inland eine 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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Erwerbstätigkeit ausüben zu wollen. Geeignete 
Unterlagen sind insbesondere 

1. der Nachweis einer Kontaktaufnahme mit 
potenziellen Arbeitgebern, 

 

2. ein Geschäftskonzept oder  

3. der Vermerk über eine Standortberatung der 
Zentralen Servicestelle Berufsanerkennung. 

 

Die zuständige Behörde darf nicht zwingend ei-
nen Vermerk über eine Standortberatung nach 
Satz 1 Nummer 3 fordern, wenn durch andere Un-
terlagen die Erwerbsabsicht dargelegt wurde. Für 
antragstellende Personen mit Wohnsitz in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union, in einem 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum oder in der Schweiz sowie 
für Staatsangehörige dieser Staaten ist diese Dar-
legung entbehrlich, sofern keine besonderen 
Gründe gegen eine entsprechende Absicht spre-
chen.“ 

 

21. § 44 wird wie folgt geändert: 21. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden die folgenden Sätze 
angefügt: 

a) u n v e r ä n d e r t  

„Hierbei können insbesondere die Angaben 
in Mustergutachten der Gutachtenstelle für 
Gesundheitsberufe berücksichtigt werden. 
Anpassungslehrgang und Abschlussge-
spräch können auch in modularisierter Form 
auf der Grundlage eines standardisierten 
Muster-Lehrplans durchgeführt werden.“ 

 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a ein-
gefügt: 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a ein-
gefügt: 

„(1a) Die zuständige Behörde kann im 
Feststellungsbescheid hinsichtlich des zeitli-
chen Umfangs Rahmenvorgaben treffen und 
die Entscheidung über eine Verkürzung oder 
Verlängerung des Anpassungslehrgangs auf 
eine geeignete Person übertragen. Geeignet 
sind insbesondere Fachprüferinnen oder 
Fachprüfer sowie Praxisanleiterinnen oder 
Praxisanleiter, die den Teilnehmer oder die 
Teilnehmerin während des Anpassungslehr-
gangs betreut haben. Die geeignete Person 
hat die Entscheidung über eine Verkürzung 
oder Verlängerung des Anpassungslehr-
gangs gegenüber der Behörde zu begründen. 

„(1a) Die zuständige Behörde kann im 
Feststellungsbescheid hinsichtlich des zeitli-
chen Umfangs Rahmenvorgaben treffen. 
Der Anpassungslehrgang kann unter Be-
rücksichtigung des im Feststellungsbe-
scheid vorgegebenen Rahmens verkürzt 
oder verlängert werden. Das Erreichen 
des Ziels des Anpassungslehrgangs darf 
durch die Verkürzung oder Verlängerung 
nicht gefährdet werden. Die Verkürzung 
oder Verlängerung des Anpassungslehr-
gangs ist von der den Anpassungslehrgang 
anbietenden Einrichtung bei der zuständi-
gen Behörde zu beantragen. Dem Antrag 
ist eine Begründung durch eine geeignete 
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Das Erreichen des Ziels des Anpassungs-
lehrgangs darf durch die Verkürzung oder 
Verlängerung nicht gefährdet werden.“ 

Person beizufügen. Geeignet sind insbeson-
dere Fachprüferinnen oder Fachprüfer sowie 
Praxisanleiterinnen oder Praxisanleiter, die 
den Teilnehmer oder die Teilnehmerin wäh-
rend des Anpassungslehrgangs betreut ha-
ben. Die zuständige Behörde entscheidet 
über die beantragte Verkürzung oder Ver-
längerung innerhalb von zwei Wochen 
nach Eingang des vollständigen und be-
gründeten Antrages; eine Verkürzung oder 
Verlängerung gilt als genehmigt, wenn die 
zuständige Behörde nicht innerhalb von 
zwei Wochen eine ablehnende Entschei-
dung trifft.“ 

c) Nach Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz 
eingefügt: 

c) u n v e r ä n d e r t  

„Bei der Wahl des konkreten Einsatzortes 
der praktischen Ausbildung ist entscheidend, 
dass dort Patientinnen und Patienten mit ent-
sprechendem Versorgungsbedarf versorgt 
werden.“ 

 

22. § 45 wird wie folgt geändert: 22. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach Satz 3 folgender Satz 
eingefügt: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 aa) Nach Satz 3 wird folgender Satz ein-
gefügt: 

„Die Länder können für mehrere zu prüfende 
Personen einheitliche Kenntnisprüfungen 
durchführen.“ 

u n v e r ä n d e r t  

 bb) In dem neuen Satz 5 Nummer 1 wird 
die Angabe „§ 1 Absatz 1“ durch die 
Angabe „§ 1“ ersetzt. 

 b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 1 
Absatz 1“ durch die Angabe „§ 1“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

 aa) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„sein“ die Wörter „; sie kann nach 
vorheriger Zustimmung der zustän-
digen Behörde als Simulationsprü-
fung ausgestaltet sein“ eingefügt. 

aa) In Satz 2 wird nach der Angabe „§ 10 
Absatz 1“ die Angabe „Satz 2“ einge-
fügt. 

bb) In Satz 2 wird jeweils nach der Angabe 
„§ 10 Absatz 1“ die Angabe „Satz 2“ 
eingefügt. 
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bb) Die Sätze 3 bis 5 werden durch die fol-
genden Sätze ersetzt: 

cc) Die Sätze 3 bis 5 werden durch die fol-
genden Sätze ersetzt: 

„Bewertet wird die Leistung entweder 
mit „bestanden“ oder mit „nicht bestan-
den“. Mit „bestanden“ wird sie bewer-
tet, wenn sie den Anforderungen ge-
nügt, also mindestens der Note „ausrei-
chend (4)“ entspricht. Der mündliche 
Teil der Kenntnisprüfung ist bestanden, 
wenn alle Fachprüferinnen und Fach-
prüfer die erbrachte Leistung mit „be-
standen“ bewerten.“ 

u n v e r ä n d e r t  

c) In Absatz 5 Satz 2 wird jeweils nach der An-
gabe „§ 10 Absatz 1“ die Angabe „Satz 2“ 
eingefügt. 

d) u n v e r ä n d e r t  

d) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: e) u n v e r ä n d e r t  

„(6) Bewertet wird die Leistung entwe-
der mit „bestanden“ oder mit „nicht bestan-
den“. Mit „bestanden“ wird sie bewertet, 
wenn sie den Anforderungen genügt, also 
mindestens der Note „ausreichend (4)“ ent-
spricht. Der praktische Teil der Kenntnisprü-
fung ist bestanden, wenn alle Fachprüferin-
nen und Fachprüfer die in jeder Pflegesitua-
tion erbrachte Leistung mit „bestanden“ be-
werten.“ 

 

e) In Absatz 8 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Prüfungskommission“ die Wörter „an Ein-
richtungen nach § 6 Absatz 2 oder Absatz 3 
Satz 1 des Pflegeberufegesetzes oder an von 
der zuständigen Behörde als vergleichbar an-
erkannten Einrichtungen“ eingefügt. 

f) u n v e r ä n d e r t  

23. Nach § 45 wird folgender § 45a eingefügt: 23. Nach § 45 wird folgender § 45a eingefügt: 

„§ 45a „§ 45a 

Inhalt und Durchführung der Kenntnisprüfung 
nach § 40 Absatz 3 Satz 2 des Pflegeberufegeset-
zes als anwendungsorientierte Parcoursprüfung 

Inhalt und Durchführung der Kenntnisprüfung 
nach § 40 Absatz 3 Satz 2 des Pflegeberufegeset-
zes als anwendungsorientierte Parcoursprüfung 

(1) Die Kenntnisprüfung kann abweichend 
von § 45 als anwendungsorientierte Parcoursprü-
fung durchgeführt werden. In der Kenntnisprü-
fung als anwendungsorientierte Parcoursprüfung 
hat die zu prüfende Person nachzuweisen, dass sie 
über die Kompetenzen verfügt, die zur Ausübung 
des Berufs der Pflegefachfrau oder des Pflege-

(1) u n v e r ä n d e r t  
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fachmanns, des Berufs der Gesundheits- und Kin-
derkrankenpflegerin oder des Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflegers oder des Berufs der Alten-
pflegerin oder des Altenpflegers erforderlich sind. 

(2) Der Parcours der Kenntnisprüfung als 
anwendungsorientierte Parcoursprüfung besteht 
aus fünf Stationen. Gegenstand der Stationen der 
Kenntnisprüfung als anwendungsorientierte Par-
coursprüfung sind: 

(2) Der Parcours der Kenntnisprüfung als 
anwendungsorientierte Parcoursprüfung besteht 
aus fünf Stationen. Gegenstand der Stationen der 
Kenntnisprüfung als anwendungsorientierte Par-
coursprüfung sind: 

1. bei Personen, die eine Erlaubnis nach § 1 Ab-
satz 1 des Pflegeberufegesetzes beantragen, 
die Kompetenzbereiche I bis V der Anlage 2, 

1. bei Personen, die eine Erlaubnis nach § 1 des 
Pflegeberufegesetzes beantragen, die Kom-
petenzbereiche I bis V der Anlage 2, 

2. bei Personen, die eine Erlaubnis nach § 58 
Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes beantra-
gen, die Kompetenzbereiche I bis V der An-
lage 3, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. bei Personen, die eine Erlaubnis nach § 58 
Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes beantra-
gen, die Kompetenzbereiche I bis V der An-
lage 4. 

3. u n v e r ä n d e r t  

Jede zu prüfende Person muss die Stationen des 
Parcours in der Abfolge durchlaufen, die für sie 
oder ihn gemäß Absatz 7 festgelegt ist. 

Jede zu prüfende Person muss die Stationen des 
Parcours in der Abfolge durchlaufen, die für sie 
oder ihn gemäß Absatz 7 festgelegt ist. 

(3) Für jede Prüfungsaufgabe ist vorzule-
gen: 

(3) Für jede Prüfungsaufgabe ist vorzule-
gen: 

1. eine Beschreibung der Patientensituation, 1. u n v e r ä n d e r t  

2. Angaben zu zugelassenen Hilfsmitteln, 2. u n v e r ä n d e r t  

3. Instruktionen für die Fachprüferinnen oder 
die Fachprüfer, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. eine Rollenbeschreibung für die Simulati-
onspatientin oder den Simulationspatienten 
und 

4. sofern Simulationspatientinnen oder Si-
mulationspatienten eingesetzt werden eine 
Rollenbeschreibung und 

5. ein strukturierter Bewertungsbogen. 5. u n v e r ä n d e r t  

Der strukturierte Bewertungsbogen enthält: Der strukturierte Bewertungsbogen enthält: 

1. eine Musterlösung mit gewichteten Leis-
tungsmerkmalen und eine Checkliste für je-
des Leistungsmerkmal mit aufgabenspezifi-
schen Einzelkriterien, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die für jedes Leistungsmerkmal höchstmög-
liche Punktzahl und 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. die Bestehensgrenze, die in Prozent der ins-
gesamt an der Station erreichbaren Punktzahl 
anzugeben ist. 

3. u n v e r ä n d e r t  
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(4) An allen Stationen werden Simulations-
patientinnen oder Simulationspatienten einge-
setzt. Die Fachprüferinnen oder Fachprüfer und 
die Simulationspatientinnen oder Simulationspa-
tienten werden für die Kenntnisprüfung als an-
wendungsorientierter Parcoursprüfung geschult. 
Die Schulung erstreckt sich auf die Kenntnisse 
und Fertigkeiten, die für eine ordnungsgemäße 
Durchführung und Bewertung der Kenntnisprü-
fung als anwendungsorientierter Parcoursprüfung 
benötigt werden. 

(4) Die anwendungsorientierte Par-
coursprüfung erfolgt als Simulationsprüfung. 
Die Fachprüferinnen oder Fachprüfer werden für 
die Kenntnisprüfung als anwendungsorientierter 
Parcoursprüfung geschult. Die Schulung erstreckt 
sich auf die Kenntnisse und Fertigkeiten, die für 
eine ordnungsgemäße Durchführung und Bewer-
tung der Kenntnisprüfung als anwendungsorien-
tierter Parcoursprüfung benötigt werden. An allen 
Stationen können Simulationspatientinnen 
oder Simulationspatienten eingesetzt werden. 
Die Sätze 2 und 3 gelten für Simulationspatien-
tinnen oder Simulationspatienten entspre-
chend. 

(5) An jedem Parcours sollen fünf zu prü-
fende Personen teilnehmen. An jeder Station wird 
eine zu prüfende Person von einer Fachprüferin 
oder einem Fachprüfer nach § 10 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 3 und einer Fachprüferin oder einem 
Fachprüfer nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 
geprüft. Während der Prüfung sind den Fachprü-
ferinnen und Fachprüfern Nachfragen gestattet, 
die sich auf das praktische Vorgehen und insbe-
sondere auf die vorbehaltenen Tätigkeiten im 
Rahmen des Pflegeprozesses beziehen. An jeder 
Station beträgt die Prüfungszeit 30 Minuten. Die 
Zeit zum Wechsel von einer Station zur nächsten 
beträgt fünf Minuten. In den Ablauf des Parcours 
sind angemessene Pausenzeiten zu integrieren. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Die an jeder Station erbrachte Leistung 
wird von beiden Fachprüferinnen oder Fachprü-
fern der jeweiligen Station anhand des strukturier-
ten Bewertungsbogens getrennt bewertet. Jede 
Fachprüferin oder jeder Fachprüfer vergibt für je-
des Leistungsmerkmal Punkte innerhalb der vor-
gegebenen Spannen. Nach Abschluss der Kennt-
nisprüfung als anwendungsorientierte Parcours-
prüfung übergibt jede Fachprüferin oder jeder 
Fachprüfer den von ihr oder ihm ausgefüllten 
strukturierten Bewertungsbogen an die oder den 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. Die oder 
der Vorsitzende des Prüfungsausschusses errech-
net die erreichte Punktzahl der zu prüfenden Per-
son für die einzelnen Stationen. Die Punktzahl ist 
das arithmetische Mittel aus den von den beiden 
Fachprüferinnen oder Fachprüfern vergebenen 
Punkten. Die oder der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses stellt anhand der für jede einzelne 
Station errechneten Punktzahl fest, ob die zu prü-
fende Person die Kenntnisprüfung als anwen-
dungsorientierte Parcoursprüfung bestanden hat. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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Die Kenntnisprüfung als anwendungsorientierte 
Parcoursprüfung ist bestanden, wenn die zu prü-
fende Person jede Station bestanden hat. Eine Sta-
tion der Kenntnisprüfung als anwendungsorien-
tierte Parcoursprüfung ist bestanden, wenn die 
Punktzahl, die die zu prüfende Person an dieser 
Station erreicht hat, mindestens so hoch ist, wie es 
nach der Bestehensgrenze für diese Station erfor-
derlich ist. Die Kenntnisprüfung als anwendungs-
orientierte Parcoursprüfung kann einmal wieder-
holt werden. Bei der Wiederholung ist die Kennt-
nisprüfung als anwendungsorientierte Parcours-
prüfung vollständig zu wiederholen. 

(7) Die oder der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses organisiert die Kenntnisprüfung als 
anwendungsorientierte Parcoursprüfung und legt 
für jede zu prüfende Person die Abfolge der Stati-
onen fest. Sie oder er hat darauf zu achten, dass 

(7) u n v e r ä n d e r t  

1. die festgelegte Abfolge der Stationen der an-
wendungsorientierten Parcoursprüfung ein-
gehalten wird und 

 

2. an jeder Station der Kenntnisprüfung als an-
wendungsorientierte Parcoursprüfung nur 
die für diese Station eingeteilte zu prüfende 
Person anwesend ist. 

 

Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus-
ses ist während der Prüfung zuständig für die Auf-
rechterhaltung der Ordnung. Ihr oder ihm steht 
kein Fragerecht zu. 

 

(8) Die zuständigen Stellen der Länder 
können sich zur Erfüllung ihrer in den Absätzen 3 
und 4 genannten Aufgaben nach Maßgabe einer 
Vereinbarung der Länder einer gemeinsamen Ein-
richtung bedienen. 

(8) u n v e r ä n d e r t  

(9) § 45 Absatz 8 und 9 gilt entsprechend.“ (9) u n v e r ä n d e r t  

24. § 47 wird wie folgt geändert: 24. § 47 wird wie folgt geändert: 

 a0) In Absatz 2 Satz 5 Nummer 1 wird die An-
gabe „§ 1 Absatz 1“ durch die Angabe 
„§ 1“ ersetzt. 

a) In Absatz 3 Satz 2 wird jeweils nach der An-
gabe „§ 10 Absatz 1“ die Angabe „Satz 2“ 
eingefügt. 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 aa) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„sein“ die Wörter „; sie kann nach 
vorheriger Zustimmung der zustän-
digen Behörde als Simulationsprü-
fung ausgestaltet sein“ eingefügt. 
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 bb) In Satz 2 wird jeweils nach der An-
gabe „§ 10 Absatz 1“ die Angabe 
„Satz 2“ eingefügt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: b) u n v e r ä n d e r t  

„(4) Bewertet wird die Leistung entwe-
der mit „bestanden“ oder mit „nicht bestan-
den“. Mit „bestanden“ wird sie bewertet, 
wenn sie den Anforderungen genügt, also 
mindestens der Note „ausreichend (4)“ ent-
spricht. Die Eignungsprüfung ist bestanden, 
wenn alle Fachprüferinnen und Fachprüfer 
die in jeder Pflegesituation erbrachte Leis-
tung mit „bestanden“ bewerten.“ 

 

c) In Absatz 6 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Prüfungskommission“ die Wörter „an Ein-
richtungen nach § 6 Absatz 2 oder Absatz 3 
Satz 1 des Pflegeberufegesetzes oder an von 
der zuständigen Behörde als vergleichbar an-
erkannten Einrichtungen“ eingefügt. 

c) u n v e r ä n d e r t  

25. § 48 wird wie folgt geändert: 25. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift werden die Wörter „oder der 
Schweiz“ angefügt. 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Wirtschaftsraum“ die Wörter „oder der 
Schweiz“ eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Wirtschaftsraum“ die Wörter „oder der 
Schweiz“ eingefügt und wird die Angabe 
„§ 1 Absatz 1“ durch die Angabe „§ 1“ er-
setzt. 

26. Der Überschrift des § 49 werden die Wörter „oder 
der Schweiz“ angefügt. 

26. u n v e r ä n d e r t  

27. Nach § 49 werden die folgenden Abschnitte 2a 
und 2b eingefügt: 

27. Nach § 49 werden die folgenden Abschnitte 2a 
und 2b eingefügt: 

„Abschnitt 2a „Abschnitt 2a 

Verfahren zur Erteilung der Erlaubnis zur partiel-
len Berufsausübung nach § 48a des Pflegeberufe-

gesetzes 

Verfahren zur Erteilung der Erlaubnis zur partiel-
len Berufsausübung nach § 48a des Pflegeberufe-

gesetzes 

§ 49a § 49a 

Frist der Behörde für die Bestätigung des An-
tragseingangs 

u n v e r ä n d e r t  

Beantragt eine Person eine Erlaubnis zur par-
tiellen Berufsausübung nach § 48a des Pflegebe-
rufegesetzes, so bestätigt die zuständige Behörde 
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ihr innerhalb eines Monats nach Eingang des An-
trags den Antragseingang und teilt ihr gegebenen-
falls mit, welche Unterlagen fehlen, um die erfor-
derlichen Voraussetzungen nachzuweisen. 

§ 49b § 49b 

Erforderliche Unterlagen Erforderliche Unterlagen 

(1) Personen, die die Erlaubnis zur partiel-
len Berufsausübung nach § 48a Absatz 1 des Pfle-
geberufegesetzes auf Grund einer außerhalb des 
Geltungsbereichs des Pflegeberufegesetzes er-
worbenen Berufsqualifikation beantragen, haben 
dem Antrag folgende Unterlagen beizufügen: 

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. eine tabellarische Aufstellung der absolvier-
ten Ausbildungsgänge und der ausgeübten 
Erwerbstätigkeiten in deutscher Sprache, 

 

2. einen Identitätsnachweis,  

3. eine Bescheinigung über eine Berufsqualifi-
kation, aus der sich ergibt, dass die Berufs-
qualifikation erforderlich ist für die Aus-
übung einer beruflichen Tätigkeit in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union, in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder in der Schweiz, die im Be-
reich einer der Berufe nach dem Pflegeberu-
fegesetz liegt, sowie die Ausbildungsnach-
weise, die den Erwerb dieser Berufsqualifi-
kation belegen, 

 

4. sofern vorhanden, eine Bescheinigung über 
die erworbene Berufserfahrung oder Nach-
weise über Kenntnisse und Fähigkeiten, die 
durch lebenslanges Lernen erworben worden 
sind, 

 

5. eine Erklärung, dass bisher noch kein Antrag 
auf Feststellung der Gleichwertigkeit gestellt 
wurde, und 

 

6. einen Nachweis über die Kenntnisse der 
deutschen Sprache der antragstellenden Per-
son. 

 

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Num-
mer 2 bis 4 sind der zuständigen Behörde in Form 
von Abschriften vorzulegen oder elektronisch zu 
übermitteln. Von den Unterlagen nach Absatz 1 
Nummer 3 und 4 sind Übersetzungen in deutscher 

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Num-
mer 2 bis 4 sind der zuständigen Behörde in Form 
von Abschriften vorzulegen oder elektronisch zu 
übermitteln. Von den Unterlagen nach Absatz 1 
Nummer 3 und 4 sind Übersetzungen in deutscher 
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Sprache vorzulegen. Darüber hinaus kann die zu-
ständige Behörde von allen nachgereichten Unter-
lagen Übersetzungen in deutscher Sprache verlan-
gen. Die Übersetzungen sind von einer öffentlich 
bestellten oder beeidigten Dolmetscherin oder 
Übersetzerin oder einem öffentlich bestellten oder 
beeidigten Dolmetscher oder Übersetzer erstellen 
zu lassen. 

Sprache vorzulegen. Darüber hinaus kann die zu-
ständige Behörde von allen nachgereichten Unter-
lagen Übersetzungen in deutscher Sprache verlan-
gen. Die Übersetzungen sind von einer öffentlich 
bestellten oder beeidigten Übersetzerin oder ei-
nem öffentlich bestellten oder beeidigten Überset-
zer erstellen zu lassen. 

(3) Die zuständige Behörde kann abwei-
chend von Absatz 2 eine andere Form für die vor-
zulegenden Dokumente zulassen. Sie kann auf die 
Übersetzung der Unterlagen in deutscher Sprache 
verzichten sowie eine Übersetzung der Unterla-
gen in englischer Sprache zulassen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die zuständige Behörde kann die an-
tragstellende Person auffordern, innerhalb einer 
angemessenen Frist Informationen zum Inhalt und 
zur Dauer der im Ausland absolvierten Berufsbil-
dung sowie zu sonstigen Berufsqualifikationen 
vorzulegen, soweit dies zur Bewertung der Vo-
raussetzungen nach § 48a Absatz 1 des Pflegebe-
rufegesetzes erforderlich ist. Die zuständige Be-
hörde kann sich an die zuständige Stelle des Aus-
bildungsstaats wenden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Bestehen begründete Zweifel an der 
Echtheit oder der inhaltlichen Richtigkeit der vor-
gelegten Unterlagen, kann die zuständige Behörde 
die antragstellende Person auffordern, innerhalb 
einer angemessenen Frist Originale, beglaubigte 
Abschriften oder weitere geeignete Unterlagen 
vorzulegen. Die zuständige Behörde kann sich im 
Fall begründeter Zweifel an der Echtheit der Un-
terlagen sowohl an die zuständige Stelle des Aus-
bildungs- oder Anerkennungsstaats wenden als 
auch die antragstellende Person auffordern, be-
glaubigte Abschriften vorzulegen. Eine solche 
Aufforderung hemmt nicht den Fristlauf nach 
§ 49c. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Die antragstellende Person hat durch 
geeignete Unterlagen darzulegen, im Inland eine 
Erwerbstätigkeit ausüben zu wollen. Geeignete 
Unterlagen sind insbesondere 

(6) u n v e r ä n d e r t  

1. der Nachweis einer Kontaktaufnahme mit 
potenziellen Arbeitgebern, 

 

2. ein Geschäftskonzept oder  

3. der Vermerk über eine Standortberatung der 
Zentralen Servicestelle Berufsanerkennung. 

 



 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 67 – Drucksache 20/8901 
 
 

Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Die zuständige Behörde darf nicht zwingend ei-
nen Vermerk über eine Standortberatung nach 
Satz 1 Nummer 3 fordern, wenn durch andere Un-
terlagen die Erwerbsabsicht dargelegt wurde. Für 
antragstellende Personen mit Wohnsitz in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union, in einem 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum oder in der Schweiz sowie 
für Staatsangehörige dieser Staaten ist diese Dar-
legung entbehrlich, sofern keine besonderen 
Gründe gegen eine entsprechende Absicht spre-
chen. 

 

(7) § 48 gilt entsprechend. (7) u n v e r ä n d e r t  

§ 49c § 49c 

Frist der Behörde für die Entscheidung über den 
Antrag 

u n v e r ä n d e r t  

Die zuständige Behörde entscheidet kurzfris-
tig über den Antrag, spätestens jedoch drei Mo-
nate nach Vorlage der vollständigen Unterlagen 
durch die antragstellende Person. 

 

§ 49d § 49d 

Erlaubnisurkunde u n v e r ä n d e r t  

Bei der Ausstellung der Erlaubnis zur parti-
ellen Berufsausübung nach § 48a des Pflegeberu-
fegesetzes ist das Muster nach Anlage 15 zu ver-
wenden. 

 

Abschnitt 2b Abschnitt 2b 

Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung zur 
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer par-

tiellen Berufsausübung 

Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung zur 
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer par-

tiellen Berufsausübung 

§ 49e § 49e 

Erforderliche Unterlagen Erforderliche Unterlagen 

(1) Personen, die eine Genehmigung nach 
§ 48b Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes auf 
Grund einer außerhalb des Geltungsbereichs des 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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Pflegeberufegesetzes erworbenen Berufsqualifi-
kation beantragen, haben dem Antrag folgende 
Unterlagen beizufügen: 

1. eine tabellarische Aufstellung der absolvier-
ten Ausbildungsgänge und der ausgeübten 
Erwerbstätigkeiten in deutscher Sprache, 

 

2. einen Nachweis ihrer Identität sowie Staats-
angehörigkeit, 

 

3. eine Bescheinigung, aus der sich ergibt, dass 
zum Zeitpunkt der Vorlage der Bescheini-
gung die antragstellende Person in einem Be-
ruf, dessen Tätigkeit der Tätigkeit einem der 
Berufe nach dem Pflegeberufegesetz nur par-
tiell entspricht, rechtmäßig in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union, in ei-
nem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder in der Schweiz niedergelassen ist, 

 

4. eine Bescheinigung über eine Berufsqualifi-
kation, aus der sich ergibt, dass die Berufs-
qualifikation erforderlich ist für die Aus-
übung dieses Berufs in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union, in einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum oder in 
der Schweiz sowie die Ausbildungsnach-
weise, die den Erwerb dieser Berufsqualifi-
kation belegen, 

 

5. sofern vorhanden, eine Bescheinigung über 
die erworbene Berufserfahrung oder Nach-
weise über Kenntnisse und Fähigkeiten, die 
durch lebenslanges Lernen erworben worden 
sind, 

 

6. eine Erklärung, dass bisher noch kein Antrag 
auf Feststellung der Gleichwertigkeit gestellt 
wurde, und 

 

7. einen Nachweis über die Kenntnisse der 
deutschen Sprache der antragstellenden Per-
son. 

 

(2) Im Fall von § 48b Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 Buchstabe b des Pflegeberufegesetzes 
hat die antragstellende Person zusätzlich einen 
Nachweis in beliebiger Form darüber vorzulegen, 
dass dieser Beruf während der vorhergehenden 
zehn Jahre mindestens ein Jahr lang in einem oder 
mehreren Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, in einem oder mehreren Vertragsstaaten 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder in der Schweiz rechtmäßig aus-
geübt worden ist. 

(3) Die Unterlagen nach Absatz 1 Num-
mer 2 bis 5 sind der zuständigen Behörde in Form 
von Abschriften vorzulegen oder elektronisch zu 
übermitteln. Von den Unterlagen nach Absatz 1 
Nummer 3 bis 5 sind Übersetzungen in deutscher 
Sprache vorzulegen. Darüber hinaus kann die zu-
ständige Behörde von allen nachgereichten Unter-
lagen Übersetzungen in deutscher Sprache verlan-
gen. Die Übersetzungen sind von einer öffentlich 
bestellten oder beeidigten Dolmetscherin oder 
Übersetzerin oder einem öffentlich bestellten oder 
beeidigten Dolmetscher oder Übersetzer erstellen 
zu lassen. 

(3) Die Unterlagen nach Absatz 1 Num-
mer 2 bis 5 sind der zuständigen Behörde in Form 
von Abschriften vorzulegen oder elektronisch zu 
übermitteln. Von den Unterlagen nach Absatz 1 
Nummer 3 bis 5 sind Übersetzungen in deutscher 
Sprache vorzulegen. Darüber hinaus kann die zu-
ständige Behörde von allen nachgereichten Unter-
lagen Übersetzungen in deutscher Sprache verlan-
gen. Die Übersetzungen sind von einer öffentlich 
bestellten oder beeidigten Übersetzerin oder ei-
nem öffentlich bestellten oder beeidigten Überset-
zer erstellen zu lassen. 

(4) Die zuständige Behörde kann abwei-
chend von Absatz 3 eine andere Form für die vor-
zulegenden Dokumente zulassen. Sie kann auf die 
Übersetzung der Unterlagen in deutscher Sprache 
verzichten sowie eine Übersetzung der Unterla-
gen in englischer Sprache zulassen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) § 49b Absatz 4, 5 Satz 1 und 2 und Ab-
satz 7 gilt entsprechend.“ 

(5) u n v e r ä n d e r t  

28. In § 60 Absatz 4 Satz 1 wird nach dem Wort 
„übernimmt“ das Wort „auch“ eingefügt. 

28. u n v e r ä n d e r t  

29. § 61 wird wie folgt geändert: 29. u n v e r ä n d e r t  

a) In Absatz 1 werden nach den Wörtern „die 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
die Berufe in der Krankenpflege in der am 
31. Dezember 2019 geltenden Fassung“ die 
Wörter „nach Maßgabe der Absätze 1a bis 
1f“ eingefügt. 

 

b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Ab-
sätze 1a bis 1f eingefügt: 

 

„(1a) Hinsichtlich § 1 Absatz 2 der Aus-
bildungs- und Prüfungsverordnung für die 
Berufe in der Krankenpflege in der am 31. 
Dezember 2019 geltenden Fassung gilt, dass 
Lehrformate, die selbstgesteuertes Lernen 
oder E-Learning beinhalten, als pädagogi-
sche Hilfsmittel bei der Konzeption des the-
oretischen und praktischen Unterrichts in ei-
nem angemessenen Umfang berücksichtigt 
werden können. Die Teilnahme an Lehrfor-
maten nach Satz 1 ist von den Schülerinnen 
und Schülern gegenüber der Schule nachzu-
weisen. Das Nähere regeln die Länder. 
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(1b) Im schriftlichen Teil der Prüfung 
nach den §§ 13 und 16 der Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung für die Berufe in der 
Krankenpflege in der am 31. Dezember 2019 
geltenden Fassung ist, wenn die Prüfung 
nach dem … [einsetzen: Datum des Tages 
vor dem Inkrafttreten nach Artikel 9 Ab-
satz 1] durchgeführt wird, jede Aufsichtsar-
beit von zwei Fachprüferinnen oder Fachprü-
fern zu benoten. Aus den Noten der Fachprü-
ferinnen oder Fachprüfer für jede Aufsichts-
arbeitet bildet die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses die Note für die ein-
zelne Aufsichtsarbeit als das arithmetische 
Mittel. Aus den Noten der drei Aufsichtsar-
beiten bildet die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses die Prüfungsnote für 
den schriftlichen Teil der Prüfung als das 
arithmetische Mittel. Die Berechnung der 
Noten nach den Sätzen 2 und 3 erfolgt auf 
zwei Stellen nach dem Komma ohne Run-
dung. Dem berechneten Zahlenwert ist die 
entsprechende Note nach § 7 der Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung für die Be-
rufe in der Krankenpflege in der am 31. De-
zember 2019 geltenden Fassung zuzuordnen. 

 

(1c) Im mündlichen Teil der Prüfung 
nach den §§ 14 und 17 der Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung für die Berufe in der 
Krankenpflege in der am 31. Dezember 2019 
geltenden Fassung wird, wenn die Prüfung 
nach dem … [einsetzen: Datum des Tages 
vor dem Inkrafttreten nach Artikel 9 Ab-
satz 1] durchgeführt wird, die Prüfung zu je-
dem Themenbereich von zwei Fachprüferin-
nen oder Fachprüfern abgenommen und be-
notet. Die oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses ist berechtigt, am mündli-
chen Teil der Prüfung teilzunehmen; ihr oder 
ihm steht kein Fragerecht zu. Aus den Noten 
der Fachprüferinnen oder Fachprüfer zu je-
dem Themenbereich bildet die oder der Vor-
sitzende des Prüfungsausschusses die Note 
für den jeweiligen Themenbereich als das 
arithmetische Mittel. Aus den einzelnen No-
ten der Themenbereiche bildet die oder der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses die 
Prüfungsnote für den mündlichen Teil der 
Prüfung als das arithmetische Mittel. Die Be-
rechnung nach den Sätzen 3 und 4 erfolgt auf 
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zwei Stellen nach dem Komma ohne Run-
dung. Dem berechneten Zahlenwert ist die 
entsprechende Note nach § 7 der Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung für die Be-
rufe in der Krankenpflege in der am 31. De-
zember 2019 geltenden Fassung zuzuordnen. 

(1d) Der praktische Teil der Prüfung 
nach den §§ 15 und 18 der Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung für die Berufe in der 
Krankenpflege in der am 31. Dezember 2019 
geltenden Fassung wird, wenn die Prüfung 
nach dem … [einsetzen: Datum des Tages 
vor dem Inkrafttreten nach Artikel 9 Ab-
satz 1] durchgeführt wird, von einer Fach-
prüferin oder einem Fachprüfer nach § 4 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a der 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
die Berufe in der Krankenpflege in der am 
31. Dezember 2019 geltenden Fassung und 
einer Fachprüferin oder einem Fachprüfer 
nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 der Aus-
bildungs- und Prüfungsverordnung für die 
Berufe in der Krankenpflege in der am 31. 
Dezember 2019 geltenden Fassung abge-
nommen und benotet. Die oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses ist berech-
tigt, am mündlichen Teil der Prüfung teilzu-
nehmen; ihr oder ihm steht kein Fragerecht 
zu. Aus den Noten der Fachprüferinnen oder 
Fachprüfer für die in der Prüfung erbrachte 
Leistung bildet die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses die Prüfungsnote für 
den praktischen Teil der Prüfung als das 
arithmetische Mittel. Die Berechnung erfolgt 
auf zwei Stellen nach dem Komma ohne 
Rundung. Dem berechneten Zahlenwert ist 
die entsprechende Note nach § 7 der Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung für die Be-
rufe in der Krankenpflege in der am 31. De-
zember 2019 geltenden Fassung zuzuordnen. 

 

(1e) Für die Eignungsprüfung nach 
§ 20a Absatz 3 der Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung für die Berufe in der Kran-
kenpflege in der am 31. Dezember 2019 gel-
tenden Fassung, die nach dem … [einsetzen: 
Datum des Tages vor dem Inkrafttreten nach 
Artikel 9 Absatz 1] durchgeführt wird, gilt, 
dass die Leistung entweder mit „bestanden“ 
oder mit „nicht bestanden“ bewertet wird. 
Mit „bestanden“ wird sie bewertet, wenn sie 
den Anforderungen genügt, also mindestens 
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der Note „ausreichend (4)“ entspricht. Die 
Eignungsprüfung ist bestanden, wenn alle 
Fachprüferinnen und Fachprüfer die in jeder 
Pflegesituation erbrachte Leistung mit „be-
standen“ bewerten. 

(1f) Für den mündlichen und den prak-
tischen Teil der Kenntnisprüfung nach § 20b 
Absatz 4 und 5 der Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung für die Berufe in der Kran-
kenpflege in der am 31. Dezember 2019 gel-
tenden Fassung, der nach dem … [einsetzen: 
Datum des Tages vor dem Inkrafttreten nach 
Artikel 9 Absatz 1] durchgeführt wird, gilt, 
dass die Leistung entweder mit „bestanden“ 
oder mit „nicht bestanden“ bewertet wird. 
Mit „bestanden“ wird sie bewertet, wenn sie 
den Anforderungen genügt, also mindestens 
der Note „ausreichend (4)“ entspricht. Der 
mündliche Teil der Kenntnisprüfung ist be-
standen, wenn alle Fachprüferinnen und 
Fachprüfer die erbrachte Leistung mit „be-
standen“ bewerten. Der praktische Teil der 
Kenntnisprüfung ist bestanden, wenn alle 
Fachprüferinnen und Fachprüfer die in jeder 
Pflegesituation erbrachte Leistung mit „be-
standen“ bewerten.“ 

 

c) In Absatz 2 werden nach den Wörtern „die 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
den Beruf der Altenpflegerin und des Alten-
pflegers in der am 31. Dezember 2019 gel-
tenden Fassung“ die Wörter „nach Maßgabe 
der Absätze 2a bis 2e“ eingefügt. 

 

d) Die folgenden Absätze 2a bis 2e und 3 wer-
den angefügt: 

 

„(2a) Hinsichtlich § 1 Absatz 1 der Aus-
bildungs- und Prüfungsverordnung für den 
Beruf der Altenpflegerin und des Altenpfle-
gers in der am 31. Dezember 2019 geltenden 
Fassung gilt, dass Lehrformate, die selbstge-
steuertes Lernen oder E-Learning beinhalten, 
als pädagogische Hilfsmittel bei der Konzep-
tion des theoretischen und praktischen Un-
terrichts in einem angemessenen Umfang be-
rücksichtigt werden können. Die Teilnahme 
an Lehrformaten nach Satz 1 ist von den 
Schülerinnen und Schülern gegenüber der 
Schule nachzuweisen. Das Nähere regeln die 
Länder. 
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(2b) Im schriftlichen Teil der Prüfung 
nach § 10 der Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnung für den Beruf der Altenpflegerin 
und des Altenpflegers in der am 31. Dezem-
ber 2019 geltenden Fassung bildet die oder 
der Vorsitzende des Prüfungsausschusses, 
wenn die Prüfung nach dem … [einsetzen: 
Datum des Tages vor dem Inkrafttreten nach 
Artikel 9 Absatz 1] durchgeführt wird, die 
jeweiligen Noten für die einzelnen Auf-
sichtsarbeiten als das arithmetische Mittel 
der Noten der beiden Fachprüferinnen oder 
Fachprüfer für jede Aufsichtsarbeit. Die 
Note für den schriftlichen Teil der Prüfung 
bildet die oder der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses als das arithmetische Mittel der 
Noten nach Satz 1 und der Vornoten gemäß 
§ 9 Absatz 1 und 2 der Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung für den Beruf der Al-
tenpflegerin und des Altenpflegers in der am 
31. Dezember 2019 geltenden Fassung. Die 
Berechnung der Noten nach den Sätzen 1 
und 2 erfolgt auf zwei Stellen nach dem 
Komma ohne Rundung. Dem berechneten 
Zahlenwert ist die entsprechende Note nach 
§ 4 der der Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung für den Beruf der Altenpflegerin 
und des Altenpflegers in der am 31. Dezem-
ber 2019 geltenden Fassung zuzuordnen. 

 

(2c) Der mündliche Teil der Prüfung 
nach § 11 der Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnung für den Beruf der Altenpflegerin 
und des Altenpflegers in der am 31. Dezem-
ber 2019 geltenden Fassung ist, wenn die 
Prüfung nach dem … [einsetzen: Datum des 
Tages vor dem Inkrafttreten nach Artikel 9 
Absatz 1] durchgeführt wird, durch zwei 
Fachprüferinnen oder Fachprüfer abzuneh-
men und zu benoten. Das vorsitzende Mit-
glied des Prüfungsausschusses ist berechtigt, 
am mündlichen Teil der Prüfung teilzuneh-
men; ihr oder ihm steht kein Fragerecht zu. 
Aus den Noten der Fachprüferinnen oder 
Fachprüfer bildet die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses die Note der einzel-
nen in der Prüfung erbrachten Leistungen zu 
§ 11 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung für den Be-
ruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers 
in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fas-
sung als das arithmetische Mittel. Die Note 
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für den mündlichen Teil der Prüfung bildet 
die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses als das arithmetische Mittel der No-
ten nach Satz 3 und der Vornoten gemäß § 9 
Absatz 1 und 2 der Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung für den Beruf der Alten-
pflegerin und des Altenpflegers in der am 31. 
Dezember 2019 geltenden Fassung. Die Be-
rechnung nach den Sätzen 3 und 4 erfolgt auf 
zwei Stellen nach dem Komma ohne Run-
dung. Dem berechneten Zahlenwert ist die 
entsprechende Note nach § 4 der Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung für den Be-
ruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers 
in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fas-
sung zuzuordnen. 

(2d) Der praktische Teil der Prüfung 
nach § 12 der Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnung für den Beruf der Altenpflegerin 
und des Altenpflegers in der am 31. Dezem-
ber 2019 geltenden Fassung ist, wenn die 
Prüfung nach dem … [einsetzen: Datum des 
Tages vor dem Inkrafttreten nach Artikel 9 
Absatz 1] durchgeführt wird, durch zwei 
Fachprüferinnen oder Fachprüfer abzuneh-
men und zu benoten. Das vorsitzende Mit-
glied des Prüfungsausschusses ist berechtigt, 
am praktischen Teil der Prüfung teilzuneh-
men; ihr oder ihm steht kein Fragerecht zu. 
Aus den Noten der Fachprüferinnen oder 
Fachprüfer bildet die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses die Note für die in 
der praktischen Prüfung erbrachte Leistung 
als das arithmetische Mittel. Die Note für 
den praktischen Teil der Prüfung bildet die 
oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus-
ses als das arithmetische Mittel aus der Note 
für die in der praktischen Prüfung erbrachte 
Leistung und den Vornoten gemäß § 9 Ab-
satz 1 und 2 der Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnung für den Beruf der Altenpflegerin 
und des Altenpflegers in der am 31. Dezem-
ber 2019 geltenden Fassung. Die Berech-
nung nach den Sätzen 3 und 4 erfolgt auf 
zwei Stellen nach dem Komma ohne Run-
dung. Dem berechneten Zahlenwert ist die 
entsprechende Note nach § 4 der Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung für den Be-
ruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers 
in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fas-
sung zuzuordnen. 
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(2e) Beim praktischen Teil der Prüfung 
kann nach § 12 Absatz 4 der Ausbildungs- 
und Prüfungsverordnung für den Beruf der 
Altenpflegerin und des Altenpflegers in der 
am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung 
eine Praxisanleiterin oder ein Praxisanleiter 
zur Abnahme der Prüfung, nicht jedoch zur 
Benotung, in beratender Funktion hinzuge-
zogen werden, wenn die Prüfung nach dem 
… [einsetzen: Datum des Tages vor dem In-
krafttreten nach Artikel 9 Absatz 1] durchge-
führt wird. 

 

(3) Sofern die staatlichen Prüfungen 
der beruflichen und der hochschulischen 
Pflegeausbildung nach Teil 1 Abschnitt 2, 
Teil 2 und Teil 3 sowie der Eignungs- und 
Kenntnisprüfungen nach Teil 4 Abschnitt 2 
auf Grundlage dieser Verordnung in der am 
… [einsetzen: Datum des Tages vor dem In-
krafttreten nach Artikel 9 Absatz 1] gelten-
den Fassung begonnen wurden, können sie 
auf dieser Grundlage abgeschlossen wer-
den.“ 

 

30. Anlage 1 (zu § 7 Satz 2) wird wie folgt geändert: 30. u n v e r ä n d e r t  

a) Abschnitt I. wird wie folgt geändert:  

aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert:  

aaa) In Buchstabe h wird der Punkt 
am Ende durch ein Komma er-
setzt.  

 

bbb) Folgender Buchstabe i wird an-
gefügt: 

 

„i) verfügen über ein grund-
legendes Verständnis im 
Umgang mit digitalen 
Technologien und Soft-
wareanwendungen und 
für die Funktionsweise 
von Endgeräten, um 
pflegerelevante Hard- 
und Software, insbeson-
dere digitale Pflegedo-
kumentations- und -as-
sistenzsysteme, bedie-
nen zu können.“ 

 

bb) In Nummer 2 Buchstabe g werden nach 
dem Wort „Medizin“ die Wörter „unter 
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Berücksichtigung auch von genderspe-
zifischen Aspekten“ eingefügt. 

cc) In Nummer 6 Buchstabe c werden nach 
dem Wort „technische“ die Wörter 
„und digitale“ eingefügt. 

 

b) In Abschnitt III. Nummer 2 Buchstabe c 
werden nach dem Wort „Situationen“ die 
Wörter „unter Berücksichtigung auch von 
gendermedizinischen Erkenntnissen“ einge-
fügt. 

 

c) In Abschnitt V. Nummer 1 Buchstabe c wer-
den nach dem Wort „Studien“ die Wörter 
„sowie gendermedizinischen Erkenntnissen“ 
eingefügt. 

 

31. Anlage 2 (zu § 9 Absatz 1 Satz 2) wird wie folgt 
geändert: 

31. u n v e r ä n d e r t  

a) Abschnitt I. wird wie folgt geändert:  

aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert:  

aaa) In Buchstabe h wird der Punkt 
am Ende durch ein Komma er-
setzt. 

 

bbb) Folgender Buchstabe i wird an-
gefügt: 

 

„i) verfügen über ein grund-
legendes Verständnis im 
Umgang mit digitalen 
Technologien und Soft-
wareanwendungen und 
für die Funktionsweise 
von Endgeräten, um 
pflegerelevante Hard- 
und Software, insbeson-
dere digitale Pflegedo-
kumentations- und -as-
sistenzsysteme, bedie-
nen zu können.“ 

 

bb) In Nummer 2 Buchstabe f werden nach 
dem Wort „Altersstufen“ die Wörter 
„unter Berücksichtigung auch von gen-
derspezifischen Aspekten“ eingefügt. 

 

cc) In Nummer 6 Buchstabe c werden nach 
dem Wort „technischer“ jeweils die 
Wörter „und digitaler“ eingefügt. 

 

b) In Abschnitt III. Nummer 2 Buchstabe c 
werden nach dem Wort „Situationen“ die 
Wörter „unter Berücksichtigung auch von 
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gendermedizinischen Erkenntnissen“ einge-
fügt. 

c) In Abschnitt V. Nummer 1 Buchstabe c wer-
den nach dem Wort „Modellen“ die Wörter 
„sowie gendermedizinischen Erkenntnissen“ 
eingefügt. 

 

32. Anlage 3 (zu § 26 Absatz 3 Satz 1) wird wie folgt 
geändert: 

32. u n v e r ä n d e r t  

a) Abschnitt I. wird wie folgt geändert:  

aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert:  

aaa) In Buchstabe h wird der Punkt 
am Ende durch ein Komma er-
setzt. 

 

bbb) Folgender Buchstabe i wird an-
gefügt: 

 

„i) verfügen über ein grund-
legendes Verständnis im 
Umgang mit digitalen 
Technologien und Soft-
wareanwendungen und 
für die Funktionsweise 
von Endgeräten, um 
pflegerelevante Hard- 
und Software, insbeson-
dere digitale Pflegedo-
kumentations- und -as-
sistenzsysteme, bedie-
nen zu können.“ 

 

bb) In Nummer 2 Buchstabe f werden nach 
dem Wort „Fragestellungen“ die Wör-
ter „unter Berücksichtigung auch von 
genderspezifischen Aspekten“ einge-
fügt. 

 

cc) In Nummer 6 Buchstabe c werden nach 
dem Wort „technischer“ jeweils die 
Wörter „und digitaler“ eingefügt. 

 

b) In Abschnitt III. Nummer 2 Buchstabe c 
werden nach dem Wort „Situationen“ die 
Wörter „unter Berücksichtigung auch von 
gendermedizinischen Erkenntnissen“ einge-
fügt. 

 

c) In Abschnitt V. Nummer 1 Buchstabe c wer-
den nach dem Wort „Modellen“ die Wörter 
„sowie gendermedizinischen Erkenntnissen“ 
eingefügt. 
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33. Anlage 4 (zu § 28 Absatz 3 Satz 1) wird wie folgt 
geändert: 

33. u n v e r ä n d e r t  

a) Abschnitt I. wird wie folgt geändert:  

aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert:  

aaa) In Buchstabe f werden nach 
dem Wort „nutzen“ die Wörter 
„analoge und digitale“ einge-
fügt. 

 

bbb) In Buchstabe h wird der Punkt 
am Ende durch ein Komma er-
setzt. 

 

ccc) Folgender Buchstabe i wird an-
gefügt: 

 

„i) verfügen über ein grund-
legendes Verständnis im 
Umgang mit digitalen 
Technologien und Soft-
wareanwendungen und 
für die Funktionsweise 
von Endgeräten, um 
pflegerelevante Hard- 
und Software, insbeson-
dere digitale Pflegedo-
kumentations- und -as-
sistenzsysteme, bedie-
nen zu können.“ 

 

bb) In Nummer 2 Buchstabe f werden nach 
dem Wort „Fragestellungen“ die Wör-
ter „unter Berücksichtigung auch von 
genderspezifischen Aspekten“ einge-
fügt. 

 

cc) In Nummer 5 Buchstabe c wird vor dem 
Wort „Bedürfnisse“ das Wort „diver-
sen“ sowie werden nach dem Wort 
„kulturellen“ die Wörter „und religiö-
sen“ eingefügt. 

 

dd) In Nummer 6 Buchstabe c werden nach 
dem Wort „tragen“ die Wörter „durch 
die Integration technischer und digitaler 
Assistenzsysteme und“ eingefügt. 

 

b) Abschnitt III. wird wie folgt geändert:  

aa) In Nummer 2 Buchstabe c werden nach 
dem Wort „Situationen“ die Wörter 
„unter Berücksichtigung auch von gen-
dermedizinischen Erkenntnissen“ ein-
gefügt. 
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bb) In Nummer 3 Buchstabe c werden nach 
dem Wort „Augenhöhe“ die Wörter 
„und beteiligen sich an der Entwicklung 
und Umsetzung einrichtungsbezogener 
Konzepte zum Schutz vor Gewalt“ ein-
gefügt. 

 

c) In Abschnitt IV. Nummer 2 Buchstabe b 
wird nach dem Wort „Anforderungen“ ein 
Komma und das Wort „technologischer“ ein-
gefügt. 

 

d) Abschnitt V. wird wie folgt geändert:  

aa) In Nummer 1 Buchstabe c werden nach 
dem Wort „Erkenntnisse“ die Wörter 
„sowie von gendermedizinischen Er-
kenntnissen“ eingefügt. 

 

bb) In Nummer 2 Buchstabe a werden nach 
den Wörtern „das eigene Lernen“ die 
Wörter „und nutzen hierfür auch mo-
derne Informations- und Kommunikati-
onstechnologien“ eingefügt. 

 

34. Anlage 5 (zu § 35 Absatz 2, § 36 Absatz 1, § 37 
Absatz 1) wird wie folgt geändert: 

34. u n v e r ä n d e r t  

a) Abschnitt I. wird wie folgt geändert:  

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort 
„Assessmentverfahren“ die Wörter 
„unter Berücksichtigung auch von gen-
dermedizinischen Erkenntnissen“ ein-
gefügt. 

 

bb) In Nummer 7 wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt. 

 

cc) Folgende Nummer 8 wird angefügt:  

„8. verfügen über ein grundlegendes 
Verständnis im Umgang mit digi-
talen Technologien und Soft-
wareanwendungen und für die 
Funktionsweise von Endgeräten, 
um pflegerelevante Hard- und 
Software, insbesondere digitale 
Pflegedokumentations- und -as-
sistenzsysteme, bedienen zu kön-
nen.“ 

 

b) In Abschnitt III. Nummer 2 werden nach 
dem Wort „Wissens“ die Wörter „sowie gen-
dermedizinischer Erkenntnisse“ eingefügt. 
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c) In Abschnitt V. Nummer 1 werden nach dem 
Wort „Forschungsergebnisse“ die Wörter 
„einschließlich gendermedizinischer Er-
kenntnisse“ eingefügt. 

 

35. Anlage 8 (zu § 19 Absatz 2 Satz 1) wird wie folgt 
geändert: 

35. Anlage 8 (zu § 19 Absatz 2 Satz 1) wird wie folgt 
geändert: 

 a0) Nach dem Wort „bestanden.“ wird folgen-
der Satz eingefügt: 

 „Der Vertiefungseinsatz nach § 7 Absatz 4 
Satz 1 des Pflegeberufegesetzes wurde im 
Bereich _______________ durchgeführt.“ 

a) Die Wörter „folgende Prüfungsnoten (Ge-
samtnoten der einzelnen Prüfungsteile)“ 
werden durch die Wörter „folgende Gesamt-
noten der einzelnen Prüfungsteile“ ersetzt. 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) Die Wörter „Prüfungsnoten nach den Num-
mern 1 bis 3“ werden durch die Wörter „Ge-
samtnoten nach den Nummer 1 bis 3“ er-
setzt. 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) Nach dem Wort „Unterschrift“ werden die 
Wörter „oder qualifizierte elektronische Sig-
natur“ eingefügt. 

c) u n v e r ä n d e r t  

36. In den Anlagen 9 und 11 werden jeweils nach dem 
Wort „Unterschrift(en)“ die Wörter „oder qualifi-
zierte elektronische Signatur(en)“ eingefügt.  

36. In Anlage 9 werden nach dem Wort „Unter-
schrift(en)“ die Wörter „oder qualifizierte elektro-
nische Signatur(en)“ eingefügt.  

 36a. Anlage 10 wird wie folgt geändert: 

 a) Die Bezeichnung wird wie folgt gefasst:  

 „Anlage 10 (zu § 45 Absatz 9, § 45a Ab-
satz 9)“. 

 b) Nach der Angabe „nach § 45“ wird die 
Angabe „/§ 45a*“ eingefügt. 

 c) Nach dem Wort „Unterschrift“ werden 
die Wörter „oder qualifizierte elektroni-
sche Signatur“ eingefügt. 

 36b. In Anlage 11 werden nach dem Wort „Unter-
schrift(en)“ die Wörter „oder qualifizierte 
elektronische Signatur(en)“ eingefügt. 

37. In den Anlagen 10 und 12 bis 14 werden jeweils 
nach dem Wort „Unterschrift“ die Wörter „oder 
qualifizierte elektronische Signatur“ eingefügt. 

37. In den Anlagen 12 bis 14 werden jeweils nach 
dem Wort „Unterschrift“ die Wörter „oder quali-
fizierte elektronische Signatur“ eingefügt. 
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38. Nach Anlage 12 wird folgende Anlage 12a einge-
fügt: 

38. u n v e r ä n d e r t  

„Anlage 12a 
 

(zu § 49d)  

Urkunde über die Erlaubnis zur partiel-
len Berufsausübung 

 

Name, Vorname  
______________________________________________
_____________________________________ 
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Geburtsdatum       
Geburtsort 

 

____________________________________    
____________________________________ 

 

erhält auf Grund des § 48a des Pflegeberufegesetzes mit Wir-
kung vom heutigen Tage die Erlaubnis zur partiellen Berufsaus-
übung. 

 

Folgende vorbehaltene Tätigkeiten werden von der Erlaubnis 
zur partiellen Berufsausübung umfasst (abschließende Aufzäh-
lung): 

 

Die Ausübung des Berufs erfolgt unter der Berufsbezeichnung 
des Staates, in dem die Berufsqualifikation erworben wurde, so-
wie mit dem Hinweis auf den Namen dieses Staates und die oben 
genannte(n) vorbehaltene(n) Tätigkeit(en), wie folgt:  

 

Es wird auf die Pflicht hingewiesen, den Dienstleistungsempfän-
gern eindeutig den Umfang der beruflichen Tätigkeit anzugeben 
(Artikel 4f Absatz 5 Satz 3 der Richtlinie 2005/36/EG). 

 

Ort, Datum  
_________________________________________        (Siegel)   
_________________________________________  
(Unterschrift oder qualifizierte elektronische Signatur)“.  

 39. Anlage 14 (zu § 42 Satz 2) wird aufgehoben. 
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Artikel 4a 

 Weitere Änderung der Pflegeberufe-
Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung zum 1. 

Januar 2025 

 Die Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungs-
verordnung, die zuletzt durch Artikel 4 dieses Ge-
setzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 1. Der Inhaltsübersicht wird folgende Angabe an-
gefügt: 

 „Anlage 14 Anlage zur Urkunde über die Er-
laubnis zum Führen der Berufs-
bezeichnung“. 

 2. Dem § 33 Absatz 1 wird folgender Satz ange-
fügt: 

 „Für die Prüfung der Kompetenzen zur selb-
ständigen und eigenverantwortlichen Aus-
übung erweiterter heilkundlicher Tätigkeiten 
durch hochschulisch ausgebildete Pflegefach-
kräfte nach § 37 Absatz 2 Satz 2 des Pflegebe-
rufegesetzes müssen dem Prüfungsausschuss 
zusätzlich zu den in Satz 2 Nummer 1 bis 4 ge-
nannten Personen zwei ärztliche Fachprüfe-
rinnen oder Fachprüfer angehören; die ärztli-
chen Fachprüferinnen und Fachprüfer sollen 
die studierenden Personen in den selbständi-
gen und eigenverantwortlichen Kompetenzen 
zur Ausübung erweiterter heilkundlicher Tä-
tigkeiten unterrichtet haben, die Gegenstand 
der staatlichen Prüfung sind.“ 

 3. § 35 wird wie folgt geändert: 

 a) In Absatz 1 wird das Wort „drei“ durch 
das Wort „vier“ ersetzt. 

 b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

 „(2) Für drei Aufsichtsarbeiten sind 
Module zu folgenden Prüfungsbereichen 
aus den Kompetenzbereichen I bis V der 
Anlage 5 Teil A festzulegen: 

 1. die Planung, Organisation, Gestal-
tung, Steuerung und Durchführung 
von Pflegeprozessen bei komplexen 
und hochkomplexen Pflegebedarfen, 
spezifischen Klientengruppen in Pfle-
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gesituationen mit besonderen ge-
sundheitlichen Problemlagen sowie 
in hoch belasteten und kritischen Le-
benssituationen auf der Grundlage 
wissenschaftlicher Theorien, Modelle 
und Forschungsergebnisse überneh-
men, 

 2. die Entwicklung und Autonomie in 
der Lebensspanne und unterstützen 
Menschen aller Altersgruppen bei 
der Lebensgestaltung auf der Grund-
lage pflege- und bezugswissenschaft-
licher Methoden und Forschungser-
gebnisse fördern, 

 3. Beratungs- und Schulungskonzepte 
auf der Basis gesicherter Forschungs-
ergebnisse konzipieren, gestalten re-
flektieren und evaluieren, 

 4. Kommunikations-, Interaktions- und 
Beratungsprozesse in der Pflegepra-
xis auf der Grundlage pflege- und be-
zugswissenschaftlicher Methoden 
und unter ethischen Gesichtspunkten 
analysieren, reflektieren und evaluie-
ren, 

 5. die pflegerischen und gesundheitli-
chen Versorgungsstrukturen, die 
Steuerung von Versorgungsprozes-
sen sowie die Formen von intra- und 
interprofessioneller Zusammenar-
beit analysieren und reflektieren und 
an der Gestaltung von Strukturen 
und Versorgungsprozessen auf der 
Basis wissenschaftlicher Erkennt-
nisse mitwirken, 

 6. ärztliche Anordnungen und Maß-
nahmen der Diagnostik, Therapie 
oder Rehabilitation unter Berück-
sichtigung vertieften forschungsba-
sierten Wissens begründen, 

 7. Forschungsergebnisse bewerten und 
forschungsgestützte Problemlösun-
gen sowie neue Technologien für die 
Gestaltung von Pflegeprozessen nut-
zen. 

 Für die vierte Aufsichtsarbeit sind Mo-
dule zu Prüfungsbereichen aus den Kom-
petenzbereichen I bis IV der Anlage 5 Teil 
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B festzulegen; die zu prüfende Person hat 
hierzu in ihrer Aufsichtsarbeit schriftlich 
gestellte Fragen zu bearbeiten.“ 

 c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 aa) In den Sätzen 3 und 4 werden jeweils 
nach dem Wort „Aufsichtsarbeiten“ 
die Wörter „nach Absatz 2 Satz 1“ 
eingefügt. 

 bb) In Satz 5 werden nach dem Wort 
„Aufsichtsarbeiten“ die Wörter 
„nach Absatz 2 Satz 1“ und wird 
nach der Angabe „Absatz 2“ die An-
gabe „Satz 1“ eingefügt. 

 d) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 „Die Aufsichtsarbeiten nach Absatz 2 
Satz 1 sind in der Regel an drei aufeinan-
derfolgenden Werktagen durchzuführen, 
die Aufsichtsarbeit nach Absatz 2 Satz 2 
ist an einem gesonderten Werktag durch-
zuführen.“ 

 e) Dem Absatz 5 wird folgender Satz ange-
fügt: 

 „Die zuständige Behörde kann für die 
Aufsichtsarbeit nach Absatz 2 Satz 2 zent-
rale Prüfungsaufgaben vorgeben, die un-
ter Beteiligung der Hochschulen erarbei-
tet werden.“ 

 f) In Absatz 6 Satz 3 und Absatz 7 wird je-
weils das Wort „drei“ durch das Wort 
„vier“ ersetzt. 

 4. § 36 wird wie folgt geändert: 

 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 aa) Nach der Angabe „Anlage 5“ wird 
die Angabe „Teil A“ eingefügt. 

 bb) Folgender Satz wird angefügt: 

 „Zusätzlich ist ein Modul oder sind 
Module zu den Prüfungsbereichen 
aus den Kompetenzbereichen I bis IV 
der Anlage 5 Teil B festzulegen.“ 

 b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 aa) In Satz 1 wird das Wort „drei“ ge-
strichen. 
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 bb) In Satz 2 werden nach dem Wort 
„Prüfungsaufgabe“ die Wörter 
„nach Absatz 1 Satz 1“ eingefügt. 

 cc) Folgender Satz wird angefügt:  

 „Die Prüfungsaufgabe nach Absatz 1 
Satz 2 besteht in der Bearbeitung 
mindestens aus einer Fallsituation 
aus den Kompetenzbereichen I bis IV 
der Anlage 5 Teil B.“ 

 c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

 „(4) Für die Prüfungen nach Ab-
satz 1 Satz 1 gilt: 

 1. die zu prüfenden Personen werden 
einzeln oder zu zweit geprüft, 

 2. die Prüfung soll für jede zu prü-
fende Person mindestens 30 Minu-
ten und nicht länger als 45 Minuten 
dauern.  

 Für die Prüfungen nach Absatz 1 Satz 2 
gilt: 

 1. die zu prüfenden Personen werden 
einzeln geprüft, 

 2. die Prüfung soll für jede zu prü-
fende Person mindestens 15 Minu-
ten und nicht länger als 30 Minuten 
dauern. 

 Eine angemessene Vorbereitungszeit un-
ter Aufsicht ist jeweils zu gewähren.“ 

 d) Dem Absatz 5 wird folgender Satz ange-
fügt: 

 „Für die Prüfungen nach Absatz 1 Satz 2 
sind ärztliche Fachprüferinnen oder 
Fachprüfer nach § 33 Absatz 1 Satz 5 vor-
zusehen.“ 

 5. § 37 wird wie folgt geändert: 

 a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 „(1) Der praktische Teil der Prüfung 
besteht aus  

 1. einem eigenständigen Modul zu den 
Kompetenzbereichen I bis V der An-
lage 5 Teil A und 



 

Drucksache 20/8901 – 86 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode 
 
 

Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

 2. einem eigenständigen Modul zu den 
Kompetenzbereichen I bis IV der An-
lage 5 Teil B.“ 

 b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 aa) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„Prüfung“ die Wörter „nach Ab-
satz 1 Nummer 1“ eingefügt. 

 bb) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

 „Der praktische Teil der Prüfung 
nach Absatz 1 Nummer 1 schließt 
das entsprechende Modul ab.“ 

 c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a 
eingefügt: 

 „(2a) Der praktische Teil der Prüfung 
nach Absatz 1 Nummer 2 besteht aus ei-
ner Aufgabe zur Ausübung erweiterter 
heilkundlicher Tätigkeiten bei Patientin-
nen oder Patienten. Sie umfasst die Kom-
petenzbereiche I bis IV der Anlage 5 Teil 
B. Die zu prüfende Person übernimmt da-
bei alle Aufgaben, die Gegenstand der Be-
handlung sind, einschließlich der Doku-
mentation. Die zu prüfende Person zeigt 
die erworbenen Kompetenzen im Bereich 
der selbständigen und eigenverantwortli-
chen Ausübung erweiterter heilkundli-
cher Tätigkeiten. Dabei stellt sie auch die 
Kompetenz unter Beweis, ihre Diagnose- 
und Behandlungsmaßnahmen zu erläu-
tern und zu begründen sowie die Prü-
fungssituation zu reflektieren. Dabei hat 
sie nachzuweisen, dass sie in der Lage ist, 
die erworbenen Kompetenzen zur selb-
ständigen und eigenverantwortlichen 
Ausübung erweiterter heilkundlicher Tä-
tigkeiten in der beruflichen Praxis anzu-
wenden, und dass sie befähigt ist, die Auf-
gaben eigenverantwortlich zu lösen. Der 
praktische Teil der Prüfung nach Ab-
satz 1 Nummer 2 schließt das entspre-
chende Modul ab.“ 

 d) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 aa) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„Prüfungsaufgabe“ die Wörter 
„nach Absatz 2“ eingefügt. 
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 bb) Folgender Satz wird angefügt: 

 „Die Prüfungsaufgabe nach Ab-
satz 2a wird auf Vorschlag mindes-
tens einer ärztlichen Fachprüferin 
oder eines ärztlichen Fachprüfers 
nach § 33 Absatz 1 Satz 5 durch die 
Vorsitzenden des Prüfungsausschus-
ses bestimmt.“ 

 e) Dem Absatz 4 wird folgender Satz ange-
fügt: 

 „Die Auswahl der Patientinnen oder Pati-
enten für die Prüfung nach Absatz 2a er-
folgt durch eine ärztliche Fachprüferin 
oder einen ärztlichen Fachprüfer nach 
§ 33 Absatz 1 Satz 5 und mit Einwilligung 
der Patientin oder des Patienten.“ 

 f) In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Prüfung“ die Wörter „nach Absatz 2“ 
eingefügt. 

 g) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5a 
eingefügt: 

 „(5a) Die Prüfung nach Absatz 2a be-
steht aus mindestens einer Fallvorstellung 
mit einer Dauer von insgesamt maximal 
20 Minuten, der Durchführung einer Auf-
gabe zur Ausübung erweiterter heilkund-
licher Tätigkeiten aus den Kompetenzbe-
reichen I bis IV der Anlage 5 Teil B und 
einem Prüfungsgespräch mit einer Dauer 
von maximal 20 Minuten. In dem Prü-
fungsgespräch hat die zu prüfende Person 
ihre Diagnose- und Behandlungsmaßnah-
men zu erläutern und zu begründen sowie 
die Prüfungssituation zu reflektieren. Die 
Prüfung für die einzelne zu prüfende Per-
son soll einschließlich des Prüfungsge-
sprächs in der Regel nicht länger als 180 
Minuten dauern und kann durch eine or-
ganisatorische Pause von maximal einem 
Werktag unterbrochen werden.“ 

 h) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

 „(6) Die Prüfung nach Absatz 2 wird 
von einer Prüferin oder einem Prüfer 
nach § 33 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 und 
einer Prüferin oder einem Prüfer nach 
§ 33 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 abgenom-
men und benotet. Die Prüfung nach Ab-
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satz 2a wird von zwei ärztlichen Fachprü-
ferinnen oder Fachprüfern nach § 33 Ab-
satz 1 Satz 5 abgenommen und benotet.“ 

 6. Dem § 42 wird folgender Satz angefügt: 

 „Für die Ausbildung nach Teil 3 des Pflegebe-
rufegesetzes enthält die Urkunde nach § 1 
Satz 2 des Pflegeberufegesetzes einen Hinweis 
auf die erweiterten heilkundlichen Kompeten-
zen nach § 37 Absatz 2 Satz 2 des Pflegeberu-
fegesetzes nach dem Muster der Anlage 14.“ 

 7. Dem § 61 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

 „(4) Für Ausbildungen, die nach dem 
Pflegeberufegesetz vor Ablauf des 31. Dezem-
ber 2024 begonnen wurden, ist bis zum 31. De-
zember 2029 die Pflegeberufe-Ausbildungs- 
und -Prüfungsverordnung in der am 31. De-
zember 2024 geltenden Fassung anzuwenden.“ 

 8. Anlage 5 (zu § 35 Absatz 2, § 36 Absatz 1, § 37 
Absatz 1) wird wie folgt gefasst:  

 

 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

„Anlage 5 
(zu § 35 Absatz 2 Satz 1 und 2, § 36 Absatz 1 

Satz 1 und 2, § 37 Absatz 1 Nummer 1 und 
2) 

 

Kompetenzen für die Prüfung der hochschu-
lischen Pflegeausbildung nach § 32 

 

A. Kompetenzen nach § 35 Absatz 2 Satz 1, § 36 Absatz 1 
Satz 1, § 37 Absatz 1 Nummer 1 

I. Wissenschaftsbasierte Planung, Organisation, 
Gestaltung, Durchführung, Steuerung und Eva-
luation auch von hochkomplexen Pflegeprozes-
sen bei Menschen aller Altersstufen. 

Die Absolventinnen und Absolventen  

1. erheben und beurteilen den individuellen Pflege-
bedarf, potentielle Risiken und Gesundheitsge-
fährdungen in komplexen und hochkomplexen 
akuten und dauerhaften Pflegesituationen und 
nutzen spezifische wissenschaftsorientierte As-
sessmentverfahren unter Berücksichtigung auch 
von gendermedizinischen Erkenntnissen, 
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2. übernehmen Verantwortung für die Planung, 
Organisation, Gestaltung, Durchführung, Steue-
rung und Evaluation von Pflegeprozessen bei 
Menschen mit besonderen gesundheitlichen 
Problemlagen unter Berücksichtigung von wis-
senschaftlich fundierten Ansätzen der Gesund-
heitsförderung, Prävention und Kuration, 

3. übernehmen Verantwortung für die Planung, 
Organisation, Gestaltung, Durchführung, Steue-
rung und Evaluation von Pflegeprozessen bei 
Menschen in hochbelasteten und kritischen Le-
bens- und Pflegesituationen auch bei hochkom-
plexen Pflegebedarfen, spezifischen Klienten-
gruppen und besonderen Verlaufsdynamiken 
wissenschaftsbasiert und fallorientiert, 

4. übernehmen die Organisation und Durchfüh-
rung von Interventionen in lebensbedrohlichen 
Krisen- und in Katastrophensituationen bis zum 
Eintreffen der Ärztin oder des Arztes, 

5. fördern die Entwicklung und Autonomie der zu 
pflegenden Menschen unter Einbeziehung ihrer 
familialen Kontexte, Lebenslagen und Lebens-
welten auf der Basis eines breiten pflege- und be-
zugswissenschaftlichen Wissens, 

6. unterstützen die zu pflegenden Menschen bei der 
Entwicklung von Alltagskompetenzen und bei 
der Lebensgestaltung unter Berücksichtigung ei-
nes vertieften pflege- und bezugswissenschaftli-
chen Wissens, 

7. analysieren, evaluieren und reflektieren Pflege-
prozesse auf der Grundlage pflege- und bezugs-
wissenschaftlicher Methoden, Theorien und For-
schungsergebnisse,  

8. verfügen über ein grundlegendes Verständnis im 
Umgang mit digitalen Technologien und Soft-
wareanwendungen und für die Funktionsweise 
von Endgeräten, um pflegerelevante Hard- und 
Software, insbesondere digitale Pflegedokumen-
tations- und -assistenzsysteme, bedienen zu kön-
nen. 

II. Personen- und situationsorientierte Kommuni-
kation und Beratung von zu pflegenden Men-
schen aller Altersstufen und ihren Bezugsperso-
nen. 

Die Absolventinnen und Absolventen  

1. nutzen ein vertieftes und kritisches pflege- und 
bezugswissenschaftliches Wissen in hochkomple-
xen Kommunikations-, Interaktions- und Bera-
tungssituationen, 

2. analysieren, reflektieren und evaluieren kritisch 
Kommunikations-, Interaktions- und Beratungs-
prozesse in der Pflegepraxis auf der Grundlage 
pflege- und bezugswissenschaftlicher Methoden 
sowie unter ethischen Gesichtspunkten, 

3. konzipieren, gestalten und evaluieren Beratungs- 
und Schulungskonzepte auf der Basis gesicherter 
Forschungsergebnisse, 

4. treffen in moralischen Konflikt- und Dilemmasi-
tuationen begründete ethische Entscheidungen 
unter Berücksichtigung von Menschenrechten 
sowie pflegeethischer Ansätze und fördern be-
rufsethisches Handeln in der Pflegepraxis. 
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III. Verantwortliche Gestaltung des intra- und inter-
professionellen Handelns in unterschiedlichen 
systemischen Kontexten und Weiterentwicklung 
der gesundheitlichen und pflegerischen Versor-
gung von Menschen aller Altersstufen.  

Die Absolventinnen und Absolventen  

1. konzipieren und gestalten die pflegerische Ar-
beitsorganisation in qualifikationsheterogenen 
Pflegeteams und in unterschiedlichen Versor-
gungssettings auf der Basis gesicherter For-
schungsergebnisse, 

2. führen entsprechend den rechtlichen Bestim-
mungen ärztliche Anordnungen und Maßnah-
men der Diagnostik, Therapie oder Rehabilita-
tion eigenständig und unter Berücksichtigung 
vertieften forschungsbasierten Wissens sowie 
gendermedizinischer Erkenntnisse durch, 

3. analysieren wissenschaftlich begründet die der-
zeitigen pflegerischen/gesundheitlichen Versor-
gungsstrukturen, die Steuerung von Versor-
gungsprozessen und Formen von intra- und in-
terprofessioneller Zusammenarbeit und reflek-
tieren diese kritisch, 

4. wirken an der Weiterentwicklung und Imple-
mentierung von wissenschaftsorientierten, inno-
vativen Lösungsansätzen der Zusammenarbeit 
von Berufsgruppen und der Steuerung von Ver-
sorgungsprozessen in unterschiedlichen Versor-
gungsbereichen und über die Versorgungsberei-
che hinweg mit. 

IV. Reflexion und Begründung des eigenen Handelns 
vor dem Hintergrund von Gesetzen, Verordnun-
gen, ethischen Leitlinien und Mitwirkung an der 
Entwicklung und Implementierung von Quali-
tätsmanagementkonzepten, Leitlinien und Ex-
pertenstandards. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

1. analysieren wissenschaftlich begründet rechtli-
che, ökonomische und gesellschaftliche Rahmen-
bedingungen sowie Verfahren des Qualitätsma-
nagements und der Qualitätsentwicklung und re-
flektieren diese kritisch, 

2. wirken an der Entwicklung, Implementierung 
und Evaluation von wissenschaftsbasierten oder 
-orientierten innovativen Ansätzen des Quali-
tätsmanagements und der Qualitätsentwicklung 
mit, 

3. beteiligen sich an gesellschaftlichen Aushand-
lungsprozessen zur Pflege- und Versorgungsqua-
lität. 

V. Reflexion und Begründung des eigenen Handelns 
auf der Grundlage von wissenschaftlichen Er-
kenntnissen und berufsethischen Werthaltungen 
und Einstellungen sowie Beteiligung an der Be-
rufsentwicklung.  

Die Absolventinnen und Absolventen 

1. erschließen und bewerten gesicherte For-
schungsergebnisse einschließlich gendermedizi-
nischer Erkenntnisse und wählen diese für den 
eigenen Handlungsbereich aus, 
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2. nutzen forschungsgestützte Problemlösungen 
und neue Technologien für die Gestaltung von 
Pflegeprozessen, 

3. gestalten die vorbehaltenen Tätigkeiten verant-
wortlich aus und positionieren pflegewissen-
schaftliche Erkenntnisse im intra- und interdis-
ziplinären Team, 

4. identifizieren eigene und teamübergreifende be-
rufsbezogene Fort- und Weiterbildungsbedarfe, 

5. analysieren und reflektieren wissenschaftlich be-
gründet berufsethische Werthaltungen und Ein-
stellungen, 

6. entwickeln ein fundiertes Pflegeverständnis und 
ein berufliches Selbstverständnis als hochschu-
lisch qualifizierte Pflegefachperson, 

7. wirken an der Weiterentwicklung der Profession 
mit. 

B. Kompetenzen nach § 35 Absatz 2 Satz 2, § 36 Absatz 1 
Satz 2, § 37 Absatz 1 Nummer 2 

I. Grundlagen zur Entwicklung eines profes-
sionellen Berufs- und Rollenverständnis 
mit erweiterter heilkundlicher Verantwor-
tung. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

• entwickeln ein erweitertes Rollenverständnis so-
wie eine professionelle Haltung im Hinblick auf 
die Ausübung erweiterter heilkundlicher Aufga-
ben vor einem rechtlich-ethischen Hintergrund, 

• schätzen ihre eigenen Kompetenzen und Potenzi-
ale ein und treffen eine begründete Entscheidung 
für oder gegen die Übernahme erweiterter heil-
kundlicher Aufgaben, 

• identifizieren und gestalten die mit den erweiter-
ten heilkundlichen Kompetenzen verbundenen 
Verantwortungsbereiche in verschiedenen pfle-
geberuflichen Handlungsfeldern sowie die Span-
nungsfelder, die sich in der Zusammenarbeit mit 
Ärztinnen und Ärzten, dem interprofessionellen 
Team und den involvierten Leistungsträgern er-
geben können, 

• übernehmen eine erweiterte Verantwortung für 
die Einbettung heilkundlicher Tätigkeiten in den 
Pflege- und Therapieprozess und die Steuerung 
von Pflege- und Therapieprozessen bei hoch-
komplexen Pflegebedarfen, gesundheitlichen 
Problemlagen sowie hochbelasteten und kriti-
schen Lebens- und Pflegesituationen und Ver-
laufsdynamiken, 

• überwachen und steuern integrierte patienten-
orientierte Pflege- und Therapieprozesse unter 
Nutzung vertieften forschungsbasierten Wissens 
in enger Zusammenarbeit mit Ärztinnen und 
Ärzten sowie anderen Berufsgruppen, 

• übernehmen die fachliche, wirtschaftliche, ethi-
sche und rechtliche Verantwortung für die 
selbständig ausgeführten übertragenen erweiter-
ten heilkundlichen Aufgaben, 

• beteiligen sich an der wissenschaftsbasierten 
Weiterentwicklung der Pflege- und Versor-
gungsqualität und bringen sich in ihrer neuen 
Rolle als Bindeglied zwischen den zu pflegenden 
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Menschen aller Altersstufen, dem intra- und in-
terprofessionellen Team sowie ggf. den involvier-
ten Leistungsträgern ein, 

• nehmen drohende Über- oder Unterforderungen 
frühzeitig wahr und erkennen notwendige Ver-
änderungen, z. B. im Aufgabenzuschnitt oder in 
den Rahmenbedingungen, und leiten entspre-
chende Handlungsalternativen ab, 

• identifizieren und beheben eigene berufsbezo-
gene Fort- und Weiterbildungsbedarfe, 

• übernehmen die Verantwortung für die Planung, 
Organisation, Gestaltung, Durchführung, Steue-
rung und Evaluation von Pflege- und Thera-
pieprozessen bei Menschen in hochkomplexen 
Pflege- und Lebenssituationen einschließlich der 
Verordnung von und Versorgung mit Medizin-
produkten und Hilfsmitteln, 

• führen selbständig Infusionstherapie und Injek-
tionen unter Berücksichtigung vertieften for-
schungsbasierten Wissens durch.  

II. Erweiterte heilkundliche Verantwortung 
für Pflege- und Therapieprozesse mit Men-
schen aller Altersstufen in diabetischer 
Stoffwechsellage. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

• übernehmen Verantwortung für die Planung, 
Organisation, Gestaltung, Durchführung, Steue-
rung und Evaluation von Pflege- und Thera-
pieprozessen bei Menschen aller Altersstufen mit 
einer diabetischen Stoffwechsellage entlang eines 
Algorithmus bzw. Behandlungspfads unter Be-
rücksichtigung von entwicklungs- und altersspe-
zifischen besonderen Verlaufsdynamiken in en-
ger Abstimmung mit den zu pflegenden Men-
schen und ihren Bezugspersonen, 

• schätzen mithilfe von alters- und entwicklungs-
spezifischen Assessments diabetesassoziierte 
Werte und klinische Befunde, diabetesassoziierte 
und patientenindividuelle sowie situationsspezi-
fische Risiken und Komplikationen sowie die 
funktionelle Unabhängigkeit/Abhängigkeit des 
zu pflegenden Menschen ein, bewerten die Er-
gebnisse und leiten Schlussfolgerungen hinsicht-
lich therapeutischer Interventionen sowie des 
Hilfe- und Unterstützungsbedarfs der Betroffe-
nen, der Eltern und/oder Bezugspersonen ab, 

• analysieren, reflektieren und evaluieren kritisch 
Kommunikations-, Interaktions- und Beratungs-
prozesse auf der Grundlage pflege- und bezugs-
wissenschaftlicher Methoden sowie unter ethi-
schen Gesichtspunkten zur Reflexion der Krank-
heitsvorstellungen und Bewältigungsarbeit der 
Betroffenen im Lebensalltag, 

• konzipieren, gestalten und evaluieren abge-
stimmte entwicklungs- und altersspezifische 
Schulungs- und Beratungskonzepte mit Men-
schen in einer diabetischen Stoffwechsellage und 
ihren Bezugspersonen auf der Basis gesicherter 
Forschungsergebnisse und etablierter Versor-
gungsleitlinien, 

• analysieren wissenschaftlich begründet die der-
zeitigen Versorgungsstrukturen, die Steuerung 
von Versorgungsprozessen und Formen der in-
tra- und interprofessionellen Zusammenarbeit 
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bei Menschen aller Altersstufen in diabetischer 
Stoffwechsellage und reflektieren diese kritisch, 

• wirken an der (Weiter-)Entwicklung und Imple-
mentierung von wissenschaftsorientierten, inno-
vativen Lösungsansätzen der Zusammenarbeit 
von Berufsgruppen und der Steuerung von Ver-
sorgungsprozessen bei Menschen aller Altersstu-
fen in diabetischer Stoffwechsellage mit,  

• analysieren wissenschaftlich begründet rechtli-
che, ökonomische und gesellschaftliche Rahmen-
bedingungen der Versorgung von Menschen al-
ler Altersstufen in diabetischer Stoffwechsellage 
und bewerten diese kritisch, 

• erschließen und bewerten Forschungsergebnisse 
und neue Technologien im Bereich der Versor-
gung von Menschen aller Altersstufen in diabeti-
scher Stoffwechsellage und identifizieren Infor-
mations-, Schulungs- und Beratungsbedarfe der 
am Prozess Beteiligten, 

• erleben und erkennen ihr durch die selbständige 
Übernahme erweiterter heilkundlicher Aufga-
ben erweitertes Kompetenzprofil und gestalten 
die Schnittstellen zu anderen mit der Diabetes-
problematik befassten Fachberufen/Gesund-
heitsberufen. 

III. Erweiterte heilkundliche Verantwortung 
für Pflege- und Therapieprozesse mit Men-
schen aller Altersstufen, die von chroni-
schen Wunden betroffen sind. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

• übernehmen die Verantwortung für die Planung, 
Organisation, Gestaltung, Durchführung, Steue-
rung und Evaluation von Pflege- und Thera-
pieprozessen zur Unterstützung von Menschen 
mit chronischen oder schwerheilenden Wunden 
bei der Bewältigung von hochbelasteten Lebens- 
und Pflegesituationen, 

• nutzen spezifische leitliniengestützte Assess-
mentinstrumente bzw. koordinieren diagnosti-
sche wundbezogene Untersuchungen und erhe-
ben und beurteilen den individuellen Pflege- und 
Therapiebedarf sowie alters- und krankheitsbe-
dingte klinische und familiäre Risiken und Ge-
sundheitsgefährdungen in komplexen und hoch-
komplexen Pflegesituationen von Menschen mit 
chronischen Wunden,  

• übernehmen Verantwortung für die Planung, 
Organisation, Gestaltung, Durchführung, Steue-
rung und Evaluation von Pflege- und Thera-
pieprozessen entlang eines evidenzbasierten Al-
gorithmus bzw. Behandlungspfads einschließlich 
der Verordnung von Medizinprodukten (z. B. 
Verbandmaterial) und Hilfsmitteln bei Men-
schen mit den besonderen gesundheitlichen 
Problemlagen einer chronischen oder schwerhei-
lenden Wunde und ihren Bezugspersonen und in 
enger Abstimmung mit ihnen, entsprechend sys-
tematisch entwickelter Leitlinien und Experten-
standards,  

• nutzen ein vertieftes und kritisches pflege- und 
bezugswissenschaftliches Wissen, um zu pfle-
gende Menschen mit chronischen oder schwer-
heilenden Wunden und ihre Bezugspersonen bei 
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der Krankheits- und Situationsbewältigung 
kommunikativ zu unterstützen, 

• konzipieren, gestalten und evaluieren Informa-
tions-, Schulungs- und Beratungskonzepte für 
Menschen mit chronischen Wunden auf der Ba-
sis gesicherter Forschungsergebnisse, 

• wirken an der Implementierung erweiterter heil-
kundlicher Tätigkeiten bei der medizinisch-pfle-
gerischen Versorgung von Menschen mit chroni-
schen Wunden in unterschiedlichen Versor-
gungsbereichen und über die Versorgungsberei-
che hinweg mit, 

• wirken an der Entwicklung, Implementierung 
und Evaluation von wissenschaftsbasierten oder 
-orientierten Instrumenten der Qualitätssiche-
rung und -entwicklung im Hinblick auf die pfle-
gerische und medizinische Versorgung von Men-
schen mit chronischen Wunden mit, 

• schätzen die Wirkung von unterschiedlichen the-
rapeutischen Möglichkeiten bezogen auf die 
Ziele und den Nutzen für die Wundheilung kri-
tisch ein, 

• erschließen und bewerten (aktuelle) Forschungs-
ergebnisse und Empfehlungen von Fachgesell-
schaften, z. B. Expertenstandards und Leitlinien, 
zur Versorgung von Menschen mit chronischen 
Wunden und nutzen diese ggf. für die Gestaltung 
des Versorgungsprozesses. 

IV. Erweiterte heilkundliche Verantwortung 
für Pflege- und Therapieprozesse mit Men-
schen, die von einer Demenz betroffen sind. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

• übernehmen Verantwortung für die Planung, 
Organisation, Gestaltung, Durchführung, Steue-
rung und Evaluation von Pflege- und Thera-
pieprozessen entsprechend dem aktuellen Stand 
der Wissenschaft zur Unterstützung der Men-
schen mit Demenz und ihrer pflegenden Bezugs-
personen und in enger Abstimmung mit ihnen 
sowie mit dem interprofessionellen Team, 

• nutzen spezifische, wissenschaftlich begründete 
Assessmentinstrumente der Geriatrie, Demenz-
diagnostik und der geriatrischen Pflege, erfassen 
beobachtbare Verhaltensweisen, die Fähigkeiten 
zur Selbstversorgung und die Medikation im 
Kontext dieser Beobachtung, führen Umge-
bungsassessments durch, veranlassen weiterfüh-
rende diagnostische Untersuchungen und integ-
rieren biografie- und lebensweltorientierte Da-
ten vor dem Hintergrund eines vertieften, an 
Forschungsergebnissen orientierten Verständ-
nisses für die Lebenssituation der Menschen, die 
von Demenz betroffen sind, 

• fördern die Entwicklung der zu pflegenden Men-
schen in ihrem sozialen Bezugssystem sowie ei-
nen möglichst weitgehenden Erhalt von Autono-
mie auf der Basis von pflege- und bezugswissen-
schaftlichem Wissen,  

• begründen den Pflege- und Therapieprozess so-
wohl mit diagnosebedingten Algorithmen bzw. 
Behandlungspfaden als auch unter Berücksichti-
gung individueller personenzentrierter Aspekte 
der Beziehungsgestaltung, 
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• nutzen ein vertieftes, kritisches pflege- und be-
zugswissenschaftliches Wissen, um zu pflegende 
Menschen mit Demenz und ihre Bezugspersonen 
bei der Krankheits- und Situationsbewältigung 
zu unterstützen, 

• konzipieren, gestalten und evaluieren Beratungs- 
und Schulungskonzepte für Menschen mit De-
menz sowie für ihre Bezugspersonen auf der Ba-
sis gesicherter Forschungsergebnisse, 

• treffen in moralischen Konfliktsituationen be-
gründete ethische Entscheidungen unter Berück-
sichtigung pflegeethischer Ansätze,  

• wirken an der (Weiter-)Entwicklung und Imple-
mentierung von wissenschaftsorientierten, inno-
vativen Lösungsansätzen der Zusammenarbeit 
von Berufsgruppen und der Steuerung von Ver-
sorgungsprozessen mit Menschen mit Demenz 
und ihren Bezugspersonen mit, 

• wirken an der Implementierung von wissen-
schaftsbasierten oder -orientierten Instrumenten 
der Qualitätssicherung und -entwicklung im 
Hinblick auf die Unterstützung von Menschen 
mit Demenz im jeweiligen Versorgungsbereich 
mit, 

• erschließen und bewerten aktuelle Forschungs-
ergebnisse und neue Technologien zur Versor-
gung von Menschen mit Demenz und setzen diese 
im Pflege- und Therapieprozess um.“ 

 

Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

 9. Folgende Anlage 14 wird angefügt:  

 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

„Anlage 14 
(zu § 42 Satz 2) 

 

Anlage zur Urkunde über die Erlaub-
nis zum Führen der Berufsbezeich-

nung 
(Hinweis nach § 42 Satz 2 der Pflegeberufe-Ausbildungs- 
und -Prüfungsverordnung über die erweiterten heilkundli-
chen Kompetenzen nach § 37 Absatz 2 Satz 2 des Pflegebe-
rufegesetzes) 

 

Name, Vorname 

__________________________________________________
________ 

 

Geburtsdatum   Geburtsort 

__________________________________________________ 
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hat im Rahmen der hochschulischen Pflegeausbildung nach 
Teil 3 des Pflegeberufegesetzes die erforderlichen Kompe-
tenzen zur selbständigen und eigenverantwortlichen Aus-
übung erweiterter heilkundlicher Tätigkeiten in den Berei-
chen diabetische Stoffwechsellage, chronische Wunden und 
Demenz erworben. 

 

 

Ort, Datum 

_____________________________(Siegel) 

 

 

_____________________________ 

(Unterschrift oder qualifizierte elektronische Signatur)“. 

 

Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Artikel 5 Artikel 5 

Änderung des Hebammengesetzes Änderung des Hebammengesetzes 

Das Hebammengesetz vom 22. November 2019 
(BGBl. I S. 1759), das durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 24. Februar 2021 (BGBl. I S. 274) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 

Das Hebammengesetz vom 22. November 2019 
(BGBl. I S. 1759), das durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 24. Februar 2021 (BGBl. I S. 274) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 1. u n v e r ä n d e r t  

a) Nach der Angabe zu § 59 wird folgende An-
gabe eingefügt: 

 

„§ 59a Erlaubnis zur partiellen Berufsaus-
übung“. 

 

b) Nach der Angabe zu § 62 wird folgende An-
gabe eingefügt: 

 

„§ 62a Dienstleistungserbringung im Rah-
men einer partiellen Berufsaus-
übung“. 

 

 1a. Dem § 11 Absatz 4 wird folgender Satz ange-
fügt: 

 „Dabei sind die Inhalte der in Anhang V Num-
mer 5.5.1 der Richtlinie 2005/36/EG in der je-
weils geltenden Fassung geregelten Fächer des 
theoretischen und fachlichen Unterrichts des 
Ausbildungsprogramms für Hebammen zu be-
achten.“ 
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2. Nach § 59 wird folgender § 59a eingefügt: 2. u n v e r ä n d e r t  

„§ 59a 

 

Erlaubnis zur partiellen Berufsausübung  

(1) Eine Erlaubnis zur partiellen Berufsaus-
übung ist auf Antrag zu erteilen, wenn 

 

1. die antragstellende Person ohne Einschrän-
kung qualifiziert ist, in einem anderen Mit-
gliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat 
oder in einem gleichgestellten Staat eine be-
rufliche Tätigkeit auszuüben, die der Tätig-
keit einer Hebamme nach diesem Gesetz nur 
partiell entspricht, 

 

2. die Unterschiede zwischen der in einem an-
deren Mitgliedstaat, in einem anderen Ver-
tragsstaat oder einem gleichgestellten Staat 
rechtmäßig ausgeübten beruflichen Tätigkeit 
und den Tätigkeiten einer Hebamme nach 
diesem Gesetz so wesentlich sind, dass die 
Anwendung von Anpassungsmaßnahmen 
nach § 57 der Anforderung an die antragstel-
lende Person gleichkäme, das vollständige 
Studium nach diesem Gesetz zu absolvieren, 

 

3. die rechtmäßig ausgeübte berufliche Tätig-
keit nach Nummer 1 eine oder mehrere der 
vorbehaltenen Tätigkeiten nach § 4 umfasst 
und 

 

4. die Voraussetzungen nach § 5 Absatz 2 
Nummer 2 bis 4 vorliegen. 

 

(2) Eine Erlaubnis zur partiellen Berufsaus-
übung darf nicht erteilt werden, wenn 

 

1. der Patientenschutz oder der Schutz der öf-
fentlichen Gesundheit der Erteilung entge-
gensteht oder 

 

2. eine automatische Anerkennung der Berufs-
qualifikation möglich ist. 

 

(3) Eine Erlaubnis zur partiellen Berufsaus-
übung ist auf die Tätigkeiten zu beschränken, in 
denen die antragstellende Person eine Qualifika-
tion nach Absatz 1 Nummer 1 und 3 nachgewie-
sen hat. 
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(4) Die berufliche Tätigkeit wird unter der 
Berufsbezeichnung des Staates, in dem die Quali-
fikation nach Absatz 1 Nummer 1 erworben 
wurde, ausgeübt und mit dem Hinweis auf  

 

1. den Namen dieses Staates und   

2. die Tätigkeit, auf die die Erlaubnis zur parti-
ellen Berufsausübung beschränkt ist.  

 

(5) Personen mit einer Erlaubnis zur parti-
ellen Berufsausübung haben im Umfang dieser 
Erlaubnis die gleichen Rechte und Pflichten wie 
eine Person mit einer Erlaubnis zum Führen der 
Berufsbezeichnung nach § 3 Absatz 1. Sie dürfen 
insbesondere eine oder mehrere vorbehaltene Tä-
tigkeiten nach § 4 ausüben, soweit sie in den Um-
fang der Erlaubnis zur partiellen Berufsausübung 
fallen. 

 

(6) Die §§ 6 bis 8 gelten für die Erlaubnis 
zur partiellen Berufsausübung entsprechend.“ 

 

3. Nach § 62 wird folgender § 62a eingefügt: 3. u n v e r ä n d e r t  

„§ 62a 

 

Dienstleistungserbringung im Rahmen einer par-
tiellen Berufsausübung 

 

(1) Für die Erbringung von vorübergehen-
den und gelegentlichen Dienstleistungen im Sinne 
des Artikels 57 des Vertrages über die Arbeits-
weise der Europäischen Union im Rahmen einer 
partiellen Berufsausübung bedarf es einer Geneh-
migung durch die zuständige Behörde. Die Ge-
nehmigung wird auf Antrag erteilt, wenn: 

 

1. die antragstellende Person eine Staatsange-
hörige oder ein Staatsangehöriger eines Mit-
gliedstaates, eines Vertragsstaates oder eines 
gleichgestellten Staates ist, 

 

2. die antragstellende Person in einem anderen 
Mitgliedstaat, in einem anderen Vertrags-
staat oder einem gleichgestellten Staat zur 
Ausübung des Berufs, dessen Tätigkeit der 
Tätigkeit einer Hebamme nur partiell ent-
spricht rechtmäßig niedergelassen ist und  

 

a) dieser Beruf in diesem Mitgliedstaat, in 
diesem Vertragsstaat oder in diesem 
gleichgestellten Staat reglementiert ist 
oder 
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b) dieser Beruf in diesem Mitgliedstaat, in 
diesem Vertragsstaat oder in diesem 
gleichgestellten Staat nicht reglemen-
tiert ist und die antragstellende Person 
diesen Beruf während der vorhergehen-
den zehn Jahre mindestens ein Jahr lang 
in einem oder in mehreren Mitglied-
staaten, in einem oder in mehreren Ver-
tragsstaaten oder gleichgestellten Staa-
ten rechtmäßig ausgeübt hat, und 

 

3. die Voraussetzungen nach § 59a Absatz 1 
Nummer 1 bis 4 vorliegen. 

 

(2) Personen mit einer Genehmigung zur 
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer par-
tiellen Berufsausübung haben beim Erbringen der 
Dienstleistung in Deutschland im Umfang dieser 
Genehmigung die gleichen Rechte und Pflichten 
wie eine Person mit einer Erlaubnis zum Führen 
der Berufsbezeichnung nach § 3 Absatz 1. Sie 
dürfen insbesondere eine oder mehrere vorbehal-
tene Tätigkeiten nach § 4 ausüben, soweit sie in 
den Umfang der Genehmigung zur Dienstleis-
tungserbringung im Rahmen einer partiellen Be-
rufsausübung fallen. 

 

(3) Die §§ 6 bis 8, § 59a Absatz 2 Num-
mer 1, Absatz 3 und 4, § 60 Absatz 4, die 
§§ 61, 62, 65 Absatz 1 und 2, die §§ 66 bis 69 und 
70 Absatz 2 gelten entsprechend.“ 

 

4. In § 64 Absatz 3 und 4 Satz 2 werden jeweils nach 
dem Wort „Hebamme“ die Wörter „partiell oder 
vollständig“ eingefügt. 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. In § 70 Absatz 1 werden nach dem Wort „Hebam-
menberuf“ die Wörter „partiell oder vollständig“ 
eingefügt. 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. § 71 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 6. u n v e r ä n d e r t  

a) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch 
ein Komma ersetzt. 

 

b) Folgende Nummer 6 wird angefügt:  

„6. für Berufsangehörige, die einen An-
trag nach § 59a oder nach § 62a stel-
len,  

 

a) das Verfahren und das Nähere zu 
den jeweiligen Voraussetzungen 
zur partiellen Berufsausübung, 
insbesondere 
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aa) die Fristen für die Erteilung 
der Erlaubnis zur partiellen 
Berufsausübung nach § 59a, 

 

bb) das Verfahren bei der Prü-
fung der Voraussetzungen 
des § 59a, insbesondere die 
von der antragstellenden 
Person vorzulegenden 
Nachweise und die Ermitt-
lung durch die zuständige 
Behörde entsprechend Arti-
kel 50 Absatz 1 bis 3a in 
Verbindung mit Anhang VII 
der Richtlinie 2005/36/EG, 

 

cc) die Urkunde für die Erlaub-
nis zur partiellen Berufsaus-
übung nach § 59a, 

 

b) das Verfahren und das Nähere zu 
den Voraussetzungen der Dienst-
leistungserbringung im Rahmen 
einer partiellen Berufsausübung.“ 

 

Artikel 6 Artikel 6 

Änderung der Studien- und 
Prüfungsverordnung für Hebammen 

Änderung der Studien- und 
Prüfungsverordnung für Hebammen 

Die Studien- und Prüfungsverordnung für Heb-
ammen vom 8. Januar 2020 (BGBl. I S. 39) wird wie 
folgt geändert: 

Die Studien- und Prüfungsverordnung für Heb-
ammen vom 8. Januar 2020 (BGBl. I S. 39) wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 43 wird folgende An-
gabe eingefügt: 

a) u n v e r ä n d e r t  

„§ 43a Erforderliche Unterlagen“.  

b) Nach der Angabe zu § 56 werden die folgen-
den Angaben eingefügt: 

b) u n v e r ä n d e r t  

„Abschnitt 5 
 

Verfahren zur Erteilung der Erlaubnis zur 

partiellen Berufsausübung nach § 59a des 

Hebammengesetzes 
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§ 56a Frist der Behörde für die Bestäti-
gung des Antragseingangs 

 

§ 56b Erforderliche Unterlagen  

§ 56c Frist der Behörde für die Entschei-
dung über den Antrag 

 

§ 56d Erlaubnisurkunde  

Abschnitt 6 
 

Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung 

zur Dienstleistungserbringung im Rahmen 

einer partiellen Berufsausübung 

 

§ 56e Erforderliche Unterlagen“.  

c) Folgende Angabe wird angefügt: c) Nach der Angabe zu Anlage 6 wird fol-
gende Angabe eingefügt: 

„Anlage 11 Urkunde über die Erlaubnis 
zur partiellen Berufsausübung“. 

„Anlage 6a Urkunde über die Erlaubnis 
zum Führen der Berufsbe-
zeichnung „Hebamme/Ent-
bindungspfleger“. 

 d) Die folgenden Angaben werden angefügt: 

 „Anlage 11 Urkunde über die Erlaubnis 
zur partiellen Berufsaus-
übung 

 Anlage 12 Fächerkatalog gemäß An-
hang V Nummer 5.5.1 der 
Richtlinie 2005/36/EG über 
den theoretischen und fachli-
chen Unterricht“. 

 1a. Dem § 3 Absatz 1 wird folgender Satz ange-
fügt: 

 „Es umfasst die Inhalte der in der Anlage 12 
genannten Fächer.“ 

2. Nach § 43 wird folgender § 43a eingefügt: 2. Nach § 43 wird folgender § 43a eingefügt: 

„§ 43a „§ 43a 

Erforderliche Unterlagen Erforderliche Unterlagen 

(1) Personen, die die Erlaubnis zum Führen 
der Berufsbezeichnung nach § 5 des Hebammen-
gesetzes aufgrund einer außerhalb des Geltungs-
bereichs des Hebammengesetzes erworbenen 

(1) Personen, die die Erlaubnis zum Führen 
der Berufsbezeichnung nach § 5 des Hebammen-
gesetzes aufgrund einer außerhalb des Geltungs-
bereichs des Hebammengesetzes erworbenen 
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Berufsqualifikation beantragen, haben dem An-
trag folgende Unterlagen beizufügen: 

Berufsqualifikation beantragen, haben dem An-
trag folgende Unterlagen beizufügen: 

1. eine tabellarische Aufstellung der absolvier-
ten Ausbildungsgänge und der ausgeübten 
Erwerbstätigkeit in deutscher Sprache, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. einen Identitätsnachweis, 2. u n v e r ä n d e r t  

3. eine Bescheinigung über die erworbene 
Berufsqualifikation und die Ausbildungs-
nachweise, die den Erwerb dieser Berufsqua-
lifikation belegen, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. sofern vorhanden, eine Bescheinigung über 
die erworbene Berufserfahrung oder Nach-
weise über Kenntnisse und Fähigkeiten, die 
durch lebenslanges Lernen erworben worden 
sind, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. eine Erklärung, dass bisher noch kein Antrag 
auf Feststellung der Gleichwertigkeit gestellt 
wurde, und 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. einen Nachweis über die Kenntnisse der 
deutschen Sprache der antragstellenden Per-
son. 

6. sofern vorhanden, einen Nachweis über die 
Kenntnisse der deutschen Sprache der an-
tragstellenden Person. 

Für den Fall, dass die außerhalb des Geltungsbe-
reichs des Hebammengesetzes erworbene Berufs-
qualifikation der automatischen Anerkennung un-
terliegt, sind die in den §§ 46 bis 50 des Hebam-
mengesetzes genannten Nachweise und Beschei-
nigungen oder solche Nachweise vorzulegen, die 
geeignet sind, die jeweils genannten Vorausset-
zungen nach den §§ 46 bis 50 des Hebammenge-
setzes zu belegen. 

Für den Fall, dass die außerhalb des Geltungsbe-
reichs des Hebammengesetzes erworbene Berufs-
qualifikation der automatischen Anerkennung un-
terliegt, sind die in den §§ 46 bis 50 des Hebam-
mengesetzes genannten Nachweise und Beschei-
nigungen oder solche Nachweise vorzulegen, die 
geeignet sind, die jeweils genannten Vorausset-
zungen nach den §§ 46 bis 50 des Hebammenge-
setzes zu belegen. 

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 bis 4 und Satz 2 sind der zuständigen 
Behörde in Form von Abschriften vorzulegen 
oder elektronisch zu übermitteln. Von den Unter-
lagen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 und 
Satz 2 sind Übersetzungen in deutscher Sprache 
vorzulegen. Darüber hinaus kann die zuständige 
Behörde von allen nachgereichten Unterlagen 
Übersetzungen in deutscher Sprache verlangen. 
Die Übersetzungen sind von einer öffentlich be-
stellten oder beeidigten Dolmetscherin oder Über-
setzerin oder einem öffentlich bestellten oder be-
eidigten Dolmetscher oder Übersetzer erstellen zu 
lassen. 

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 bis 4 und Satz 2 sind der zuständigen 
Behörde in Form von Abschriften vorzulegen 
oder elektronisch zu übermitteln. Von den Unter-
lagen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 und 
Satz 2 sind Übersetzungen in deutscher Sprache 
vorzulegen. Darüber hinaus kann die zuständige 
Behörde von allen nachgereichten Unterlagen 
Übersetzungen in deutscher Sprache verlangen. 
Die Übersetzungen sind von einer öffentlich be-
stellten oder beeidigten Übersetzerin oder einem 
öffentlich bestellten oder beeidigten Übersetzer 
erstellen zu lassen. 

(3) Die zuständige Behörde kann abwei-
chend von Absatz 2 eine andere Form für die vor-
zulegenden Dokumente zulassen. Sie kann auf die 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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Übersetzung der Unterlagen in deutscher Sprache 
verzichten sowie eine Übersetzung der Unterla-
gen in englischer Sprache zulassen. 

(4) Die zuständige Behörde kann die an-
tragstellende Person auffordern, innerhalb einer 
angemessenen Frist Informationen zum Inhalt und 
zur Dauer der im Ausland absolvierten Berufsbil-
dung sowie zu sonstigen Berufsqualifikationen 
vorzulegen, soweit dies zur Bewertung der Vo-
raussetzungen für die automatische Anerkennung 
einer Berufsqualifikation nach Teil 4 Abschnitt 2 
des Hebammengesetzes oder zur Bewertung der 
Voraussetzungen nach Teil 4 Abschnitt 3 des 
Hebammengesetzes erforderlich ist. Soweit die 
Ausbildung in einem Mitgliedstaat, in einem Ver-
tragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat ab-
solviert wurde, kann sich die zuständige Behörde 
an die zuständige Stelle des Ausbildungsstaats 
wenden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Bestehen begründete Zweifel an der 
Echtheit oder der inhaltlichen Richtigkeit der vor-
gelegten Unterlagen, kann die zuständige Behörde 
die antragstellende Person auffordern, innerhalb 
einer angemessenen Frist Originale, beglaubigte 
Abschriften oder weitere geeignete Unterlagen 
vorzulegen. Bei Unterlagen, die in einem Mit-
gliedstaat, einem Vertragsstaat oder einem gleich-
gestellten Staat ausgestellt oder anerkannt wur-
den, kann sich die zuständige Behörde im Fall be-
gründeter Zweifel an der Echtheit der Unterlagen 
sowohl an die zuständige Stelle des Ausbildungs- 
oder Anerkennungsstaats wenden als auch die an-
tragstellende Person auffordern, beglaubigte Ab-
schriften vorzulegen. Eine solche Aufforderung 
hemmt nicht den Fristlauf nach § 43 Absatz 2 bis 
4. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Die antragstellende Person hat durch 
geeignete Unterlagen darzulegen, im Inland eine 
Erwerbstätigkeit ausüben zu wollen. Geeignete 
Unterlagen sind insbesondere 

(6) u n v e r ä n d e r t  

1. der Nachweis einer Kontaktaufnahme mit 
potenziellen Arbeitgebern, 

 

2. ein Geschäftskonzept oder  

3. der Vermerk über eine Standortberatung der 
Zentralen Servicestelle Berufsanerkennung. 

 

Die zuständige Behörde darf nicht zwingend ei-
nen Vermerk über eine Standortberatung nach 
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Satz 1 Nummer 3 fordern, wenn durch andere Un-
terlagen die Erwerbsabsicht dargelegt wurde. Für 
antragstellende Personen mit Wohnsitz in einem 
Mitgliedstaat, in einem Vertragsstaat oder in ei-
nem gleichgestellten Staat sowie für Staatsange-
hörige dieser Staaten ist diese Darlegung entbehr-
lich, sofern keine besonderen Gründe gegen eine 
entsprechende Absicht sprechen.“ 

3. Nach § 56 werden die folgenden Abschnitte 5 und 
6 eingefügt: 

3. Nach § 56 werden die folgenden Abschnitte 5 und 
6 eingefügt: 

„Abschnitt 5 „Abschnitt 5 

Verfahren zur Erteilung der Erlaubnis zur partiel-
len Berufsausübung nach § 59a des Hebammen-

gesetzes 

Verfahren zur Erteilung der Erlaubnis zur partiel-
len Berufsausübung nach § 59a des Hebammen-

gesetzes 

§ 56a § 56a 

Frist der Behörde für die Bestätigung des An-
tragseingangs 

u n v e r ä n d e r t  

Beantragt eine Person eine Erlaubnis zur par-
tiellen Berufsausübung nach § 59a des Hebam-
mengesetzes, so bestätigt die zuständige Behörde 
ihr innerhalb eines Monats nach Eingang des An-
trags den Antragseingang und teilt ihr gegebenen-
falls mit, welche Unterlagen fehlen, um die erfor-
derlichen Voraussetzungen nachzuweisen. 

 

§ 56b § 56b 

Erforderliche Unterlagen Erforderliche Unterlagen 

(1) Personen, die die Erlaubnis zur partiel-
len Berufsausübung nach § 59a des Hebammen-
gesetzes aufgrund einer außerhalb des Geltungs-
bereichs des Hebammengesetzes erworbenen 
Berufsqualifikation beantragen, haben dem An-
trag folgende Unterlagen beizufügen: 

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. eine tabellarische Aufstellung der absolvier-
ten Ausbildungsgänge und der ausgeübten 
Erwerbstätigkeiten in deutscher Sprache, 

 

2. einen Identitätsnachweis,  

3. eine Bescheinigung über eine Berufsqualifi-
kation, aus der sich ergibt, dass die Berufs-
qualifikation erforderlich ist für die Aus-
übung einer beruflichen Tätigkeit in einem 
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anderen Mitgliedstaat, in einem anderen 
Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten 
Staat, die den Tätigkeiten einer Hebamme 
nur partiell entsprechen, sowie die Ausbil-
dungsnachweise, die den Erwerb dieser 
Berufsqualifikation belegen, 

4. sofern vorhanden, eine Bescheinigung über 
die erworbene Berufserfahrung oder Nach-
weise über Kenntnisse und Fähigkeiten, die 
durch lebenslanges Lernen erworben worden 
sind, 

 

5. eine Erklärung, dass bisher noch kein Antrag 
auf Feststellung der Gleichwertigkeit gestellt 
wurde, und 

 

6. einen Nachweis über die Kenntnisse der 
deutschen Sprache der antragstellenden Per-
son. 

 

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Num-
mer 2 bis 4 sind der zuständigen Behörde in Form 
von Abschriften vorzulegen oder elektronisch zu 
übermitteln. Von den Unterlagen nach Absatz 1 
Nummer 3 und 4 sind Übersetzungen in deutscher 
Sprache vorzulegen. Darüber hinaus kann die zu-
ständige Behörde von allen nachgereichten Unter-
lagen Übersetzungen in deutscher Sprache verlan-
gen. Die Übersetzungen sind von einer öffentlich 
bestellten oder beeidigten Dolmetscherin oder 
Übersetzerin oder einem öffentlich bestellten oder 
beeidigten Dolmetscher oder Übersetzer erstellen 
zu lassen. 

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Num-
mer 2 bis 4 sind der zuständigen Behörde in Form 
von Abschriften vorzulegen oder elektronisch zu 
übermitteln. Von den Unterlagen nach Absatz 1 
Nummer 3 und 4 sind Übersetzungen in deutscher 
Sprache vorzulegen. Darüber hinaus kann die zu-
ständige Behörde von allen nachgereichten Unter-
lagen Übersetzungen in deutscher Sprache verlan-
gen. Die Übersetzungen sind von einer öffentlich 
bestellten oder beeidigten Übersetzerin oder ei-
nem öffentlich bestellten oder beeidigten Überset-
zer erstellen zu lassen. 

(3) Die zuständige Behörde kann abwei-
chend von Absatz 2 eine andere Form für die vor-
zulegenden Dokumente zulassen. Sie kann auf die 
Übersetzung der Unterlagen in deutscher Sprache 
verzichten sowie eine Übersetzung der Unterla-
gen in englischer Sprache zulassen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die zuständige Behörde kann die an-
tragstellende Person auffordern, innerhalb einer 
angemessenen Frist Informationen zum Inhalt und 
zur Dauer der im Ausland absolvierten Berufsbil-
dung sowie zu sonstigen Berufsqualifikationen 
vorzulegen, soweit dies zur Bewertung der Vo-
raussetzungen nach § 59a des Hebammengesetzes 
erforderlich ist. Soweit die Ausbildung in einem 
Mitgliedstaat, in einem Vertragsstaat oder in ei-
nem gleichgestellten Staat absolviert wurde, kann 
sich die zuständige Behörde an die zuständige 
Stelle des Ausbildungsstaats wenden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(5) Bestehen begründete Zweifel an der 
Echtheit oder der inhaltlichen Richtigkeit der vor-
gelegten Unterlagen, kann die zuständige Behörde 
die antragstellende Person auffordern, innerhalb 
einer angemessenen Frist Originale, beglaubigte 
Abschriften oder weitere geeignete Unterlagen 
vorzulegen. Bei Unterlagen, die in einem Mit-
gliedstaat, einem Vertragsstaat oder einem gleich-
gestellten Staat ausgestellt oder anerkannt wur-
den, kann sich die zuständige Behörde im Fall be-
gründeter Zweifel an der Echtheit der Unterlagen 
sowohl an die zuständige Stelle des Ausbildungs- 
oder Anerkennungsstaats wenden als auch die an-
tragstellende Person auffordern, beglaubigte Ab-
schriften vorzulegen. Eine solche Aufforderung 
hemmt nicht den Fristlauf nach § 56c. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Die antragstellende Person hat durch 
geeignete Unterlagen darzulegen, im Inland eine 
Erwerbstätigkeit ausüben zu wollen. Geeignete 
Unterlagen sind insbesondere 

(6) u n v e r ä n d e r t  

1. der Nachweis einer Kontaktaufnahme mit 
potenziellen Arbeitgebern, 

 

2. ein Geschäftskonzept oder  

3. der Vermerk über eine Standortberatung der 
Zentralen Servicestelle Berufsanerkennung. 

 

Die zuständige Behörde darf nicht zwingend ei-
nen Vermerk über eine Standortberatung nach 
Satz 1 Nummer 3 fordern, wenn durch andere Un-
terlagen die Erwerbsabsicht dargelegt wurde. Für 
antragstellende Personen mit Wohnsitz in einem 
Mitgliedstaat, in einem Vertragsstaat oder in ei-
nem gleichgestellten Staat sowie für Staatsange-
hörige dieser Staaten ist diese Darlegung entbehr-
lich, sofern keine besonderen Gründe gegen eine 
entsprechende Absicht sprechen. 

 

(7) Die §§ 54 bis 56 gelten entsprechend. (7) u n v e r ä n d e r t  

§ 56c § 56c 

Frist der Behörde für die Entscheidung über den 
Antrag 

u n v e r ä n d e r t  

Die zuständige Behörde entscheidet kurzfris-
tig über den Antrag, spätestens jedoch drei Mo-
nate nach Vorlage der vollständigen Unterlagen 
durch die antragstellende Person. 
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§ 56d § 56d 

Erlaubnisurkunde u n v e r ä n d e r t  

Bei der Ausstellung der Erlaubnis zur parti-
ellen Berufsausübung nach § 59a des Hebammen-
gesetzes ist das Muster nach Anlage 11 zu ver-
wenden. 

 

Abschnitt 6 Abschnitt 6 

Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung zur 
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer par-

tiellen Berufsausübung 

Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung zur 
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer par-

tiellen Berufsausübung 

§ 56e § 56e 

Erforderliche Unterlagen Erforderliche Unterlagen 

(1) Personen, die eine Genehmigung nach 
§ 62a Absatz 1 des Hebammengesetzes aufgrund 
einer außerhalb des Geltungsbereichs des Hebam-
mengesetzes erworbenen Berufsqualifikation be-
antragen, haben dem Antrag folgende Unterlagen 
beizufügen: 

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. eine tabellarische Aufstellung der absolvier-
ten Ausbildungsgänge und der ausgeübten 
Erwerbstätigkeiten in deutscher Sprache, 

 

2. einen Nachweis ihrer Identität sowie ihrer 
Staatsangehörigkeit, 

 

3. eine Bescheinigung, aus der sich ergibt, dass 
zum Zeitpunkt der Vorlage der Bescheini-
gung die antragstellende Person in einem Be-
ruf, dessen Tätigkeit der Tätigkeit einer Heb-
amme nur partiell entspricht, rechtmäßig in 
einem anderen Mitgliedstaat, in einem ande-
ren Vertragsstaat oder in einem gleichge-
stellten Staat niedergelassen ist, 

 

4. eine Bescheinigung über eine Berufsqualifi-
kation, aus der sich ergibt, dass die Berufs-
qualifikation erforderlich ist für die Aus-
übung dieses Berufs in einem anderen Mit-
gliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat 
oder in einem gleichgestellten Staat sowie 
die Ausbildungsnachweise, die den Erwerb 
dieser Berufsqualifikation belegen, 
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5. sofern vorhanden, eine Bescheinigung über 
die erworbene Berufserfahrung oder Nach-
weise über Kenntnisse und Fähigkeiten, die 
durch lebenslanges Lernen erworben worden 
sind, 

 

6. eine Erklärung, dass bisher noch kein Antrag 
auf Feststellung der Gleichwertigkeit gestellt 
wurde, und 

 

7. einen Nachweis über die Kenntnisse der 
deutschen Sprache der antragstellenden Per-
son. 

 

(2) Im Fall von § 62a Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 Buchstabe b des Hebammengesetzes 
hat die antragstellende Person zusätzlich einen 
Nachweis in beliebiger Form darüber vorzulegen, 
dass dieser Beruf während der vorhergehenden 
zehn Jahre mindestens ein Jahr lang in einem oder 
mehreren Mitgliedstaaten, in einem oder mehre-
ren Vertragsstaaten oder in einem oder mehreren 
gleichgestellten Staaten rechtmäßig ausgeübt 
worden ist. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Unterlagen nach Absatz 1 Num-
mer 2 bis 5 sowie Absatz 2 sind der zuständigen 
Behörde in Form von Abschriften vorzulegen 
oder elektronisch zu übermitteln. Von den Unter-
lagen nach Absatz 1 Nummer 3 bis 5 sowie Ab-
satz 2 sind Übersetzungen in deutscher Sprache 
vorzulegen. Darüber hinaus kann die zuständige 
Behörde von allen nachgereichten Unterlagen 
Übersetzungen in deutscher Sprache verlangen. 
Die Übersetzungen sind von einer öffentlich be-
stellten oder beeidigten Dolmetscherin oder Über-
setzerin oder einem öffentlich bestellten oder be-
eidigten Dolmetscher oder Übersetzer erstellen zu 
lassen. 

(3) Die Unterlagen nach Absatz 1 Num-
mer 2 bis 5 sowie Absatz 2 sind der zuständigen 
Behörde in Form von Abschriften vorzulegen 
oder elektronisch zu übermitteln. Von den Unter-
lagen nach Absatz 1 Nummer 3 bis 5 sowie Ab-
satz 2 sind Übersetzungen in deutscher Sprache 
vorzulegen. Darüber hinaus kann die zuständige 
Behörde von allen nachgereichten Unterlagen 
Übersetzungen in deutscher Sprache verlangen. 
Die Übersetzungen sind von einer öffentlich be-
stellten oder beeidigten Übersetzerin oder einem 
öffentlich bestellten oder beeidigten Übersetzer 
erstellen zu lassen. 

(4) Die zuständige Behörde kann abwei-
chend von Absatz 3 eine andere Form für die vor-
zulegenden Dokumente zulassen. Sie kann auf die 
Übersetzung der Unterlagen in deutscher Sprache 
verzichten sowie eine Übersetzung der Unterla-
gen in englischer Sprache zulassen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die §§ 54 bis 56 sowie 56b Absatz 4 
und 5 Satz 1 und 2 gelten entsprechend.“ 

(5) u n v e r ä n d e r t  

 3a. Dem § 57 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

 „(8) Im Fall eines Antrags nach § 77 Ab-
satz 1 Satz 2 des Hebammengesetzes verwen-
det die zuständige Behörde bei der Erteilung 
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der Erlaubnis das Muster der Erlaubnisur-
kunde nach Anlage 6a, wenn die antragstel-
lende Person nicht über eine mindestens zwölf-
jährige allgemeine Schulbildung verfügt.“ 

4. In den Anlagen 4 bis 7 und 9 werden jeweils nach 
dem Wort „Unterschrift“ die Wörter „oder quali-
fizierte elektronische Signatur“ eingefügt. 

4. In den Anlagen 4 und 5 werden jeweils nach dem 
Wort „Unterschrift“ die Wörter „oder qualifizierte 
elektronische Signatur“ eingefügt. 

 4a. Anlage 6 wird wie folgt gefasst:  

 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

„Anlage 6 
(zu § 42 Absatz 3) 

Urkunde über die Erlaubnis zum Füh-
ren der Berufsbezeichnung „Heb-

amme“ 
 

 

Name, Vorname 

______________________________________________ 

 

Geburtsdatum    Geburtsort 

______________________________________________ 

 

erhält auf der Grundlage von § 5 des Gesetzes über das Stu-
dium und den Beruf von Hebammen (Hebammengesetz) 
mit Wirkung vom heutigen Tage die Erlaubnis, die Berufs-
bezeichnung 

„Hebamme“ 

zu führen. 

 

Wichtiger Hinweis: 

Aufgrund des Zugangs zum Hebammenstudium nach 
§ 10 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 
oder Doppelbuchstabe cc des Hebammengesetzes wird die 
Berufsqualifikation der Inhaberin oder des Inhabers dieser 
Erlaubnis nicht automatisch anerkannt nach Artikel 21 Ab-
satz 3 der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 7. September 2005 über die Aner-
kennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom 
30.9.2005, S. 22; L 271 vom 16.10.2007, S. 18; L 93 vom 
4.4.2008, S. 28; L 33 vom 3.2.2009, S. 49; L 305 vom 
24.10.2014, S. 115), die zuletzt durch den Delegierten Be-
schluss (EU) 2023/2383 (ABl. L 129 vom 9.10.2023, S. 1) ge-
ändert worden ist, in ihrer jeweils geltenden Fassung. 
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Important note: 

On account of having had access to midwifery studies by 
virtue of Section 10 (1) no. 1 (b) (bb) or (cc) of the Midwives 
Act, the professional qualification of the holder of this li-
cence is not automatically recognised in accordance with 
Article 21 (3) of Directive 2005/36/EC of the European Par-
liament and of the Council of 7 September 2005 on the 
recognition of professional qualifications (OJ L 255 of 
30.9.2005, p. 22; L 271, 16.10.2007, p. 18; L 93, 4.4.2008, p. 
28; L 33, 3.2.2009, p. 49; L 305, 24.10.2014, p. 115), most 
recently amended by Delegated Decision (EU) 2023/2383 
(OJ L 129, 9.10.2023, p. 1), in its current version. 
 

Remarque importante : 

En raison de l'accès aux études de sage-femme, réglé en 
vertu de l'article 10, paragraphe 1, point 1, lettre b), double 
lettre bb) ou cc), de la loi sur la profession de sage-femme 
(Hebammengesetz), la qualification professionnelle du titu-
laire de cette autorisation n'est pas automatiquement recon-
nue conformément à l'article 21, paragraphe 3, de la di-
rective 2005/36/CE du Parlement européen et du Conseil du 
7 septembre 2005 relative à la reconnaissance des qualifica-
tions professionnelles (JO L 255 du 30.9.2005, p. 22; L 271 
du 16.10.2007, p. 18; L 93 du 4.4.2008, p. 28; L 33 du 
3.2.2009, p. 49; L 305 du 24.10.2014, p. 115), modifiée en 
dernier lieu par la décision déléguée (UE) 2023/2383 (JO L 
129 du 9.10.2023, p. 1), dans sa version actualisée. 
 

Nota importante: 

In base all'accesso agli studi di ostetricia ai sensi dell'arti-
colo 10, paragrafo 1, comma 1, lettera b), punto bb) o cc) 
della legge sulle ostetriche, la qualifica professionale del ti-
tolare di questa licenza non viene riconosciuta automatica-
mente ai sensi dell'articolo 21 capoverso 3 della Direttiva 
2005/36/CE del Parlamento Europeo e del Consiglio del 7 
settembre 2005 sul riconoscimento delle qualifiche profes-
sionali (GU L 255 del 30.9.2005, pag. 22; L 271 del 
16.10.2007, pag. 18; L 93 del 4.4 2008, pag. 28; L 33, 
3.2.2009, pag. 49; L 305, 24.10.2014, pag. 115), modificata 
da ultimo con decisione delegata (UE) 2023/2383 (GU L 129 
del 9.10.2023, p. 1), nella versione vigente. 

 

Nota importante: 

Tras acceder a los estudios de matrona con arreglo al ar-
tículo 10, apartado 1, punto 1, letra b, inciso bb o cc, de la 
Ley alemana de matronas, la cualificación profesional de la 
o el titular de esta licencia no se reconoce automáticamente 
conforme al artículo 21, apartado 3, de la Directiva 
2005/36/CE del Parlamento Europeo y del Consejo, de 7 de 
septiembre de 2005, relativa al reconocimiento de cualifica-
ciones profesionales (DO L 255 de 30/09/2005, p. 22; L 271 
de 16/10/2007, p. 18; L 93 de 04/04/2008, p. 28; L 33 de 
03/02/2009, p. 49; L 305 de 24/10/2014, p. 115), modificada 
en último lugar por la Decisión Delegada (UE) 2023/2383 
(DO L 129 de 9/10/2023, p. 1), en su versión vigente. 
 
 
Ort, Datum 
_____________________________(Siegel) 
 
 
_____________________________ 
(Unterschrift oder qualifizierte elektronische Signatur)“. 
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Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

 4b. Nach Anlage 6 wird folgende Anlage 6a einge-
fügt:  

 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

„Anlage 6a 
(zu § 57 Absatz 8) 

Urkunde über die Erlaubnis zum Füh-
ren der Berufsbezeichnung „Heb-

amme/Entbindungspfleger“ 
 

 

Name, Vorname 

______________________________________________ 

 

Geburtsdatum    Geburtsort 

______________________________________________ 

 

erhält auf der Grundlage von § 2 des Hebammengesetzes in 
der bis zum 31. Dezember 2019 geltenden Fassung in Ver-
bindung mit § 77 Absatz 1 des Hebammengesetzes mit Wir-
kung vom heutigen Tage die Erlaubnis, die Berufsbezeich-
nung 

„Hebamme/Entbindungspfleger“ *) 

zu führen. 

 

Wichtiger Hinweis: 

Aufgrund des Zugangs zur Ausbildung nach dem 18. Ja-
nuar 2020 mit einer nicht mindestens zwölfjährigen allge-
meinen Schulbildung wird die Berufsqualifikation der In-
haberin oder des Inhabers dieser Erlaubnis nicht automa-
tisch anerkannt nach Artikel 21 Absatz 3 der Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 
16.10.2007, S. 18; L 93 vom 4.4.2008, S. 28; L 33 vom 
3.2.2009, S. 49; L 305 vom 24.10.2014, S. 115), die zuletzt 
durch den Delegierten Beschluss (EU) 2023/2383 (ABl. L 
129 vom 9.10.2023, S. 1) geändert worden ist, in ihrer je-
weils geltenden Fassung. 

 

Please note: 

On account of having had access to training, after 18 Janu-
ary 2020, without at least twelve years of general education, 
the professional qualification of the holder of this licence is 
not automatically recognised in accordance with Article 21 
(3) of Directive 2005/36/EC of the European Parliament and 
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of the Council of 7 September 2005 on the recognition of 
professional qualifications (OJ L 255 of 30.9.2005, p. 22; L 
271, 16.10.2007, p. 18; L 93, 4.4.2008, p. 28; L 33, 3.2.2009, 
p. 49; L 305, 24.10.2014, p. 115), most recently amended by 
Delegated Decision (EU) 2023/2383 (OJ L 129, 9.10.2023, p. 
1), in its current version. 

 

Remarque importante : 

En raison de l'accès à la formation après le 18 janvier 2020 
et en l’absence d’un cycle d'enseignement général d'au 
moins douze ans, la qualification professionnelle du titulaire 
de cette autorisation n'est pas automatiquement reconnue 
conformément à l'article 21, paragraphe 3, de la directive 
2005/36/CE du Parlement européen et du Conseil du 7 sep-
tembre 2005 relative à la reconnaissance des qualifications 
professionnelles (JO L 255 du 30.9.2005, p. 22; L 271 du 
16.10.2007, p. 18; L 93 du 4.4.2008, p. 28; L 33 du 3.2.2009, 
p. 49; L 305 du 24.10.2014, p. 115), modifiée en dernier lieu 
par la décision déléguée (UE) 2023/2383 (JO L 129 du 
9.10.2023, p. 1), dans sa version actualisée. 

 

Nota importante: 

In base all'accesso accesso alla formazione dopo il 18 gen-
naio 2020 senza almeno dodici anni di istruzione scolastica 
generale, la qualifica professionale del titolare di questa li-
cenza non viene riconosciuta automaticamente ai sensi 
dell'articolo 21 capoverso 3 della Direttiva 2005/36/CE del 
Parlamento Europeo e del Consiglio del 7 settembre 2005 
sul riconoscimento delle qualifiche professionali (GU L 255 
del 30.9.2005, pag. 22; L 271 del 16.10.2007, pag. 18; L 93 
del 4.4 2008, pag. 28; L 33, 3.2.2009, pag. 49; L 305, 
24.10.2014, pag. 115), modificata da ultimo con decisione 
delegata (UE) 2023/2383 (GU L 129 del 9.10.2023, p. 1), 
nella versione vigente.  

 

Nota importante: 

Tras acceder a la formación con posterioridad al 18 de 
enero de 2020 no habiendo completado al menos doce años 
de la enseñanza general básica, la cualificación profesional 
de la o el titular de esta licencia no se reconoce automática-
mente con arreglo al artículo 21, apartado 3, de la Directiva 
2005/36/CE del Parlamento Europeo y del Consejo, de 7 de 
septiembre de 2005, relativa al reconocimiento de cualifica-
ciones profesionales (DO L 255 de 30/09/2005, p. 22; L 271 
de 16/10/2007, p. 18; L 93 de 04/04/2008, p. 28; L 33 de 
03/02/2009, p. 49; L 305 de 24/10/2014, p. 115), modificada 
en último lugar por la Decisión Delegada (UE) 2023/2383 
(DO L 129 de 9/10/2023, p. 1), en su versión vigente. 

 

 

Ort, Datum 

_____________________________(Siegel) 

 

 

_____________________________ 

(Unterschrift oder qualifizierte elektronische Signatur) 

 

*) Nichtzutreffendes streichen.“ 
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 4c. In den Anlagen 7 und 9 werden jeweils nach 
dem Wort „Unterschrift“ die Wörter „oder 
qualifizierte elektronische Signatur“ eingefügt. 

5. In den Anlagen 8 und 10 werden jeweils nach dem 
Wort „Unterschrift(en)“ die Wörter „oder qualifi-
zierte elektronische Signatur(en)“ eingefügt. 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. Folgende Anlage 11 wird angefügt: 6. u n v e r ä n d e r t  

„Anlage 11 
 

(zu § 56d)  

Urkunde über die Erlaubnis zur partiellen 
Berufsausübung 

 

Name, Vorname  
______________________________________________
_____________________________________ 

 

Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Geburtsdatum       
Geburtsort 

 

____________________________________    
____________________________________ 

 

Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

erhält aufgrund des § 59a des Hebammengesetzes mit Wirkung 
vom heutigen Tage die Erlaubnis zur partiellen Berufsausübung. 

 

Folgende vorbehaltene Tätigkeiten werden von der Erlaubnis 
zur partiellen Berufsausübung umfasst (abschließende Aufzäh-
lung): 

 

Die Ausübung des Berufs erfolgt unter der Berufsbezeichnung 
des Staates, in dem die Berufsqualifikation erworben wurde, so-
wie mit dem Hinweis auf den Namen dieses Staates und die oben 
genannte(n) vorbehaltene(n) Tätigkeit(en), wie folgt:  

 

Es wird auf die Pflicht hingewiesen, den Dienstleistungsempfän-
gern eindeutig den Umfang der beruflichen Tätigkeit anzugeben 
(Artikel 4f Absatz 5 Satz 3 der Richtlinie 2005/36/EG). 

 

Ort, Datum  
_________________________________________        (Siegel)   
_________________________________________  
(Unterschrift oder qualifizierte elektronische Signatur)“.  
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 7. Folgende Anlage 12 wird angefügt:  

 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

„Anlage 12 
(zu § 3 Absatz 1) 

 

Fächerkatalog gemäß Anhang V Num-
mer 5.5.1 der Richtlinie 2005/36/EG 

über den theoretischen und fachlichen 
Unterricht 

I. Grundfächer 

- Grundbegriffe der Anatomie und Physiologie 

- Grundbegriffe der Pathologie 

- Grundbegriffe der Bakteriologie, Virologie und Para-
sitologie 

- Grundbegriffe der Biophysik, Biochemie und Radiolo-
gie 

- Kinderheilkunde, insbesondere in Bezug auf Neugebo-
rene 

- Hygiene, Gesundheitserziehung, Gesundheitsvor-
sorge, Früherkennung von Krankheiten 

- Ernährung und Diätetik unter besonderer Berück-
sichtigung der Ernährung der Frau, des Neugebore-
nen und des Säuglings 

- Grundbegriffe der Soziologie und sozialmedizinischer 
Fragen 

- Grundbegriffe der Arzneimittellehre 

- Psychologie 

- Pädagogik 

- Gesundheits- und Sozialrecht und Aufbau des Ge-
sundheitswesens 

- Berufsethik und Berufsrecht 

- Sexualerziehung und Familienplanung 

- Gesetzlicher Schutz von Mutter und Kind 

 

II. Spezifische Fächer für Hebammen 

- Anatomie und Physiologie 

- Embryologie und Entwicklung des Fötus 

- Schwangerschaft, Geburt und Wochenbett 

- Pathologie in der Frauenheilkunde und Geburtshilfe 

- Schwangerenberatung, Vorbereitung auf die Eltern-
schaft, einschließlich psychologischer Aspekte 
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- Vorbereitung der Entbindung, einschließlich Kennt-
nisse von Geburtshilfeinstrumenten und ihrer Ver-
wendung 

- Analgesie, Anästhesie und Wiederbelebung 

- Physiologie und Pathologie des Neugeborenen 

- Betreuung und Pflege des Neugeborenen 

- Psychologische und soziale Faktoren“. 

 

Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Artikel 7 Artikel 7 

Änderung des MT-Berufe-Gesetzes u n v e r ä n d e r t  

Das MT-Berufe-Gesetz vom 24. Februar 2021 
(BGBl. I S. 274) wird wie folgt geändert: 

 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu 
§ 59 folgende Angabe eingefügt: 

 

„§ 59a Dienstleistungserbringung im Rahmen 
einer partiellen Berufsausübung“. 

 

2. Nach § 59 wird folgender § 59a eingefügt:  

„§ 59a 

 

Dienstleistungserbringung im Rahmen einer par-
tiellen Berufsausübung 

 

(1) Für die Erbringung von vorübergehen-
den und gelegentlichen Dienstleistungen im Sinne 
des Artikels 57 des Vertrages über die Arbeits-
weise der Europäischen Union im Rahmen einer 
partiellen Berufsausübung bedarf es einer Geneh-
migung durch die zuständige Behörde. Die Ge-
nehmigung wird auf Antrag erteilt, wenn: 

 

1. die antragstellende Person eine Staatsange-
hörige oder ein Staatsangehöriger eines Mit-
gliedstaates, eines Vertragsstaates oder eines 
gleichgestellten Staates ist, 

 

2. die antragstellende Person in einem anderen 
Mitgliedstaat, in einem anderen Vertrags-
staat oder einem gleichgestellten Staat zur 
Ausübung des Berufs, dessen Tätigkeit der 
Tätigkeit in einem der in diesem Gesetz ge-
regelten Berufe nur partiell entspricht, recht-
mäßig niedergelassen ist und  
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a) dieser Beruf in diesem Mitgliedstaat, in 
diesem Vertragsstaat oder in diesem 
gleichgestellten Staat reglementiert ist 
oder 

 

b) dieser Beruf in diesem Mitgliedstaat, in 
diesem Vertragsstaat oder in diesem 
gleichgestellten Staat nicht reglemen-
tiert ist und die antragstellende Person 
diesen Beruf während der vorhergehen-
den zehn Jahre mindestens ein Jahr lang 
in einem oder in mehreren Mitglied-
staaten, Vertragsstaaten oder gleichge-
stellten Staaten rechtmäßig ausgeübt 
hat, 

 

3. die Voraussetzungen nach § 53 Absatz 1 
Nummer 1 bis 4 vorliegen. 

 

(2) Personen mit einer Genehmigung zur 
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer par-
tiellen Berufsausübung haben beim Erbringen der 
Dienstleistung in Deutschland im Umfang dieser 
Genehmigung die gleichen Rechte und Pflichten 
wie eine Person mit einer Erlaubnis zum Führen 
der Berufsbezeichnung nach § 1 Absatz 1 Num-
mer 1, 2, 3 oder 4. Sie dürfen insbesondere eine 
oder mehrere vorbehaltene Tätigkeiten nach § 5 
ausüben, soweit sie in den Umfang der Genehmi-
gung zur Dienstleistungserbringung im Rahmen 
einer partiellen Berufsausübung fallen. 

 

(3) Die §§ 2 bis 4, 53 Absatz 2, 3 und 4, 
§ 54 Absatz 2, die §§ 55, 59 Absatz 3 und 4, § 63 
Absatz 1 bis 3, die §§ 64 bis 67 und 68 Absatz 1 
und 2 gelten entsprechend.“ 

 

3. § 63 wird wie folgt geändert:  

a) In Absatz 1 werden in dem Satzteil vor Num-
mer 1 nach dem Wort „Beruf“ die Wörter 
„vollständig oder partiell“ eingefügt. 

 

b) In Absatz 2 werden in dem Satzteil vor Num-
mer 1 nach den Wörtern „die sich auf die“ 
die Wörter „vollständige oder partielle“ ein-
gefügt. 

 

c) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 57“ 
durch die Angabe „§ 55“ und das Wort 
„oder“ durch ein Komma ersetzt. 

 



 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 117 – Drucksache 20/8901 
 
 

Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

bb) Nach Nummer 3 wird folgende Num-
mer 3a eingefügt: 

 

„3a. die Entscheidungen nach Teil 5 
oder“. 

 

4. In § 68 Absatz 1 werden nach dem Wort „Berufe“ 
die Wörter „vollständig oder partiell“ eingefügt. 

 

5. § 69 Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

a) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch 
ein Komma ersetzt. 

 

b) Folgende Nummer 6 wird angefügt:  

„6. für Berufsangehörige, die einen An-
trag nach § 53 oder nach § 59a stellen, 

 

a) das Verfahren und das Nähere zu 
den jeweiligen Voraussetzungen 
partiellen Berufsausübung, insbe-
sondere 

 

aa) die Fristen für die Erteilung 
der Erlaubnis zur partiellen 
Berufsausübung nach § 53, 

 

bb) das Verfahren bei der Prü-
fung der Voraussetzungen 
des § 53, insbesondere die 
von der antragstellenden 
Person vorzulegenden 
Nachweise und die Ermitt-
lung durch die zuständige 
Behörde entsprechend Arti-
kel 50 Absatz 1 bis 3a in 
Verbindung mit Anhang VII 
der Richtlinie 2005/36/EG, 

 

cc) die Urkunde für die Erlaub-
nis zur partiellen Berufsaus-
übung nach § 53 und 

 

b) das Verfahren und das Nähere zu 
den Voraussetzungen der Dienst-
leistungserbringung im Rahmen 
einer partiellen Berufsausübung.“ 
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Artikel 8 Artikel 8 

Änderung der MT-Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung 

Änderung der MT-Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung 

Die MT-Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
vom 24. September 2021 (BGBl. I S. 4467) wird wie 
folgt geändert: 

Die MT-Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
vom 24. September 2021 (BGBl. I S. 4467) wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 1. u n v e r ä n d e r t  

a) In der Inhaltsübersicht werden nach der An-
gabe zu § 99 die folgenden Angaben einge-
fügt: 

 

„Abschnitt 6 
 

Verfahren zur Erteilung der Erlaubnis zur 

partiellen Berufsausübung nach § 53 des 

MT-Berufe-Gesetzes 

 

§ 99a Frist der Behörde für die Bestäti-
gung des Antragseingangs 

 

§ 99b Erforderliche Unterlagen  

§ 99c Frist der Behörde für die Entschei-
dung über den Antrag 

 

§ 99d Erlaubnisurkunde  

Abschnitt 7 
 

Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung 

zur Dienstleistungserbringung im Rahmen 

einer partiellen Berufsausübung 

 

§ 99e Erforderliche Unterlagen“.  

b) Folgende Angabe wird angefügt:  

„Anlage 14 Urkunde über die Erlaubnis 
zur partiellen Berufsausübung“. 

 

2. § 60 wird wie folgt geändert:  2. § 60 wird wie folgt geändert:  

 a01) Absatz 1 Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

 „6. sofern vorhanden, einen Nachweis 
über die Kenntnisse der deutschen 
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Sprache der antragstellenden Per-
son.“ 

 a02) In Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter 
„Dolmetscherin oder“ und die Wörter 
„Dolmetscher oder“ gestrichen. 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: a) u n v e r ä n d e r t  

„Sie kann auf die Übersetzung der Unterla-
gen in deutscher Sprache verzichten sowie 
eine Übersetzung der Unterlagen in engli-
scher Sprache zulassen.“ 

 

b) Absatz 6 Satz 1 und 2 werden durch die fol-
genden Sätze ersetzt: 

b) u n v e r ä n d e r t  

„Die antragstellende Person hat durch geeig-
nete Unterlagen darzulegen, im Inland eine 
Erwerbstätigkeit ausüben zu wollen. Geeig-
nete Unterlagen sind insbesondere 

 

1. der Nachweis einer Kontaktaufnahme 
mit potenziellen Arbeitgebern, 

 

2. ein Geschäftskonzept oder  

3. der Vermerk über eine Standortbera-
tung der Zentralen Servicestelle Berufs-
anerkennung. 

 

Die zuständige Behörde darf nicht zwingend 
einen Vermerk über eine Standortberatung 
nach Satz 1 Nummer 3 fordern, wenn durch 
andere Unterlagen die Erwerbsabsicht darge-
legt wurde.“ 

 

3. Nach § 99 werden die folgenden Abschnitte 6 und 
7 eingefügt: 

3. Nach § 99 werden die folgenden Abschnitte 6 und 
7 eingefügt: 

„Abschnitt 6 „Abschnitt 6 

Verfahren zur Erteilung der Erlaubnis zur partiel-
len Berufsausübung nach § 53 des MT-Berufe-

Gesetzes 

Verfahren zur Erteilung der Erlaubnis zur partiel-
len Berufsausübung nach § 53 des MT-Berufe-

Gesetzes 

§ 99a § 99a 

Frist der Behörde für die Bestätigung des An-
tragseingangs 

u n v e r ä n d e r t  

Beantragt eine Person eine Erlaubnis zur par-
tiellen Berufsausübung nach § 53 des MT-Berufe-
Gesetzes, so bestätigt die zuständige Behörde ihr 
innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags 
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den Antragseingang und teilt ihr gegebenenfalls 
mit, welche Unterlagen fehlen, um die erforderli-
chen Voraussetzungen nachzuweisen. 

§ 99b § 99b 

Erforderliche Unterlagen Erforderliche Unterlagen 

(1) Personen, die die Erlaubnis zur partiel-
len Berufsausübung nach § 53 des MT-Berufe-
Gesetzes aufgrund einer außerhalb des Geltungs-
bereichs des MT-Berufe-Gesetzes erworbenen 
Berufsqualifikation beantragen, haben dem An-
trag folgende Unterlagen beizufügen: 

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. eine tabellarische Aufstellung der absolvier-
ten Ausbildungsgänge und der ausgeübten 
Erwerbstätigkeiten in deutscher Sprache, 

 

2. einen Identitätsnachweis,  

3. eine Bescheinigung über eine Berufsqualifi-
kation, aus der sich ergibt, dass die Berufs-
qualifikation erforderlich ist für die Aus-
übung einer beruflichen Tätigkeit in einem 
anderen Mitgliedstaat, in einem anderen 
Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten 
Staat, die im Bereich einer der Berufe nach 
dem MT-Berufe-Gesetz liegt, sowie die Aus-
bildungsnachweise, die den Erwerb dieser 
Berufsqualifikation belegen, 

 

4. sofern vorhanden, eine Bescheinigung über 
die erworbene Berufserfahrung oder Nach-
weise über Kenntnisse und Fähigkeiten, die 
durch lebenslanges Lernen erworben worden 
sind, 

 

5. eine Erklärung, dass bisher noch kein Antrag 
auf Feststellung der Gleichwertigkeit gestellt 
wurde, und 

 

6. einen Nachweis über die Kenntnisse der 
deutschen Sprache der antragstellenden Per-
son. 

 

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Num-
mer 2 bis 4 sind der zuständigen Behörde in Form 
von Abschriften vorzulegen oder elektronisch zu 
übermitteln. Von den Unterlagen nach Absatz 1 
Nummer 3 und 4 sind Übersetzungen in deutscher 
Sprache vorzulegen. Darüber hinaus kann die zu-
ständige Behörde von allen nachgereichten Unter-
lagen Übersetzungen in deutscher Sprache verlan-
gen. Die Übersetzungen sind von einer öffentlich 

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Num-
mer 2 bis 4 sind der zuständigen Behörde in Form 
von Abschriften vorzulegen oder elektronisch zu 
übermitteln. Von den Unterlagen nach Absatz 1 
Nummer 3 und 4 sind Übersetzungen in deutscher 
Sprache vorzulegen. Darüber hinaus kann die zu-
ständige Behörde von allen nachgereichten Unter-
lagen Übersetzungen in deutscher Sprache verlan-
gen. Die Übersetzungen sind von einer öffentlich 
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bestellten oder beeidigten Dolmetscherin oder 
Übersetzerin oder einem öffentlich bestellten oder 
beeidigten Dolmetscher oder Übersetzer erstellen 
zu lassen. 

bestellten oder beeidigten Übersetzerin oder ei-
nem öffentlich bestellten oder beeidigten Überset-
zer erstellen zu lassen. 

(3) Die zuständige Behörde kann abwei-
chend von Absatz 2 eine andere Form für die vor-
zulegenden Dokumente zulassen. Sie kann auf die 
Übersetzung der Unterlagen in deutscher Sprache 
verzichten sowie eine Übersetzung der Unterla-
gen in englischer Sprache zulassen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die zuständige Behörde kann die an-
tragstellende Person auffordern, innerhalb einer 
angemessenen Frist Informationen zum Inhalt und 
zur Dauer der im Ausland absolvierten Berufsbil-
dung sowie zu sonstigen Berufsqualifikationen 
vorzulegen, soweit dies zur Bewertung der Vo-
raussetzungen nach § 53 Absatz 1 des MT-Be-
rufe-Gesetzes erforderlich ist. Die zuständige Be-
hörde kann sich an die zuständige Stelle des Aus-
bildungsstaats wenden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Bestehen begründete Zweifel an der 
Echtheit oder der inhaltlichen Richtigkeit der vor-
gelegten Unterlagen, kann die zuständige Behörde 
die antragstellende Person auffordern, innerhalb 
einer angemessenen Frist Originale, beglaubigte 
Abschriften oder weitere geeignete Unterlagen 
vorzulegen. Bei Unterlagen, die in einem Mit-
gliedstaat, einem Vertragsstaat oder einem gleich-
gestellten Staat ausgestellt oder anerkannt wur-
den, kann sich die zuständige Behörde im Fall be-
gründeter Zweifel an der Echtheit der Unterlagen 
sowohl an die zuständige Stelle des Ausbildungs- 
oder Anerkennungsstaats wenden als auch die an-
tragstellende Person auffordern, beglaubigte Ab-
schriften vorzulegen. Eine solche Aufforderung 
hemmt nicht den Fristlauf nach § 99c. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Die antragstellende Person hat durch 
geeignete Unterlagen darzulegen, im Inland eine 
Erwerbstätigkeit ausüben zu wollen. Geeignete 
Unterlagen sind insbesondere 

(6) u n v e r ä n d e r t  

1. der Nachweis einer Kontaktaufnahme mit 
potenziellen Arbeitgebern, 

 

2. ein Geschäftskonzept oder  

3. der Vermerk über eine Standortberatung der 
Zentralen Servicestelle Berufsanerkennung. 

 

Die zuständige Behörde darf nicht zwingend ei-
nen Vermerk über eine Standortberatung nach 

 



 

Drucksache 20/8901 – 122 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode 
 
 

Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Satz 1 Nummer 3 fordern, wenn durch andere Un-
terlagen die Erwerbsabsicht dargelegt wurde. Für 
antragstellende Personen mit Wohnsitz in einem 
Mitgliedstaat, in einem Vertragsstaat oder in ei-
nem gleichgestellten Staat sowie für Staatsange-
hörige dieser Staaten ist diese Darlegung entbehr-
lich, sofern keine besonderen Gründe gegen eine 
entsprechende Absicht sprechen. 

(7) Die §§ 96 bis 98 gelten entsprechend. (7) u n v e r ä n d e r t  

§ 99c § 99c 

Frist der Behörde für die Entscheidung über den 
Antrag 

u n v e r ä n d e r t  

Die zuständige Behörde entscheidet kurzfris-
tig über den Antrag, spätestens jedoch drei Mo-
nate nach Vorlage der vollständigen Unterlagen 
durch die antragstellende Person. 

 

§ 99d § 99d 

Erlaubnisurkunde u n v e r ä n d e r t  

Bei der Ausstellung der Erlaubnis zur parti-
ellen Berufsausübung nach § 53 des MT-Berufe-
Gesetzes ist das Muster nach Anlage 14 zu ver-
wenden. 

 

Abschnitt 7 Abschnitt 7 

Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung zur 
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer par-

tiellen Berufsausübung 

Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung zur 
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer par-

tiellen Berufsausübung 

§ 99e § 99e 

Erforderliche Unterlagen Erforderliche Unterlagen 

(1) Personen, die eine Genehmigung nach 
§ 59a des MT-Berufe-Gesetzes aufgrund einer au-
ßerhalb des Geltungsbereichs des MT-Berufe-Ge-
setzes erworbenen Berufsqualifikation beantra-
gen, haben dem Antrag folgende Unterlagen bei-
zufügen: 

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. eine tabellarische Aufstellung der absolvier-
ten Ausbildungsgänge und der ausgeübten 
Erwerbstätigkeiten in deutscher Sprache, 
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2. einen Nachweis ihrer Identität sowie Staats-
angehörigkeit, 

 

3. eine Bescheinigung, aus der sich ergibt, dass 
zum Zeitpunkt der Vorlage der Bescheini-
gung die antragstellende Person in einem Be-
ruf, dessen Tätigkeit der Tätigkeit einem der 
Berufe nach dem MT-Berufe-Gesetz nur par-
tiell entspricht, rechtmäßig in einem anderen 
Mitgliedstaat, in einem anderen Vertrags-
staat oder in einem gleichgestellten Staat nie-
dergelassen ist, 

 

4. eine Bescheinigung über eine Berufsqualifi-
kation, aus der sich ergibt, dass die Berufs-
qualifikation erforderlich ist für die Aus-
übung dieses Berufs in einem anderen Mit-
gliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat 
oder in einem gleichgestellten Staat, sowie 
die Ausbildungsnachweise, die den Erwerb 
dieser Berufsqualifikation belegen, 

 

5. sofern vorhanden, eine Bescheinigung über 
die erworbene Berufserfahrung oder Nach-
weise über Kenntnisse und Fähigkeiten, die 
durch lebenslanges Lernen erworben worden 
sind, 

 

6. eine Erklärung, dass bisher noch kein Antrag 
auf Feststellung der Gleichwertigkeit gestellt 
wurde, und 

 

7. einen Nachweis über die Kenntnisse der 
deutschen Sprache der antragstellenden Per-
son. 

 

(2) Im Fall von § 59a Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 Buchstabe b des MT-Berufe-Gesetzes 
hat die antragstellende Person zusätzlich einen 
Nachweis in beliebiger Form darüber vorzulegen, 
dass dieser Beruf während der vorhergehenden 
zehn Jahre mindestens ein Jahr lang in einem oder 
mehreren Mitgliedstaaten, Vertragsstaaten oder 
gleichgestellten Staaten rechtmäßig ausgeübt 
worden ist. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Unterlagen nach Absatz 1 Num-
mer 2 bis 5 sowie Absatz 2 sind der zuständigen 
Behörde in Form von Abschriften vorzulegen 
oder elektronisch zu übermitteln. Von den Unter-
lagen nach Absatz 1 Nummer 3 bis 5 sowie Ab-
satz 2 sind Übersetzungen in deutscher Sprache 
vorzulegen. Darüber hinaus kann die zuständige 
Behörde von allen nachgereichten Unterlagen 
Übersetzungen in deutscher Sprache verlangen. 

(3) Die Unterlagen nach Absatz 1 Num-
mer 2 bis 5 sowie Absatz 2 sind der zuständigen 
Behörde in Form von Abschriften vorzulegen 
oder elektronisch zu übermitteln. Von den Unter-
lagen nach Absatz 1 Nummer 3 bis 5 sowie Ab-
satz 2 sind Übersetzungen in deutscher Sprache 
vorzulegen. Darüber hinaus kann die zuständige 
Behörde von allen nachgereichten Unterlagen 
Übersetzungen in deutscher Sprache verlangen. 
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Die Übersetzungen sind von einer öffentlich be-
stellten oder beeidigten Dolmetscherin oder Über-
setzerin oder einem öffentlich bestellten oder be-
eidigten Dolmetscher oder Übersetzer erstellen zu 
lassen. 

Die Übersetzungen sind von einer öffentlich be-
stellten oder beeidigten Übersetzerin oder einem 
öffentlich bestellten oder beeidigten Übersetzer 
erstellen zu lassen. 

(4) Die zuständige Behörde kann abwei-
chend von Absatz 3 eine andere Form für die vor-
zulegenden Dokumente zulassen. Sie kann auf die 
Übersetzung der Unterlagen in deutscher Sprache 
verzichten sowie eine Übersetzung der Unterla-
gen in englischer Sprache zulassen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) § 99b Absatz 4, 5 Satz 1 und 2 und Ab-
satz 7 gilt entsprechend.“ 

(5) u n v e r ä n d e r t  

4. Folgende Anlage 14 wird angefügt: 4. u n v e r ä n d e r t  

„Anlage 14 
 

(zu § 99d)  

Urkunde über die Erlaubnis zur partiellen 
Berufsausübung 

 

Name, Vorname  
______________________________________________
_____________________________________ 
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Geburtsdatum       
Geburtsort 

 

____________________________________    
____________________________________ 
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erhält auf Grund des § 53 des Gesetzes über die Berufe in der 
medizinischen Technologie mit Wirkung vom heutigen Tage die 
Erlaubnis zur partiellen Berufsausübung. 

 

Folgende vorbehaltene Tätigkeiten werden von der Erlaubnis 
zur partiellen Berufsausübung umfasst (abschließende Aufzäh-
lung): 

 

Die Ausübung des Berufs erfolgt unter der Berufsbezeichnung 
des Staates, in dem die Berufsqualifikation erworben wurde, so-
wie mit dem Hinweis auf den Namen dieses Staates und die oben 
genannte(n) vorbehaltene(n) Tätigkeit(en), wie folgt: 

 

Es wird auf die Pflicht hingewiesen, den Dienstleistungsempfän-
gern eindeutig den Umfang der beruflichen Tätigkeit anzugeben 
(Artikel 4f Absatz 5 Satz 3 der Richtlinie 2005/36/EG). 

 

Ort, Datum  
_________________________________________        (Siegel)  
_________________________________________  
(Unterschrift oder qualifizierte elektronische Signatur)“.  

 

Artikel 8a 

 Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 

 Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch – Arbeitsför-
derung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 
1997, BGBl. I S. 594, 595), das zuletzt durch Arti-
kel 7 des Gesetzes vom 16. August 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 217) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert: 

 1. In § 345 Nummer 5b werden die Wörter „§ 45 
Absatz 1 des Fünften Buches“ durch die Wör-
ter „§ 45 Absatz 1 oder Absatz 1a des Fünften 
Buches“ ersetzt. 

 2. In § 421d Absatz 3 Satz 1 wird vor dem Punkt 
am Ende ein Semikolon und werden die Wör-
ter „für die Kalenderjahre 2024 und 2025 be-
steht der Anspruch auf Leistungsfortzahlung 
für jedes Kind längstens für jeweils 15 Tage, 
bei alleinerziehenden Arbeitslosen längstens 
für jeweils 30 Tage; Arbeitslosengeld wird ins-
gesamt für nicht mehr als jeweils 35 Tage, für 
alleinerziehende Arbeitslose für nicht mehr als 
jeweils 70 Tage fortgezahlt“ eingefügt. 
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Artikel 8b 

 Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

 Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzli-
che Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das 
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 16. August 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 217) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

 1. § 11 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 a) Nach Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt: 

 „Bei der stationären Behandlung eines 
versicherten Kindes, das das neunte Le-
bensjahr noch nicht vollendet hat, wird 
die Notwendigkeit der Mitaufnahme einer 
Begleitperson aus medizinischen Gründen 
unwiderlegbar vermutet.“ 

 b) In dem neuen Satz 4 wird die Angabe 
„Satz 2“ durch die Angabe „Satz 3“ er-
setzt. 

 2. In § 44b Absatz 3 wird nach der Angabe „§ 45“ 
die Angabe „Absatz 1“ eingefügt. 

 3. § 45 wird wie folgt geändert: 

 a) In Absatz 1 Satz 2 werden vor dem Punkt 
am Ende die Wörter „für den Anspruch 
nach Satz 1 entsprechend“ eingefügt. 

 b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a 
eingefügt: 

 „(1a) Ein Anspruch auf Kranken-
geld besteht auch für Versicherte, die 
nach § 11 Absatz 3 bei stationärer Be-
handlung ihres versicherten Kindes aus 
medizinischen Gründen als Begleitperson 
mitaufgenommen werden, sofern das 
Kind das zwölfte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat oder behindert und auf Hilfe 
angewiesen ist. Das Vorliegen der in 
Satz 1 genannten medizinischen Gründe, 
die eine Mitaufnahme notwendig machen, 
sowie die Dauer der notwendigen Mitauf-
nahme sind von der stationären Einrich-
tung gegenüber der Begleitperson des ver-
sicherten Kindes zu bescheinigen; im Fall 
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des § 11 Absatz 3 Satz 2 ist die Bescheini-
gung auf die Dauer der in Satz 1 genann-
ten Mitaufnahme zu beschränken. Der 
Anspruch nach Satz 1 besteht nur für ei-
nen Elternteil. § 10 Absatz 4 und § 44 Ab-
satz 2 gelten für den Anspruch nach 
Satz 1 entsprechend. Der Anspruch auf 
Krankengeld nach Absatz 1 bleibt unbe-
rührt. Kein Anspruch auf Krankengeld 
nach Satz 1 besteht, wenn Krankengeld 
nach Absatz 4 oder nach § 44b in An-
spruch genommen wird.“ 

 c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 aa) In den Sätzen 3 und 4 wird jeweils die 
Angabe „Absatz 1“ durch die Wörter 
„Absatz 1 oder Absatz 1a“ ersetzt. 

 bb) In Satz 5 werden die Wörter „und 
Absatz 4 Satz 3 bis 5 gilt“ durch ein 
Komma und die Wörter „Absatz 4 
Satz 3 bis 5 und § 47b gelten“ ersetzt. 

 d) Absatz 2a wird wie folgt geändert: 

 aa) In Satz 1 werden die Wörter „für das 
Jahr 2023“ durch die Wörter „je-
weils in dem Kalenderjahr 2024 und 
in dem Kalenderjahr 2025“ ersetzt, 
wird die Angabe „30“ durch die An-
gabe „15“ und wird die Angabe „60“ 
durch die Angabe „30“ ersetzt. 

 bb) In Satz 2 wird die Angabe „65“ durch 
die Angabe „35“ und wird die An-
gabe „130“ durch die Angabe „70“ 
ersetzt. 

 cc) Die Sätze 3 und 4 werden aufgeho-
ben. 

 e) Absatz 2b wird aufgehoben. 

 f) In Absatz 3 Satz 1 und 2 wird jeweils die 
Angabe „Absatz 1“ durch die Wörter 
„Absatz 1 oder Absatz 1a“ ersetzt.  

 g) In Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe „§ 47“ 
durch die Wörter „die §§ 47 und 47b“ er-
setzt. 

 h) In Absatz 5 wird die Angabe „Absatz 1“ 
durch die Wörter „Absatz 1 oder Ab-
satz 1a“ ersetzt. 
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Artikel 8c 

 Weitere Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 In § 65b Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch, das zuletzt durch Ar-
tikel 8b dieses Gesetzes geändert worden ist, wird 
das Wort „ehrenamtliche“ gestrichen. 

 

Artikel 8d 

 Weitere Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch, das zuletzt 
durch Artikel 8c dieses Gesetzes geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

 1. Nach § 106b Absatz 1b wird folgender Ab-
satz 1c eingefügt: 

 „(1c) Die Verordnung eines Arzneimit-
tels, das zum Zeitpunkt der Verordnung auf 
der nach § 129 Absatz 2b Satz 1 erstellten Liste 
geführt wird, gilt als nicht unwirtschaftlich.“ 

 2. § 129 wird wie folgt geändert: 

 a) Nach Absatz 2a wird folgender Absatz 2b 
eingefügt: 

 „(2b) Das Bundesinstitut für Arznei-
mittel und Medizinprodukte kann nach 
Anhörung des Bundesministeriums für 
Gesundheit eine Liste für Kinderarznei-
mittel erstellen, die essentielle Arzneimit-
tel für die Pädiatrie enthält, die möglich-
erweise einer angespannten Versorgungs-
situation unterliegen. Die nach Satz 1 er-
stellte Liste sowie die Änderungen dieser 
Liste sind vom Bundesinstitut für Arznei-
mittel und Medizinprodukte auf seiner In-
ternetseite zu veröffentlichen. Abwei-
chend von Absatz 1 Satz 1 bis 5 und 8, Ab-
satz 2a und dem Rahmenvertrag nach 
Absatz 2 können Apotheken bei Nichtver-
fügbarkeit eines nach Maßgabe des Rah-
menvertrags nach Absatz 2 abzugeben-
den Arzneimittels, das auf der nach Satz 1 
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erstellten Liste geführt wird, dieses gegen 
ein wirkstoffgleiches in der Apotheke her-
gestelltes Arzneimittel, auch in einer an-
deren Darreichungsform, oder gegen ein 
wirkstoffgleiches Fertigarzneimittel in ei-
ner anderen Darreichungsform ohne 
Rücksprache mit dem verordnenden Arzt 
austauschen. Absatz 2a Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend.“ 

 b) Absatz 4d Satz 1 wird wie folgt geändert: 

 aa) In Nummer 4 wird das Wort „oder“ 
durch ein Komma ersetzt. 

 bb) In Nummer 5 wird der Punkt am 
Ende durch das Wort „oder“ ersetzt. 

 cc) Folgende Nummer 6 wird angefügt: 

 „6. ein Austausch des nach Maß-
gabe des Rahmenvertrags nach 
Absatz 2 abzugebenden Arz-
neimittels nach Absatz 2b er-
folgt.“ 

 

Artikel 8e 

 Weitere Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 § 115f des Fünften Buches Sozialgesetzbuch – 
Gesetzliche Krankenversicherung, das zuletzt 
durch Artikel 8d dieses Gesetzes geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

 1. Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 a) In Satz 2 wird die Angabe „31. März 
2025“ durch die Angabe „31. März 2024“ 
ersetzt. 

 b) Folgender Satz wird angefügt: 

 „Bei der Überprüfung und Anpassung 
nach Satz 2 können auch Leistungen aus-
gewählt werden, die nicht in dem nach 
§ 115b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 verein-
barten Katalog genannt sind; für die Aus-
wahl dieser Leistungen gilt Satz 1 entspre-
chend.“ 
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 2. Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

 „Gegenstand der Rechtsverordnung nach 
Satz 1 können auch Leistungen sein, die nicht 
in dem nach § 115b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
vereinbarten Katalog genannt sind.“ 

 

Artikel 8f 

 Weitere Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 § 132a Absatz 4 des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch, das zuletzt durch Artikel 8e dieses Geset-
zes geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 1. In Satz 1 wird vor dem Wort „Landesver-
bände“ das Wort „die“ gestrichen. 

 2. Nach Satz 8 wird folgender Satz eingefügt: 

 „Eine Bezahlung von Gehältern, die ihrer 
Höhe nach über die Höhe hinausgeht, die nach 
Satz 7 oder Satz 8 in Verbindung mit § 82c Ab-
satz 2 Satz 1 des Elften Buches nicht als un-
wirtschaftlich abgelehnt werden kann, kann 
nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden, 
wenn für sie ein sachlicher Grund besteht.“ 

 3. In dem neuen Satz 10 werden nach der Angabe 
„Satz 7“ die Wörter „oder Satz 8“ eingefügt. 

 4. Nach dem neuen Satz 12 werden die folgenden 
Sätze eingefügt: 

 „Klagen gegen die Festlegung des Vertragsin-
halts sind gegen den Vertragspartner zu rich-
ten. Der von der Schiedsperson festgelegte Ver-
tragsinhalt oder die von der Schiedsperson 
festgelegten einzelnen Bestimmungen des Ver-
trages gilt oder gelten bis zur gerichtlichen Er-
setzung oder gerichtlichen Feststellung der Un-
billigkeit weiter.“ 

 5. Nach dem neuen Satz 16 wird folgender Satz 
eingefügt: 

 „Die Leistungserbringer sind verpflichtet, an 
Qualitäts- und Abrechnungsprüfungen nach 
§ 275b teilzunehmen; § 114 Absatz 2 des Elften 
Buches bleibt unberührt.“ 

 6. Der neue Satz 19 wird aufgehoben. 
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Artikel 8g 

 Weitere Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 § 132l des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, 
das zuletzt durch Artikel 8f dieses Gesetzes geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 1. Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

 a) Nach Satz 2 werden die folgenden Sätze 
eingefügt: 

 „Bei nicht tarifgebundenen oder nicht an 
kirchliche Arbeitsrechtsregelungen ge-
bundenen Leistungserbringern gilt § 82c 
Absatz 2 Satz 1 des Elften Buches entspre-
chend. Eine Bezahlung von Gehältern, die 
ihrer Höhe nach über die Höhe hinausge-
hen, die nach Satz 2 oder Satz 3 in Verbin-
dung mit § 82c Absatz 2 Satz 1 des Elften 
Buches nicht als unwirtschaftlich abge-
lehnt werden kann, kann nicht als unwirt-
schaftlich abgelehnt werden, wenn für sie 
ein sachlicher Grund besteht.“ 

 b) In dem neuen Satz 5 werden die Wörter 
„dieser Vergütungen“ durch die Wörter 
„der Vergütungen nach Satz 2 oder 
Satz 3“ eingefügt. 

 2. Absatz 6 Satz 2 wird durch die folgenden Sätze 
ersetzt: 

 „Einigen sich die Vertragspartner nicht auf 
eine Schiedsperson, so wird diese vom Bundes-
amt für Soziale Sicherung innerhalb eines Mo-
nats nach Vorliegen der für die Bestimmung 
der Schiedsperson notwendigen Informationen 
bestimmt; Widerspruch und Klage gegen die 
Bestimmung der Schiedsperson durch das 
Bundesamt für Soziale Sicherung haben keine 
aufschiebende Wirkung. Klagen gegen die 
Festlegung des Vertragsinhalts sind gegen den 
Vertragspartner zu richten. Der von der 
Schiedsperson festgelegte Vertragsinhalt oder 
die von der Schiedsperson festgelegten einzel-
nen Bestimmungen des Vertrages gilt oder gel-
ten bis zur gerichtlichen Ersetzung oder ge-
richtlichen Feststellung der Unbilligkeit wei-
ter.“ 
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Artikel 8h 

 Weitere Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 In § 137j Absatz 1 Satz 5 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch, das zuletzt durch Artikel 8g die-
ses Gesetzes geändert worden ist, wird die Angabe 
„§ 1 Absatz 1“ durch die Angabe „§ 1“ ersetzt. 

 

Artikel 8i 

 Weitere Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Dem § 170 Absatz 1 des Fünften Buches Sozi-
algesetzbuch, das zuletzt durch Artikel 8h dieses 
Gesetzes geändert worden ist, wird folgender Satz 
angefügt: 

 „Abweichend von Satz 1 sind die für das Jahr 2024 
vorzunehmenden Zuführungen nach Satz 1 und die 
Zuführungen zum Deckungskapital für Verpflich-
tungen nach § 12 Absatz 1 der Sozialversicherungs-
Rechnungsverordnung im Jahr 2024 auf die für die-
ses Haushaltsjahr notwendigen Beträge begrenzt.“ 

 

Artikel 8j 

 Weitere Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch, das zuletzt 
durch Artikel 8i dieses Gesetzes geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

 1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 
„§§ 403 bis 422“ durch die Angabe „§ 403 bis 
423“ ersetzt. 

 2. § 240 wird wie folgt geändert: 

 a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

 „Stellt ein Mitglied innerhalb von zwölf 
Monaten, nachdem die Beiträge nach 
Satz 2 auf Grund nicht vorgelegter Nach-
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weise über die beitragspflichtigen Einnah-
men unter Zugrundelegung der monatli-
chen Beitragsbemessungsgrenze festge-
setzt wurden und die Krankenkasse ihm 
diese Festsetzung bekanntgegeben hat, ei-
nen Antrag auf Neufestsetzung der Bei-
träge, sind die Beiträge für die Zeiträume 
neu festzusetzen, für die das Mitglied 
Nachweise über die tatsächlich erzielten 
beitragspflichtigen Einnahmen übermit-
telt.“ 

 b) Absatz 4a wird wie folgt geändert: 

 aa) Satz 4 wird durch die folgenden Sätze 
ersetzt: 

 „Weist das Mitglied seine tatsächli-
chen Einnahmen auf Verlangen der 
Krankenkasse nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des jeweili-
gen Kalenderjahres nach, werden die 
nach Satz 1 oder Satz 2 vorläufig 
festgesetzten Beiträge abweichend 
von Satz 3 unter Zugrundelegung 
beitragspflichtiger Einnahmen in 
Höhe der Beitragsbemessungsgrenze 
endgültig festgesetzt. Eine Festset-
zung nach Satz 4 unterbleibt für ei-
nen Zeitraum von zwölf Monaten ab 
dem Zeitpunkt, an dem das Mitglied 
gegenüber der Krankenkasse durch 
Vorlage einer Erklärung des Finanz-
amts oder auf andere Weise nachge-
wiesen hat, dass für das jeweilige Ka-
lenderjahr noch kein Einkommen-
steuerbescheid bekanntgegeben wor-
den ist. Ist eine Festsetzung nach 
Satz 4 vor Erbringung des Nachwei-
ses nach Satz 5 erfolgt, ist die Festset-
zung zurückzunehmen. Stellt ein 
Mitglied innerhalb von zwölf Mona-
ten, nachdem die Beiträge nach 
Satz 4 festgesetzt wurden und die 
Krankenkasse ihm diese Festsetzung 
bekanntgegeben hat, einen Antrag 
auf Neufestsetzung der Beiträge, sind 
die Beiträge für das jeweilige Kalen-
derjahr neu festzusetzen, für das das 
Mitglied die tatsächlichen Einnah-
men durch Vorlage eines Einkom-
mensteuerbescheides nachweist. Bis 
zur Vorlage des jeweiligen Einkom-
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mensteuerbescheides ist die Verjäh-
rung von Beitragsansprüchen ge-
hemmt.“ 

 bb) In dem neuen Satz 9 werden die Wör-
ter „Sätze 1, 3 und 4“ durch die Wör-
ter „Sätze 1 und 3 bis 8“ ersetzt. 

 cc) In dem neuen Satz 10 wird die An-
gabe „bis 5“ durch die Angabe „bis 
9“ ersetzt. 

 3. § 423 wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 423 

 Rückwirkende Herabsetzung nach § 240 Ab-
satz 4a Satz 4 festgesetzter Beiträge 

 In Fällen, in denen die Krankenkasse für 
Zeiträume ab dem 1. Januar 2018 die Beiträge 
nach § 240 Absatz 4a Satz 3 in Verbindung mit 
Satz 4 in der bis zum …  [einsetzen: Datum des 
Tages der Verkündung] geltenden Fassung 
festgesetzt hat, sind die Beiträge für das jewei-
lige Kalenderjahr neu festzusetzen, für das das 
Mitglied die tatsächlichen Einnahmen durch 
Vorlage eines Einkommensteuerbescheides bis 
zum Ablauf des … [einsetzen: Angaben des Ta-
ges und Monats des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes nach Artikel 9 Absatz 1 sowie der Jah-
reszahl des ersten auf das Inkrafttreten folgen-
den Jahres] oder, falls ein Einkommensteuer-
bescheid für ein Kalenderjahr bis zum Ablauf 
des … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes nach Artikel 9 Absatz 1] noch 
nicht erlassen wurde, innerhalb von zwölf Mo-
naten nach Bekanntgabe des jeweiligen Ein-
kommensteuerbescheides nachweist.“ 

 

Artikel 8k 

 Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 

 In § 166 Absatz 1 Nummer 2e des Sechsten Bu-
ches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Rentenversi-
cherung – in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. Februar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 3384), 
das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 
17. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 191) geändert wor-
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den ist, werden die Wörter „§ 45 Absatz 1 des Fünf-
ten Buches“ durch die Wörter „§ 45 Absatz 1 oder 
Absatz 1a des Fünften Buches“ ersetzt. 

 

Artikel 8l 

 Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch 

 Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch – Soziale Pfle-
geversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 
26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 1015), das zuletzt 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 202) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:  

 a) Die Angabe zu § 123 wird wie folgt ge-
fasst: 

 „§ 123 Gemeinsame Modellvorhaben 
für Unterstützungsmaßnahmen 
und -strukturen vor Ort und im 
Quartier“. 

 b) Die Angabe zu § 124 wird wie folgt ge-
fasst:  

 „§ 124 Wissenschaftliche Begleitung und 
Auswertung der gemeinsamen 
Modellvorhaben für Unterstüt-
zungsmaßnahmen und -struktu-
ren vor Ort und im Quartier“. 

 2. In § 59 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „des 
Fünften Buches des Fünften Buches“ durch die 
Wörter „des Fünften Buches“ ersetzt. 

 

Artikel 8m 

 Weitere Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 § 8 Absatz 7 Satz 4 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch, das zuletzt durch Artikel 8l dieses Geset-
zes geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

 „Förderfähig sind alle Maßnahmen der Pflegeein-
richtungen, die das Ziel haben, die Vereinbarkeit 
von Pflege, Familie und Beruf, insbesondere für 
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ihre in der Pflege und Betreuung tätigen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter zu verbessern; dazu gehö-
ren, jeweils einschließlich aller erforderlichen Maß-
nahmen zur betrieblichen Umsetzung, insbesondere 
der Bedarfsanalyse, Konzeptentwicklung, Perso-
nal- und Organisationsentwicklung, Schulung und 
Weiterbildung der Führungskräfte und Beschäftig-
ten sowie der Begleitung bei der Umsetzung, insbe-
sondere 

 1. individuelle und gemeinschaftliche Betreu-
ungsangebote, die auf die besonderen Arbeits-
zeiten von Pflegekräften ausgerichtet sind, so-
wie weitere Maßnahmen zur Entlastung insbe-
sondere der in der Pflege und Betreuung täti-
gen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

 2. Maßnahmen zur Rückgewinnung von Pflege- 
und Betreuungspersonal, 

 3. Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeits-
zeit- und Dienstplangestaltung einschließlich 
Maßnahmen im Zusammenhang mit lebens-
phasengerechten Arbeitszeitmodellen, Perso-
nalpools sowie weiteren betrieblichen Ausfall-
konzepten, 

 4. Maßnahmen zur Verbesserung der Kommuni-
kation mit und zwischen den Beschäftigten, 

 5. Maßnahmen zur kompetenzorientierten Per-
sonalentwicklung, Personalqualifizierung und 
Führung, 

 6. Maßnahmen zur Verbesserung der Kommuni-
kation mit Kunden, 

 7. Maßnahmen zur Schaffung einer familien-
freundlichen Unternehmenskultur.“  

 

Artikel 8n 

 Weitere Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 In § 8 Absatz 3b Satz 5 des Elften Buches Sozi-
algesetzbuch, das zuletzt durch Artikel 8m dieses 
Gesetzes geändert worden ist, wird die Angabe 
„2025“ durch die Angabe „2026“ ersetzt. 
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Artikel 8o 

 Weitere Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 In § 42a Absatz 5 Satz 3 des Elften Buches So-
zialgesetzbuch, das zuletzt durch Artikel 8n dieses 
Gesetzes geändert worden ist, werden die Wörter 
„des vorangehenden Jahres“ durch die Wörter „der 
am 31. Dezember des vorangehenden Jahres gülti-
gen Gesamtheimentgelte“ ersetzt. 

 

Artikel 8p 

 Weitere Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 § 55 des Elften Buches Sozialgesetzbuch, das 
zuletzt durch Artikel 8o dieses Gesetzes geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

 1. Absatz 3a wird wie folgt geändert:  

 a) In Satz 1 wird das Wort „von“ durch das 
Wort „bei“ ersetzt. 

 b) Folgender Satz wird angefügt:  

 „Die beitragsabführenden Stellen und die 
Pflegekassen sind berechtigt, entspre-
chende Nachweise anzufordern.“ 

 2. In Absatz 3c Satz 1 werden nach dem Wort 
„Nachweis“ die Wörter „der Elterneigenschaft 
und“ eingefügt. 

 3. In Absatz 3d Satz 2 werden nach dem Wort 
„Nachweis“ die Wörter „unbeschadet des Ab-
satzes 3a“ eingefügt. 

 

Artikel 8q 

 Weitere Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 In § 57 Absatz 2 Satz 6 des Elften Buches Sozi-
algesetzbuch, das zuletzt durch Artikel 8p dieses 
Gesetzes geändert worden ist, werden die Wörter 
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„§ 45 Absatz 1 des Fünften Buches“ durch die Wör-
ter „§ 45 Absatz 1 oder Absatz 1a des Fünften Bu-
ches“ ersetzt. 

 

Artikel 8r 

 Weitere Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 Dem § 82c Absatz 6 des Elften Buches Sozial-
gesetzbuch, das zuletzt durch Artikel 8q dieses Ge-
setzes geändert worden ist, werden die folgenden 
Sätze angefügt: 

 „Die Pflegekassen sowie die Landesverbände der 
Pflegekassen berichten auf begründete Anforde-
rung des Bundesministeriums für Gesundheit zu 
den Wirkungen der Regelungen der Absätze 1 bis 3 
sowie des § 72 Absatz 3a bis 3e. Soweit ein Landes-
verband der Pflegekassen die Geschäftsstelle im 
Sinne von Satz 2 beauftragt hat, obliegt die Bericht-
erstattung der Geschäftsstelle. Für die Berichter-
stattung nach den Sätzen 5 und 6 haben die Landes-
verbände der Pflegekassen oder die Geschäftsstelle 
auf Anforderung des Bundesministeriums für Ge-
sundheit die von den Pflegekassen und Landesver-
bänden der Pflegekassen erhobenen oder erhalte-
nen nicht personenbezogenen Daten aufzubereiten 
und auszuwerten. Für die Evaluation nach § 72 Ab-
satz 3f gelten die Sätze 5 bis 7 entsprechend. Soweit 
es erforderlich ist, können auch Informationen an-
gefordert werden, die Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnisse enthalten. Das Bundesministerium für 
Gesundheit bestimmt mit der Anforderung die Art, 
den Umfang und die Art der Aufbereitung und Aus-
wertung der angeforderten Informationen.“ 

 

Artikel 8s 

 Weitere Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 § 113c Absatz 8 des Elften Buches Sozialgesetz-
buch, das zuletzt durch Artikel 8r dieses Gesetzes 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 1. In Satz 1 werden die Wörter „alle zwei Jahre, 
erstmals bis zum 31. Dezember 2023“ durch 
die Wörter „erstmals bis zum 30. Juni 2024 
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und anschließend alle zwei Jahre, beginnend 
mit dem 31. Dezember 2025“ ersetzt. 

 2. In Satz 3 werden die Wörter „alle zwei Jahre, 
erstmals bis zum 31. Dezember 2024, aufge-
schlüsselt nach Ländern für den Stichtag 1. No-
vember des Berichtsjahres“ durch die Wörter 
„erstmals bis zum 30. Juni 2025, aufgeschlüs-
selt nach Ländern für den Stichtag 1. Mai 2025, 
und anschließend alle zwei Jahre, beginnend 
mit dem 31. Dezember 2026, aufgeschlüsselt 
nach Ländern für den Stichtag 1. November 
des Berichtsjahres“ ersetzt. 

 3. In Satz 5 wird die Angabe „30. September 
2023“ durch die Angabe „31. März 2024“ er-
setzt. 

 

Artikel 8t 

 Weitere Änderung des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch 

 § 154 des Elften Buches Sozialgesetzbuch, das 
zuletzt durch Artikel 8s dieses Gesetzes geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

 1. Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

 „(2) Die zugelassenen voll- und teilstatio-
nären Pflegeeinrichtungen haben die nach Ab-
satz 1 notwendigen Angaben an die Pflegekas-
sen jeweils bis zum 15. des Folgemonats zu 
übermitteln. Die Ergänzungshilfe kann aus-
schließlich für den Vormonat, bei erstmaliger 
Beantragung auch rückwirkend für die zu-
rückliegenden Monate Oktober 2022 bis Feb-
ruar 2023 geltend gemacht werden. Die erst-
malige Einreichung der Angaben durch die 
Pflegeeinrichtungen hat spätestens 15 Tage 
nach Vorliegen der Richtlinien des Spitzenver-
bandes Bund der Pflegekassen nach Absatz 3 
zu erfolgen. Die letztmalige Einreichung jegli-
cher Nachweise für beantragte Ergänzungshil-
fen muss bis zum 30. August 2024 erfolgen. Der 
sich auf der Basis von Nachweisen ergebende 
Erstattungsbetrag ist jeweils spätestens vier 
Wochen nach Eingang aller nötigen Angaben 
auszuzahlen. Solange sich die Höhe der monat-
lichen abschlägigen Vorauszahlung oder die 
Höhe von gewährten öffentlichen Zuschüssen 
oder anderen Unterstützungsmaßnahmen 
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nicht ändert, wird der Erstattungsbetrag auch 
für die Folgemonate gewährt. Bei Änderungen 
ist den Pflegekassen die neue abschlägige Vo-
rauszahlung oder die geänderte Höhe gewähr-
ter öffentlicher Zuschüsse oder anderer Unter-
stützungsmaßnahmen mitzuteilen. Nachzah-
lungen, die sich aus den jeweiligen Jahresab-
rechnungen der Versorger für den in Absatz 1 
Satz 1 genannten Zeitraum ergeben, können 
die Pflegeeinrichtungen zusätzlich geltend ma-
chen. Rückzahlungen, die sich aus den jeweili-
gen Jahresabrechnungen der Versorger für 
den in Absatz 1 Satz 1 genannten Zeitraum er-
geben, sind an die Pflegekassen weiterzuleiten. 
Die Jahresabrechnungen der Versorger für 
den in Absatz 1 Satz 1 genannten Zeitraum ha-
ben die Pflegeeinrichtungen den Pflegekassen 
unverzüglich nach Erhalt vorzulegen. Sofern 
die jeweiligen Jahresabrechnungen der Ver-
sorger für den in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Zeitraum den Leistungserbringern bis zum 
30. August 2024 noch nicht vorliegen, sind 
diese abweichend von Satz 4 bis zum 31. De-
zember 2025 bei den Pflegekassen nachzu-
reichen. Nachzahlungen nach Satz 8 oder 
Rückzahlungen nach Satz 9, die jeweils nach 
Satz 11 geltend gemacht werden, erfolgen zu 
Lasten oder zu Gunsten der sozialen Pflegever-
sicherung. Jahresabrechnungen, die nicht oder 
nach dem 31. Dezember 2025 bei den Pflege-
kassen eingereicht werden, führen zu einer 
Kürzung ausgezahlter Ergänzungshilfen der 
Pflegeeinrichtungen um 20 Prozent für den be-
treffenden Zeitraum.“ 

 2. In Absatz 4 Satz 2 werden nach dem Wort „Er-
gänzungshilfen“ die Wörter „und erstatteten 
Energieberatungskosten“ eingefügt. 

 3. Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

 a) In Satz 4 wird die Angabe „15. Mai 2024“ 
durch die Angabe „30. August 2024“ er-
setzt. 

 b) Folgender Satz wird angefügt: 

 „Der sich nach diesem Absatz ergebende 
Erstattungsbetrag ist jeweils spätestens 
vier Wochen nach Eingang aller nötigen 
Angaben auszuzahlen.“ 
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Artikel 8u 

 Änderung des Sozialgesetzbuches Vierzehntes 
Buch 

 In § 24 Satz 1 Nummer 2 des Sozialgesetzbu-
ches Vierzehntes Buch – Soziale Entschädigung – 
vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652), das zu-
letzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 6. Juni 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 146) geändert worden ist, wird 
das Komma durch die Wörter „oder, im Fall einer 
Schutzimpfung, gegenüber einer Person, die in der 
privaten Krankenversicherung versichert ist, in ei-
nem dem Anspruch nach einer Rechtsverordnung 
nach § 20i Absatz 3 des Fünften Buches entspre-
chenden Umfang vorgenommen wurde,“ ersetzt. 

 

Artikel 8v 

 Änderung des Infektionsschutzgesetzes 

 § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a des Infekti-
onsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 
S. 1045), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 17. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 190) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefasst: 

 „1a. gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 aufgrund 
einer Rechtsverordnung nach § 20i Absatz 3 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch vorge-
nommen wurde oder, im Fall einer Schutzimp-
fung, gegenüber einer Person, die in der priva-
ten Krankenversicherung versichert ist, in ei-
nem dem Anspruch nach einer Rechtsverord-
nung nach § 20i Absatz 3 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch entsprechenden Umfang vor-
genommen wurde,“ 

 

Artikel 8w 

 Änderung des Pflegeunterstützungs- und -
entlastungsgesetzes 

 Artikel 10 des Pflegeunterstützungs- und -ent-
lastungsgesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 155) wird wie folgt geändert: 
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 1. In Absatz 4 werden die Wörter „Die Arti-
kel 2,“ durch die Wörter „Artikel 2 Nummer 1 
bis 5a, 6 Buchstabe a und b, Nummer 7 bis 16, 
die Artikel“ ersetzt. 

 2. Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a einge-
fügt: 

 „(4a) Artikel 2 Nummer 6 Buchstabe c tritt 
am 1. Juli 2024 in Kraft.“ 

 

Artikel 8x 

 Änderung des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes 

 Das Krankenhausfinanzierungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 1991 
(BGBl. I S. 886), das zuletzt durch Artikel 8 des Ge-
setzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 1. In § 17b Absatz 4a Satz 1 Nummer 1 wird die 
Angabe „§ 1 Absatz 1“ durch die Angabe „§ 1“ 
ersetzt. 

 2. In § 26e Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „§ 1 
Absatz 1“ durch die Angabe „§ 1“ ersetzt. 

 

Artikel 8y 

 Änderung des DRK-Gesetzes 

 Dem § 2 des DRK-Gesetzes vom 5. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2346), das zuletzt durch Arti-
kel 15e des Gesetzes vom 11. Juli 2021 (BGBl. I 
S. 2754) geändert worden ist, wird folgender Ab-
satz 6 angefügt: 

 „(6) Absatz 5 gilt für eine hochschulische Pfle-
geausbildung nach Teil 3 des Pflegeberufegesetzes 
entsprechend. An die Stelle des Trägers der prakti-
schen Ausbildung tritt der Träger des praktischen 
Teils der hochschulischen Pflegeausbildung. An die 
Stelle der oder des Auszubildenden tritt die oder 
der Studierende. § 38a Absatz 2 und § 38b Absatz 3 
des Pflegeberufegesetzes gelten entsprechend.“ 
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Artikel 8z 

 Änderung des Grundstoffüberwachungsgesetzes 

 In § 19 Absatz 5 des Grundstoffüberwa-
chungsgesetzes vom 11. März 2008 (BGBl. I S. 306), 
das zuletzt durch Artikel 3e des Gesetzes vom 
28. Juni 2022 (BGBl. I S. 938) geändert worden ist, 
wird die Angabe „13. Januar 2021“ durch die An-
gabe „20. Februar 2023“ ersetzt. 

 

Artikel 8z1 

 Änderung des Gesetzes über den Beruf des 
Logopäden 

 Nach § 8 des Gesetzes über den Beruf des Lo-
gopäden vom 7. Mai 1980 (BGBl. I S. 529), das zu-
letzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 11. Juli 2021 
(BGBl. I S. 2754) geändert worden ist, wird folgen-
der § 8a eingefügt: 

 

„§ 8a 

 (1) Die Länder können bestimmen, dass die 
Ausbildung abweichend von § 4 Absatz 1 an Hoch-
schulen durchgeführt wird. Sie legen Ziele, Dauer, 
Art und allgemeine Vorgaben zur Ausgestaltung 
der Studiengänge sowie die Bedingungen für die 
Teilnahme fest. Die Vereinbarkeit der Ausbildung 
mit der Richtlinie 2005/36/EG ist zu gewährleisten. 
Abweichungen von der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für Logopäden sind nur zulässig, so-
weit sie den theoretischen und praktischen Unter-
richt nach § 1 Absatz 1 in Verbindung mit der An-
lage 1 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
Logopäden betreffen. Der Studiengang kann mo-
dularisiert und kompetenzorientiert ausgestaltet 
werden. Die Gesamtstundenzahl beträgt mindes-
tens 3 840 Stunden, wovon mindestens 1 900 Stun-
den auf die praktische Ausbildung entfallen. 

 (2) In den Fällen des Absatzes 1 kann die zu-
ständige Behörde eine der Ausbildung entspre-
chende modularisierte und kompetenzorientierte 
Gestaltung der staatlichen Prüfung zulassen. Dabei 
kann die Hochschule Teile der staatlichen Prüfung 
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mit Zustimmung der zuständigen Behörde durch 
Modulprüfungen ganz oder teilweise ersetzen, so-
fern sie den inhaltlichen Anforderungen an den je-
weiligen Teil der Prüfung nach den §§ 5 bis 7 der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Logopäden 
entsprechen. 

 (3) Im Übrigen gilt die Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für Logopäden unverändert mit der 
Maßgabe, dass an die Stelle der Schule die Hoch-
schule tritt. Das Erreichen des Ausbildungsziels 
darf nicht gefährdet werden.“ 

 

Artikel 8z2 

 Änderung des Ergotherapeutengesetzes 

 Nach § 8a des Ergotherapeutengesetzes vom 
25. Mai 1976 (BGBl. I S. 1246), das zuletzt durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 11. Juli 2021 (BGBl. I 
S. 2754) geändert worden ist, wird folgender § 8b 
eingefügt: 

 

„§ 8b 

 (1) Die Länder können bestimmen, dass die 
Ausbildung abweichend von § 4 Absatz 1 an Hoch-
schulen durchgeführt wird. Sie legen Ziele, Dauer, 
Art und allgemeine Vorgaben zur Ausgestaltung 
der Studiengänge sowie die Bedingungen für die 
Teilnahme fest. Die Vereinbarkeit der Ausbildung 
mit der Richtlinie 2005/36/EG ist zu gewährleisten. 
Abweichungen von der Ergotherapeuten-Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung sind nur zulässig, 
soweit sie den theoretischen und praktischen Unter-
richt nach § 1 Absatz 1 in Verbindung mit der An-
lage 1 Teil A der Ergotherapeuten-Ausbildungs- 
und Prüfungsverordnung betreffen. Der Studien-
gang kann modularisiert und kompetenzorientiert 
ausgestaltet werden.  

 (2) In den Fällen des Absatzes 1 kann die zu-
ständige Behörde eine der Ausbildung entspre-
chende modularisierte und kompetenzorientierte 
Gestaltung der staatlichen Prüfung zulassen. Dabei 
kann die Hochschule Teile der staatlichen Prüfung 
mit Zustimmung der zuständigen Behörde durch 
Modulprüfungen ganz oder teilweise ersetzen, so-
fern sie den inhaltlichen Anforderungen an den je-
weiligen Teil der Prüfung nach den §§ 5 bis 7 der 
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Ergotherapeuten-Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung entsprechen.   

 (3) Im Übrigen gilt die Ergotherapeuten-Aus-
bildungs- und Prüfungsverordnung unverändert 
mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Schule die 
Hochschule tritt. Das Erreichen des Ausbildungs-
ziels darf nicht gefährdet werden.“ 

 

Artikel 8z3 

 Änderung des Masseur- und 
Physiotherapeutengesetzes 

 Nach § 18 des Masseur- und Physiotherapeu-
tengesetzes vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1084), das 
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 11. Juli 
2021 (BGBl. I S. 2754) geändert worden ist, wird 
folgender § 18a eingefügt: 

 

„§ 18a 

 (1) Die Länder können bestimmen, dass die 
Ausbildung abweichend von § 9 Absatz 1 Satz 2 an 
Hochschulen durchgeführt wird. Sie legen Ziele, 
Dauer, Art und allgemeine Vorgaben zur Ausgestal-
tung der Studiengänge sowie die Bedingungen für 
die Teilnahme fest. Die Vereinbarkeit der Ausbil-
dung mit der Richtlinie 2005/36/EG ist zu gewähr-
leisten. Abweichungen von der Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung für Physiotherapeuten sind 
nur zulässig, soweit sie den theoretischen und prak-
tischen Unterricht nach § 1 Absatz 1 in Verbindung 
mit der Anlage 1 Teil A der Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung für Physiotherapeuten betreffen. 
Der Studiengang kann modularisiert und kompe-
tenzorientiert ausgestaltet werden.  

 (2) In den Fällen des Absatzes 1 kann die zu-
ständige Behörde eine der Ausbildung entspre-
chende modularisierte und kompetenzorientierte 
Gestaltung der staatlichen Prüfung zulassen. Dabei 
kann die Hochschule Teile der staatlichen Prüfung 
mit Zustimmung der zuständigen Behörde durch 
Modulprüfungen ganz oder teilweise ersetzen, so-
fern sie den inhaltlichen Anforderungen an den je-
weiligen Teil der Prüfung nach den §§ 12 bis 14 der 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Physio-
therapeuten entsprechen.  
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 (3) Im Übrigen gilt die Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung für Physiotherapeuten unverän-
dert mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Schule 
die Hochschule tritt. Das Erreichen des Ausbil-
dungsziels darf nicht gefährdet werden.“ 

 

Artikel 8z4 

 Änderung der Apothekenbetriebsordnung 

 Nach § 17 Absatz 5b der Apothekenbetriebs-
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26. September 1995 (BGBl. I S. 1195), die zuletzt 
durch Artikel 4a des Gesetzes vom 19. Juli 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 197) geändert worden ist, wird 
folgender Absatz 5c eingefügt: 

 „(5c) Abweichend von Absatz 5 Satz 1 und 2 
und den Absätzen 5a und 5b darf der Apotheker bei 
einem verordneten Arzneimittel, das nicht verfüg-
bar im Sinne des § 129 Absatz 2a Satz 2 und 3 in 
Verbindung mit Absatz 2b Satz 4 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch ist und das auf der nach § 129 
Absatz 2b Satz 1 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch erstellten Liste geführt wird, das verordnete 
Arzneimittel gegen ein wirkstoffgleiches in der Apo-
theke hergestelltes Arzneimittel, auch in einer ande-
ren Darreichungsform, oder gegen ein wirk-
stoffgleiches Fertigarzneimittel in einer anderen 
Darreichungsform ohne Rücksprache mit dem ver-
ordnenden Arzt austauschen, sofern der verord-
nende Arzt dies nicht ausgeschlossen hat und die 
Person, für die das Arzneimittel bestimmt ist, ein-
verstanden ist.“ 

 

Artikel 8z5 

 Änderung der Pflegepersonaluntergrenzen-
Verordnung 

 In § 2 Absatz 1 Satz 2 der Pflegepersonalunter-
grenzen-Verordnung vom 9. November 2020 
(BGBl. I S. 2357), die zuletzt durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 15. Dezember 2022 (BAnz AT 
16.12.2022 V2) geändert worden ist, wird die An-
gabe „§ 1 Absatz 1“ durch die Angabe „§ 1“ ersetzt. 
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Artikel 8z6 

 Änderung der Anästhesietechnische- und 
Operationstechnische-Assistenten-Ausbildungs- 

und -Prüfungsverordnung 

 In § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b 
der Anästhesietechnische- und Operationstechni-
sche-Assistenten-Ausbildungs- und -Prüfungsver-
ordnung vom 4. November 2020 (BGBl. I S. 2295), 
die durch Artikel 3 der Verordnung vom 7. Juni 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 148) geändert worden ist, 
wird die Angabe „§ 1 Absatz 1“ durch die Angabe 
„§ 1“ ersetzt. 

Artikel 9 Artikel 9 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absat-
zes 2 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Ab-
sätze 2 bis 9 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Die Artikel 1, 3 Nummer 1, 2 Buchstabe a 
und c, Nummer 3 bis 13 und 15 bis 16 sowie Artikel 4 
Nummer 12 Buchstabe a und c, Nummer 13 Buch-
stabe a und b, Nummer 14 und 18 Buchstabe a treten 
am 1. Januar 2024 in Kraft.  

(2) Die Artikel 1, 3 Nummer 1, 2 Buchstabe a 
und c, Nummer 3 bis 13 und 15 bis 16, Artikel 4 Num-
mer 12 Buchstabe a und c, Nummer 13 Buchstabe a 
und b, Nummer 14 und 18 Buchstabe a und die Arti-
kel 8a, 8b, 8k, 8q, 8t, 8o treten am 1. Januar 2024 in 
Kraft. 

 (3) Artikel 8c tritt mit Wirkung vom … [ein-
setzen: Datum der 2. Lesung des Deutschen Bundes-
tages] in Kraft. 

 (4) Die Artikel 2a, 3a und 4a treten am 1. Ja-
nuar 2025 in Kraft. 

 (5) Artikel 8g Nummer 1 tritt am 1. Juli 2024 
in Kraft. 

 (6) Artikel 8v tritt mit Wirkung vom 8. April 
2023 in Kraft. 

 (7) Die Artikel 8z1, 8z2 und 8z3 treten am 1. 
Januar 2025 in Kraft.  
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Bericht der Abgeordneten Bettina Müller, Emmi Zeulner, Kordula Schulz-Asche, 
Jens Teutrine, Martin Sichert und Ates Gürpinar 

A. Allgemeiner Teil 

I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 20/8105 in seiner 123. Sitzung am 22. Septem-
ber 2023 in erster Lesung beraten und zur federführenden Beratung an den Ausschuss für Gesundheit überwiesen. 
Ferner hat er ihn zur Mitberatung an den Rechtsausschuss, den Haushaltsausschuss, den Ausschuss für Arbeit und 
Soziales, den Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend sowie den Ausschuss für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung überwiesen. 

Ferner wurde der Haushaltsausschuss gemäß § 96 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages (GO-BT) 
beteiligt.  

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung hat sich gutachtlich beteiligt. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Mit dem Pflegeberufegesetz seien die neuen Pflegeberufeausbildungen im Jahr 2020 inhaltlich und hinsichtlich 
ihrer Finanzierung auf eine neue Grundlage gestellt worden, so die Gesetzesinitianten. Ergänzend zur Reform der 
fachberuflichen Pflegeausbildung sei damals eine bundesgesetzliche Grundlage für eine primärqualifizierende 
hochschulische Pflegeausbildung mit Bachelorabschluss geschaffen worden. Hochschulisch ausgebildete Pflege-
fachpersonen trügen seitdem durch den Transfer von forschungsgestützten Lösungsansätzen und innovativen 
Konzepten in die Pflege zu einer weiteren Verbesserung der Qualität in der Pflege bei. 

Gegenüber der beruflichen Ausbildung sei die Organisation und Koordination der praktischen Ausbildungsanteile 
der hochschulischen Pflegeausbildung im Pflegeberufegesetz jedoch strukturell anders gestaltet. Es seien keine 
Träger der praktischen Ausbildung vorgesehen, die mit der studierenden Person einen Vertrag über die Durch-
führung des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung schlössen und diese organisierten oder ko-
ordinierten. Die Organisation und Koordination der Praxiseinsätze sei vielmehr Aufgabe der Hochschule. Dem-
entsprechend erfolge die Finanzierung der Praxiseinsätze nach den allgemeinen Grundsätzen zur Finanzierung 
von Studiengängen durch die Länder. Eine Anbindung an die Ausgleichsfonds für die berufliche Pflegeausbildung 
bestehe bislang nicht. Auch die Zahlung einer Vergütung für Studierende sei bisher nicht vorgesehen. 

Im Gegensatz zur beruflichen Pflegeausbildung habe sich die Nachfrage nach einer primärqualifizierenden hoch-
schulischen Pflegeausbildung seit ihrer Einführung sehr verhalten entwickelt. Der Wissenschaftsrat fordere bis-
lang in seinen Empfehlungen zu den hochschulischen Qualifikationen für das Gesundheitswesen eine Akademi-
sierungsquote von 10 bis 20 Prozent. Im Jahr 2021 habe diese hingegen bei nur 0,82 Prozent gelegen. Zur Lösung 
dieses Problems werde insbesondere auf die Notwendigkeit hingewiesen, die finanzielle Situation von Pflegestu-
dierenden sowie die Finanzierung des praktischen Teils der Studiengänge zu verbessern. Es sei daher angemessen, 
im Rahmen des primärqualifizierenden Pflegestudiums den Studierenden eine – der beruflichen Pflegeausbildung 
entsprechende – Ausbildungsvergütung zu zahlen. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung will die hochschulische Pflegeausbildung stärken, indem die Finanzie-
rung des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung in das bestehende Finanzierungssystem der be-
ruflichen Pflegeausbildung integriert wird. Auch soll eine Regelung geschaffen werden, wonach Studierende in 
der Pflege eine angemessene Vergütung für die gesamte Dauer des Studiums erhalten, die ebenfalls über die 
Ausgleichsfonds in den Ländern finanziert wird. Dazu soll die Struktur der Organisation und die Koordination 
der Praxiseinsätze in Zukunft anders gestaltet und das Pflegestudium als duales Studium ausgestaltet werden. Der 
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Rückgriff auf die bewährten Verfahren zur Finanzierung des praktischen Teils der beruflichen Ausbildung ge-
währleiste laut Gesetzesinitianten die schnelle Umsetzbarkeit der verbesserten Finanzierung. Mit Übergangsvor-
schriften werde sichergestellt, dass eine auf der bisherigen Grundlage begonnene hochschulische Pflegeausbil-
dung beendet werden könne und diese Studierenden zukünftig ebenfalls einen Anspruch auf eine Ausbildungs-
vergütung über einen Vertrag erhielten. Das Pflegestudium stelle so neben der beruflichen Ausbildung eine at-
traktive Alternative dar. Es könnten mehr Menschen mit Hochschulzugangsberechtigung dazu bewegt werden, 
sich für ein Pflegestudium zu entscheiden. Eine moderne hochschulische Ausbildung in der Pflege mit einer ge-
sicherten Finanzierungsgrundlage sei auch angesichts des akuten Fachkräftemangels in der Pflege ein wichtiger 
Baustein, damit sich mehr (junge) Menschen für einen Pflegeberuf entschieden. 

Daneben würden die rechtlichen Rahmenbedingungen der beruflichen Pflegeausbildung weiter verbessert und das 
Recht auf die Wahl einer genderneutralen Berufsbezeichnung eingeführt. Des Weiteren würden die Anerken-
nungsverfahren für ausländische Pflegefachkräfte weiter vereinheitlicht und vereinfacht sowie der Umfang und 
die erforderlichen Formerfordernisse der vorzulegenden Unterlagen bundesrechtlich geregelt. Zudem solle ein 
Verzicht auf eine umfassende Gleichwertigkeitsprüfung zugunsten einer Kenntnisprüfung oder eines Anpassungs-
lehrgangs möglich werden, um antragstellende Personen und auch die zuständigen Stellen der Länder gleicher-
maßen zu entlasten. Dies führe zu mehr Transparenz und Orientierung für die antragstellenden Personen und zu 
mehr Klarheit und Sicherheit in der Verfahrensgestaltung für die Länder. 

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) hat den Gesetzentwurf der Bundesregierung gemäß § 6 Absatz 1 des 
Gesetzes zur Einsetzung eines Nationalen Normenkontrollrates (NKRG) geprüft und eine Stellungnahme abge-
geben. Darin kommt er zu dem Ergebnis, dass die Darstellung der Regelungsfolgen nachvollziehbar und metho-
dengerecht ist, und erhebt daher im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Einwände (Drucksache 20/8105, 
Anlage 2). 

Der Bundesrat hat in seiner 1035. Sitzung am 7. Juli 2023 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes Stellung zu nehmen (Drucksache 20/8105, Anlage 3). 

Dazu hat die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung auf Drucksache 20/8105 (Anlage 4) Stellung genommen. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse  

Der Rechtsausschuss hat in seiner 70. Sitzung am 18. Oktober 2023 mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und AfD bei Stimm-
enthaltung der Fraktion DIE LINKE. beschlossen, die Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksache 20/8105 in 
der vom federführenden Ausschuss geänderten Fassung zu empfehlen. 

Der Haushaltsausschuss hat in seiner 61. Sitzung am 18. Oktober 2023 mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und AfD bei Stimm-
enthaltung der Fraktion DIE LINKE. beschlossen, die Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksache 20/8105 in 
der vom federführenden Ausschuss geänderten Fassung zu empfehlen. 

Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat in seiner 59. Sitzung am 18. Oktober 2023 mit den Stimmen der 
Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
AfD bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. beschlossen, die Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksa-
che 20/8105 in der vom federführenden Ausschuss geänderten Fassung zu empfehlen. 

Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat in seiner 48. Sitzung am 18. Oktober 2023 mit 
den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und AfD bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. beschlossen, die Annahme des Gesetzent-
wurfs auf Drucksache 20/8105 in der vom federführenden Ausschuss geänderten Fassung zu empfehlen. 

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung hat in seiner 57. Sitzung am 18. Ok-
tober 2023 mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und AfD bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. beschlossen, die Annahme 
des Gesetzentwurfs auf Drucksache 20/8105 in der vom federführenden Ausschuss geänderten Fassung zu emp-
fehlen. 
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Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung hat sich gemäß Einsetzungsantrag auf Drucksache 
20/696 in seiner 47. Sitzung am 27. September 2023 mit dem Gesetzentwurf auf Drucksache 20/8105 befasst und 
ist in seiner gutachtlichen Stellungnahme zu dem Ergebnis gekommen, dass die Darstellung der Nachhaltigkeits-
prüfung plausibel und eine Prüfbitte daher nicht erforderlich ist (Ausschussdrucksache 20(26)80-9). 

Der Haushaltsausschuss wird aufgrund seiner Beteiligung gemäß § 96 GO-BT einen gesonderten Bericht vorle-
gen.  

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Gesundheit hat in seiner 77. Sitzung am 5. Juli 2023 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung auf Drucksache 20/8105 vorbehaltlich der Überweisung durch das Plenum eine öffentliche An-
hörung durchzuführen. In seiner 80. Sitzung am 27. September 2023 hat der Ausschuss für Gesundheit die Bera-
tungen zu dem Gesetzentwurf auf Drucksache 20/8105 aufgenommen. 

Die öffentliche Anhörung fand in der 81. Sitzung am 27. September 2023 statt. Als sachverständige Organisatio-
nen waren eingeladen: AAA Fachgesellschaft-Pflegeschulen-Deutschland e. V., ABDA – Bundesvereinigung 
Deutscher Apothekerverbände e. V., Berufsverband Kinderkrankenpflege Deutschland e. V. (BeKD), Bundesar-
beitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege e. V. (BAGFW), Bundesarbeitsgemeinschaft der Patientenstellen 
(BAGP), Bundespflegekammer e. V., Bundesverband Deutscher Privatkliniken e. V. (BDPK), Bundesverband 
Lehrende Gesundheits- und Sozialberufe e. V. (BLGS), Bundesverband Pflegemanagement e. V., Bundesverband 
privater Anbieter sozialer Dienste e. V. (bpa), Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände e. V. 
(BDA), Dekanekonferenz Pflegewissenschaft, Deutscher Landkreistag, Deutscher Berufsverband für Altenpflege 
e. V. (DBVA), Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe e. V. (DBfK), Deutsche Gesellschaft für Hebammen-
wissenschaft e. V., Deutsche Gesellschaft für Pflegewissenschaft e. V. (DGP), Deutsche Gesellschaft Interdiszip-
linäre Notfall- und Akutmedizin (DGINA) e. V., Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB), Deutscher Hebammen-
verband e. V., Deutsche Krankenhausgesellschaft e. V. (DKG), Deutscher Pflegerat e. V. (DPR), Deutscher 
Städte- und Gemeindebund, Deutscher Städtetag, GKV-Spitzenverband, Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 
Hochschulverbund Gesundheitsfachberufe e. V., Kassenärztliche Bundesvereinigung KdöR (KBV), Sozialver-
band Deutschland e. V. (SoVD), Sozialverband VdK Deutschland e. V., Spitzenverband der Heilmittelverbände 
e. V. (SHV), Spitzenverbände der Fachärzte Deutschlands e. V. (SpiFa), Verband der Privaten Krankenversiche-
rung e. V. (PKV), Verband Deutscher Privatschulverbände e. V. (VDP), ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerk-
schaft, Vereinigung der Pflegenden in Bayern KöR, Wissenschaftsrat. Als Einzelsachverständiger war eingeladen: 
Dr. Matthias Brachmann (bcmed GmbH). Auf das Protokoll der Anhörung und die als Ausschussdrucksachen 
verteilten Stellungnahmen wird verwiesen (Ausschussdrucksache 20(14)134(1-28). 

Der Ausschuss hat in seiner 84. Sitzung am 18. Oktober 2023 seine Beratungen zum Gesetzentwurf auf Drucksa-
che 20/8105 fortgesetzt und abgeschlossen.  

Als Ergebnis empfiehlt der Ausschuss für Gesundheit mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und AfD bei Stimmenthaltung der Fraktion 
DIE LINKE., den Gesetzentwurf auf Drucksache 20/8105 in der vom Ausschuss geänderten Fassung anzuneh-
men. 

Änderungsanträge 

Dem Ausschuss für Gesundheit haben Änderungsanträge der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP auf Ausschussdrucksache 20(14)138.1neu vorgelegen. 

Die Änderungsanträge 1, 17 und 21 auf Ausschussdrucksache 20(14)138.1neu wurden mit den Stimmen der Frak-
tionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP, AfD und DIE LINKE. gegen die Stimmen der Fraktion der 
CDU/CSU angenommen. 

Der Änderungsantrag 25 auf Ausschussdrucksache 20(14)138.1neu wurde mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und DIE LINKE. gegen die Stimmen der Fraktion der CDU/CSU bei Stimm-
enthaltung der Fraktion der AfD angenommen. 
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Die Änderungsanträge 3 bis 13, 18, 19, 22, 24, 26, 27, 29, 32, 34, 37 und 38 auf Ausschussdrucksache 
20(14)138.1neu wurden mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD 
gegen die Stimmen der Fraktion der CDU/CSU bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. angenommen. 

Die Änderungsanträge 23, 28, 30, 31 und 36 auf Ausschussdrucksache 20(14)138.1neu wurden mit den Stimmen 
der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und DIE LINKE. gegen die Stimmen der Fraktion der 
CDU/CSU bei Stimmenthaltung der Fraktion der AfD angenommen. 

Die Änderungsanträge 2, 14 bis 16, 33, 35 und 39 auf Ausschussdrucksache 20(14)138.1neu wurden mit den 
Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und AfD bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. angenommen. 

Ferner hat die Fraktion der CDU/CSU einen Änderungsantrag auf Ausschussdrucksache 20(14)138.2 mit folgen-
dem Inhalt vorgelegt: 

Zu Artikel 5 Nummer 2 und 3 (Änderung des Hebammengesetzes) und Artikel 6 Nummer 3 (Änderung der Studien- 
und Prüfungsverordnung für Hebammen)  

(Berufsausübung von Hebammen)  

1. Artikel 5 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:  

, Nach § 59 wird folgender § 59a eingefügt:  

„§ 59a Erlaubnis zur partiellen Berufsausübung  

(1) Eine Erlaubnis zur partiellen Berufsausübung ist auf Antrag zu erteilen, wenn  

1. die antragstellende Person ohne Einschränkung qualifiziert ist, in einem anderen Mitgliedstaat, in einem an-
deren Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat eine berufliche Tätigkeit auszuüben, die der Tätigkeit 
einer Hebamme nach diesem Gesetz nur partiell entspricht,  

2. die Unterschiede zwischen der in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder einem 
gleichgestellten Staat rechtmäßig ausgeübten beruflichen Tätigkeit und den Tätigkeiten einer Hebamme nach 
diesem Gesetz so wesentlich sind, dass die Anwendung von Anpassungsmaßnahmen nach § 57 der Anforderung 
an die antragstellende Person gleichkäme, das vollständige Studium nach diesem Gesetz zu absolvieren,  

3. die Qualifikation für die berufliche Tätigkeit auf demselben akademischen Niveau wie der Abschluss des Heb-
ammenstudiums nach § 5 Absatz 2 Nummer 1 erlangt wurde,  

4. die rechtmäßig ausgeübte berufliche Tätigkeit nach Nummer 1 eine oder mehrere der vorbehaltenen Tätigkei-
ten nach § 4 umfasst und  

5. die Voraussetzungen nach § 5 Absatz 2 Nummer 2 bis 4 vorliegen. 

(2) Eine Erlaubnis zur partiellen Berufsausübung darf nicht erteilt werden, wenn  

1. der Patientenschutz oder der Schutz der öffentlichen Gesundheit der Erteilung entgegensteht oder  

2. eine automatische Anerkennung der Berufsqualifikation möglich ist oder  

3. die Tätigkeit einem anderen in der Bundesrepublik Deutschland anerkannten Berufsbild entspricht (zu dem die 
Anerkennung beantragt werden kann)  

(3) Eine Erlaubnis zur partiellen Berufsausübung ist auf die Tätigkeiten zu beschränken, in denen die antragstel-
lende Person eine Qualifikation nach Absatz 1 Nummer 1 und 4 nachgewiesen hat.  

(4) Die berufliche Tätigkeit wird unter der Berufsbezeichnung des Staates, in dem die Qualifikation nach Absatz 1 
Nummer 1 erworben wurde, ausgeübt und mit dem deutlichen Hinweis auf  

1. den Namen dieses Staates und  

2. die Tätigkeit, auf die die Erlaubnis zur partiellen Berufsausübung beschränkt ist.  

Die betroffenen Patienten bzw. Leistungsempfänger sind ausdrücklich über den eingeschränkten Umfang der be-
ruflichen Tätigkeiten zu informieren.  
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(5) Personen mit einer Erlaubnis zur partiellen Berufsausübung haben im Umfang dieser Erlaubnis die gleichen 
Rechte und Pflichten wie eine Person mit einer Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung nach § 3 Absatz 1. 
Sie dürfen insbesondere eine oder mehrere vorbehaltene Tätigkeiten nach § 4 ausüben, soweit sie in den Umfang 
der Erlaubnis zur partiellen Berufsausübung fallen.  

(6) Die §§ 6 bis 8 gelten für die Erlaubnis zur partiellen Berufsausübung entsprechend.“ 

2. In Artikel 5 Nummer 3 wird in § 62a Absatz 1 Nummer 3 die Angabe „bis 4“ in die Angabe „bis 5“ geändert;  

3. In Artikel 6 Nummer 3, Abschnitt 5 neu, § 56b Absatz 1 wird nach der Nummer 6 die folgende Nummer 7 an-
gefügt:  

„7. Nachweis über die Gleichwertigkeit des akademischen Niveaus dieser Berufsqualifikation mit dem Niveau 
der Hebammenqualifikation in der Bundesrepublik Deutschland (erlangten ECTS)“  

Begründung  

Durch die Ergänzungen werden im Rahmen der Einführung der partiellen Berufszulassung von Hebammen der 
besonderen Sensitivität der Geburtshilfe und der enormen Eigenverantwortlichkeit von Hebammen in der Betreu-
ung und Versorgung von Mutter und Kind vor, während und nach der Geburt, die mit den explizit den Hebammen 
zugewiesenen Vorbehaltsaufgaben einhergehen, besser Rechnung getragen.  

Eine Verschärfung der mit diesem Änderungsantrag vorgesehenen Zulassungskriterien scheint vor diesem Hin-
tergrund und dem der Patientensicherheit angemessen. Darüber hinaus dienen die Kriterien sowohl der Rechts-
sicherheit für die Entscheidung über eine partielle Berufszulassung zuständigen Behörden in den Ländern als 
auch der Sicherung einer qualitativ hochwertigen Gesundheitsversorgung. 

Der Änderungsantrag auf Ausschussdrucksache 20(14)138.2 wurde mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und AfD bei Stimm-
enthaltung der Fraktion DIE LINKE. abgelehnt. 

Fraktionsmeinungen 

Die Fraktion der SPD erklärte, das Pflegestudiumstärkungsgesetz mache die hochschulische Pflegeausbildung 
durch die Umwandlung in ein duales Studium, bei dem auch eine Ausbildungsvergütung gezahlt werde, endlich 
gangbar. Diese bislang nur sehr wenig in Anspruch genommene Ausbildungsvariante werde für Abiturienten und 
Abiturientinnen und auch für andere Hochschulzugangsberechtigte interessanter. Pflegefachkräfte mit Bachelor-
Abschluss würden den Personalmix in der Pflege verbessern. Im Gesetzgebungsverfahren sei es der Fraktion der 
SPD gelungen, die hochschulische Pflegeausbildung verpflichtend um zusätzliche Ausbildungsmodule zu erwei-
tern, die bei bestimmten – und in der pflegerischen Versorgung maßgeblichen Indikationen – die selbständige 
Ausübung heilkundlicher Tätigkeiten erlaubten, ohne dass es hierzu eines Modellversuchs bedürfe. Dies sei ein 
weiterer Anreiz für die Wahl der hochschulischen Ausbildungsvariante und ein echter Meilenstein in der Pflege-
ausbildung. Auch die mit dem Gesetz umgesetzten Regelungen zur erleichterten und beschleunigten Anerkennung 
ausländischer Pflegekräfte seien insgesamt geeignet, die Pflege zu stärken und den Personalmangel nachhaltig zu 
lindern. Die SPD-Fraktion begrüße auch die in den fachfremden Änderungen enthaltene Ausweitung der Kinder-
krankentage. Den Antrag der Fraktion der CDU/CSU lehne man demgegenüber ab, da die Verschärfung der Vo-
raussetzung für den partiellen Zugang ausschließlich bei Hebammen nicht sachgerecht und zudem mit europa-
rechtlichen Risiken verbunden sei. 

Die Fraktion der CDU/CSU* betonte, es handele sich um ein sehr wichtiges Gesetz. Auch sei zu begrüßen, dass 
nicht nur neu anfangende Studentinnen und Studenten in diesem Bereich eine Ausbildungsvergütung erhielten, 
sondern auch bereits Tätige. Hauptkritikpunkt der Fraktion der CDU/CSU sei jedoch die Systematik der Ausbil-
dungskosten, denn es sei nicht gelungen, eine Steuerfinanzierung zu organisieren, was etwa zu einer Belastung 
von Pflegeheimbewohnern führe, wie etwa Beispiele aus Thüringen zeigten. In Bezug auf die Regelungen zu 
Ergotherapie, Logotherapie und Physiotherapie habe man sich hinsichtlich der Umsetzung der Berufsgesetze 
mehr Tempo erhofft. Insoweit sei der Handlungsbedarf seit langem bekannt gewesen und folglich sei es bedauer-

                                                        
* Die Abgeordnete Simone Borchardt (CDU/CSU) erklärte in den Beratungen im Zusammenhang mit § 49 des Abgeordnetengesetzes, Geschäfts-

führerin einer Pflegeeinrichtung zu sein. 
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lich, dass man hinter den selbst gesteckten Zielen zurückgeblieben sei. Die Änderungsanträge lehne man insge-
samt ab, auch weil es parlamentarisch nicht tragbar sei, Änderungsanträge im Umfang von 100 Seiten erst am 
Vorabend der Beschlussfassung im Ausschuss zu erhalten. Eine gebührende inhaltliche Auseinandersetzung sei 
unmöglich gewesen und man erwarte in Zukunft die Möglichkeit frühzeitigerer Beteiligung. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erklärte, dass das Pflegestudiumstärkungsgesetz ein längst überfäl-
liger Schritt in der Entwicklung der Pflegeberufe in Deutschland sei, mit dem man es endlich auf ein europäisches 
Ausbildungsniveau schaffe. Die bisher geringe Inanspruchnahme des Studiums läge zum Großteil an mangelnden 
Finanzierungsmöglichkeiten durch die Studierenden, welche sich unter anderem aus sehr hohen Praxisanteilen 
des Studiums ergeben. Hier habe man eine sehr gute Lösung gefunden, um das Pflegestudium für alle attraktiver 
zu machen, insbesondere für diejenigen ohne reiches Elternhaus. Die Finanzierung der Ausbildungsvergütung 
setze richtigerweise auf einem bestehenden System und nutze vorhandene und bewährte Strukturen. Dies verhin-
dere nicht zuletzt Wettbewerbsnachteile, gerade von kleineren oder mittleren Einrichtungen. Bei den Anerken-
nungsverfahren für ausländische Fachkräfte sei besonders zu begrüßen, dass nun nicht mehr in jedem Fall eine 
umfangreiche Gleichwertigkeitsprüfung erforderlich sei. Auch die mögliche Ausgestaltung der Eignungs-, Kennt-
nis- und Parcoursprüfung als anwendungsorientierte Simulationsprüfung sei eine zentrale Verbesserung. Darüber 
hinaus seien die Übertragung der ärztlichen Heilkunde, die Erhöhung der Kinderkrankentage und die Übergangs-
regelung für Logopädie, Ergotherapie und Physiotherapie wichtige Meilensteine. Den Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU lehne man ab, weil in der Begründung zu §59a des Hebammengesetzes ausreichend dargelegt sei, dass 
das aktuell geltende Ausbildungsniveau als Maßstab für den Vergleich des Qualifikations- und Ausbildungsni-
veaus der antragstellenden Person heranzuziehen sei. Außerdem gebe es europarechtliche Bedenken. 

Die Fraktion der FDP* erklärte, das Pflegestudiumstärkungsgesetz verbessere die hochschulische Pflegeausbil-
dung, da diese angesichts des Fachkraftmangels durch in Zukunft wesentlich attraktiver werde. Langfristig sorge 
man so für die Stärkung der evidenzbasierten Pflege. Besonders begrüßenswert sei aus Sicht der FDP-Fraktion, 
dass das Gesetz digitale Kompetenzen als Ausbildungsziele festschreibe und auch digitale Unterrichtsformate 
ermögliche. Dies sei für eine zukunftsgerichtete Ausbildung wichtig und steigere auch die Attraktivität der dualen 
Ausbildung. Gleichzeitig erleichtere man die Anerkennung ausländischer Fachkräfte und setze erste Schritte im 
Bereich der Heilkundeübertragung für hochschulisch ausgebildete Pflegekräfte um. Entscheidend sei, in einem 
nächsten Schritt auch die Heilkundeübertragung, für die nicht hochschulisch ausgebildeten Pflegefachmänner und 
-frauen in einem weiteren Gesetzesvorhaben zu ermöglichen. Darüber hinaus habe sich die FDP-Fraktion für die 
Widerspruchsfrist mit aufschiebender Wirkung für die freiwillig in der GKV Versicherten Selbstständigen einge-
setzt. Diese bedeutende Regelung erleichtere den Betroffenen die einkommensgerechte Festsetzung ihrer Beiträge 
und setze wichtige Anreize für zukünftige Verbesserungen. Den Änderungsantrag der Union lehne man vor dem 
Hintergrund europarechtlicher Bedenken ab. 

Die Fraktion der AfD erklärte, dass man die Akademisierung der Pflegeberufe und den vorliegenden Gesetzent-
wurf insgesamt ablehne. Man sei der Auffassung, dass es in der Pflege nicht mehr Leute brauche, die verwalten, 
sondern es brauche mehr Leute, die anpacken. Den bereits im Pflegebereich tätigen Personen müsse man Karrie-
rewege aufzeigen und diese nicht verschließen, indem man solche an ein Studium knüpfe. Im Beruf erbrachte 
Leistung müsse sich weiterhin lohnen, dafür stehe die Fraktion der AfD und deswegen lehne man die Akademi-
sierung in der Pflege insgesamt ab. Insbesondere sehe man zudem kritisch, dass die Anforderungen an ausländi-
sches Personal im Gesundheitswesen abgesenkt würden. Die vereinfachte Anerkennung ausländischer Abschlüsse 
in der Pflege lehne man insgesamt ab, denn es gehe darum, Qualitätsstandards aufrecht zu erhalten. Dementspre-
chend stimme man auch dem Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU zu, der insoweit in die deutlich richtige 
Richtung gehe. 

Die Fraktion DIE LINKE. betonte, der Gesetzentwurf enthalte zwar gute und weiterführende Punkte, aber auch 
solche, die den Positionen der Fraktion fundamental entgegenstünden. Sehr positiv sei die künftige Ausbildungs-
vergütung für Studierende analog zu der der Auszubildenden. Negativ sei hingegen insbesondere hervorzuheben, 
dass die Bundesregierung entgegen der Koalitionsvereinbarung die Finanzierung der Ausbildungsvergütung den 
zu pflegenden Menschen über höhere Zuzahlungen aufbürde. Dies stehe nicht nur anders im Koalitionsvertrag, 
sondern sei tatsächlich ein Problem, da es die ohnehin viel zu hohen Eigenanteile im Pflegebereich noch weiter 
in die Höhe treibe. Diese Erhöhungen könne man nicht tolerieren und müsse sie daher ablehnen. Dem Ansatz, 

                                                        
* Die Abgeordnete Kristine Lütke (FDP) erklärte in den Beratungen im Zusammenhang mit § 49 des Abgeordnetengesetzes, als geschäftsführende 

Gesellschafterin in einer stationären Pflegeeinrichtung tätig zu sein. 
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den Pflegeberufen neue Kompetenzen zu geben, fehle eine Gesamtstrategie. Es fehle die Idee, wie neue richtige 
und wichtige Aufgabenfelder für die Pflege eröffnet werden könnten. Zwar seien im Gesetzentwurf gute Gedan-
ken enthalten, es fehle aber der versprochene Meilenstein. Es fehle die Festlegung, welche Bedarfe für akademi-
sche Gesundheitsfachkräfte vorhanden seien, und dies müsse bei der Konzeption neuer Ausbildungen mitgedacht 
werden. Insgesamt werde das Pferd folglich in Teilen von hinten aufgezäumt. Im Ergebnis enthalte man sich. 

B. Besonderer Teil 
Soweit der Ausschuss für Gesundheit die unveränderte Annahme des Gesetzentwurfs empfiehlt, wird auf die 
Begründung auf Drucksache 20/8105 verwiesen. Zu den vom Ausschuss für Gesundheit vorgeschlagenen Ände-
rungen ist darüber hinaus Folgendes anzumerken: 

Zu Artikel 2 (Änderung des Pflegeberufegesetzes) 

Zu § 1 des Pflegeberufegesetzes 

§ 1 Absatz 2 PflBG in Verbindung mit § 42 Satz 2 PflAPrV und Anlage 14 PflAPrV sehen vor, dass die Urkunde 
für die Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 PflBG neben der Berufsbezeichnung auch einen Hinweis auf den nach § 7 
Absatz 4 Satz 1 PflBG durchgeführten Vertiefungseinsatz enthält. Dieses Formerfordernis bezieht sich gemäß 
§ 42 Satz 2 PflAPrV jedoch lediglich auf die Ausbildung nach Teil 2 des Pflegeberufegesetzes. Weder in der 
hochschulischen Pflegeausbildung noch bei der Ausstellung einer Urkunde im Anerkennungsverfahren ausländi-
scher Pflegeausbildungen ist der zusätzliche Ausweis des Vertiefungseinsatzes erforderlich. Für die Landesprü-
fungsämter stellt diese Vorgabe zudem einen Mehraufwand dar, da die geforderten Angaben für jede Auszubil-
dende und jeden Auszubildenden individuell einzufügen sind.  

Da der Hinweis auf den Vertiefungseinsatz rein informatorisch und damit nicht Bestandteil des Berufsbezeich-
nungsschutzes ist (vgl. BT-Drucksache 18/12847, S. 101), ist die Ausweisung des Vertiefungseinsatzes auf dem 
Zeugnis ausreichend.  

Die Änderung entspricht einem Anliegen des Bundesrates (vgl. Nummer 13, BR-Drs. 225/23 (Beschluss)). 

Die übrigen Änderungen sind Folgeänderungen im Hinblick auf die Zitierung von § 1, der nunmehr nur noch 
einen Absatz 1 hat. Im Übrigen entsprechen die Änderungsbefehle unverändert dem Gesetzentwurf der Bundes-
regierung. 

Zu den §§ 6 und 38 des Pflegeberufegesetzes 

Um simulationsgestütztes Training als dritten Lernort im Rahmen der praktischen Ausbildung der berufsfachli-
chen Ausbildung zu etablieren, wird ausdrücklich geregelt, dass Praxiseinsätze in Einrichtungen durch praktische 
Lerneinheiten an der Schule ersetzt werden können, wie dies im Rahmen der hochschulischen Ausbildung bereits 
vorgesehen ist (vgl. § 38 Absatz 3 Satz 4 PflBG). In Anbetracht immer komplexer werdender Pflegesituationen 
und des technologischen Fortschritts sind praktische Lerneinheiten an der Schule auch bei der praktischen Aus-
bildung sinnvoll. Auszubildende können praktische Fertigkeiten und eine Kompetenzentwicklung in begrenztem 
Umfang auch ohne direkten Patientenkontakt in einer simulierten Umgebung erproben und vertiefen. 

Aktuell sind für die berufliche Pflegeausbildung nach § 1 Absatz 2 PflAPrV mindestens 2 100 Stunden für den 
theoretischen und praktischen Unterricht und mindestens 2 500 Stunden für die praktische Ausbildung vorgese-
hen. Nach Artikel 31 Absatz 3 und 5 der Richtlinie 2005/36/EG ist vorgegeben, dass die praktische Ausbildung 
in der Pflege mit mindestens 2 300 Stunden „in unmittelbarem Kontakt mit Gesunden und Kranken“ erfolgen 
muss. Insofern ist zu berücksichtigen, dass im Rahmen der praktischen Ausbildung im Hinblick auf die Richtli-
nienkonformität und insbesondere die automatische Anerkennung, nicht mehr als insgesamt 200 Stunden durch 
praktische Lerneinheiten an der Schule ersetzt werden können, sofern die Länder nicht mehr Stunden für die 
praktische Ausbildung insgesamt ansetzen. Dabei ist sicherzustellen, dass die praktischen Lerneinheiten an der 
Pflegeschule nicht die Durchführung eines Pflichteinsatzes oder des Vertiefungseinsatzes im Gesamtumfang voll-
ständig ersetzen. Dies betrifft insbesondere den Pflichteinsatz in der pädiatrischen oder psychiatrischen Versor-
gung. Für die hochschulische Pflegeausbildung wird die bereits bestehende Regelung in § 38 Absatz 3 Satz 4 
PflBG entsprechend der Regelung für die berufliche Ausbildung in § 6 Absatz 3 Satz 5 PflBG-E gefasst. 

Die Änderung entspricht einem Anliegen des Bundesrates (vgl. Nummer 14, BR-Drs. 225/23 (Beschluss)). 
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Zu § 40 des Pflegeberufegesetzes 

Um die Verfahren weiter zu beschleunigen sollen bereits vorhandene Informationen über eine Berufsqualifikation 
(z. B. in Form von Mustergutachten der Gutachtenstelle für Gesundheitsberufe) grundsätzlich berücksichtigt wer-
den und nur in Ausnahmefällen davon abgewichen werden können. 

Zu Artikel 2a (Weitere Änderung des Pflegeberufegesetzes)  

Die Fachkommission nach dem Pflegeberufegesetz hat im Jahre 2022 in Umsetzung des gesetzlichen Auftrags 
standardisierte Module zum Erwerb erweiterter Kompetenzen zur Ausübung heilkundlicher Aufgaben durch Pfle-
gefachpersonen vorgelegt. Hintergrund sind insbesondere die mit der demographischen Entwicklung verbunde-
nen Anforderungen der gesundheitlichen und pflegerischen Versorgung. Diese erfordern zunehmend interdiszip-
linäre Versorgungsansätze. Sie gehen mit der Notwendigkeit einher, Verantwortung und Aufgabenbereiche zwi-
schen den Heilberufen weiterzuentwickeln. Eine besondere Rolle kommt insoweit gerade auch den Pflegefach-
personen zu. 

Vor diesem Hintergrund werden mit diesen Änderungen im Rahmen der Stärkung der hochschulischen Pflege-
ausbildung in einem ersten Schritt spezifische und verbindliche erweiterte Kompetenzen für die selbständige Aus-
übung von Heilkunde integriert. Die Bereiche entsprechen den erweiterten Kompetenzen aus den Modulen der 
Fachkommission nach dem Pflegeberufegesetz. Konkret wird die Integration der erweiterten Kompetenzen aus 
dem Grundlagenmodul und aus den drei Fachmodulen diabetische Stoffwechsellage, chronische Wunden und 
Demenz geregelt. Dies sind die Module, die im Rahmen der Modellvorhaben nach § 64d des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB V) jetzt in die Umsetzung kommen sollen. Für die Umsetzung können daher auch die 
dafür entwickelten Begleitmaterialen der standardisierten Module der Fachkommission zum Erwerb erweiterter 
Kompetenzen zur Ausübung heilkundlicher Aufgaben (z. B. die Arbeits- und Lernaufgaben für den Lernort Pra-
xis, die Lernaufgaben für simulative Lernumgebungen oder der didaktische Kommentar) genutzt werden.  

Sowohl die epidemiologischen Anforderungen als auch die breite Relevanz für alle Versorgungssettings sprechen 
für die Auswahl dieser Module. Die Module fügen sich zudem in den generalistischen Ansatz der hochschulischen 
Pflegeausbildung ein. Gerade auch mit dem Fachmodul Demenz wird zudem eine alle Versorgungsbereiche be-
treffende Herausforderung adressiert. Um über diese Module hinaus auch die weiteren Module der Fachkommis-
sion (Hypertonus, Schmerzen, spezifische Ernährungs- oder Ausscheidungsprobleme, Tracheostoma, akute oder 
chronische Beeinträchtigung der Atmung) in der Praxis erproben zu können, bleibt die rechtliche Möglichkeit in 
§ 37 Absatz 5 zweite Alternative in Verbindung mit § 14 PflBG für entsprechend hochschulisch ausgestaltete 
zusätzliche Ausbildungen im Rahmen von Modellvorhaben nach § 63 Absatz 3c oder § 64d SGB V bestehen.  

Die Regelung gilt ab 2025. Das gibt den Hochschulen ausreichend Zeit, die Planung der Studiengänge entspre-
chend anzupassen. 

Die Änderungen betreffen die Regelungen zur Durchführung des Pflegestudiums im Pflegeberufegesetz. § 37 
Absatz 2 PflBG wird dahingehend ergänzt, dass die hochschulische Pflegeausbildung zusätzlich die zur eigenver-
antwortlichen und selbständigen Ausübung erweiterter heilkundlicher Tätigkeiten erforderlichen fachlichen und 
personalen Kompetenzen auf wissenschaftlicher Grundlage und Methodik vermittelt. Die Regelung bezieht dies 
ausdrücklich auf die Bereiche diabetische Stoffwechsellage, chronische Wunden und Demenz. Außerdem wird 
§ 37 Absatz 3 PflBG dahingehend um die neuen Nummern 6 bis 9 ergänzt, dass die übergreifenden Befähigungen, 
die das Pflegestudium vermittelt, auf die erweiterten heilkundlichen Kompetenzen erstreckt werden. 

Mit einer neuen Übergangsvorschrift in § 66c PflBG-E erhalten diejenigen Studierenden, die vor dem 1. Januar 
2025 eine hochschulische Pflegeausbildung (ohne den integrierten Erwerb erweiterter heilkundlicher Kompeten-
zen) aufgenommen haben, die rechtliche Möglichkeit, ihr Studium auf der bisherigen inhaltlichen Grundlage ab-
zuschließen. Zugleich erhalten die Länder in § 66d PflBG-E die Möglichkeit, die bisherigen hochschulischen 
Pflegeausbildungen in den Fassungen vor dem 1. Januar 2025 in eine hochschulische Pflegeausbildung in der 
Fassung ab dem 1. Januar 2025 überzuleiten. Die bisherige Überleitungsvorschrift in § 66c PflBG (Überleitung 
von begonnenen hochschulischen Pflegeausbildungen nach Teil 3 dieses Gesetzes in der am 31. Dezember 2023 
geltenden Fassung) wird systematisch in den neuen § 66d PflBG-E verschoben und mit der neuen Überleitungs-
vorschrift (Überleitung von begonnenen hochschulischen Pflegeausbildungen nach Teil 3 dieses Gesetzes in der 
am 31. Dezember 2024 geltenden Fassung) zusammengefasst. Erfolgt der Erwerb erweiterter heilkundlicher 
Kompetenzen in Fällen, in denen diese Personen bereits über eine Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung 
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aufgrund einer hochschulischen Pflegeausbildung nach Teil 3 PflBG in der bis zum 31. Dezember 2023 oder in 
der bis zum 31. Dezember 2024 geltenden Fassung verfügen, ohne dass eine Überleitung erfolgt ist, werden die 
erweiterten heilkundlichen Kompetenzen nach § 66e PflBG-E ebenfalls staatlich geprüft. Mit einer Übergangs-
vorschrift in § 61 Absatz 4 PflAPrV-E wird zudem klargestellt, dass bereits begonnene hochschulischen Pflege-
ausbildungen auf Grundlage von Teil 3 PflAPrV in der am 31. Dezember 2024 geltenden Fassung auf der bishe-
rigen rechtlichen Grundlage abgeschlossen werden können. 

Des Weiteren wird die Kompetenzbeschreibung zur hochschulischen Pflegeausbildung in Anlage 5 PflAPrV er-
gänzt. Konkret wird die Anlage 5 dahingehend neugefasst, dass die bisherigen Kompetenzen im Rahmen der 
hochschulischen Pflegeausbildung systematisch und inhaltlich unverändert in einem neuen Teil A überführt wer-
den. Zudem werden in einem neuen Teil B die speziellen Kompetenzen konkretisiert, die mit der vorliegenden 
Integration der erweiterten heilkundlichen Kompetenzen in das Pflegestudium verbunden sind. Die Formulierun-
gen der Kompetenzen für diesen Teil B entsprechen vollumfassend den standardisierten Modulen, die die Fach-
kommission nach dem Pflegeberufegesetz auf wissenschaftlicher Grundlage erarbeitet hat. Auf diese Weise wird 
zudem ein Gleichklang zwischen den erweiterten Ausbildungen in den Modellvorhaben einerseits und der mit 
diesen Änderungen regelhaften Erweiterung der hochschulischen Pflegeausbildung erreicht. 

Schließlich werden als weitere Folgeänderungen auch die Regelungen zur staatlichen Prüfung entsprechend er-
weitert. Die Ergänzungen zur schriftlichen, mündlichen und praktischen Prüfung entsprechen im Kern den Vor-
gaben, die im bestehenden § 24 PflAPrV für die Prüfung geregelt sind, mit denen die erweiterte Ausbildung im 
Rahmen der Modellvorhaben nach § 64d SGB V abgeschlossen wird. 

Wenn hochschulisch ausgebildete Pflegekräfte mit entsprechender Qualifikation zur Durchführung erweiterter 
heilkundlicher Tätigkeiten nach dem Pflegeberufegesetz fertig ausgebildet sind, müssen diese Tätigkeiten auch 
leistungs- und vergütungsrechtlich und ohne Modellvorhaben als Regelversorgung abgerechnet werden können. 
Ziel ist es daher, dass die entsprechenden Regelungen der leistungsrechtlichen Abrechnung von erweiterten heil-
kundlichen Tätigkeiten spätestens dann in Kraft treten, wenn die ersten Absolventinnen und Absolventen mit 
erweiterten heilkundlichen Tätigkeiten ihre Tätigkeit in der Praxis aufnehmen. Bis zu diesem Zeitpunkt können 
auch weitere berufsbezogene Folgefragen in den Blick genommen werden. 

Für die Zukunft wird darauf hingewiesen, dass in einem nächsten größeren gesetzgeberischen Schritt die heil-
kundlichen Befugnisse in der Pflege insgesamt weiter gestärkt und perspektivisch ausgebaut werden sollen. 

Zu Artikel 3 (Änderung der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung)  

Zu den §§ 1, 5, 21, 22 der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung 

Grund der Änderungen ist die Erfassung aller finanzierungsrelevanten Daten der im PflBG geregelten Ausbildun-
gen – nach Teil 2 PflBG auch in Verbindung mit Teil 5 PflBG sowie nach Teil 3 PflBG – und der zusätzlichen 
Ausbildung nach § 14 PflBG in Bezug auf eine berufliche oder hochschulische Pflegeausbildung. Die Definition 
der Pflegeausbildung wird dazu in § 1 Absatz 6 um die zusätzliche Ausbildung nach § 14 PflBG erweitert. Die 
Ergänzung „auch in Verbindung mit Teil 5“ dient allein der Klarstellung.  

Die Ergänzung der Begriffsbestimmung erlaubt dann im Folgenden textliche Vereinfachungen in § 21 Absatz 1 
und Absatz 2 Nummer 2 der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung (PflAFinV) und in § 22 Absatz 1 
Nummer 3 und Absatz 2 Nummer 1 PflAFinV. Zugleich wird sichergestellt, dass in den statistischen Erhebungen 
die verschiedenen Pflegeausbildungen und zusätzlichen Ausbildungen nach § 14 differenziert erhoben werden 
können. 

In § 22 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe g PflAFinV wird die Art der Ausbildung als Erhebungsmerkmal und die 
Ausprägungen des Merkmals definiert. In § 22 Absatz 2 Nummer 2 wird die Art des Abschlusses der Ausbildung 
entsprechend differenziert erhoben. 

Damit ist sichergestellt, dass in der Statistik nach der PflAFinV alle Daten zu Trägern der praktischen Ausbildung, 
Pflegeschulen und Auszubildenden bzw. Personen mit einer zusätzlichen Ausbildung nach § 14 Absatz 7 PflBG 
dargestellt werden, die zum Zweck der Festsetzung von Ausbildungsbudgets erfasst werden müssen. 

Da die Höhe des Ausbildungsbudgets von der Art der Ausbildung abhängt, wird in § 5 Absatz 1 Nummer 2 
PflAFinV die Zahl der Auszubildenden nach der Art der Ausbildung bzw. Qualifikation differenziert. Die indivi-
duell für jeden Auszubildenden bzw. jede in Qualifikation befindliche Person zu meldenden budget-relevanten 
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Angaben sind in Anlage 2 aufgeführt. Für die Träger der praktischen Ausbildung wird in Anlage 2 Abschnitt I 
Nummer 4 die Art der Ausbildung und in Nummer 6 die Art des Abschlusses als zu meldendes Merkmal definiert. 
Für die Pflegeschulen finden sich die entsprechenden Definitionen in Anlage 2 Abschnitt II. Nummer 3. Die bis-
her in Anlage 2 Abschnitt I Nummer 4 bzw. Abschnitt II Nummer 3 aufgeführten Angaben sind nach Erfahrungen 
der zuständigen Stellen nicht notwendig und können entfallen. 

Zusätzlich wird in Anlage 2 Abschnitt I Nummer 3 vom Träger der praktischen Ausbildung die Angabe der be-
suchten Pflegeschule bzw. Hochschule samt Studiengang und in Anlage 2 Abschnitt II Nummer 2 von der Pfle-
geschule die Angabe des Trägers der praktischen Ausbildung verlangt. Dies dient der Qualitätssicherung der er-
hobenen Daten, da so die Zusammenführung der vom Träger der praktischen Ausbildung und von den Pflege-
schulen gemeldeten Daten zu den eines bestimmten Auszubildenden gemeldeten Daten erleichtert wird. Aus den 
Daten der Pflegeausbildungsstatistik kann geschlossen werden, dass 2022 über 2 300 Auszubildende keinem Trä-
ger der praktischen Ausbildung zugeordnet werden konnten. Zugleich ermöglicht die gegenseitige Meldung von 
Schule bzw. Träger der praktischen Ausbildung die Identifikation von länderübergreifenden Ausbildungen. 

Zu Nummer 8 (§ 9 der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung) 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung entspricht unverändert dem bisherigen Artikel 3 Nummer 8 des Gesetzentwurfs der Bundesregie-
rung und findet sich redaktionell nun in Buchstabe a. 

Zu Buchstabe b 

Mit der Änderung wird der Zeitpunkt der Festsetzung des Gesamtfinanzierungsbedarfs und der Finanzierungsan-
teile der Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen vom 15. September auf spätestens den 31. Oktober gelegt. Die 
meisten Einrichtungen beginnen zum September mit der Ausbildung und können insofern erst im September des 
jeweiligen Jahres die Prognosen an die tatsächlichen Ausbildungsverhältnisse anpassen. Die Auszubildenden sind 
verbindlich beim Fonds zu melden. Bei einer Festsetzung und Veröffentlichung des Finanzierungsbedarfs spätes-
tens zum 31. Oktober können die bereinigten Zahlen des aktuellen Schuljahres zugrunde gelegt werden. Die Be-
rücksichtigung der aktuellen Schülerzahlen des Festsetzungsjahres sichert eine bedarfsgerechte Planung des Ge-
samtfinanzierungsbedarfs, aktuelle Schwankungen der Ausbildungsantritte sind zu berücksichtigen. Auch für die 
Korrektur und Nachforderung unvollständiger Meldungen kann mehr Zeit eingeräumt werden.  

Zu berücksichtigen ist, dass sich mit der Änderung in der Folge der Zeitraum der jährlichen Direktzahlungen des 
Landes und der sozialen Pflegeversicherung in den Fonds von rund zweieinhalb Monaten auf einen Monat ver-
kürzt. Nach § 13 Absatz 2 Satz 1 PflAFinV haben die Direktzahlungen jeweils zum 30. November des Festset-
zungsjahres zu erfolgen. Es bestehen keine Anhaltspunkte, dass dieser Zeitraum seitens der Länder oder des Bun-
desamtes für Soziale Sicherung, das den Anteil der sozialen Pflegeversicherung am Fonds überweist, zu kurz und 
damit unangemessen sein könnte.  

Die Änderung entspricht einem Anliegen des Bundesrates (vgl. Nummer 19, BR-Drs. 225/23 (Beschluss)). 

Zu Nummer 9 (§ 11 der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung) 

Zu Buchstabe a 

Die Änderungen in § 11 Absatz 3 entsprechen einem Anliegen des Bundesrates (vgl. Nummer 20, BR-Drs. 225/23 
(Beschluss)) und sehen vor, dass die Refinanzierung der Umlagebeträge im stationären Sektor künftig über lan-
desweit einheitliche, statt einrichtungsindividuelle Ausbildungszuschläge erfolgen soll. 

Der festzusetzende Umlagebetrag für stationäre Pflegeeinrichtungen errechnet sich nach den derzeitigen Vorga-
ben auf Grundlage der zum 1. Mai des Festsetzungsjahres nach aktueller Vergütungsvereinbarung vorzuhaltenden 
Pflegefachkräfte in Vollzeit-Äquivalenten (§ 12 Absatz 2 PflAFinV). Die Refinanzierung der Umlagebeträge der 
stationären Pflegeeinrichtungen erfolgt in allen Ländern über einen Ausbildungszuschlag pro Tag und Platz. Die-
ser Ausbildungszuschlag wird den Bewohnerinnen und Bewohnern beziehungsweise Tagespflegegästen bele-
gungstäglich in Rechnung gestellt. Die Grundlagen für die Berechnung der Höhe der Umlagebeträge (Vorzuhal-
tende Pflegefachkräfte in Vollzeitäquivalent) und die Refinanzierung (Ausbildungszuschlag in Euro pro Tag und 
Platz) haben zur Folge, dass im stationären Sektor statt einheitliche derzeit nur einrichtungsindividuelle, unter-
schiedlich hohe Ausbildungszuschläge rechnerisch ermittelt werden können.  
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In den meisten Ländern erfolgt die Refinanzierung der Umlagebeträge derzeit über einrichtungsindividuelle Aus-
bildungszuschläge, die auf Grundlage des festgesetzten Umlagebetrages auf die jeweiligen Pflegeplätze/Bele-
gungstage umgerechnet werden. Infolgedessen weisen die Ausbildungszuschläge erhebliche Abweichungen in 
der Höhe auf, es kommt zu unterschiedlichen Auswirkungen auf die Preise der Unternehmen und unterschiedli-
chen Belastungen von Bewohnerinnen und Bewohnern beziehungsweise deren Kostenträgern. Insbesondere per-
sonalintensive Versorgungsbereiche mit einer hohen Anzahl an vorzuhaltenden Pflegefachkräften bei geringer 
Platzzahl müssen ihren Bewohnerinnen und Bewohnern hohe Ausbildungszuschläge in Rechnung stellen. Diese 
Schwierigkeit stellt sich allein bei den stationären Einrichtungen. Sowohl im ambulanten als auch im Kranken-
haus-Sektor wird die Höhe der Umlagebeträge auf der Grundlage von Daten mit Abrechnungsbezug berechnet 
(abgerechnete Punkt und/oder Zeitwerte, Behandlungsfälle). Entsprechend soll die Refinanzierung über landes-
weit einheitliche Ausbildungszuschläge erfolgen.  

Die Änderung ist zudem eine Folgeänderung zur Änderung der Ermächtigungsgrundlage in Artikel 1 Nummer 14.  

Zu Buchstabe b 

Die Änderung in § 11 Absatz 5 entspricht unverändert dem bisherigen Artikel 3 Nummer 9 des Gesetzentwurfs 
der Bundesregierung und findet sich redaktionell nun in Nummer 1. 

Zu Nummer 9a (§ 12 der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 1 Buchstabe a und entspricht einem Anliegen des Bundesrates 
(vgl. Nummer 20, BR-Drs. 225/23 (Beschluss)).  

Die vorgeschlagene Änderung in § 12 Absatz 2 bezieht sich auf die Bemessung des auf die einzelne stationäre 
Einrichtung entfallenden Umlagebetrags. Diese soll künftig nicht mehr mit Blick auf die vorzuhaltenden Fach-
kräfte erfolgen, sondern anhand von Kapazitäten (Belegungstagen), wodurch einheitliche, wettbewerbsneutrale 
Ausbildungszuschläge für die stationären Pflegeeinrichtungen erzielt werden. Krankenhäuser und ambulante Pfle-
geeinrichtungen werden bereits durch einheitliche Ausbildungszuschläge an den Ausbildungskosten beteiligt. Mit 
dieser Regelung werden alle Sektoren der Pflege ausgeglichen behandelt. 

Die Änderungen in den Nummer 9 und 9a – neu – treten nach Artikel 9 Absatz 2 jeweils zum 1. Januar 2024 in 
Kraft, so dass die Änderungen erst für den Finanzierungszeitraum 2025 finanzierungsrelevant sind 

Zu Nummer 10a (§ 17 Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung) 

Mit der Ergänzung von § 17 Absatz 2 Satz 2 wird ausdrücklich geregelt, dass der Ausgleich von negativen Diffe-
renzbeträgen, die durch einen freiwilligen Verzicht auf die Erhebung des Ausbildungszuschlages entstehen, nicht 
zu Lasten des Ausgleichsfonds durch Anpassung des monatlichen Umlagebetrags im Folgejahr nach § 17 Ab-
satz 2 Satz 1 gehen. Dort führen sie zu einer weiteren Mehrbelastung insbesondere der Pflegeempfänger, die be-
reits über ihre Einrichtung an der Aufbringung des Finanzierungsvolumens beteiligt werden. Ziel der Finanzie-
rung ist es unter anderem, Nachteile im Wettbewerb von ausbildenden und nicht ausbildenden Einrichtungen zu 
vermeiden, vgl. § 26 Absatz 1 Nummer 3 PflBG. Die Freiheit der Krankenhäuser sowie ambulanten und statio-
nären Pflegeeinrichtungen auf die Umlage zu verzichten wird dadurch nicht eingeschränkt. Es wird jedoch sicher-
gestellt, dass dies nicht zu Lasten des Ausgleichsfonds geht und damit andere Einrichtungen beziehungsweise 
deren Pflegeempfänger benachteiligt werden. Nach § 28 Absatz 2 PflBG ist vorgesehen, dass Ausbildungszu-
schläge erhoben werden können beziehungsweise die zu zahlenden Umlagebeträge in der Vergütung der allge-
meinen Pflegeleistungen berücksichtigungsfähig sind (§ 84 Absatz 1, § 89 des Elften Buches Sozialgesetzbuch – 
SGB XI).  

Die Änderung entspricht einem Anliegen des Bundesrates (vgl. Nummer 23, BR-Drs. 225/23 (Beschluss)). 

Zu Nummer 14 (§ 27a der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung) 

Ein einheitliches Erhebungsverfahren zur Evaluation der gesonderten Abschlüsse in der Gesundheits- und Kin-
derkrankenpflege sowie der Altenpflege nach § 62 PflBG ist erforderlich. Um eine valide Datengrundlage sicher-
zustellen, sollen mit der Änderung in § 27a Satz 3 PflAFinV-E die Daten jeweils vor der Übermittlung an den 
Bund durch die statistischen Landesämter plausibilisiert werden. Dieses bewährte Verfahren entspricht auch dem 
Verfahren zur Erstellung der Pflegeausbildungsstatistik. Die Frist bis zum 2. Mai des auf das Berichtsjahr folgen-
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den Jahres entspricht der Frist seitens des Statistischen Bundesamts für die Plausibilisierung der Daten der Pfle-
geausbildungsstatistik durch die statistischen Landesämter. Durch eine Harmonisierung der Fristen wird genü-
gend Zeit für die Plausibilisierungsarbeiten ermöglicht und der Verwaltungsaufwand möglichst geringgehalten. 
Ohne eine Plausibilisierung der Daten könnte es unter anderem zu Abweichungen im Vergleich zu den finalen 
Daten der amtlichen Pflegeausbildungsstatistik kommen. 

Die Änderung entspricht einem Anliegen des Bundesrates (vgl. Nummer 24, BR-Drs. 225/23 (Beschluss)). 

Zu Artikel 4 

Zu den §§ 3 und 30 Pflegeberufegesetz 

Bei der Änderung handelt es sich um eine Folgeänderung zur Ergänzung des § 6 Absatz 3 (Buchstabe a). Sofern 
auf Antrag ein geringer Anteil der Praxiseinsätze durch praktische Lerneinheiten ersetzt werden kann, hat der 
Träger der praktischen Ausbildung diesbezüglich ein entsprechendes Konzept vorzulegen, das der Genehmigung 
durch die zuständige Behörde bedarf. Die Änderung entspricht § 30 Absatz 5 PflAPrV für die hochschulische 
Pflegeausbildung. Damit wird zum einen sichergestellt, dass die Erreichung des Ausbildungsziels nicht gefährdet 
wird, und zum anderen der Einsatz von Skills Labs in einem richtlinienkonformen Rahmen erfolgt. Für die hoch-
schulische Pflegeausbildung wird die bereits bestehende Regelung in § 30 Absatz 5 PflAPrV entsprechend der 
Regelung für die berufliche Ausbildung in § 3 Absatz 1 Satz 3 PflAPrV-E gefasst. 

Zu Nummer 4 (§ 4 der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung) 

In § 4 Absatz 3 Satz 1 PflAPrV wird die berufspädagogische Fortbildung als Regelbeispiel für die kontinuierliche 
Fortbildungspflicht von Praxisanleitenden im Umfang von mindestens 24 Stunden jährlich genannt. Eine voll-
ständige digitale Durchführung der berufspädagogischen Fortbildung wäre nach dem Wortlaut von § 4 Absatz 4 
Satz 2 PflAPrV-E nur in Bezug auf die berufspädagogische Fortbildung zulässig. Diesem Umstand trägt die Än-
derung Rechnung. Mit der Ergänzung in § 4 Absatz 4 Satz 2 PflAPrV-E wird klargestellt, dass sich die Möglich-
keit der vollständigen digitalen Durchführung von Qualifikationsmaßnahmen für Praxisanleitende nicht auf be-
rufspädagogische Fortbildungen beschränkt, sondern entsprechend der Formulierung in § 4 Absatz 3 Satz 1 
PflAPrV auf die kontinuierliche Fortbildung insgesamt bezieht. 

Ein ähnlicher Sachverhält betrifft im Übrigen § 2 Absatz 4, § 4 Absatz 4 und nach § 61 Absatz 1a und 2a 
PflAPrV-E. Sofern danach digitale Lehrformate in angemessenem Umfang zulässig sind, kann keine starre pro-
zentuale Grenze angenommen werden, sondern ist auf das jeweilige pädagogische Konzept und die vermittelten 
Unterrichtsinhalte abzustellen. Eine weitergehende Erprobung von Fernunterrichtsmodellen ist im Rahmen des 
§ 15 Absatz 1 Satz 2 PflBG möglich.  

Entsprechendes gilt für die Durchführung der geplanten und strukturierten Praxisanleitung als Einzel- oder Grup-
penanleitung. Ausgehend vom Regelfall der Einzelanleitung kann abhängig vom pädagogischen Konzept und 
dem jeweiligen Gegenstand der Anleitung die Praxisanleitung in angemessenem Umfang auch als Gruppenanlei-
tung erfolgen. 

Zu den Nummern 7, 8 und 9 (§§ 14, 15, 16 der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung) 

Mit den Änderungen wird jeweils in § 14 Absatz 5, § 15 Absatz 5 und § 16 Absatz 7 PflAPrV-E in Bezug auf die 
Bildung der Prüfungsnote der Satz aufgehoben, dass dem berechneten Zahlenwert (eine Dezimalzahl) die ent-
sprechende Note nach § 17 PflAPrV (eine natürliche Zahl) zuzuordnen ist. Damit erfolgt eine Klarstellung im 
Hinblick auf die Berechnung der Noten der einzelnen Prüfungsbestandteile. Durch die bislang vorgesehene Zu-
ordnung einer Note nach § 17 PflAPrV kann dies zu der Auslegung führen, dass die Rechenschritte bis hin zur 
Gesamtnote immer mit den natürlichen Zahlen nach § 17 PflAPrV erfolgen. Durch die Streichung wird klarge-
stellt, dass bis einschließlich der Bildung der Gesamtnote mit den jeweils berechneten Zahlenwerten gerechnet 
wird und nicht mit den natürlichen Zahlen nach § 17 PflAPrV. Eine Zuordnung der Note nach § 17 PflAPrV 
erfolgt bei dem rechnerischen Ergebnis der Gesamtnote. Es ist nicht erforderlich, dass für die Prüfungsnote, die 
lediglich einen Rechenschritt darstellt und keine weitere Bewandtnis hat, eine Note nach § 17 PflAPrV ausgewie-
sen wird. 

In Bezug auf die Notenbildung der hochschulischen Pflegeausbildung sind keine Änderungen veranlasst, da hier 
die jeweilige Prüfungsnote die letzte ausgewiesene Note ist, der dann eine Note nach § 17 PflAPrV zugeordnet 
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wird. Mangels der Einbeziehung von Vornoten werden bei der hochschulischen Pflegeausbildung keine Gesamt-
noten gebildet. Unbenommen ist, dass auch bei der hochschulischen Pflegeausbildung bis zur Zuordnung der Note 
nach § 17 PflAPrV am Ende jeweils mit den berechneten Zahlenwerten gerechnet wird und nicht mit den natür-
lichen Zahlen nach § 17 PflAPrV. 

Zu den Nummern 20 und 28 (§§ 43a und 60 der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung) 

Gemäß § 43a Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 PflAPrV-E beziehungsweise § 43a Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 HebSt-
PrV-E ist dem Antrag auf Erteilen der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung, der auf eine im Ausland 
erworbene entsprechende Ausbildung gestützt wird, ein Nachweis über die Kenntnisse der deutschen Sprache 
beizufügen. Diese Regelungen zielen vorrangig auf Anträge, die noch aus dem Ausland gestellt werden. Nach-
weise über die Kenntnisse der deutschen Sprache können in diesem Moment der Antragstellung in der Regel aber 
nicht mit dem für die Erlaubniserteilung erforderlichen Sprachniveau (B2) erbracht werden. Es ist zu befürchten, 
dass die Regelung dazu führt, dass Anträge auf Anerkennung künftig erst deutlich später als bisher gestellt wer-
den, nämlich erst dann, wenn im Ausland (mindestens) ein B2-Sprachkurs absolviert worden ist. 

Mit der Änderung wird geregelt, dass der Nachweis der erforderlichen Sprachkenntnis zum Zeitpunktpunkt der 
Antragstellung nur vorzulegen ist, sofern dieser – entsprechend des Nachweises über erworbene Berufserfahrung 
in § 43a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 PflAPrV-E/HebStPrV – vorhanden ist.  

Mit § 2 Nummer 4 PflBG beziehungsweise § 5 Absatz 2 Nummer 4 des Hebammengesetzes ist hinreichend si-
chergestellt, dass die für die Berufsausübung erforderlichen Sprachkenntnisse für die Erlaubniserteilung gegeben 
sein müssen und diese auch nachzuweisen sind. 

Gleiches gilt für die Regelung der erforderlichen Unterlagen in § 60 der MT-Ausbildungs- und Prüfungsverord-
nung. Die Norm wird entsprechend angepasst. 

Die Änderung entspricht einem Anliegen des Bundesrates (vgl. Nummer 35, BR-Drs. 225/23 (Beschluss)). 

Zu den Nummern 20 und 27 (§§ 43a und 49b der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung) 

Die Regelung stellt klar, dass Übersetzungen von nicht in deutscher Sprache vorliegenden Unterlagen von einer 
öffentlich bestellten oder beeidigten Übersetzerin oder einem öffentlich bestellten oder beeidigten Übersetzer er-
stellen zu lassen sind. Dolmetscherinnen und Dolmetscher werden grundsätzlich nur zur mündlichen Sprachen-
übertragung und zu derjenigen mittels Gebärdensprache herangezogen, nicht jedoch zur Übersetzung von Unter-
lagen. 

Zu Nummer 21 (§ 44 der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung) 

Die Änderung entspricht einem Anliegen des Bundesrates (vgl. Nummer 37, BR-Drs. 225/23 (Beschluss)).  

Die Regelung enthält Ergänzungen des Gesetzentwurfs der Bundesregierung dahingehend, dass die Verkürzung 
oder Verlängerung des Anpassungslehrgangs bei der zuständigen Behörde zu beantragen ist und dass diese inner-
halb von zwei Wochen über den Antrag zu entscheiden hat. Wird der Antrag nicht innerhalb dieser zwei Wochen 
abgelehnt, so gilt er als genehmigt. Mit den Ergänzungen wird klargestellt, dass die endgültige Entscheidung über 
eine Verkürzung oder eine Verlängerung des Anpassungslehrgangs in jedem Fall bei der zuständigen Behörde 
liegt. Im Übrigen entspricht die Änderung weiterhin dem Gesetzentwurf der Bundesregierung in Artikel 4 Num-
mer 21 Buchstabe b. 

Zu den Nummern 22, 23, 24 (§§ 45, 45a und 47 der Pflegeberufe-Ausbildungs- und Prüfungsverordnung) 

Patientenprüfungen sind aufgrund ihrer Realitätsnähe der Regelfall für Kenntnis- und Eignungsprüfungen. In der 
Praxis melden Einrichtungen jedoch vermehrt Probleme bei der Rekrutierung geeigneter Patientinnen und Pati-
enten, an denen die gesetzlichen Anforderungen des praktischen Teils der Kenntnis- und Eignungsprüfung erfüllt 
und abgeprüft werden können. Zu berücksichtigen ist auch, dass im Ausland ausgebildete Fachkräfte bereits ein-
mal eine Ausbildung im Pflegebereich durchlaufen haben und regelmäßig über Berufserfahrung verfügen. Vor 
diesem Hintergrund wird geregelt, auch Simulationsprüfungen in Form sogenannter Skills-Lab-Prüfungen mittels 
Simulatoren (hochentwickelter, realitätsnahe Puppen) sowie Schauspielerinnen und Schauspielern unter Labor-
bedingungen zu ermöglichen. Dies erfolgt für die Kenntnisprüfung, die Eignungsprüfung und die neue Parcours-
prüfung.  

Die Änderung entspricht einem Anliegen des Bundesrates (vgl. Nummer 38, BR-Drs. 225/23 (Beschluss)). 
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Im Übrigen wird geregelt, dass das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) und 
das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) die Überprüfung der Durchführung von Kenntnisprüfungen, Eig-
nungsprüfungen und Parcoursprüfungen als Simulationsprüfungen nach § 45 Absatz 5 Satz 1, § 45a Absatz 3 
und 4 und § 47 Absatz 3 Satz 1 bis zum 31. Dezember 2028 veranlassen. Auch wenn Skills Lab bereits vielfach 
in der Ausbildung zum Einsatz kommen, bestehen noch keine flächendeckenden Erfahrungen bei ihrem Einsatz 
im Rahmen von Kenntnis- und Eignungsprüfungen. Aus Qualitätssicherungsgesichtspunkten erscheint daher auch 
ein gesondertes Zustimmungserfordernis der zuständigen Behörde erforderlich. Die Zustimmung kann nach Prü-
fung des jeweiligen Konzeptes auch gegenüber der Einrichtung und nicht für jede Prüfung gesondert erteilt wer-
den. Da es sich bei der Simulationsprüfung insgesamt um ein neues Prüfformat im Bereich der Pflegeberufe han-
delt, ist eine Evaluation der Neuregelung bis zum Jahr 2028 und damit fünf Jahre nach Inkrafttreten angezeigt. 

Zu den Nummern 36a und 37 (Anlage 10 zu § 45 Absatz 9 der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverord-
nung) 

Die Kenntnisprüfung kann künftig nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung auch als anwendungsorientierte 
Parcoursprüfung durchgeführt werden. Hierfür gilt § 45 Absatz 9 PflAPrV entsprechend, sodass die Anlage 10 
zu § 45 Absatz 9 PflAPrV um diese Alternative ergänzt wird. 

Zu Artikel 4a (Weiter Änderung der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung) 

Die Fachkommission nach dem Pflegeberufegesetz hat im Jahre 2022 in Umsetzung des gesetzlichen Auftrags 
standardisierte Module zum Erwerb erweiterter Kompetenzen zur Ausübung heilkundlicher Aufgaben durch Pfle-
gefachpersonen vorgelegt. Hintergrund sind insbesondere die mit der demographischen Entwicklung verbunde-
nen Anforderungen der gesundheitlichen und pflegerischen Versorgung. Dies erfordern zunehmend interdiszipli-
näre Versorgungsansätze. Sie gehen mit der Notwendigkeit einher, Verantwortung und Aufgabenbereiche zwi-
schen den Heilberufen weiterzuentwickeln. Eine besondere Rolle kommt insoweit gerade auch den Pflegefach-
personen zu. 

Vor diesem Hintergrund werden mit diesen Änderungen im Rahmen der Stärkung der hochschulischen Pflege-
ausbildung in einem ersten Schritt spezifische und verbindliche erweiterte Kompetenzen für die selbständige Aus-
übung von Heilkunde integriert. Die Bereiche entsprechen den erweiterten Kompetenzen aus den Modulen der 
Fachkommission nach dem Pflegeberufegesetz. Konkret wird die Integration der erweiterten Kompetenzen aus 
dem Grundlagenmodul und aus den drei Fachmodulen diabetische Stoffwechsellage, chronische Wunden und 
Demenz geregelt. Dies sind die Module, die im Rahmen der Modellvorhaben nach § 64d SGB V jetzt in die 
Umsetzung kommen sollen. Für die Umsetzung können daher auch die dafür entwickelten Begleitmaterialen der 
standardisierten Module der Fachkommission zum Erwerb erweiterter Kompetenzen zur Ausübung heilkundli-
cher Aufgaben (z. B. die Arbeits- und Lernaufgaben für den Lernort Praxis, die Lernaufgaben für simulative Ler-
numgebungen oder der didaktische Kommentar) genutzt werden.  

Sowohl die epidemiologischen Anforderungen als auch die breite Relevanz für alle Versorgungssettings sprechen 
für die Auswahl dieser Module. Die Module fügen sich zudem in den generalistischen Ansatz der hochschulischen 
Pflegeausbildung ein. Gerade auch mit dem Fachmodul Demenz wird zudem eine alle Versorgungsbereiche be-
treffende Herausforderung adressiert. Um über diese Module hinaus auch die weiteren Module der Fachkommis-
sion (Hypertonus, Schmerzen, spezifische Ernährungs- oder Ausscheidungsprobleme, Tracheostoma, akute oder 
chronische Beeinträchtigung der Atmung) in der Praxis erproben zu können, bleibt die rechtliche  Möglichkeit in 
§ 37 Absatz 5 zweite Alternative in Verbindung mit § 14 PflBG für entsprechend hochschulisch ausgestaltete 
zusätzliche Ausbildungen im Rahmen von Modellvorhaben nach § 63 Absatz 3c oder § 64d SGB V bestehen.  

Die Regelung gilt ab 2025. Das gibt den Hochschulen ausreichend Zeit, die Planung der Studiengänge entspre-
chend anzupassen. 

Die Änderungen betreffen die Regelungen zur Durchführung des Pflegestudiums im PflBG. § 37 Absatz 2 PflBG 
wird dahingehend ergänzt, dass die hochschulische Pflegeausbildung zusätzlich die zur eigenverantwortlichen 
und selbständigen Ausübung erweiterter heilkundlicher Tätigkeiten erforderlichen fachlichen und personalen 
Kompetenzen auf wissenschaftlicher Grundlage und Methodik vermittelt. Die Regelung bezieht dies ausdrücklich 
auf die Bereiche diabetische Stoffwechsellage, chronische Wunden und Demenz. Außerdem wird § 37 Absatz 3 
PflBG dahingehend um die neuen Nummern 6 bis 9 ergänzt, dass die übergreifenden Befähigungen, die das Pfle-
gestudium vermittelt, auf die erweiterten heilkundlichen Kompetenzen erstreckt werden. 
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Mit einer neuen Übergangsvorschrift in § 66c PflBG-E erhalten diejenigen Studierenden, die vor dem 1. Januar 
2025 eine hochschulische Pflegeausbildung (ohne den integrierten Erwerb erweiterter heilkundlicher Kompeten-
zen) aufgenommen haben, die rechtliche Möglichkeit, ihr Studium auf der bisherigen inhaltlichen Grundlage ab-
zuschließen. Zugleich erhalten die Länder in § 66d PflBG-E die Möglichkeit, die bisherigen hochschulischen 
Pflegeausbildungen in den Fassungen vor dem 1. Januar 2025 in eine hochschulische Pflegeausbildung in der 
Fassung ab dem 1. Januar 2025 überzuleiten. Die bisherige Überleitungsvorschrift in § 66c PflBG (Überleitung 
von begonnenen hochschulischen Pflegeausbildungen nach Teil 3 dieses Gesetzes in der am 31. Dezember 2023 
geltenden Fassung) wird systematisch in den neuen § 66d PflBG-E verschoben und mit der neuen Überleitungs-
vorschrift (Überleitung von begonnenen hochschulischen Pflegeausbildungen nach Teil 3 dieses Gesetzes in der 
am 31. Dezember 2024geltenden Fassung) zusammengefasst. Erfolgt der Erwerb erweiterter heilkundlicher Kom-
petenzen in Fällen, in denen diese Personen bereits über eine Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung auf-
grund einer hochschulischen Pflegeausbildung nach Teil 3 des Pflegeberufegesetzes in der bis zum 31. Dezember 
2023 oder in der bis zum 31. Dezember 2024 geltenden Fassung verfügen, ohne dass eine Überleitung erfolgt ist, 
werden die erweiterten heilkundlichen Kompetenzen nach § 66e PflBG-E ebenfalls staatlich geprüft. Mit einer 
Übergangsvorschrift in § 61 Absatz 4 PflAPrV-E wird zudem klargestellt, dass bereits begonnene hochschuli-
schen Pflegeausbildungen auf Grundlage von Teil 3 PflAPrV in der am 31. Dezember 2024 geltenden Fassung 
auf der bisherigen rechtlichen Grundlage abgeschlossen werden können. 

Des Weiteren wird die Kompetenzbeschreibung zur hochschulischen Pflegeausbildung in Anlage 5 PflAPrV er-
gänzt. Konkret wird die Anlage 5 dahingehend neugefasst, dass die bisherigen Kompetenzen im Rahmen der 
hochschulischen Pflegeausbildung systematisch und inhaltlich unverändert in einem neuen Teil A überführt wer-
den. Zudem werden in einem neuen Teil B die speziellen Kompetenzen konkretisiert, die mit der vorliegenden 
Integration der erweiterten heilkundlichen Kompetenzen in das Pflegestudium verbunden sind. Die Formulierun-
gen der Kompetenzen für diesen Teil B entsprechen vollumfassend den standardisierten Modulen, die die Fach-
kommission nach dem Pflegeberufegesetz auf wissenschaftlicher Grundlage erarbeitet hat. Auf diese Weise wird 
zudem ein Gleichklang zwischen den erweiterten Ausbildungen in den Modellvorhaben einerseits und der mit 
diesen Änderungen regelhaften Erweiterung der hochschulischen Pflegeausbildung erreicht. 

Schließlich werden als weitere Folgeänderungen auch die Regelungen zur staatlichen Prüfung entsprechend er-
weitert. Die Ergänzungen zur schriftlichen, mündlichen und praktischen Prüfung entsprechen im Kern den Vor-
gaben, die im bestehenden § 24 PflAPrV für die Prüfung geregelt sind, mit denen die erweiterte Ausbildung im 
Rahmen der Modellvorhaben nach § 64d SGB V abgeschlossen wird. 

Wenn hochschulisch ausgebildete Pflegekräfte mit entsprechender Qualifikation zur Durchführung erweiterter 
heilkundlicher Tätigkeiten nach dem PflBG fertig ausgebildet sind, müssen diese Tätigkeiten auch leistungs- und 
vergütungsrechtlich und ohne Modellvorhaben als Regelversorgung abgerechnet werden können. Ziel ist es daher, 
dass die entsprechenden Regelungen der leistungsrechtlichen Abrechnung von erweiterten heilkundlichen Tätig-
keiten spätestens dann in Kraft treten, wenn die ersten Absolventinnen und Absolventen mit erweiterten heilkund-
lichen Tätigkeiten ihre Tätigkeit in der Praxis aufnehmen. Bis zu diesem Zeitpunkt können auch weitere berufs-
bezogene Folgefragen in den Blick genommen werden. 

Für die Zukunft wird darauf hingewiesen, dass in einem nächsten größeren gesetzgeberischen Schritt die heil-
kundlichen Befugnisse in der Pflege insgesamt weiter gestärkt und perspektivisch ausgebaut werden sollen. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Hebammengesetzes) und  
Artikel 6 (Änderung der Studien- und -Prüfungsverordnung für Hebammen) 

Die Ergänzung der Vorschriften über die Inhalte des Hebammenstudiums um den in Anhang V Nummer 5.5.1 
der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates aufgeführten Fächerkatalog über den the-
oretischen und fachlichen Unterricht des Ausbildungsprogramms für Hebammen entspricht einer Aufforderung 
der Europäischen Kommission im Vertragsverletzungsverfahren 2023/4010. Hiermit wird im Hinblick auf die 
Kompetenzorientierung des Studiums klargestellt, dass die entsprechenden Fachinhalte Gegenstand von Lehrver-
anstaltungen in Hebammenstudiengängen sein müssen. 

Der bereits nach geltendem Recht vorhandene Hinweis auf die fehlende automatische Anerkennungsfähigkeit des 
Abschlusses auf der in Anlage 6 HebStPrV vorgesehenen Urkunde für Absolventinnen und Absolventen des Heb-
ammenstudiums mit Studienzugang als Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen bzw. Gesundheits- und 
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Kinderkrankenpfleger wird aus Gründen der Transparenz optisch hervorgehoben (Fettdruck) und ins Englische, 
Französische, Italienische und Spanische übersetzt.  

Zudem wird für Personen, die nach dem 18. Januar 2020 eine Ausbildung zur Hebamme bzw. zum Entbindungs-
pfleger nach altem Recht aufgenommen haben und nicht über eine mindestens 12jährige allgemeine Schulbildung 
verfügen, mit Wirkung für die Zukunft die Verwendung einer Berufsurkunde mit optisch hervorgehobenem (Fett-
druck) und ins Englische, Französische, Italienische und Spanische übersetztem Hinweis auf die fehlende auto-
matische Anerkennungsfähigkeit des Abschlusses vorgeschrieben. Nach Auffassung der Europäischen Kommis-
sion im Vertragsverletzungsverfahren 2023/4010 war die Aufnahme einer Hebammenausbildung durch Personen 
ohne mindestens 12jährige allgemeine Schulbildung nach dem genannten Stichtag nicht mehr richtlinienkonform. 
Vor diesem Hintergrund wird mit der Einführung einer spezifischen Berufsurkunde für diesen Personenkreis für 
die Praxis jedenfalls berücksichtigt, dass in diesem Fall keine automatische Anerkennung ihrer Abschlüsse ge-
währt werden kann. 

Zu Artikel 8a (Änderung des SGB III) 

Zu Nummer 1 (§ 345 Nummer 5b SGB III) 

Das Kinderkrankengeld nach § 45 Absatz 1a SGB V (neu) folgt in seiner Leistungsbemessung dem Kinderkran-
kengeld nach § 45 Absatz 1 SGB V. Dies wird bei den beitragspflichtigen Einnahmen für die Beiträge zur Ar-
beitsförderung nachvollzogen. 

Zu Nummer 2 (§ 421d Absatz 3 Satz 1 SGB III) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Ausweitung der Dauer des Krankengeldes bei Erkrankung eines Kin-
des gemäß Artikel 8b (Änderung von § 45 Absatz 2a SGB V). 

Zu Artikel 8b  

Zu Nummer 1 (§ 11 Absatz 3 SGB V) 

Die Regelung sieht vor, dass bei einem stationären Aufenthalt von versicherten Kindern, die das neunte Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, von der Notwendigkeit der Mitaufnahme einer Begleitperson auszugehen ist. Es 
handelt sich insofern um eine unwiderlegliche Vermutung der Notwendigkeit der Mitaufnahme. Bis zu diesem 
Alter ist anzunehmen, dass der Bindungsverlust durch die stationäre Behandlung zu erheblichen psychischen Be-
einträchtigungen führen und damit den Behandlungsablauf und den Heilungsprozess des Kindes gefährden kann. 

Zu Nummer 2 (§ 44b Absatz 3 SGB V) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Einfügung des Anspruchs nach § 45 Absatz 1a SGB V. Das Verhältnis 
der Ansprüche nach § 45 Absatz 1a SGB V und nach § 44b SGB V wird in § 45 Absatz 1a Satz 6 SGB V geregelt. 
Deshalb ist der Anwendungsbereich der Konkurrenzregelung in § 44b Absatz 3 SGB V auf das Verhältnis zum 
Anspruch nach § 45 Absatz 1 zu beschränken. Demnach sind Tage, für die Krankengeld nach § 44b SGB V in 
Anspruch genommen wird, nicht auf die Anzahl der Leistungstage nach § 45 Absatz 1 (i. V. m. den Absätzen 2 
und 2a) SGB V anzurechnen. 

Zu Nummer 3 (§ 45 SGB V) 

Zu Buchstabe a 

Es handelt sich um eine rechtstechnische Anpassung. 

Zu Buchstabe b 

Mit der Einführung des Krankengeldanspruchs für die Begleitperson eines Menschen mit Behinderung bei stati-
onärer Krankenhausbehandlung (§ 44b SGB V) durch das Gesetz zum Erlass eines Tierarzneimittelgesetzes und 
zur Anpassung arzneimittelrechtlicher und anderer Vorschriften vom 27. September 2021 (BGBl. I S. 4530, 2022 
I S. 1385) mit Wirkung zum 1. November 2022 wurde in dem Bericht des Ausschusses für Gesundheit zum Ge-
setzentwurf der Bundesregierung klargestellt, dass neben diesem Anspruch kein Raum für die Zahlung von Ent-
geltersatzleistungen auf der Grundlage von § 11 Absatz 3 SGB V bleibt (BT-Drs. 19/31069, S. 190). Hintergrund 
war die von den Aufsichtsbehörden und vom Bundesrechnungshof festgestellte uneinheitliche Verfahrensweise 
der Krankenkassen in der Praxis. Nach seinerzeitigem Kenntnisstand wertete ein Teil der Krankenkassen den 
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Ersatz des Verdienstausfalls eines mitaufgenommenen Elternteils als akzessorische Nebenleistung der Kranken-
hausbehandlung des Kindes und erstattete diese unter Bezugnahme auf § 11 Absatz 3 SGB V. Ein anderer Teil 
der Krankenkassen gewährte stattdessen bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen Kinderkrankengeld nach 
§ 45 SGB V mit entsprechender zeitlicher Limitierung. Diese zeitliche Begrenzung wird jedoch den Bedürfnissen 
von Eltern, deren Kinder bei einem längeren Krankenhausaufenthalt begleitet werden müssen, in Einzelfällen 
nicht gerecht. Vor diesem Hintergrund wird die über Jahrzehnte hinweg etablierte Praxis der Krankenkassen zur 
Verdienstausfallerstattung rechtssystematisch als neuer Krankengeldtatbestand in die Vorschrift des § 45 SGB V 
eingebettet. Danach erhalten Versicherte einen Anspruch auf Kinderkrankengeld, wenn und solange die Mitauf-
nahme eines Elternteils bei stationärer Behandlung des versicherten Kindes aus medizinischen Gründen im Sinne 
des § 11 Absatz 3 SGB V notwendig ist. Der Anspruch auf das Kinderkrankengeld nach § 45 Absatz 1a SGB V 
(neu) besteht für eine aus medizinischen Gründen notwendige Begleitung bei Erfüllung der Anspruchsvorausset-
zungen ohne zeitliche Begrenzung. Leistungspflichtig ist die Krankenkasse des begleitenden Elternteils, was dem 
Vorgehen beim Kinderkrankengeld nach § 45 Absatz 1 SGB V sowie beim Krankengeld nach § 44b SGB V für 
Begleitpersonen von Menschen mit Behinderung, die Eingliederungshilfeleistungen beziehen, entspricht. Zu einer 
stationären Behandlung in diesem Sinne gehören vollstationäre und teilstationäre Krankenhausbehandlungen nach 
§ 39 SGB V, stationäre Vorsorgeleistungen nach § 23 SGB V sowie die stationäre Rehabilitation nach § 40 Ab-
satz 2 SGB V. Das Vorliegen der medizinischen Gründe sowie die Dauer der stationären Mitaufnahme gemäß 
§ 11 Absatz 3 SGB V sind von der stationären Einrichtung zu bescheinigen. Die Bescheinigung dient als Nach-
weis gegenüber der Krankenkasse für die Beantragung des Kinderkrankengeldes nach § 45 Absatz 1a SGB V 
(neu). Dies entspricht der bisherigen Praxis für Verdienstausfallerstattungen nach § 11 Absatz 3 SGB V.  

Bis zur Vollendung des neunten Lebensjahres des versicherten Kindes wird gemäß § 11 Absatz 3 Satz 2 von der 
Notwendigkeit der Mitaufnahme einer Begleitperson aus medizinischen Gründen unwiderleglich ausgegangen. 
Das Vorliegen medizinischer Gründe für die Mitaufnahme muss deshalb nicht gesondert bescheinigt werden. In 
der Bescheinigung ist lediglich die Dauer der Mitaufnahme des begleitenden Elternteils anzugeben.  

Der neue Anspruch auf Kinderkrankengeld lässt den Anspruch auf Kinderkrankengeld nach § 45 Absatz 1 SGB V 
unberührt. Insbesondere werden die im Rahmen des unbegrenzten Anspruchs nach § 45 Absatz 1a SGB V (neu) 
verwendeten Kinderkrankentage nicht auf die begrenzte Anzahl von Kinderkrankentagen nach § 45 Absatz 1 
SGB V angerechnet.  

Begleitende Eltern können bei Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen alternativ auch das Kinderkrankengeld 
nach § 45 Absatz 4 SGB V in Anspruch nehmen (insoweit erlischt in diesem Fall der Anspruch nach Absatz 1a). 
Dadurch müssen Eltern, die ihre schwerstkranken Kinder bereits in der Häuslichkeit der Versicherten beaufsich-
tigen, betreuen oder pflegen, im Fall einer medizinisch notwendigen Mitaufnahme bei stationärer Behandlung 
ihres schwerstkranken Kindes keinen weiteren Antrag auf Kinderkrankengeld stellen. Bei Erfüllung der An-
spruchsvoraussetzungen des § 44b SGB V können begleitende Eltern alternativ auch das Krankengeld nach dieser 
Vorschrift in Anspruch nehmen (auch in diesem Fall erlischt dann der Anspruch nach § 45 Absatz 1a SGB V).  

Im Übrigen besteht der Anspruch auf Krankengeld nach § 45 Absatz 1a SGB V auch in Fällen, in denen Begleit-
personen gesetzlich krankenversicherte Arbeitslosengeldbezieher sind. Die Anspruchsberechtigung ergibt sich – 
ebenso wie in Sachverhalten nach § 44b SGB V und § 45 Absatz 4 SGB V – im Umkehrschluss aus § 44 SGB V. 

Zu Buchstabe c 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Durch die Ergänzung in § 45 Absatz 2 Satz 3 und 4 SGB V wird geregelt, dass die Höhe und Berechnung des 
Kinderkrankengeldes nach § 45 Absatz 1a SGB V (neu) wie beim Kinderkrankengeld nach § 45 Absatz 1 SGB V 
erfolgt. Damit wird eine Gleichbehandlung mit den anspruchsberechtigten Versicherten nach § 45 Absatz 1 
SGB V erreicht, die ihre Kinder zu Hause beaufsichtigen, betreuen oder pflegen. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Da § 45 Absatz 1a SGB V ebenso wie Absatz 4 einen unbegrenzten Anspruch auf Kinderkrankengeld, hier für 
die Dauer der stationären Mitaufnahme, vorsieht, ist für die Fälle, in denen die Begleitpersonen gesetzlich kran-
kenversicherte Arbeitslosengeldbezieher sind, klarzustellen, dass § 47b SGB V bei der Höhe und Berechnung des 
Kinderkrankengeldes nach § 45 Absatz 1a SGB V – wie auch in den Fällen von Absatz 4 – Anwendung findet, 
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sofern die Leistungsvoraussetzungen hierfür vorliegen. Es handelt sich insoweit um eine Fortführung der zu Ab-
satz 4 etablierten Praxis der Krankenkassen.  

Zu Buchstabe d 

Zu den Doppelbuchstaben aa und bb 

Mit dem Gesetz zur Stärkung des Schutzes der Bevölkerung und insbesondere vulnerabler Personengruppen vor 
COVID-19 vom 16. September 2022 (BGBl. I S. 1454) ist eine Ausweitung der Sonderregelungen zum Kinder-
krankengeld (30 Arbeitstage pro Kind und Elternteil bzw. 60 Arbeitstage für Alleinerziehende) für das Jahr 2023 
erfolgt. Mit Ablauf der durch die COVID-19-Pandemie bedingten Ausweitung der Anspruchsdauer auf 30 Ar-
beitstage pro Kind und Elternteil bzw. 60 Arbeitstage für Alleinerziehende wäre zum 1. Januar 2024 wieder der 
reguläre Leistungszeitraum für Kinderkrankengeld heranzuziehen, der gemäß Absatz 2 zehn Arbeitstage pro Kind 
und Elternteil bzw. 20 Arbeitstage für Alleinerziehende beträgt. Mit der hier erfolgenden Anpassung der Zahl der 
Arbeitstage wird der Leistungszeitraum – zunächst für die Jahre 2024 und 2025 – jeweils auf 15 Arbeitstage pro 
Kind und Elternteil bzw. 30 Arbeitstage für Alleinerziehende erhöht, längstens für insgesamt 35 Arbeitstage pro 
Elternteil bzw. 70 Arbeitstage für Alleinerziehende. 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Die pandemiebedingten Sonderregelungen, die einen Anspruch auf Kinderkrankengeld bis zum 7. April 2023 
auch in Fällen u. a. der Schließung von Betreuungsreinrichtungen einräumten, werden aufgehoben. 

Zu Buchstabe e 

Mit Auslaufen der Sonderregelungen nach Absatz 2a Satz 3 entfällt auch die Notwendigkeit einer Regelung des 
Konkurrenzverhältnisses zwischen diesem Anspruch und dem Anspruch nach § 56 Absatz 1a des Infektions-
schutzgesetzes (IfSG). Der Absatz wird deshalb aufgehoben. 

Zu Buchstabe f 

Durch die Ergänzung des § 45 Absatz 3 Satz 1 und 2 SGB V ist sichergestellt, dass der Anspruch auf (un-)bezahlte 
Freistellung von der Arbeitsleistung gegen den Arbeitgeber auch für die Dauer des Anspruchs auf Kinderkran-
kengeld nach Absatz 1a (neu) besteht. 

Zu Buchstabe g 

§ 45 Absatz 4 Satz 3 SGB V regelt unter anderem, dass das Kinderkrankengeld für schwerstkranke Kinder in 
Höhe des Krankengeldes nach § 44 SGB V bei eigener Arbeitsunfähigkeit gewährt und gemäß den entsprechen-
den gesetzlichen Grundlagen berechnet wird. Derzeit nimmt § 45 Absatz 4 Satz 3 SGB V nur Bezug auf § 47 
SGB V. Mit der ergänzenden Bezugnahme in Absatz 4 Satz 3 wird klargestellt, dass für die Berechnung des Kin-
derkrankengeldes auch der § 47b SGB V Anwendung findet. Dies entspricht der Praxis der Krankenkassen. Eine 
Leistungsausweitung ist mit dieser Ergänzung nicht verbunden. 

Zu Buchstabe h 

Als Folgeänderung wird in § 45 Absatz 5 SGB V klargestellt, dass ein Anspruch auf unbezahlte Freistellung von 
der Arbeitsleistung auch für Arbeitnehmer besteht, die nicht Versicherte mit Anspruch auf Krankengeld nach § 45 
Absatz 1 oder Absatz 1a SGB V (neu) sind. 

Zu Artikel 8c (Änderung des SGB V) 

§ 65b Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 SGB V sieht vor, dass dem Stiftungsrat der Stiftung Unabhängige Patientenbe-
ratung Deutschland (UPD) unter anderem sieben benannte ehrenamtliche Vertreterinnen und Vertreter von Orga-
nisationen, die sich für die Belange von Patientinnen und Patienten einsetzen (Patientenorganisationen), angehö-
ren sollen. Im Rahmen des derzeit laufenden Prozesses zur Errichtung der Stiftung UPD hat sich gezeigt, dass 
eine Begrenzung auf ehrenamtliche Vertreterinnen und Vertreter der Patientenorganisationen in der praktischen 
Umsetzung für die Patientenorganisationen mit Schwierigkeiten verbunden ist. Die Ehrenamtlichkeit ist allein für 
die Mitgliedschaft und Tätigkeit im Stiftungsrat relevant. Sie bezieht sich hingegen nicht auf das Verhältnis der 
Vertreterinnen und Vertreter im Stiftungsrat bezüglich der in § 65b Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 SGB V genannten 
sie entsendenden Organisationen. Mit der Streichung des Wortes „ehrenamtliche“ in § 65b Absatz 6 Satz 1 Num-
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mer 2 SGB V wird dies klargestellt. Damit können die Patientenorganisationen – entsprechend der jeweils beste-
henden Struktur und fachlichen Expertise – selbst entscheiden, ob sie hauptamtliche oder ehrenamtliche Vertre-
terinnen und Vertreter in den Stiftungsrat entsenden. 

Zu Artikel 8d (Änderung des SGB V) 

Zu Nummer 1 (§ 106b Absatz 1b SGB V) 

Mit dem neuen Absatz 1c wird geregelt, dass Verordnungen von Arzneimitteln, die zum Zeitpunkt der Verord-
nung auf der durch Bundesinstitut für Medizinprodukte und Arzneimittel nach § 129 Absatz 2b Satz 1 SGB V 
erstellten Liste geführt werden, als nicht unwirtschaftlich gelten. Verordnenden Ärztinnen und Ärzten soll hier-
durch mehr Flexibilität bei der Verordnung der entsprechenden Arzneimittel ermöglicht werden, um die Arznei-
mittelversorgung von Kindern sicherzustellen.  

Zu Nummer 2 (§ 129 SGB V) 

Zu Buchstabe a 

Mit dem neuen Absatz 2b wird das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) ermächtigt, 
eine Liste mit Kinderarzneimitteln zu veröffentlichen, die für die pädiatrische Arzneimittelversorgung essentiell 
sind und nach fachlicher Einschätzung des BfArM möglicherweise einer angespannten Versorgungssituation, ins-
besondere im Hinblick auf bevorstehende Infektionssaisons und die deshalb zu erwartende erhöhte Nachfrage, 
unterliegen. Die Liste sowie etwaige Änderungen sind vom BfArM auf seiner Internetseite zu veröffentlichen. 
Apotheken wird der Austausch eines abzugebenden Arzneimittels, das auf der aktuellen Fassung der Liste aufge-
führt ist, gegen ein wirkstoffgleiches Fertigarzneimittel in einer anderen Darreichungsform oder gegen ein in der 
Apotheke hergestelltes Rezeptur- oder Defekturarzneimittel ermöglicht, wenn das abzugebende Arzneimittel 
nicht verfügbar ist. Eine Nichtverfügbarkeit liegt vor, wenn das Arzneimittel innerhalb einer angemessenen Zeit 
durch zwei unterschiedliche Verfügbarkeitsanfragen bei vollversorgenden Arzneimittelgroßhandlungen im Sinne 
des § 52b Absatz 2 Satz 2 erster Halbsatz des Arzneimittelgesetzes nicht beschafft werden kann. Werden Apo-
theken nur von einer vollversorgenden Arzneimittelgroßhandlung beliefert, liegt abweichend Absatz 2a Satz 2 in 
Verbindung mit Absatz 2b Satz 4 eine Nichtverfügbarkeit vor, wenn das Arzneimittel innerhalb einer angemes-
senen Frist durch eine Verfügbarkeitsanfrage bei dieser vollversorgenden Arzneimittelgroßhandlung im Sinne des 
§ 52b Absatz 2 Satz 2 erster Halbsatz des Arzneimittelgesetzes nicht beschafft werden kann. Ziel ist es insbeson-
dere, die Arzneimittelversorgung von Kindern sicherzustellen. Eine Rücksprache mit der verordnenden Ärztin 
oder dem verordnenden Arzt ist für diesen eng begrenzten Austausch von Arzneimitteln nicht erforderlich.  

Zu Buchstabe b 

Mit der Ergänzung werden Retaxierungen für die Fälle des Absatzes 2b ausgeschlossen, in denen Apotheken 
abzugebende Fertigarzneimittel gegen in Apotheken hergestellte Rezeptur- oder Defekturarzneimittel oder wirk-
stoffgleiche Fertigarzneimittel in einer anderen Darreichungsform austauschen. Die Vergütung für die Herstellung 
und Abgabe des abgegebenen Arzneimittels richtet sich nach den Vorschriften der Arzneimittelpreisverordnung. 

Zu Artikel 8e 

Zu Nummer 1 (§ 115f Absatz 2 SGB V) 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung verkürzt die in § 115f Absatz 2 Satz 2 SGB V vorgegebene Frist, innerhalb derer die Vertragspar-
teien nach § 115b Absatz 1 Satz 1 SGB V die Auswahl sektorengleicher Leistungen, für die eine spezielle sekto-
rengleiche Vergütung erfolgt, überprüfen und sofern erforderlich anpassen müssen. Sie wird um ein Jahr vom 
31. März 2025 auf den 31. März 2024 vorgezogen. 

Hiermit soll die Ambulantisierung bisher unnötig stationär erbrachter Leistungen, die das primäre Ziel der spezi-
ellen sektorengleichen Vergütung ist, weiter beschleunigt werden. 

Zu Buchstabe b 

Die Regelung vollzieht die im neuen § 115f Absatz 4 Satz 3 SGB V enthaltene Erweiterung für die Überprüfung 
und eventuelle Anpassung der Leistungen, für die eine sektorengleiche Vergütung erfolgen soll, durch die Ver-
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tragsparteien nach § 115b Absatz 1 Satz 1 SGB V nach. Auch diese können Kodes des Operationen- und Proze-
durenschlüssels berücksichtigen, die nicht im Katalog nach § 115b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 (AOP-Katalog) 
aufgeführt sind. Der zweite Halbsatz stellt klar, dass die Vorgaben nach Satz 1 auch hierfür gelten. 

Zu Nummer 2 (§ 115f Absatz 4 SGB V) 

Die Regelung erweitert die Rechtsgrundlage für die Rechtsverordnung des BMG nach § 115f Absatz 4 Satz 1 
SGB V.  

Diese Rechtsverordnung kann erlassen werden, wenn eine Vereinbarung der Vertragsparteien nach § 115b Ab-
satz 1 Satz 1 SGB V (Spitzenverband Bund der Krankenkassen, Deutsche Krankenhausgesellschaft und Kassen-
ärztliche Bundesvereinigung) zu Leistungen, für die eine sektorengleiche Vergütung zu erfolgen hat, nicht bis 
zum 31. März 2023 zu Stande gekommen ist. Nachdem dies eingetreten ist, hat das BMG mit der Erarbeitung 
einer entsprechenden Rechtsverordnung begonnen. Zu diesem Zweck hat es auch das Institut für das Entgeltsys-
tem im Krankenhaus sowie das Institut des Bewertungsausschusses mit Zuarbeit beauftragt. Dabei hat sich ge-
zeigt, dass die Etablierung von sektorengleichen Vergütungen in Form von Fallpauschalen („Hybrid-DRG“) aus-
schließlich auf Grundlage der im Katalog nach § 115b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 (AOP-Katalog) aufgeführten 
Kodes des Operationen- und Prozedurenschlüssels aus medizinisch-ökonomischen Gründen unzureichend ist. 
Eine Berücksichtigung auch nicht im AOP-Katalog genannter Kodes ist erforderlich, um insbesondere die sekto-
rengleichen Vergütungen in Form von Fallpauschalen ohne Fehlanreize umzusetzen. Vor diesem Hintergrund 
wird geregelt, dass das BMG bei der Rechtsverordnung nach Absatz 4 Satz 1 auch Kodes berücksichtigen darf, 
die nicht im AOP-Katalog aufgeführt sind. 

Zu Artikel 8f (§ 132a SGB V) 

Zu Nummer 1  

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur. 

Zu Nummer 2 

§ 132a Absatz 4 Satz 7 wurde mit dem Pflegepersonal-Stärkungsgesetz vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I 
S. 2394) eingefügt. Danach kann die Bezahlung von Gehältern bis zur Höhe tarifvertraglich vereinbarter Vergü-
tungen sowie entsprechender Vergütungen nach kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen nicht als unwirtschaftlich 
abgelehnt werden. 

Bei Vorliegen eines sachlichen Grundes ist die Bezahlung darüberhinausgehender Gehälter möglich; vgl. § 7 
Nummer 4 Satz 2 der Rahmenempfehlungen nach § 132a Absatz 1 SGB V zur Versorgung mit Häuslicher Kran-
kenpflege (www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/krankenversicherung_1/ambulante_leistungen/haeus-
liche_krankenpflege/20211028_HKP_Rahmenempfehlungen_132a_Abs_1_SGB_V.pdf; abgerufen am 2. Okto-
ber 2023).  

Mit dem Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz vom 19. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 155) wurde Satz 8 
eingefügt. Dieser sieht vor, dass bei nicht tarifgebundenen oder nicht an kirchliche Arbeitsrechtsregelungen ge-
bundenen Leistungserbringern § 82c Absatz 2 Satz 1 SGB XI entsprechend gilt. Demnach kann bei diesen Pfle-
geeinrichtungen die Zahlung von Entlohnungsbestandteilen nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden, soweit 
diese insgesamt das regional übliche Entlohnungsniveau um nicht mehr als 10 Prozent übersteigen. 

Es wird auch für die unter Satz 8 fallende Bezahlung klargestellt, dass bei Vorliegen eines sachlichen Grundes 
die Bezahlung darüberhinausgehender Gehälter nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden kann. Damit wird 
eine rechtssichere Grundlage geschaffen und eine Harmonisierung mit entsprechenden Regelungen aus dem 
SGB XI, wie § 82c Absatz 3 Satz 1 und 2, erreicht. 

Zu Nummer 3 

Gemäß § 132a Absatz 4 Satz 10 (neu) ist der Leistungserbringer verpflichtet, die Bezahlung der Beschäftigten 
nach Satz 7 jederzeit einzuhalten und sie auf Verlangen einer Vertragspartei nachzuweisen. Mit der Anpassung 
wird diese Nachweispflicht auf die unter Satz 8 fallende Bezahlung der Beschäftigten ausgeweitet. 
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Zu Nummer 4 

Für den Bereich der häuslichen Krankenpflege ist für den Fall der Nichteinigung bei Verhandlungen von Versor-
gungsverträgen nach Absatz 4 Satz 1 ein Konfliktlösungsmechanismus in Form eines Schiedsverfahrens vorge-
sehen. Der Schiedsperson wird als Vertragshelfer die Befugnis eingeräumt, Vertragsbestandteile wie etwa die 
Vergütung zu bestimmen und so den Vertragsinhalt rechtsgestaltend zu ergänzen beziehungsweise zu ersetzen 
(vgl. Bundessozialgericht, Urteil vom 23.6.2016, B 3 KR 26/15 R, BSGE 121, 243). Der Schiedsspruch stellt nach 
seinem Erlass die Rechtsgrundlage für Forderungen zwischen den Leistungserbringern und der Krankenkasse dar. 
Zur Durchsetzung hierauf gestützter Forderungen steht dem Gläubiger die Ersetzungsklage als eine Sonderform 
der allgemeinen Leistungsklage nach § 54 Absatz 5 des Sozialgerichtsgesetzes zu. Die Anpassung setzt die 
höchstrichterliche Rechtsprechung gesetzlich um, indem vorgesehen wird, dass Klagen gegen die Festlegung des 
Vertragsinhalts gegen den Vertragspartner zu richten sind.  

Festlegungen der Schiedsperson sind im Fall einer gerichtlichen Überprüfung bis zu deren rechtskräftigem Ab-
schluss durch Urteil oder durch Vergleich nicht anwendbar. Mit Blick auf mehrjährige Verfahrensdauern und die 
damit verbundene Liquiditätsbelastung kann dies dazu führen, dass von einer gerichtlichen Überprüfung abgese-
hen wird.  

Die Anpassung bewirkt deshalb, dass der von der Schiedsperson festgelegte Vertragsinhalt oder von der Schieds-
person festgelegte einzelne Bestimmungen des Vertrages bis zur gerichtlichen Ersetzung oder gerichtlichen Fest-
stellung der Unbilligkeit weitergelten. Damit wird auch ein Gleichklang mit anderen Leistungsbereichen erzielt, 
in denen bereits jetzt entsprechende Regelungen vorgesehen sind.  

Zu Nummer 5 

Die Anpassung bewirkt keine materiell-rechtliche Änderung. Vielmehr wurde der Satz durch einen infolge der 
Einfügung weiterer Sätze in die Regelung unrichtig gewordenen Änderungsbefehls in Artikel 2 Nummer 2 Buch-
stabe b des Intensivpflege- und Rehabilitationsstärkungsgesetzes vom 23. Oktober 2020 (BGBl. I S. 2220) fälsch-
licherweise aufgehoben. Die nunmehr vorgesehene Einfügung erfolgt daher, um die bisherige Regelung wieder-
herzustellen. 

Zu Nummer 6 

Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b des Intensivpflege- und Rehabilitationsstärkungsgesetzes vom 23. Oktober 2020 
(BGBl. I S. 2220) sah vor, § 132a Absatz 4 Satz 14 der damaligen Fassung mit Ablauf des 31. Oktober 2023 
aufzuheben. Dieser Änderungsbefehl ist in der Zwischenzeit unrichtig geworden, sodass die Aufhebung als Folge 
der Neuregelung der Versorgung mit außerklinischer Intensivpflege in § 132l nunmehr erneut angeordnet wird. 

Zu Artikel 8g (§ 132l SGB V) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Gemäß § 132l Absatz 5 Satz 2 kann die Bezahlung von Gehältern bis zur Höhe tarifvertraglich vereinbarter Ver-
gütungen sowie entsprechender Vergütungen nach kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen nicht als unwirtschaftlich 
abgelehnt werden. 

Bei Vorliegen eines sachlichen Grundes ist die Bezahlung darüberhinausgehender Gehälter möglich; vgl. § 14 
Nummer 4 Satz 2 der Rahmenempfehlungen nach § 132l Absatz 1 SGB V zur Versorgung mit außerklinischer 
Intensivpflege (www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/krankenversicherung_1/ambulante_leistun-
gen/ausserklinische_intensivpflege/AKI-Rahmenempfehlung-2023-04-03.pdf; abgerufen am 2. Oktober 2023).  

Mit dem Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz vom 19. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 155) wurde für den 
Bereich der häuslichen Krankenpflege geregelt, dass bei nicht tarifgebundenen oder nicht an kirchliche Arbeits-
rechtsregelungen gebundenen Leistungserbringern § 82c Absatz 2 Satz 1 SGB XI entsprechend gilt. Demnach 
kann bei diesen Pflegeeinrichtungen die Zahlung von Entlohnungsbestandteilen nicht als unwirtschaftlich abge-
lehnt werden, soweit diese insgesamt das regional übliche Entlohnungsniveau um nicht mehr als 10 Prozent über-
steigt. Diese Novellierung wird nunmehr auch für den Bereich der außerklinischen Intensivpflege nachvollzogen. 
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Zudem wird gesetzlich klargestellt, dass bei Vorliegen eines sachlichen Grundes die Bezahlung von über Satz 2 
oder Satz 3 hinausgehenden Gehältern möglich ist. Damit wird eine rechtsichere Grundlage geschaffen und eine 
Harmonisierung mit den entsprechenden Regelungen aus dem SGB XI, wie § 82c Absatz 3 Satz 1 und 2, erreicht.  

Zu Buchstabe b 

Gemäß § 132l Absatz 5 Satz 5 (neu) ist auf Verlangen der Landesverbände der Krankenkassen und der Ersatz-
kassen oder einer Krankenkasse die Zahlung der Vergütung nach Satz 2 nachzuweisen. Mit der Anpassung wird 
diese Nachweispflicht auf die Bezahlung von Gehältern nach Satz 3 (neu) ausgeweitet. 

Zu Nummer 2 

Für den Bereich der außerklinischen Intensivpflege ist für den Fall der Nichteinigung bei Verhandlungen von 
Versorgungsverträgen nach Absatz 5 Satz 1 ein Konfliktlösungsmechanismus in Form eines Schiedsverfahrens 
vorgesehen. Einigen sich die Vertragspartner nicht auf eine Schiedsperson, so wird gemäß Absatz 6 Satz 2 diese 
vom Bundesamt für Soziale Sicherung innerhalb eines Monats bestimmt. Konkretisiert wird nunmehr, dass diese 
Frist bei Vorliegen der für die Bestimmung notwendigen Informationen beginnt. Damit die Schiedsverfahren zü-
gig verlaufen und vertragslose Zustände verhindert werden, wird zudem geregelt, dass Klagen und Widersprüche 
gegen die Bestimmung der Schiedsperson durch das Bundesamt für Soziale Sicherung keine aufschiebende Wir-
kung haben. 

Die im Zusammenhang mit dem Schiedsverfahren nach § 132a Absatz 4 höchstrichterlich geklärten Grundsätze 
werden auch für den Bereich der außerklinischen Intensivpflege gesetzlich umgesetzt, indem vorgesehen wird, 
dass Klagen gegen die Feststellung des Vertragsinhalts gegen den Vertragspartner zu richten sind.  

Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass der Schiedsperson als Vertragshelfer die Befugnis eingeräumt wird, 
Vertragsbestandteile wie etwa die Vergütung zu bestimmen und so den Vertragsinhalt rechtsgestaltend zu ergän-
zen beziehungsweise zu ersetzen (vgl. Bundessozialgericht, Urteil vom 23.6.2016, B 3 KR 26/15 R, BSGE 121, 
243). Der Schiedsspruch stellt nach seinem Erlass die Rechtsgrundlage für Forderungen zwischen den Leistungs-
erbringern und der Krankenkasse dar. Zur Durchsetzung hierauf gestützter Forderungen steht dem Gläubiger die 
Ersetzungsklage als eine Sonderform der allgemeinen Leistungsklage nach § 54 Absatz 5 des Sozialgerichtsge-
setzes zu.  

Festlegungen der Schiedsperson sind im Fall einer gerichtlichen Überprüfung bis zu dessen rechtskräftigem Ab-
schluss durch Urteil oder durch Vergleich nicht anwendbar. Mit Blick auf mehrjährige Verfahrensdauern und die 
damit verbundene Liquiditätsbelastung kann dies dazu führen, dass von einer gerichtlichen Überprüfung abgese-
hen wird.  

Die Anpassung bewirkt deshalb, dass der von der Schiedsperson festgelegte Vertragsinhalt oder von der Schieds-
person festgelegte einzelne Bestimmungen des Vertrages bis zur gerichtlichen Ersetzung oder gerichtlichen Fest-
stellung der Unbilligkeit weitergelten. Damit wird auch ein Gleichklang mit anderen Leistungsbereichen erzielt, 
in denen bereits jetzt entsprechende Regelungen vorgesehen sind. 

Zu Artikel 8h (Weitere Änderung des SGB V) 

Die Änderungen sind Folgeänderungen im Hinblick auf die Zitierung von § 1 PflBG, der nunmehr nur noch einen 
Absatz 1 hat.  

Zu Artikel 8i (Weitere Änderung des SGB V) 

Als Beitrag zur weitgehenden Stabilisierung der Zusatzbeitragssätze sind wie bereits im Jahr 2021 (vgl. Artikel 1 
Nummer 8 Buchstabe b des Gesundheitsversorgungs- und Pflegestärkungsgesetzes vom 22. Dezember 2020, 
BGBl. I S. 3299, Nr. 66) die Zuführungen nach § 170 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit der Krankenkassen-
Altersrückstellungsverordnung sowie die Zuführungen zum Deckungskapital für Verpflichtungen nach § 12 Ab-
satz 1 der Sozialversicherungs-Rechnungsverordnung für das Haushaltsjahr 2024 auf die in diesem Jahr notwen-
digen Beträge begrenzt. Der für die einzelne Krankenkasse jeweils notwendige Betrag ist dem maßgebenden Zu-
führungsplan, der auf Grundlage des aktuellen versicherungsmathematischen Gutachtens erstellt wurde, zu ent-
nehmen. Eine vorgezogene Zuführung von Geldmitteln für zukünftige Haushaltsjahre ist im Haushaltsjahr 2024 
ausgeschlossen. 
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Zu Artikel 8j (Weitere Änderung des SGB V) 

Zu Nummer 2 (§ 240 SGB V) 

Zu Buchstabe a  

Sofern und solange freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) versicherte Mitglieder Nachweise 
über ihre beitragspflichtigen Einnahmen auf Verlangen der Krankenkasse nicht vorlegen, gilt nach § 240 Absatz 1 
Satz 2 zweiter Halbsatz als beitragspflichtige Einnahme für den Kalendertag der dreißigste Teil der monatlichen 
Beitragsbemessungsgrenze. Werden die Beiträge des Mitglieds unter Zugrundelegung dieses Höchstwerts festge-
setzt, kann ein Mitglied nach der Neuregelung innerhalb von zwölf Monaten nach Bekanntgabe der Beitragsfest-
setzung nach § 240 Absatz 1 Satz 2 zweiter Halbsatz auch für vergangene Zeiträume eine Neufestsetzung der 
Beiträge beantragen. Ein fristgemäß eingelegter Antrag ist begründet, wenn das Mitglied Nachweise über die 
tatsächlich erzielten beitragspflichtigen Einnahmen übermittelt. Nach der bisherigen Regelung war der Nachweis 
innerhalb von zwölf Monaten ab der Festsetzung der Beiträge nach Satz 2 zweiter Halbsatz zu erbringen. Dies 
konnte dazu führen, dass die Frist ablief, obwohl das Mitglied Gespräche mit der Krankenkasse über die erfor-
derlichen Einkommensnachweise führte. Entscheidend für die Fristwahrung ist nunmehr der Antrag auf Neufest-
setzung und nicht mehr der Nachweis der geringeren Einnahmen. Die Regelung gilt über die Verweisung in § 226 
Absatz 2 Satz 3 i. V. m. § 240 Absatz 4a Absatz 1 Satz 1 dritter Teilsatz auch für versicherungspflichtige Be-
schäftigte, die neben einer Rente Arbeitseinkommen aus selbständiger Tätigkeit beziehen.  

Zu Buchstabe b  

Zu Doppelbuchstabe aa 

Nach den geltenden Regelungen in § 240 Absatz 4a sind die nach dem Arbeitseinkommen zu bemessenden Bei-
träge und die Beiträge aus Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung für freiwillig in der GKV versicherte 
Selbständige auf der Grundlage des letzten erlassenen Einkommensteuerbescheides zunächst vorläufig festzuset-
zen (Satz 1). Auf Grundlage der tatsächlich erzielten beitragspflichtigen Einnahmen für das jeweilige Kalender-
jahr werden die Beiträge dann nach Vorlage des jeweiligen Einkommensteuerbescheides endgültig festgesetzt. 
Weist das Mitglied seine tatsächlichen Einnahmen auf Verlangen der Krankenkasse nicht innerhalb von drei Jah-
ren nach Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres nach, werden die Beiträge unter Zugrundelegung von Einnahmen 
in Höhe der Beitragsbemessungsgrenze nach § 223 Absatz 3 Satz 1 (2023: 4.987,50 Euro/Monat) festgesetzt. Die 
überwiegend als materiell-rechtliche Ausschlussfrist verstandene Dreijahresfrist erscheint zu starr. Nach dem bis-
herigen Wortlaut konnte es zu einem Fristablauf kommen, obwohl für das betreffende Jahr noch kein Einkom-
mensteuerbescheid vorliegt. Die Auslegung war in der Verwaltungspraxis uneinheitlich. Es wurde zudem von 
zahlreichen Fällen berichtet, in denen Betroffene die Frist verstreichen ließen, ohne dass ihnen der drohende Frist-
ablauf (noch) bewusst war.  

Mit der Neuregelung wird das Verfahren für die Mitglieder künftig transparenter ausgestaltet werden, indem sie 
auf die bislang endgültige Festsetzung von Beiträgen auf Basis der Beitragsbemessungsgrenze eine Reaktions-
möglichkeit erhalten. In den Fällen, in denen trotz Ablauf der Dreijahresfrist noch kein Einkommensteuerbescheid 
vorliegt und das Mitglied dies durch Erklärung des Finanzamts oder auf andere geeignete Weise nachweist, un-
terbleibt eine Festsetzung des Höchstbeitrags durch die Krankenkasse für einen Zeitraum von zwölf Monaten ab 
dem Datum, für das der Nachweis geführt wurde. In der Regel wird dies das Datum einer entsprechenden Erklä-
rung des Finanzamts sein. Sollte es bereits zu einer Festsetzung der Beiträge nach Satz 4 gekommen sein, wird 
sie zurückgenommen. Auch wenn zum Zeitpunkt der Festsetzung nach Satz 4 bereits ein Einkommensteuerbe-
scheid bekanntgegeben worden war, können Mitglieder künftig innerhalb von zwölf Monaten eine abweichende 
Festsetzung der Beiträge beantragen, wenn sie anschließend ihre tatsächlichen Einnahmen auf Basis des Einkom-
mensteuerbescheides nachweisen. 

Generell geregelt wird, dass eine Verjährung von Beitragsansprüchen gehemmt ist, bis der Einkommensteuerbe-
scheid für das jeweilige Kalenderjahr vorgelegt wird.  

Zu den Doppelbuchstaben bb und cc 

Es handelt sich um Folgeänderungen zu der Regelung in Doppelbuchstabe aa. 
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Zu Nummer 3 (§ 423 SGB V) 

Entsprechend der Neuregelung der Beitragsfestsetzung nach § 240 Absatz 4a können Beiträge auch für Zeiträume 
ab dem 1. Januar 2018 abweichend festgesetzt werden. Dafür müssen die tatsächlichen Einnahmen durch Vorlage 
eines Einkommensteuerbescheides innerhalb von zwölf Monaten ab Inkrafttreten dieses Gesetzes bzw. ab Be-
kanntgabe des Einkommensteuerbescheides nachgewiesen werden. Diese Regelung erscheint im Sinne der 
Gleichbehandlung geboten, weil die Rechtslage ab dem 1. Januar 2018 insbesondere Anlass zu Zweifeln geben 
konnte, ob die nach dem Arbeitseinkommen zu bemessenden Beiträge nach § 240 Absatz 4a Satz 4 „spätestens 
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres“ unter Zugrundelegung der Beitragsbemes-
sungsgrenze festzusetzen waren, selbst wenn die Vorlage des Einkommensteuerbescheides mangels Bekanntgabe 
noch nicht möglich war. Infolgedessen war es zu einer uneinheitlichen Festsetzungspraxis gekommen bzw. einige 
Mitglieder haben auf Grund des Gesetzeswortlauts auf die Beantragung einer abweichenden Festsetzung verzich-
tet. 

Zu Artikel 8k (Änderung des SGB VI) 

Das Kinderkrankengeld nach § 45 Absatz 1a SGB V (neu) folgt in seiner Leistungsbemessung dem Kinderkran-
kengeld nach § 45 Absatz 1 SGB V. Dies wird bei den beitragspflichtigen Einnahmen für die Beiträge zur gesetz-
lichen Rentenversicherung nachvollzogen. 

Zu Artikel 8l (Änderung des SGB XI) 

Zu Nummer 1 (Inhaltübersicht) 

Mit der Änderung wird eine notwendige nachträgliche Anpassung der amtlichen Inhaltsübersicht des SGB XI 
umgesetzt, da die §§ 123 und 124 mit Artikel 1 Nummer 43a des Gesetzes vom 19.06.2023 (Gesetz zur Unter-
stützung und Entlastung in der Pflege (BGBl. 2023 I Nr. 155)) neugefasst wurden. 

Zu Nummer 2 (§ 59 Absatz 1 Satz 1 SGB XI) 

Es handelt sich um die redaktionelle Korrektur einer Doppelung im Wortlaut des § 59 Absatz 1 Satz 1. 

Zu Artikel 8m (Weitere Änderung des SGB XI) 

Im Rahmen der Konzertierten Aktion Pflege (KAP) hat das BMG eine Studie zur Arbeitsplatzsituation in der 
Akut- und Langzeitpflege sowie zur Ermittlung und modellhaften Implementierung von Indikatoren für gute Ar-
beitsbedingungen in der Langzeitpflege beauftragt. Die Ergebnisse wurden im Mai 2023 veröffentlicht. In der 
Studie wurde auf Grundlage einer umfassenden Befragung von über 5.500 Pflegekräften gezeigt, dass die Ver-
einbarkeit von Familie, Pflege und Beruf einer der wichtigsten Faktoren für die Attraktivität des Pflegeberufs und 
damit die Personalsicherung in der Langzeitpflege ist, die durch viele betriebliche Maßnahmen positiv beeinflusst 
werden kann. Zu diesem Zweck besteht bereits das Förderprogramm nach § 8 Absatz 7. Die bisherigen Erfahrun-
gen der geförderten Pflegeeinrichtungen sowie der Pflegeeinrichtungen, die vergleichbare Maßnahmen im Rah-
men der BMG-Studie in den Betrieben durchgeführt haben, sind sehr positiv; auch die Arbeitszufriedenheit der 
Beschäftigten konnte jeweils deutlich verbessert werden. Gleichwohl wurde das Antrags- und Bewilligungsver-
fahren von den Beteiligten häufig als sehr aufwändig beschrieben, was eine Hürde für eine Antragstellung dar-
stellen könnte. Nach Einschätzung der Verbände der Pflegeeinrichtungen bestehen teilweise Auslegungsprob-
leme, welche Maßnahmen aus dem Förderprogramm konkret förderfähig seien. Daher wird der Katalog der Maß-
nahmen auf Grundlage der bereits heute förderfähigen Maßnahmen neu strukturiert und begrifflich konkretisiert. 
So wird z. B. klargestellt, dass Coaching-Maßnahmen zur Umsetzung einer kompetenzorientierten Aufgabenver-
teilung, die zur Entlastung von Pflegekräften führt, ebenso förderfähig sein können wie die Unterstützung bei der 
Konzeptentwicklung und Umsetzung von betrieblichen Ausfallkonzepten wie Springerpools. Klargestellt wird 
damit auch, dass Maßnahmen, die im Rahmen des von der Pflegebevollmächtigten der Bundesregierung initiierten 
Projekts für „Gute Arbeitsbedingungen in der Pflege zur Vereinbarkeit von Pflege, Familie und Beruf“ (GAP) 
umgesetzt werden, nach Maßgabe von Satz 5 in der dort jeweils vorgesehenen Höhe pauschal förderfähig sind. 
Die Konkretisierung des Maßnahmenkatalogs soll für die Pflegeeinrichtungen und Pflegekassen das Antrags- und 
Bewilligungsverfahren erleichtern und beschleunigen und trägt damit zur Entbürokratisierung der Verfahren bei 
den Pflegeeinrichtungen und Pflegekassen bei. 
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Zu Artikel 8n (Weitere Änderung des SGB XI) 

Im Rahmen des Gesundheitsversorgungs- und Pflegeverbesserungsgesetz (GPVG) wurde das Modellprogramm 
nach § 8 Absatz 3b SGB XI des GKV-Spitzenverbandes zur wissenschaftlich gestützten Weiterentwicklung der 
Personalbemessung in der stationären und ambulanten Langzeitpflege eingerichtet. Vorrang hatte zunächst das 
Modellvorhaben zur Weiterentwicklung des Personalbemessungsverfahrens für den vollstationären Bereich, für 
das der GKV-Spitzenverband am Ende 2022 den Zuschlag an die Auftragnehmer für das Modellprojekt erteilt hat 
und das nach gegenwärtigem Stand bis Mai 2025 abgeschlossen sein wird. Darauf konzeptionell aufbauend sollen 
nun für die ambulante Pflege in einem vom vollstationären Bereich unabhängigen Modellprojekt neue Modelle 
der Arbeitsorganisation für eine wohnortnahe ambulante pflegerische Versorgung mit einem veränderten, kom-
petenzorientierten Personalmix entwickelt und erprobt werden. Hierzu sollten nach Möglichkeit bereits erste Er-
kenntnisse aus veröffentlichten Studien und Expertisen des Modellprogramms nach § 8 Absatz 3a SGB XI zur 
Entwicklung oder Erprobung innovativer Versorgungsansätze unter besonderer Berücksichtigung einer kompe-
tenzorientierten Aufgabenverteilung des Personals in Pflegeeinrichtungen einbezogen werden, die auch die er-
warteten demografischen Auswirkungen gerade auf den ambulanten Versorgungsbereich berücksichtigen. Die 
Konkretisierung der Ziele, Dauer, Inhalte und Durchführungsweise des Modellprogramms wird vom GKV-Spit-
zenverband erarbeitet und anschließend mit dem BMG und BMFSFJ sowie nach Anhörung des Begleitgremiums 
abgestimmt. Vor diesem Hintergrund und der bisherigen Befristung des Modellprogramms bis Mitte des Jahres 
2025 wird eine gesetzliche Fristverlängerung bis Ende des Jahres 2026 vorgesehen, damit auch für die Modell-
projekte zur Weiterentwicklung der ambulanten pflegerischen Versorgung hinreichend Zeit für die Umsetzung 
besteht. Die maximale Finanzierungssumme in Höhe von insgesamt 12 Millionen Euro aus dem Ausgleichfonds 
erhöht sich dabei nicht, sodass die Verlängerung ausgabenneutral ist. 

Zu Artikel 8o (Weitere Änderung des SGB XI) 

Mit dieser Änderung wird die Vorgehensweise zur Berechnung der Höhe des durchschnittlichen Gesamtheiment-
gelts erleichtert, indem ein einheitlicher Stichtag (jeweils 31. Dezember des vorangegangenen Jahres) für die 
Berechnung der Durchschnittswerte ergänzt wird. 

Zu Artikel 8p (Weitere Änderung des SGB XI) 

Zu Nummer 1 (§ 55 Absatz 3a SGB XI) 

Zu Buchstabe a 

Es handelt sich um eine sprachliche Korrektur. 

Zu Buchstabe b 

Seit dem 1. Juli 2023 gelten für Eltern unterschiedliche Beitragssätze in der sozialen Pflegeversicherung, je nach-
dem, wie viele Kinder sie haben. Mitglieder mit Kindern erhalten seit dem 1. Juli 2023 je Kind unter 25 Jahren 
einen Abschlag in Höhe von 0,25 Beitragssatzpunkten. Dies gilt vom zweiten bis zum fünften Kind. Der Abschlag 
gilt bis zum Ablauf des Monats, in dem das jeweilige Kind das 25. Lebensjahr vollendet hat oder vollendet hätte.  

Für die Berücksichtigung der Abschläge muss die Anzahl der Kinder unter 25 Jahren gemäß Absatz 3a Satz 1 
gegenüber der beitragsabführenden Stelle nachgewiesen sein, es sei denn, dieser sind die Angaben bereits bekannt. 
Bei Selbstzahlerinnen und Selbstzahlern ist der Nachweis gegenüber der Pflegekasse zu führen.  

Mit der vorgesehenen Ergänzung durch den neuen Satz 3 wird den beitragsabführenden Stellen und den Pflege-
kassen die datenschutzrechtliche Befugnis eingeräumt, einen Nachweis über die berücksichtigungsfähigen Kinder 
zu verlangen.  

Zu Nummer 2 (§ 55 Absatz 3c SGB XI) 

Durch die Ergänzung wird klargestellt, dass das bis zum 31. März 2025 zu entwickelnde digitale Verfahren auch 
den Nachweis der Elterneigenschaft in Bezug auf den Beitragszuschlag für Kinderlose umfassen soll. 

Zu Nummer 3 (§ 55 Absatz 3d SGB XI) 

Die Umsetzung der – je nach Kinderzahl – unterschiedlichen Beitragssätze ist für die beitragsabführenden Stellen 
und die Pflegekassen mit nicht unerheblichem Aufwand verbunden. Bis ein digitales Verfahren zur Erhebung und 
zum Nachweis der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder zur Verfügung steht, hat der Gesetzgeber daher 



 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 173 – Drucksache 20/8901 
 
 
einen Übergangszeitraum vom 1. Juli 2023 bis zum 30. Juni 2025 vorgesehen, in dem der Nachweis auch dann 
als erbracht gilt, wenn das Mitglied auf Anforderung der beitragsabführenden Stelle oder der Pflegekasse die 
erforderlichen Angaben zu den berücksichtigungsfähigen Kindern mitteilt. 

Mit der vorgesehenen Ergänzung soll datenschutzrechtliche Klarheit für die beitragsabführenden Stellen und die 
Pflegekassen geschaffen werden, wenn diese, wie in Absatz 3a grundsätzlich vorgesehen ist, auch im Übergangs-
zeitraum einen Nachweis über die berücksichtigungsfähigen Kinder verlangen. 

Zu Artikel 8q (Weitere Änderung des SGB XI) 

Das Kinderkrankengeld nach § 45 Absatz 1a SGB V (neu) folgt in seiner Leistungsbemessung dem Kinderkran-
kengeld nach § 45 Absatz 1 SGB V. Dies wird bei den beitragspflichtigen Einnahmen für die Beiträge zur Pfle-
geversicherung nachvollzogen. 

Zu Artikel 8r (Weitere Änderung des SGB XI) 

Seit dem 1. September 2022 sind zugelassene Pflegeeinrichtungen dazu verpflichtet, ihre Beschäftigten im Pflege- 
und Betreuungsbereich mindestens auf tariflichem Niveau zu entlohnen. Die zuständige Fachabteilung im Bun-
desministerium für Gesundheit (BMG) begleitet die Umsetzung und Auswirkungen der Regelungen. Nach § 72 
Abs. 3f ist das BMG zudem verpflichtet, unter Beteiligung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
(BMAS) bis zum 31. Dezember 2025 die Wirkungen der Regelungen der Absätze 3a und 3b und des § 82c zu 
evaluieren. Insbesondere hierfür, aber auch für die fachliche Umsetzungsbegleitung, benötigt das BMG systema-
tische Auswertungen der bei den Pflegekassen und Landesverbänden der Pflegekassen insbesondere aus den Mel-
dungen nach § 72 Absatz 3d und 3e vorliegenden Daten. Daher werden die Pflegekassen und Landesverbände der 
Pflegekassen verpflichtet, die bei ihnen jeweils vorhandenen Informationen auf Anforderung des BMG entweder 
selbst oder – im Falle einer erfolgten Aufgabenübertragung nach Absatz 6 Satz 2 – durch die Geschäftsstelle 
Tarife aufbereiten und auswerten zu lassen; die Landesverbände der Pflegekassen sowie die Geschäftsstelle wer-
den insoweit zur Übermittlung an das BMG verpflichtet. Soweit die Auswertungen auch Informationen enthalten, 
die Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen unterfallen – dies betrifft beispielsweise die Trägerart, die Versor-
gungsform oder die Nennung der Bezeichnungen von Tarifverträgen, aus denen ein Betriebsbezug wieder her-
stellbar sein könnte, wird eine ausdrückliche gesetzliche Grundlage für die Übermittlung an das BMG geschaffen, 
da ohne diese Informationen eine Evaluation der Wirkungen nur eingeschränkt möglich wäre. 

Zu Artikel 8s (Weitere Änderung des SGB XI) 

Für die erstmalige Festlegung von Zielwerten für eine anzustrebende, mindestens zu vereinbarende personelle 
Ausstattung in vollstationären Pflegeheimen durch das BMG im Einvernehmen mit dem BMFSFJ und dem 
BMAS nach Anhörung der weiteren Beteiligten ist es erforderlich, aktuelle Vorgaben für die Mindestpersonal-
ausstattung miteinzubeziehen. Diese werden nach der aktuellen Rechtslage in den Landesrahmenverträgen nach 
Absatz 5 Nummer 1 in Verbindung mit § 75 Absatz 1 SGB XI geregelt. Da die Anpassung der Rahmenverträge 
auf Landesebene aufgrund der Einführung des Personalbemessungsverfahrens zum 1. Juli 2023 derzeit noch nicht 
in allen Ländern abgeschlossen ist, wird die Frist für die Festlegung der Zielwerte einmalig um ein halbes Jahr 
verlängert. Gleichzeitig wird in Kohärenz mit der einmaligen Fristverlängerung zur Festlegung der Zielwerte auch 
die Frist für die neue Berichtspflicht des Spitzenverbandes Bund der Pflegekassen zur Einhaltung der Zielwerte 
nach Absatz 8 Satz 3 einmalig um ein halbes Jahr als auch die Frist zur Festlegung der Grundlagen dieses Berichts 
durch den Spitzenverband Bund der Pflegekassen um ein halbes Jahr verlängert. Für die nachfolgenden Jahre 
werden die zuvor geltenden Fristen beibehalten.  

Das Verfahren hat dabei keine Auswirkungen auf die Prüfung des BMG nach Absatz 7 hinsichtlich einer Anpas-
sung der Personalanhaltswerte nach Absatz 1 und der Grundlagen für die mindestens zu vereinbarende personelle 
Ausstattung nach Absatz 5 Satz 1 Nummer 1, sodass der Auftrag aus dem Koalitionsvertrag, die Umsetzung der 
Personalbemessung in der vollstationären Pflege zu beschleunigen, weiterhin umgesetzt wird. 

Zu Artikel 8t (Weitere Änderung des SGB XI) 

Zu Nummer 1 (§ 154 Absatz 2 SGB XI) 

Es handelt sich um redaktionelle Klarstellungen zu den schon bisher gültigen Verfahrensregelungen. Die bisherige 
Regelung sieht eine letztmalige Einreichung von Unterlagen bis zum 30. August 2024 vor. Damit ist es nicht 
möglich, alle Jahresrechnungen der Versorger für die Jahre 2023 und 2024 zu berücksichtigen. Deshalb wird die 
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Verpflichtung zur Einreichung aller Jahresabrechnungen, die den Erstattungszeitraum betreffen, ergänzt. Um 
trotzdem die Abwicklung des Wirtschaftsstabilisierungsfonds zum Ende des Jahres 2024 nicht zu beinträchtigen, 
erfolgen Erstattungen oder Rückzahlungen auf Basis der nach dem 30. August 2024 eingehenden Jahresabrech-
nungen zu Lasten oder zu Gunsten der sozialen Pflegeversicherung. Um Fehlanreize beim Einreichen der Jahres-
abrechnungen zu verhindern, wird eine teilweise Rückzahlungspflicht vorgesehen. 

Zu Nummer 2 (§ 154 Absatz 4 Satz 2 SGB XI) 

Es wird klargestellt, dass auch die Kosten der Energieberatung erstattungsfähig sind. 

Zu Nummer 3 (§ 154 Absatz 6 SGB XI) 

Zu Buchstabe a 

Die Letztabgabefrist für die Unterlagen zum monatlichen Erstattungsverfahren und für die Erstattung der Kosten 
der Energieberatung wird vereinheitlicht und damit auch der gesetzlichen Rechnungsstellungsfrist von sechs Mo-
naten für die Energieberatung Rechnung getragen. 

Zu Buchstabe b  

Es wird klargestellt, dass auch die vierwöchige Frist für die Erstattungen der Kosten der Energieberatung seitens 
der Pflegekassen erst nach Vorliegen der vollständigen Antragsunterlagen beginnt. 

Zu Artikel 8u (Änderung des SGB XIV) 

Mit der Änderung wird sichergestellt, dass auch Versicherte in den privaten Krankenversicherungen dem Versor-
gungsanspruch nach § 24 Satz 1 Nummer 2 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB XIV) unterfallen, 
soweit eine Schutzimpfung in einem einer Rechtsverordnung nach § 20i Absatz 3 SGB V entsprechenden Umfang 
erfolgt. 

Zu Artikel 8v (Änderung der Infektionsschutzgesetzes) 

Mit der Änderung wird der Versorgungsanspruch nach § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a IfSG für den Zeitraum 
vom 8. April bis zum 31. Dezember 2023 auf alle Schutzimpfungen und andere Maßnahmen der spezifischen 
Prophylaxe, die auf Grundlage eines Anspruchs einer Rechtsverordnung nach § 20i Absatz 3 SGB V gegen das 
Coronavirus SARS-CoV-2 vorgenommen werden und die nicht bereits von den zuständigen Landesbehörden öf-
fentlich empfohlen werden, erweitert. Dies gilt auch für Versicherte in den privaten Krankenversicherungen. Da-
mit wird eine in diesem Zeitraum bestehende Schutzlücke geschlossen. Ab dem 1. Januar 2024 besteht ein in-
haltsgleicher Anspruch nach § 24 Satz 1 Nummer 2 SGB XIV. 

Zu Artikel 8w (Änderung des Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetzes) 

Der derzeitige § 42 Absatz 4 SGB XI regelt, dass abweichend von den Absätzen 1 und 2 des § 42 SGB XI der 
Anspruch auf Kurzzeitpflege auch in Einrichtungen, die stationäre Leistungen zur medizinischen Vorsorge oder 
Rehabilitation erbringen, besteht, wenn während einer Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabilita-
tion für eine Pflegeperson eine gleichzeitige Unterbringung und Pflege des Pflegebedürftigen erforderlich ist. 
Diese Regelung wird mit dem Gesetz zur Unterstützung und Entlastung in der Pflege (Pflegeunterstützungs- und 
-entlastungsgesetz – PUEG) vom 19. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 155) bisher bereits zum 1. Januar 2024 aufge-
hoben, der Anspruch auf Versorgung Pflegebedürftiger bei Inanspruchnahme von Vorsorge- oder Rehabilitati-
onsleistungen durch die Pflegeperson gemäß § 42a Absatz 1 Satz 1 SGB XI besteht jedoch erst ab dem 1. Juli 
2024. Damit für die Versicherten keine Anspruchslücke entsteht, wird § 42 Absatz 4 SGB XI mit der vorliegenden 
Anpassung der Inkrafttretensregelung des PUEG nunmehr erst am 1. Juli 2024 aufgehoben. 

Zu Artikel 8x (Änderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes)  

Die Änderungen sind Folgeänderungen im Hinblick auf die Zitierung von § 1 PflBG, der nunmehr nur noch einen 
Absatz 1 hat. 

Zu Artikel 8z (Änderung des Grundstoffüberwachungsgesetzes) 

Mit der Änderung wird der Verweis auf die Verordnung (EG) Nr. 273/2004 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. Februar 2004 betreffend Drogenausgangsstoffe (ABl. L 47 vom 18. Februar 2004, S. 1) und die 
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Verordnung (EG) Nr. 111/2005 des Rates vom 22. Dezember 2004 zur Festlegung von Vorschriften für die Über-
wachung des Handels mit Drogenaustauschstoffen zwischen der Gemeinschaft und Drittländern (ABl. L 22 vom 
26.1.2005, S. 1) an das zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 2023/196 der Kommission zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 273/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG) 
Nr. 111/2005 des Rates betreffend die Aufnahme bestimmter Drogenausgangsstoffe in die Liste der erfassten 
Stoffe (Abl. L 27/1 vom 31.1.2023, S. 1) geänderte europäische Recht angepasst. Damit sind für die Strafvor-
schriften des § 19 die jeweils am 20. Februar 2023 geltenden Fassungen der Verordnungen maßgeblich.  

Mit Wirkung vom 3. Oktober 2022 wurden Ethyl-alpha-phenylacetoacetat (EAPA) und Methyl-3-oxo-2-(3,4-
methylenodioxiphenyl)butonat (MAMDPA) jeweils als Stoff in die Kategorie 1 der Listen der erfassten Stoffe 
der Verordnungen aufgenommen. EAPA wird zur unerlaubten Herstellung von 1-Phenyl-2-Propanon (P-2-P), 
auch Benzylmethylketon (BMK) genannt, verwendet. BMK ist ein Ausgangsstoff für Amphetamin und Meta-
mphetamin. MAMDPA wird zur unerlaubten Herstellung von 3,4-Metylenodioxyphenylpropan-2-on (PMK) ver-
wendet, das wiederum ein Ausgangsstoff für 3,4-Methylendioxymethamphetamin (MDMA), allgemein bekannt 
als „Ecstasy“, ist.  

Mit Wirkung vom 20. Februar 2023 wurden die Stoffe N-Phenylpiperidin-4-amin (4-AP), tert-Butyl-4-ani-
linopiperidin-1-carboxylat (1-boc-4-AP), N-Phenyl-N-(piperidin-4-yl)propanamid (Norfentanyl), Diethyl(phe-
nylacetyl)propanedioat (DEPAPD) und Ethyl-3-(2H-1,3-benzodioxol-5-yl)-2-methyloxiran-2-carboxylat (PMK-
Ethylglycidat) jeweils als Stoff in die Kategorie 1 der Listen der erfassten Stoffe der Verordnungen aufgenom-
men. 4-AP ist eine Ersatzchemikalie für N-Phenethyl-4-piperidon (NPP) zur Synthese von 4-Anilino-N-Phe-
nethylpiperidin (ANPP), das wiederum ein unmittelbarer Vorläufer für die Herstellung von Fentanyl und einigen 
seiner Analoga ist. 1-Boc-4-AP ist ein chemisch geschütztes Derivat von 4-AP, das in 4-AP, Norfentanyl oder 
eine Reihe von Norfentanyl-Analoga umgewandelt werden könnte. Norfentanyl ist ein unmittelbarer Vorläufer 
von Fentanyl und einer Reihe von Fentanyl-Analoga. DEPAPD wird zur Herstellung von 1-Phenyl-2-Propanon 
(P-2-P), auch Benzylmethylketon (BMK) genannt, verwendet. BMK ist ein Vorläufer von Amphetamin und Me-
thamphetamin. PMK-Ethylglycidat ist ein Vorläufer von 3,4-Methylendioxyphenylpropan-2-on (PMK), das wie-
derum zur unerlaubten Herstellung von 3,4-Methylendioxymethamphetamin (MDMA), gemeinhin als „Ecstasy“ 
bezeichnet, verwendet wird. 

Durch die Anpassung des Verweises werden die Strafvorschriften des § 19 auf den unerlaubten Umgang mit 
diesen Stoffen erstreckt. Mit der Änderung der Strafvorschriften im GÜG kann die missbräuchliche Abzweigung 
und Verwendung dieser Stoffe effektiver verhindert beziehungsweise verfolgt werden. 

Zu Artikel 8z1 (Änderung des Gesetzes über den Beruf des Logopäden) 

Mit der Ergänzung eines neuen § 8a LogopG in den IV. Abschnitt „Übergangsvorschriften“ wird den Ländern 
übergangsweise ermöglicht, Ausbildungsstrukturen in der Logopädie einzuführen, als auch bisherige akademi-
sche Strukturen fortzuführen, ohne dass es einer erneuten Erprobung der Studiengänge bedarf. Dabei darf das 
Ausbildungsziel nicht gefährdet werden und die Vereinbarkeit der Ausbildung mit der Richtlinie 2005/36/EG 
muss gewährleistet sein. 

Um die Einheitlichkeit des Berufsbildes und die Qualifizierung für die praktische Berufsausübung sicherzustellen, 
werden in § 8a Absatz 1 Abweichungen von der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung nur insoweit zugelassen, 
als sie für die Durchführung der Studiengänge erforderlich sind.  

Die Ausbildung kann insgesamt modularisiert und kompetenzorientiert ausgestaltet werden, d.h. es wird klarge-
stellt, dass dies nicht nur für den theoretischen und praktischen Unterricht, sondern auch für die praktische Aus-
bildung gilt, wobei Abweichungen im Wesentlichen auf den theoretischen und praktischen Unterricht nach § 1 
Absatz 1 der Verordnung und seine inhaltliche Ausgestaltung in Anlage 1 bezogen sein werden. Die zuständige 
Behörde kann eine der Ausbildung entsprechende modularisierte und kompetenzorientierte Gestaltung der staat-
lichen Prüfung zulassen. Dabei kann die Hochschule Teile der staatlichen Prüfung mit Zustimmung der zuständi-
gen Behörde durch Modulprüfungen ganz oder teilweise ersetzen, sofern sie den inhaltlichen Anforderungen an 
den jeweiligen Teil der Prüfung nach den §§ 5 bis 7 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Logopäden ent-
sprechen. Die in den Modellstudiengängen vorhandene nicht mehr praktikable Einschränkung, dass die Mo-
dulprüfungen nicht früher als zwei Monate vor dem Ende der Studienzeit durchgeführt werden dürfen, wird auf-
gehoben.  
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Im Hinblick auf die praktische Ausbildung in der Logopädie wird die – im Vergleich zur Ergotherapie und Phy-
siotherapie – hohe Mindest-Stundenanzahl von 2.100 Stunden für die praktische Ausbildung geringfügig reduziert 
und auf 1.900 Stunden festgelegt. Dabei wird an der Mindest-Gesamtstundenzahl für die Ausbildung in der Lo-
gopädie festgehalten. Aufgrund der hochschulischen Ausbildung ist davon auszugehen, dass mit kompetenzba-
sierter und wissenschaftlicher Methodik ein Theorie-Praxis-Transfer im spezifischen Kontext der Ausbildung in 
der Logopädie in kürzerer Zeit erzielt werden kann. Mit dieser maßvollen Anpassung werden die Hochschulen 
im Bereich der Logopädie in die Lage versetzt, flexibler zu agieren und eine begrenzte Stundenzahl aus der prak-
tischen Ausbildung in den theoretischen und praktischen Unterricht zu verschieben. Dabei wird auch berücksich-
tigt, dass der Anteil der praktischen Ausbildung im Bereich der Logopädie – anders als in der Ergo- und Physio-
therapie – gegenüber dem Anteil des theoretischen und praktischen Unterrichts deutlich überwiegt. 

Im Übrigen gilt nach § 8a Absatz 2 LogopG die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung unverändert. Insgesamt 
gelten daher die strikten Bestimmungen, die bereits an die seit 2009 bestehenden Modellstudiengänge gestellt 
werden. 

Mit Ablauf des 31. Dezember 2024 wird die Modellklausel zur Erprobung hochschulischer Erstausbildungen in 
der Logopädie nach § 4 Absatz 5 bis 7 LogopG ersatzlos wegfallen. In der Praxis hat sich gezeigt, dass sich mit 
Blick auf diesen Stichtag das Angebot von primärqualifizierenden Modellstudiengängen bereits jetzt rückläufig 
entwickelt und dass weitere Studiengänge absehbar eingestellt werden. Der Wegfall von hochschulischen Aus-
bildungsstrukturen mit Auslaufen der Modellregelungen hätte eine faktische Abkehr von einer Akademisierung 
dieser Gesundheitsfachberufe zur Folge und würde seit 2009 gewachsene hochschulische Strukturen beseitigen, 
die im Fall einer Reform der Gesundheitsberufe in Form einer Voll- oder Teilakademisierung eine wesentliche 
Grundlage für deren Weiterentwicklung bilden würden.  

Der Wegfall dieser Ausbildungsstrukturen ist auch im Hinblick auf den zweiten Bericht über die Ergebnisse der 
Modellvorhaben zur Einführung einer Modellklausel in die Berufsgesetze der Ergotherapie, Logopädie und Phy-
siotherapie (BT-Drs. 19/32710) vom 22. Oktober 2021, in dem die Bedeutung hochschulischer Ausbildungen in 
den Gesundheitsfachberufen hervorgehoben wird, sowie im Hinblick auf die Empfehlungen des Wissenschafts-
rates, der ebenfalls für eine Akademisierung der Gesundheitsfachberufe plädiert, zu vermeiden. Vor diesem Hin-
tergrund wird mit der Ergänzung des § 8a LogopG den Ländern und Hochschulen zunächst Planungssicherheit 
im Hinblick auf den Fortbestand der bereits eingerichteten Studiengänge sowie eine verlässliche Perspektive für 
ihre Weiterentwicklung und auch den Aufbau neuer Studiengänge gegeben. Eine erneute Evaluierung der Mo-
dellstudiengänge erfolgt nicht. Die Übergangsregelung ändert an der Dringlichkeit und Notwendigkeit nichts, die 
Ausbildung im Bereich der Logopädie auf Basis der Eckpunkte der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Gesamtkonzept 
Gesundheitsfachberufe“ zukunftsgerecht weiterzuentwickeln und inhaltlich auszugestalten. Insoweit ist für den 
Bereich der Logopädie zu unterstreichen, dass nach dem Gesamtkonzept für diese Ausbildung geprüft wird, ob 
eine vollakademische Ausbildung aufgrund der im Gesamtkonzept genannten Faktoren geboten ist. Nach der für 
2024 geplanten Reform der Ausbildung in der Physiotherapie und dem derzeitig angestrebten Inkrafttreten des 
neuen Berufsgesetzes und der Verordnung frühestmöglich in 2025 sind auch die Berufsgesetze in der Logopädie 
bis 2026 und in der Ergotherapie bis 2027 sukzessive weiterzuentwickeln. 

Zu Artikel 8z2 (Änderung des Ergotherapeutengesetzes) 

Mit der Ergänzung eines neuen § 8b ErgThG in den IV. Abschnitt „Übergangsvorschriften“ wird den Ländern 
übergangsweise ermöglicht, Ausbildungsstrukturen in der Ergotherapie einzuführen, als auch bisherige akademi-
sche Strukturen fortzuführen, ohne dass es einer erneuten Erprobung der Studiengänge bedarf. Dabei darf das 
Ausbildungsziel nicht gefährdet werden und die Vereinbarkeit der Ausbildung mit der Richtlinie 2005/36/EG 
muss gewährleistet sein.  

Um die Einheitlichkeit des Berufsbildes und die Qualifizierung für die praktische Berufsausübung sicherzustellen, 
werden in § 8b Absatz 1 Abweichungen von der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung nur insoweit zugelassen, 
als sie zur Durchführung von Studiengängen erforderlich sind. 

Die Ausbildung kann insgesamt modularisiert und kompetenzorientiert ausgestaltet werden, d.h. es wird klarge-
stellt, dass dies nicht nur für den theoretischen und praktischen Unterricht, sondern auch für die praktische Aus-
bildung gilt, wobei Abweichungen im Wesentlichen auf den theoretischen und praktischen Unterricht nach § 1 
Absatz 1 der Verordnung und seine inhaltliche Ausgestaltung in Anlage 1 Teil A bezogen sein werden. Die zu-
ständige Behörde kann eine der Ausbildung entsprechende modularisierte und kompetenzorientierte Gestaltung 
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der staatlichen Prüfung zulassen. Dabei kann die Hochschule Teile der staatlichen Prüfung mit Zustimmung der 
zuständigen Behörde durch Modulprüfungen ganz oder teilweise ersetzen, sofern sie den inhaltlichen Anforde-
rungen an den jeweiligen Teil der Prüfung nach den §§ 5 bis 7 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Ergo-
therapeuten entsprechen. Die in den Modellstudiengängen vorhandene nicht mehr praktikable Einschränkung, 
dass die Modulprüfungen nicht früher als zwei Monate vor dem Ende der Studienzeit durchgeführt werden dürfen, 
wird aufgehoben. 

Im Übrigen gilt nach § 8b Absatz 2 ErgThG die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung unverändert. Insgesamt 
gelten daher die strikten Bestimmungen, die bereits an die seit 2009 bestehenden Modellstudiengänge gestellt 
werden.  

Mit Ablauf des 31. Dezember 2024 wird die Modellklausel zur Erprobung hochschulischer Erstausbildungen in 
der Ergotherapie nach § 4 Absatz 5 bis 7 ErgThG ersatzlos wegfallen. Es ist zu befürchten, dass sich bereits im 
Vorfeld auf den Stichtag das Angebot von primärqualifizierenden Modellstudiengängen rückläufig entwickeln 
wird und Studiengänge absehbar eingestellt werden. Der Wegfall von hochschulischen Ausbildungsstrukturen 
mit Auslaufen der Modellregelungen hätte eine faktische Abkehr von einer Akademisierung dieser Gesundheits-
fachberufe zur Folge und würde seit 2009 gewachsene hochschulische Strukturen beseitigen, die im Fall einer 
Reform der Gesundheitsberufe in Form einer Voll- oder Teilakademisierung eine wesentliche Grundlage für deren 
Weiterentwicklung durch den Bund bilden würden.  

Der Wegfall dieser Ausbildungsstrukturen ist auch im Hinblick auf den zweiten Bericht über die Ergebnisse der 
Modellvorhaben zur Einführung einer Modellklausel in die Berufsgesetze der Ergotherapie, Logopädie und Phy-
siotherapie (BT-Drs. 19/32710) vom 22. Oktober 2021, in dem die Bedeutung hochschulischer Ausbildungen in 
den Gesundheitsfachberufen hervorgehoben wird, sowie im Hinblick auf die Empfehlungen des Wissenschafts-
rates, der ebenfalls für eine Akademisierung der Gesundheitsfachberufe plädiert, zu vermeiden. Vor diesem Hin-
tergrund wird mit der Ergänzung des § 8b ErgThG den Ländern und Hochschulen zunächst Planungssicherheit 
im Hinblick auf den Fortbestand der bereits eingerichteten Studiengänge sowie eine verlässliche Perspektive für 
ihre Weiterentwicklung und auch den Aufbau neuer Studiengänge gegeben. Eine erneute Evaluierung der Mo-
dellstudiengänge erfolgt nicht. Die Übergangsregelung ändert an der Dringlichkeit und Notwendigkeit nichts, die 
Ausbildung im Bereich der Ergotherapie auf Basis der Eckpunkte der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Gesamtkon-
zept Gesundheitsfachberufe“ zukunftsgerecht weiterzuentwickeln und inhaltlich auszugestalten. Nach dem Ge-
samtkonzept könnte unter Berücksichtigung der darin genannten Faktoren für die Ergotherapie-Ausbildung eine 
Teilakademisierung in Frage kommen. Nach der für 2024 geplanten Reform der Ausbildung in der Physiotherapie 
und dem derzeitig angestrebten Inkrafttreten des neuen Berufsgesetzes und der Verordnung frühestmöglich in 
2025 sind auch die Berufsgesetze in der Logopädie bis 2026 und in der Ergotherapie bis 2027 sukzessive weiter-
zuentwickeln. 

Zu Artikel 8z3 (Änderung des Masseur- und Physiotherapeutengesetzes) 

Mit der Ergänzung eines neuen § 18a MPhG in den Abschnitt 7 „Übergangs- und Schlussvorschriften“ wird den 
Ländern übergangsweise ermöglicht, Ausbildungsstrukturen in der Physiotherapie einzuführen, als auch bisherige 
akademische Strukturen fortzuführen, ohne dass es einer erneuten Erprobung der Studiengänge bedarf. Dabei darf 
das Ausbildungsziel nicht gefährdet werden und die Vereinbarkeit der Ausbildung mit der Richtlinie 2005/36/EG 
muss gewährleistet sein.  

Um die Einheitlichkeit des Berufsbildes und die Qualifizierung für die praktische Berufsausübung sicherzustellen, 
werden in § 18a Absatz 1 Abweichungen von der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung nur insoweit zugelassen, 
als sie zur Durchführung von Studiengängen erforderlich sind.  

Die Ausbildung kann insgesamt modularisiert und kompetenzorientiert ausgestaltet werden d.h. es wird klarge-
stellt, dass dies nicht nur für den theoretischen und praktischen Unterricht, sondern auch für die praktische Aus-
bildung gilt, wobei Abweichungen im Wesentlichen auf den theoretischen und praktischen Unterricht nach § 1 
Absatz 1 der Verordnung und seine inhaltliche Ausgestaltung in Anlage 1 Buchstabe A bezogen sein werden. Die 
zuständige Behörde kann eine der Ausbildung entsprechende modularisierte und kompetenzorientierte Gestaltung 
der staatlichen Prüfung zulassen. Dabei kann die Hochschule Teile der staatlichen Prüfung mit Zustimmung der 
zuständigen Behörde durch Modulprüfungen ganz oder teilweise ersetzen, sofern sie den inhaltlichen Anforde-
rungen an den jeweiligen Teil der Prüfung nach den §§ 12 bis 14 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
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Physiotherapeuten entsprechen. Die in den Modellstudiengängen vorhandene nicht mehr praktikable Einschrän-
kung, dass die Modulprüfungen nicht früher als zwei Monate vor dem Ende der Studienzeit durchgeführt werden 
dürfen, wird aufgehoben. 

Im Übrigen gilt nach § 18a Absatz 2 MPhG die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung unverändert. Insgesamt 
gelten daher die strikten Bestimmungen, die bereits an die seit 2009 bestehenden Modellstudiengänge gestellt 
werden. 

Mit Ablauf des 31. Dezember 2024 wird die Modellklausel zur Erprobung hochschulischer Erstausbildungen in 
der Physiotherapie nach § 9 Absatz 2 bis 4 MPhG ersatzlos wegfallen. Zur Absicherung der Studiengänge, die 
bei der derzeit in Vorbereitung befindlichen Reform der Physiotherapie eine zentrale Rolle einnehmen, ist es 
notwendig, den Fortbestand der Studiengänge rechtlich abzusichern. Vor diesem Hintergrund wird mit der Über-
gangsregelung den Ländern und Hochschulen zunächst Planungssicherheit im Hinblick auf den Fortbestand der 
bereits eingerichteten Studiengänge sowie eine verlässliche Perspektive für ihre Weiterentwicklung und auch den 
Aufbau neuer Studiengänge gegeben. Eine erneute Evaluierung der Modellstudiengänge erfolgt nicht. 

Die Reform des Berufsgesetzes in der Physiotherapie ist für 2024 geplant; derzeit wird ein Inkrafttreten des neuen 
Bundesgesetzes und der Verordnung frühestmöglich in 2025 angestrebt. 

Zu Artikel 8z4 (Änderung der Apothekenbetriebsordnung) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in § 129 Absatz 2b SGB V und steht mit dieser Änderung 
in unmittelbarem sachlichem Zusammenhang und ist durch diese veranlasst. Damit wird sichergestellt, dass die 
erleichterten Austauschregelungen ohne Zeitverzug auch für Versicherte in der privaten Krankenversicherung, 
Beihilfeempfänger und Selbstzahler gelten. Auch für diese Gruppen ist die Arzneimittelversorgung von Kindern 
sicherzustellen. 

Zu Artikel 8z5 (Änderung der Pflegepersonaluntergrenzen-Verordnung) 

Die Änderungen sind Folgeänderungen im Hinblick auf die Zitierung von § 1 PflBG, der nunmehr nur noch einen 
Absatz 1 hat. 

Zu Artikel 8z6 (Änderung der Anästhesietechnische- und Operationstechnische-Assistenten-Ausbildungs- 
und -Prüfungsverordnung) 

Die Änderungen sind Folgeänderungen im Hinblick auf die Zitierung von § 1 PflBG, der nunmehr nur noch einen 
Absatz 1 hat. 

Zu Artikel 9 (Inkrafttreten) 

Zu Absatz 2 

Die Änderung des § 42a SGB XI tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. 

Die Änderungen in den Artikeln 8a bis 8o treten aufgrund des Sachzusammenhangs alle am 1. Januar 2024 in 
Kraft. 

Zu Absatz 3 

Es wird geregelt, dass die Änderung des Artikel 8c rückwirkend zum Tag der 2./3. Lesung des Deutschen Bun-
destages in Kraft tritt. Damit wird schnellstmöglich Rechtssicherheit vor allem bezüglich der Besetzung des Stif-
tungsrats und bezüglich der Satzung gegeben. 

Zu Absatz 5 

Mit dem Intensivpflege- und Rehabilitationsstärkungsgesetz vom 23. Oktober 2020 (BGBl. I S. 2220) wurde die 
Versorgung mit außerklinischer Intensivpflege aus den §§ 37, 132a herausgelöst und in eigenständige Regelungen 
in die §§ 37c, 132l überführt. Leistungen der außerklinischen Intensivpflege durften bis zum 1. November 2023 
übergangsweise auf Grundlage der §§ 37, 132a SGB V verordnet und abgerechnet werden. Um die in diesem 
Zusammenhang erforderlichen Verhandlungen der Vertragsparteien nach § 132l Absatz 5 Satz 1 durch die in Ar-
tikel 8a Nummer 1 vorgesehenen Novellierungen nicht zu verzögern beziehungsweise um erneuten Verhand-
lungsbedarf zu vermeiden, wird vorgesehen, dass diese Regelungen erst zum 1. Juli 2024 in Kraft treten. 



 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 179 – Drucksache 20/8901 
 
 
Zu Absatz 7 

§ 8a des Gesetzes über den Beruf des Logopäden tritt mit Auslaufen der Modellklauseln zum 1. Januar 2025 in 
Kraft, um eine lückenlose Fortführung der Studiengänge in der Logopädie zu gewährleisten. 

§ 8b ErgThG tritt mit Auslaufen der Modellklauseln zum 1. Januar 2025 in Kraft, um eine lückenlose Fortführung 
der Studiengänge in der Ergotherapie zu gewährleisten. 

§ 18a MPhG tritt mit Auslaufen der Modellklauseln zum 1. Januar 2025 in Kraft, um eine lückenlose Fortführung 
der Studiengänge in der Physiotherapie zu gewährleisten. 

 

Berlin, den 18. Oktober 2023 

Bettina Müller 
Berichterstatterin 

Emmi Zeulner 
Berichterstatterin 

Kordula Schulz-Asche 
Berichterstatterin 

Jens Teutrine 
Berichterstatter 

Martin Sichert 
Berichterstatter 

Ates Gürpinar 
Berichterstatter 

 



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de

ISSN 0722-8333

http://www.heenemann-druck.de
http://www.bundesanzeiger-verlag.de

	Deutscher Bundestag Drucksache 20/8901

